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Betrachtet man die Entwicklung der rechtlichen und politischen Beziehungen der 
Türkei zur Europäischen Union kann man davon sprechen, dass hier ein besonderes, 
vielleicht auch ein besonders problematisches Verhältnis vorliegt. Kein anderer Staat 
strebt schon so lange die Mitgliedschaft in der EU an und bei keinem anderen poten-
tiellen Beitrittsstaat scheint der Beitritt derzeit fraglicher. Die Ursachen hierfür zu er-
forschen und darzustellen, würde Material für eine eigene Untersuchung bieten. Ge-
genstand der vorliegenden Arbeit ist dagegen ein Ausschnitt aus den Rechtsgrund-
lagen, welche aktuell das Verhältnis zwischen der Türkei und der EU bzw. den Mit-
gliedstaaten regeln: Bereits im Jahr 1963 wurde das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der EWG und der Türkei geschlossen. Das Abkommen wurde 
1970 durch ein Zusatzprotokoll ergänzt. Zur Verwirklichung der Ziele des Abkom-
mens erließ der auf der Grundlage des Abkommens eingerichtete Assoziationsrat im 
Jahr 1980 unter anderem die Beschlüsse Nr. 1/80 und Nr. 3/80. Die genannten Texte 
enthalten an verschiedenen Stellen Diskriminierungsverbote. Ziel dieser Arbeit ist es 
nun, die Rechte, die sich aus diesen Diskriminierungsverboten für türkische Staats-
angehörige und ihre Familienangehörigen ergeben, umfassend zu untersuchen.  
 
Obwohl die Türkei seit 1999 Beitrittskandidat ist, ist ein EU-Beitritt der Türkei derzeit 
nicht abzusehen. Es ist daher damit zu rechnen, dass das Assoziierungsabkommen, 
das Zusatzprotokoll und die Beschlüsse des Assoziationsrates noch lange eine we-
sentliche Rolle bei der Bestimmung der Rechte von türkischen Staatsangehörigen 
und ihren Familienangehörigen spielen werden. Die umfassende Untersuchung, wel-
che Rechte sich aus den Diskriminierungsverboten ergeben, ist daher auf absehbare 
Zeit für die praktische Rechtsanwendung von großer Bedeutung.  
 
Darüber hinaus sind auch in anderen Assoziierungsabkommen, welche die EU mit 
Drittstaaten geschlossen hat, in der Regel Diskriminierungsverbote enthalten. Eine 
eingehende Untersuchung der Diskriminierungsverbote aus dem Assoziierungsab-
kommen EWG/Türkei kann daher auch zur Bestimmung der Rechte von Staatsange-
hörigen anderer assoziierter Staaten eine Grundlage sein. Hierauf wird in der 




Der Rechtsprechung und der Literatur wurde erst nach und nach klar, welche prakti-
sche Bedeutung das Assoziierungsabkommen, das Zusatzprotokoll von 1970 sowie 
die Assoziationsratsbeschlüsse Nr. 1/80 und Nr. 3/80 haben. Mittlerweile gibt es zahl-
reiche Entscheidungen des EuGH und auch der nationalen Gerichte, welche sich mit 
dem Assoziationsrecht EU/Türkei befassen und den türkischen Staatsangehörigen 
und ihren Familienangehörigen daraus Rechte ableiten. Dies gilt insbesondere in 
Bezug auf die aufenthaltsrechtlichen Wirkungen der Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/80 und 
deren Beschränkung durch Art. 14 ARB Nr. 1/80. 
 
Der EuGH und die nationalen Gerichte haben sich in einigen Urteilen auch mit den 
assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverboten auseinandergesetzt. Bestimmte 
Grundlagen, Einzelheiten und insbesondere der Umfang dieser Rechte sind aber 
weiter klärungsbedürftig. Im Folgenden sind einige Beispiele genannt: 
 
Bei einzelnen Diskriminierungsverboten besteht Uneinigkeit in Bezug auf deren un-
mittelbare Anwendbarkeit. Diese ist aber Voraussetzung dafür, dass der Einzelne 
überhaupt Rechte aus den Diskriminierungsverboten geltend machen kann. Von Be-
deutung ist auch die grundlegende Frage, nach welchen Grundsätzen Assoziations-
recht auszulegen ist. Hier ist insbesondere darauf einzugehen, ob die Auslegung 
nach völkerrechtlichen oder gemeinschaftsrechtlichen Regeln zu erfolgen hat. In die-
sem Zusammenhang ist zu untersuchen, inwieweit die Rechtsprechung des EuGH zu 
Diskriminierungsverboten aus Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne auf assoziati-
onsrechtliche Diskriminierungsverbote übertragbar ist. Ungeklärt ist auch, inwieweit 
die Diskriminierungsverbote Drittwirkung entfalten, d.h. Privatpersonen entgegen ge-
halten werden können. 
 
Hinsichtlich einiger Diskriminierungsverbote ist noch offen, ob und gegebenenfalls 
welche Familienangehörige profitieren können. Für den Umfang der Rechte der türki-
schen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen spielt eine große Rolle, wie der 
Begriff der „sonstigen Arbeitsbedingungen“ in dem beschäftigungsbezogenen Dis-
kriminierungsverbot in Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 zu verstehen ist. Hier gehen die 
Literaturmeinungen stark auseinander und führen zu teilweise extrem unterschiedli-




Der EuGH hat sich bisher erst in einer Entscheidung mit dem sozialrechtlichen Dis-
kriminierungsverbot in Art. 3 ARB Nr. 3/80 auseinander gesetzt. Dessen Untersu-
chung ist besonders interessant, da er potentiell weit reichende Rechte vermittelt.  
 
Einen Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bildet die Prüfung, inwieweit die Diskri-
minierungsverbote im Assoziationsrecht EU/Türkei aufenthaltsrechtliche Wirkung 
entfalten können. Hierzu liegt bisher ebenfalls erst eine Entscheidung des EuGH vor. 
Insbesondere in der deutschen Rechtsprechung gehen die Meinungen darüber, wie 
die Entscheidung des EuGH aufzufassen ist, sehr weit auseinander. Gerade die Fra-
ge der aufenthaltsrechtlichen Wirkung assoziationsrechtlicher Bestimmungen ist für 
die betroffenen türkischen Staatsangehörigen und ihre Familienangehörigen aber oft 
von besonderer Bedeutung. 
 
Im ersten Teil der Arbeit werden die assoziationsrechtlichen Grundlagen erörtert. 
Neben einer historischen Einführung und einer inhaltlichen Darstellung der einzelnen 
Rechtsquellen enthält dieser Teil die rechtliche Einordnung des Assoziationsrechtes.  
Er befasst sich insbesondere auch mit der Frage, nach welchen Grundsätzen die 
assoziationsrechtlichen Bestimmungen auszulegen sind. Im zweiten Teil der Arbeit 
werden der Begriff der Diskriminierung erläutert und die Voraussetzungen für eine 
nach Assoziationsrecht verbotene Diskriminierung dargelegt. Da die Rechtsprechung 
und die Literatur sich überwiegend mit den Diskriminierungsverboten nach Gemein-
schaftsrecht befasst haben, sollen zunächst die in diesem Zusammenhang aufge-
stellten Grundsätze erörtert werden. Anschließend wird geklärt, inwieweit die im Ge-
meinschaftsrecht gefundenen Ergebnisse auf die assoziationsrechtlichen Diskriminie-
rungsverbote übertragen werden können.  
 
Unter Berücksichtigung der Ergebnisse aus den ersten beiden Teilen der Arbeit wer-
den im  dritten und vierten Teil die einzelnen assoziationsrechtlichen Diskriminie-
rungsverbote dahingehend  untersucht, welche Rechte sie türkischen Arbeitnehmern 
und ihren Familienangehörigen gewähren. Der dritte Teil befasst sich dabei mit den 






Teil 1  
Die assoziationsrechtlichen Grundlagen 
 
Im ersten Abschnitt des ersten Teils der Arbeit sollen zunächst die Grundlagen des 
Assoziationsrechtes erörtert werden. Es werden die historische Entwicklung und der 
Inhalt der assoziationsrechtlichen Vereinbarungen zwischen der EU und der Türkei 
dargestellt, anschließend werden die rechtlichen Grundlagen des Assoziationsrech-
tes geklärt.  
  
I. Historische Entwicklung und Inhalt des Assoziierungsabkommens und der 
   Assoziationsratsbeschlüsse 
Bei der Darstellung der historischen Entwicklung wird deutlich, dass die Türkei  lange 
vor Abschluss des Assoziierungsabkommens von 1963 eine west- bzw. europaorien-
tierte Politik anstrebte. Im Folgenden werden in einzelnen Abschnitten jeweils die 
Entwicklung hin zu der assoziationsrechtlichen Vereinbarung der EU mit der Türkei 
sowie deren Inhalt dargestellt. 
 
1. Das Assoziierungsabkommen EWG/Türkei von 1963 
Primäre rechtliche Grundlage der Assoziierung zwischen der EU und der Türkei ist 
das Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der EWG und der Türkei 
von 19631. Schon lange vorher zeichnete sich eine europafreundliche Entwicklung in 
der Türkei ab.  
 
a. Historische Entwicklung bis zum Abschluss des Assoziierungsabkommens 
Bereits im osmanischen Reich kam es Ende des 19. Jahrhunderts vor allem im 
Rahmen der Bewegung der Jungtürken zu europäisch inspirierten Reformbestrebun-
gen2. Ein Großteil der Gründer der jungtürkischen Bewegung bestand aus nach eu-
ropäischem Vorbild und zum Teil in Europa ausgebildeten Staatsbediensteten3. Die 
verschiedenen jungtürkischen Gruppierungen einte, dass sie in Opposition zur auto-
kratischen Herrschaft Abdülhamids II vor allem für die Wiedereinführung der 1878 
                                                 
1
 ABl. 1964, 3687 und BGBl. 1964 II, 509, im Folgenden: Assoziierungsabkommen, zur Bezeichnung der Arti-
kel: AssAbk. 
2
 Mayer in: Grothusen (Hrsg.), Die Türkei in Europa, S. 247, 249f. 
3
 Zürcher in: Karpat (Hrsg.), Ottoman Past and Today´s Turkey, S. 150, 151. 
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ausgesetzten Verfassung eintraten4. Die ganz überwiegende Mehrheit befürwortete 
dabei die Beibehaltung des Sultan-Kalif als oberste politische und religiöse Reprä-
sentationsfigur5. Erziehung und Bildung erachteten die Jungtürken als Mittel für um-
fassende Reformen, die zur Überwindung der Überlegenheit des Westens bzw. Eu-
ropas notwendig seien6. Europa wurde dabei als Wiege der Zivilisation und als Aus-
gangspunkt für Modernität angesehen7. Das aus verschiedenen jungtürkischen 
Gruppierungen gebildete Komitee für Einheit und Fortschritt übernahm nach der 
Entmachtung Abdülhamids 1908 zunächst faktisch die Regierung8 und behielt diese 
mit kurzen Unterbrechungen bis zum Ende des Ersten Weltkrieges bei9. Unter den 
Jungtürken kämpften im Wesentlichen drei große Strömungen um die Vorherrschaft: 
Die Liberalen oder Westorientierten, welche einer individuell-liberalistischen Idee 
konstitutioneller Monarchie nach britischem Vorbild anhingen, die Islamisten, welche 
das Reich auf der Grundlage eines reformierten Islam erneuern wollten und die  von 
den Ideologien der europäischen Nationalbewegungen des 19. Jahrhunderts beein-
flussten türkischen Nationalisten10. Das Komitee für Einheit und Fortschritt bildete 
dabei den politischen Kern der türkischen Nationalisten und unternahm einige weit 
reichende politische und gesellschaftliche Reformen11. So führten sie das parlamen-
tarische System ein und säkularisierten das Staatswesen, indem sie zum Beispiel die 
religiösen Gerichte der Aufsicht des Justizministeriums und religiöse Stiftungen der 
staatlichen Verwaltung unterstellten12. 1917 wurde ein umfassendes Familienrecht 
und damit beispielsweise die zivilrechtliche Regelung der Eheschließung und – auf-
lösung eingeführt13. Dies stellte neben der Öffnung der Schulen und Universitäten für 
Mädchen und Frauen eine wesentliche Verbesserung für die Rechte von Frauen 
dar14. Die Zuständigkeit für das gesamte Schulwesen wurde auf das Erziehungsmi-
nisterium übertragen, Fächer wie Geschichte, Literatur und Philosophie kamen auf 
den Lehrplan15. Wirtschaftspolitisch herrschten von 1908 bis 1913 eher liberale An-
                                                 
4
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 103. 
5
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 104.  
6
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 104. 
7
 Criss in: Kürsat-Ahlers/Tan/Waldhoff (Hrsg.),Türkei und Europa, Facetten einer Beziehung in Vergangenheit 
und Gegenwart, S. 123, 130, 132f. 
8
 Sordi in: Schreiber (Hrsg.), Weltreiche, Bd. II, deutsche Ausgabe, S. 321. 
9
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 87. 
10
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 104. 
11
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 108; Lewis, The Emergence of Modern Turkey, S. 223 ff. 
12
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 109. 
13
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 109; Lewis, The Emergence of modern Turkey, S. 225. 
14
 Lewis, The Emergence of modern Turkey, S. 225. 
15
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 109. 
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sätze vor16. Die Regierung des Komitees für Einheit und Fortschritt förderte an-
schließend vor allem die nationale Wirtschaft17. 
 
Mustafa Kemal Atatürk führte nach der Gründung der türkischen Republik am 
29.10.1923 die von den Jungtürken  begonnenen Reformen weiter: Am 03.03.1924 
beschloss die Nationalversammlung die Beendigung des Kalifats und beschränkte 
die Einflussnahme des religiösen Establishments, indem ein einheitliches nationales 
Erziehungssystem eingeführt wurde, in welchem die Bildung nun in den Händen 
staatlich geleiteter Vorbeter und Predigerschulen lag18. Außerdem wurde das Minis-
terium für das islamische Recht und die Verwaltung der frommen Stiftungen abge-
schafft19. Verschiedene Rechtsbereiche wurden an die Rechtssysteme westlicher 
Staaten angepasst. So lehnte das Zivilrecht an das schweizer Zivilrecht an20, das 
Strafrecht wurde nach italienischem, das Strafprozessrecht und das Handelsrecht 
nach deutschem Vorbild umgestaltet21. Die Nationalversammlung strich 1928 den 
Islam als Staatsreligion aus der Verfassung22. Der Religionsunterricht wurde in den 
städtischen Schulen 1930, in den Dorfschulen 1933 abgeschafft. Arabisch und Per-
sisch wurde seit 1928 nur noch an den Universitäten gelehrt23. Mustafa Kemal Ata-
türk erstellte ab Herbst 1929 selbst einen Entwurf eines Lehrbuchs für alle Schulen, 
welches nach dem Vorbild der deutschen „Staatsbürgerkunde“ bzw. nach der franzö-
sischen „Instruction civique“ gestaltet war und den Schülern die Prinzipien des kema-
listischen Staates nahe bringen sollte24. Der Text wurde von Ayşe Afet Inan, der 
Adoptivtochter Atatürks redigiert und 1930 veröffentlicht25. Im Rahmen der Bildungs-
reform war vorgesehen, dass zumindest übergangsweise europäische Gastprofesso-
ren engagiert werden sollten26. In den Dreißiger- und Vierzigerjahren handelte es 
sich dabei überwiegend um deutsche Wissenschaftler, die aus Nazi-Deutschland 
emigriert waren27. Die Türkei passte sich weiter insoweit der westlichen Kultur an, als 
                                                 
16
 Kramer/ Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 109. 
17
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 109. 
18
 Kreiser, Atatürk. Eine Biographie, S. 219, 225ff. 
19
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 121 f; Kreiser, Atatürk, Eine Biographie, S. 219, 225ff. 
20
 Kramer/ Reinkowski, Die Türkei und Europa, 122; Lewis, The Emergence of Modern Turkey, S. 267. 
21
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 123; Mayer in: Grothusen (Hrsg.), Die Türkei in Europa, S. 
247, 252. 
22
 Lewis, The Emergence of modern Turkey, S. 271. 
23
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 123. 
24
 Kreiser, Atatürk. Eine Biographie, S. 219, 237. 
25
 Kreiser, Atatürk. Eine Biographie, S. 219, 237. 
26
 Kramer/ Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 148. 
27
 Rüstow, Die Türkei, S. 147. 
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sie zum Dezember 1925 den gregorianischen Kalender und die international übliche 
24-Stunden-Zeitmessung einführte28. Am 01.01.1929 wurde das türkische, auf der 
Grundlage lateinischer Buchstaben entwickelte Alphabet zur offiziellen Schrift29. Dar-
über hinaus war Atatürk bestrebt, die Modernisierung durch Etablierung westlicher 
Elemente in der Kunst, vor allem in der Musik zu fördern indem er zum Beispiel die 
Nutzung westlicher Musiktechniken anregte oder europäische Musiker und Kompo-
nisten wie Joseph Marx, Paul Hindemith, Bela Bartok und Eduard Zuckmayer in die 
Türkei einlud30. Die kulturellen Reformen machten auch vor der Kleiderordnung nicht 
Halt. Das bereits 1925 in Kraft getretene Hutgesetz schrieb den Hut als Kopfbede-
ckung für Männer vor und verbot damit unter Strafe das Tragen des traditionellen 
Fes31. Das Verbot des Schleiers als traditionelle weibliche Kopfbedeckung galt dage-
gen nur für Staatsbedienstete und in öffentlichen Gebäuden32. Wirtschaftlich war Ata-
türk um eine möglichst umfassende Autarkie bemüht33 und folgte dem Prinzip des 
Etatismus34. 
 
Während des Zweiten Weltkrieges bemühte sich die Türkei, möglichst neutral zu 
bleiben. Sie erklärte Deutschland erst kurz vor Kriegsende und wohl vor allem, um 
UNO-Gründungsmitglied werden zu können, den Krieg35. Nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges kam es zu einer neuerlichen und verstärkten Westorientierung der 
Türkei36. Als Ursache sind zum einen sicherheitspolitische Gründe zu sehen, welche 
sich aus einem angespannten Verhältnis der Türkei zur Sowjetunion ergaben37. Die-
se Spannungen waren bedingt durch sowjetische Gebietsansprüche auf Teile der 
türkischen Nordostprovinzen und die Forderung nach Errichtung eines gemeinschaft-
lichen türkisch-sowjetischen Kontrollregimes über die Meerenge in der Türkei38. Die 
der Sowjetunion militärisch weit unterlegene Türkei entschied, sich unter den Schutz 
der Vereinigten Staaten zu stellen und besiegelte damit ihre Einbindung in das west-
                                                 
28
 Lewis, The Emergence of modern Turkey, S. 265, 272. 
29
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 124. 
30
 And in: Landau (Hrsg.) Atatürk and the Modernization of Turkey, S. 215, 220. 
31
 Kreiser, Atatürk: Eine Biographie, S. 219, 242; Lewis, The Emergence of modern Turkey, S. 264. 
32
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 123. 
33
 Riemer, Die Türkei an der Schwelle zum 21. Jahrhundert, S. 28. 
34
 Riemer, Die Türkei an der Schwelle zum 21. Jahrhundert, S. 27. 
35
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 154. 
36
 Bagci in: Wiggershaus/Heinemann (Hrsg.), Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, 
Bd. II, S. 281; Riemer, Die Türkei an der Schwelle zum 21. Jahrhundert, S. 28. 
37
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 15. 
38
 Gonlubol in: Karpat (Hrsg.), Turkey´s Foreign Policy in Transistion, S. 13; Moser/Weithmann, Die Türkei, 
Nation zwischen Europa und dem Nahen Osten, S. 144. 
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liche militärische Sicherheitssystem39. Die Truman-Doktrin vom 12. 03. 1947 garan-
tierte die territoriale Unversehrtheit der Türkei40. Die im Rahmen des Marshall-Plans 
für den europäischen Wiederaufbau erfolgte Unterzeichnung eines militärischen Ab-
kommens zwischen den Vereinigten Staaten und der Türkei am 12.07.1947 doku-
mentiert die Westorientierung der Türkei41. Die Türkei wurde 1947 in den Internatio-
nalen Währungsfonds und in die Weltbank aufgenommen42. Im Zusammenhang mit 
dieser Westorientierung steht auch die Änderung der Haltung der Türkei zur Palästi-
nafrage. Die Türkei befürwortete nun nicht mehr die Gründung eines unabhängigen 
arabischen Staates, sondern anerkannte stattdessen den Staat Israel neun Monate 
nach seiner Gründung43. Diese weitere Annäherung an die Positionen westlicher 
Staaten, insbesondere der Vereinigten Staaten, erfolgte auf Kosten der Beziehungen 
der Türkei zu den arabischen Staaten44.  
 
Die Türkei war bestrebt, Gründungsmitglied in der NATO zu werden45. Dies wurde 
von den Vereinigten Staaten und den Staaten des Brüsseler Vertrages jedoch zu-
nächst abgelehnt mit der Begründung, dem Nordatlantikvertrag läge ein geographi-
sches Verteidigungskonzept zu Grunde, welches auf die Länder der nordatlantischen 
Region beschränkt sei46. Der türkische Außenminister versuchte daraufhin, das Ver-
einigte Königreich und die Vereinigten Staaten für einen den Nordatlantikpakt ergän-
zenden Mittelmeerpakt zu gewinnen, stieß dabei aber auf wenig Interesse47. Eine 
Wendung in der NATO-Beitrittsfrage trat ein mit dem Beschluss der neu gewählten 
türkischen Regierung unter Adnan Menderes vom 18.07.1950, wonach die Türkei als 
zweites Land nach den Vereinigten Staaten dem Aufruf des UN-Sicherheitsrates, der 
von Nordkorea angegriffenen Republik Südkorea zu Hilfe zu kommen, folgte48. Unter 
diesem Eindruck und auf Initiative des US-amerikanischen Botschafters in Ankara, 
                                                 
39
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 15. 
40
 Moser/Weithmann, Die Türkei, Nation zwischen Europa und dem Nahen Osten, S. 143 f; Riemer, Die Türkei 
an der Schwelle zum 21. Jahrhundert, S. 28. 
41
 Özak in: Özak/Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im Umbruch, S. 208, 210 f. 
42
 Moser/Weithmann, Die Türkei, Nation zwischen Europa und dem Nahen Osten, S. 145. 
43
 Bagci in: Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, Bd. II, S. 281, 282. 
44
 Bagci in: Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, Bd. II, S. 281, 282 m.w.N.; Mo-
ser/Weithmann, Die Türkei, Nation zwischen Europa und dem Nahen Osten, S. 155; Özak in: Özak/Dagyeli 
(Hrsg.), Die Türkei im Umbruch, S. 208, 211. 
45
 Bagci in: Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, Bd. II, S. 281, 282. 
46
 Bagci in: Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, Bd. II, S. 281, 282. 
47
 Bagci in: Wiggershaus/Heinemann (Hrsg.), Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, 
Bd. II, S. 281, 285. 
48
 Bagci in: Wiggershaus/Heinemann (Hrsg.), Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, 
Bd. II, S. 281, 286f; Moser/Weithmann, Die Türkei, Nation zwischen Europa und dem Nahen Osten, S. 145. 
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George McGhee, erhielten die Beitrittsbestrebungen der Türkei eine neue Dynamik. 
McGhee hielt die Aufnahme der Türkei in die NATO für unerlässlich zum Schutz 
schwächerer Staaten des mittleren Ostens gegen sowjetische Einflüsse oder Angrif-
fe49. Am 20.09.1951 wurde die Türkei schließlich vom NATO-Rat zum Beitritt einge-
laden, der am 18.02.1952 erfolgte.  
 
Darüber hinaus war die Türkei außenpolitisch um eine Mitgliedschaft in allen wichti-
gen multinationalen westeuropäischen Organisationen bemüht50. So wurde sie 1948 
Gründungsmitglied der Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC, 1961 abgelöst durch die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, OECD). Die Türkei trat dem Europarat noch im Jahr seiner Grün-
dung 1949 bei und ist seitdem ununterbrochen im Ministerrat des Europarates und 
als einer der ersten Staaten mit einem ständigen Vertreter beim Europarat in Straß-
burg vertreten51. 
 
Aus der außen- und sicherheitspolitischen Anbindung der Türkei an den Westen folg-
te eine wirtschaftspolitische Ausrichtung auf das System offener Märkte und freier 
internationaler Wirtschaftsbeziehungen und gleichzeitig die wirtschaftliche Abhängig-
keit von engen Verbindungen zu dem westlichen Wirtschaftssystem52. Diese markt-
wirtschaftliche Orientierung hatte eine weitere Ursache in der deutschen Gelehrten-
migration während des Nationalsozialismus53. Eine Zeit lang hatten deutsche Wirt-
schaftswissenschaftler die Mehrheit der wirtschaftswissenschaftlichen Lehrstühle an 
der Universität Istanbul inne und prägten das wirtschaftspolitische Denken in der 
Türkei mit ihren marktwirtschaftlichen Ideen54. 
Am 31.07.1959 stellte die türkische Regierung den Antrag, mit der EWG in Verhand-
lungen über den Abschluss eines Assoziierungsabkommens einzutreten. Der Zeit-
punkt für die Antragstellung ergibt sich offenbar aus der Tatsache, dass Griechen-
land einige Wochen zuvor ebenfalls die Aufnahme von Assoziierungsverhandlungen 
                                                 
49
 Bagci in Wiggershaus/Heinemann (Hrsg.): Nationale Außen- und Bündnispolitik der NATO-Mitgliedstaaten, 
Bd. II, S. 281, 293. 
50
 Keskin in: Werner Gumpel (Hrsg.), Die Türkei auf dem Weg in die EG, S. 65; Kramer, Die Europäische Ge-
meinschaft und die Türkei, S. 18. 
51
 Mayer in: Grothusen (Hrsg.), Die Türkei in Europa, S. 247, 253. 
52
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 20. 
53
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 148 f. 
54
 Kramer/Reinkowski, Die Türkei und Europa, S. 148 f. 
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mit der EWG beantragt hatte55. Aufgrund der zwischen Griechenland und der Türkei 
ständig herrschenden politischen Spannungen war die Türkei bemüht, jegliches Un-
gleichgewicht in den Beziehungen beider Staaten zu Westeuropa zu vermeiden56.  
 
Die Hauptmotive für den Antrag der Türkei waren politischer Natur: Westorientierung 
und die Anerkennung der Türkei als moderne westeuropäische Demokratie und In-
dustrienation57 sowie das Bestreben, ein Gleichgewicht in den Beziehungen von 
Griechenland und der Türkei zu Westeuropa herzustellen58. Daneben sind wirt-
schaftspolitische Erwägungen wie Verbesserung der Exportchancen, Kapital- und 
Technologieimporte und der Nutzen aus der Rolle Westeuropas in den internationa-
len Finanzbeziehungen zu nennen59. Im Rahmen der wirtschaftlichen Erwägungen 
war das Konkurrenzverhältnis zwischen Griechenland und der Türkei in Bezug auf 
Exportwaren auf den EWG-Markt maßgeblich60. Die Türkei befürchtete bei einer As-
soziierung Griechenlands mit der EWG und damit verbundenen Zollbegünstigungen 
starke Einbußen auf diesem Markt, der immerhin 35 % der türkischen Gesamtexpor-
te ausmachte61. Weiter verband die Türkei mit der Assoziierung die Hoffnung auf 
Entlastung ihres Arbeitsmarktes, Devisenzufluss durch den Arbeitskräfteexport sowie 
Finanzhilfen durch die Gemeinschaft62.  
 
Als Motivation für die Aufnahme von Assoziierungsverhandlungen überwogen bei der 
EWG ebenfalls politische, vor allem sicherheitspolitisch-militärische Erwägungen63. 
Die Assoziation mit der Türkei wurde als wertvolle Ergänzung zur NATO-Bindung der 
Türkei angesehen64. Hierbei spielten vor allem die Funktionen der Türkei als Grenze 
sowjetischen Vordringens und als Brücke zwischen Europa und den nah- und mittel-
                                                 
55
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
56
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 1; Birand in: Özak/Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im 
Umbruch, S. 187, 188 f; Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
57
 Birand in: Özak/Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im Umbruch, S. 187, 189; Kramer, Die Europäische Gemein-
schaft und die Türkei, S. 21 f, 31; vgl. auch Ete, Probleme der Assoziierung der Türkei mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeineschaft, S. 15. 
58
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 1; Ete, Probleme der Assoziierung der Türkei mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, S. 48. 
59
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 1; Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die 
Türkei, S. 23; vgl. auch Ete, Probleme der Assoziierung der Türkei mit der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, S. 18. 
60
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
61
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 1; Birand in: Özak/Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im 
Umbruch, S. 187, S. 190; Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
62
 Akyürek, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 1; Birand in: Özak/Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im 
Umbruch, S. 187, 190. 
63
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
64
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
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östlichen Krisengebieten eine Rolle65. Darüber hinaus wollte die Gemeinschaft ihr 
internationales Ansehen durch vielfältige Beziehungen zu Drittländern stärken66. Auf-
grund der sicherheitspolitischen Bedeutung des östlichen Mittelmeerraumes war die 
EWG bestrebt, dort nicht durch Ungleichbehandlung Griechenlands und der Türkei 
Spannungen zu verstärken67. Teilweise wurde die Assoziierung der Türkei mit der 
EWG auch als logische Folge der NATO-Mitgliedschaft der Türkei angesehen68.  In 
wirtschaftlicher Hinsicht ging es den Mitgliedstaaten primär um den Schutz der euro-
päischen Wirtschaft vor türkischen Textilimporten und Agrarprodukten, welche in 
Konkurrenz zu europäischen Produkten standen69. 
 
Aus Sicht Deutschlands sprach zunächst sein Bedarf an Arbeitskräften für eine As-
soziierung mit der Türkei und die daraus folgende weitgehende Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit. Am 30.10.1961 hatten Deutschland und die Türkische Republik eine Verein-
barung zur Regelung der Vermittlung von türkischen Arbeitnehmern nach der Bun-
desrepublik Deutschland70 geschlossen. Beide Staaten unterzeichneten am 
30.04.1964 das binationale Abkommen über die Soziale Sicherheit71.  
 
Wohl aus dem oben genannten Bestreben heraus, eine Ungleichbehandlung von 
Griechenland und der Türkei zu vermeiden, war es zunächst das Bestreben der 
EWG, mit beiden Staaten gleich lautende Verträge auszuhandeln72. Dies scheiterte 
jedoch zum einen an den unterschiedlichen wirtschaftlichen Voraussetzungen, aber 
wohl auch aufgrund der aus Sicht der EWG unrealistischen Forderungen der Türkei 
nach freiem Marktzugang für industrielle und landwirtschaftliche Erzeugnisse, einem 
Kredit in Höhe von 500 Mio. US-Dollar, der schriftlichen Garantie der Mitgliedschaft 
nach einem Zeitraum von 22 Jahren und dem automatischen Übergang von der Vor-
bereitungs- zur Übergangsphase der Assoziation73. 
 
                                                 
65
 Gottschlich, Die Türkei auf dem Weg nach Europa, S. 154; Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die 
Türkei, S. 24. 
66
 Birand in: Özak/ Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im Umbruch, S. 187,  191; Kramer, Die Europäische Gemein-
schaft und die Türkei, S. 32. 
67
 Birand in: Özak/Dagyeli (Hrsg.), Die Türkei im Umbruch, S. 187, S 191; Kramer, Die Europäische Gemein-
schaft und die Türkei, S. 32. 
68
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
69
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 27. 
70
 BArbBl 3/1962, S. 69. 
71
 BGBl II 1965/1170 
72
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32. 
73
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 32 f. 
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Die Verhandlungen über den Assoziierungsantrag begannen am 28.09.1959 und zo-
gen sich über zehn mehrtätige Verhandlungsrunden bis zum endgültigen Abschluss 
am 25.06.1963 hin74. Der Verhandlungsverlauf wurde dabei durch den am 
27.05.1960 in der Türkei erfolgten Militärputsch verzögert, jedoch nicht entscheidend 
behindert75. Das Ziel einer Zollunion wurde von den Verhandlungspartnern zunächst 
relativ schnell festgelegt76. Im April 1961 rückte die EWG jedoch von diesem Ziel ab 
und favorisierte ein Modell, welches den Beziehungen der EWG zu den Mittelmeer-
Anrainern ähnelte77 und daher lediglich als ein Kooperationsabkommen auf wirt-
schaftlichem Gebiet zu bezeichnen gewesen wäre78. Am 09.07.1961 wurde das As-
soziierungsabkommen mit Griechenland79 abgeschlossen. Da mit Griechenland nicht 
nur eine Zollunion vereinbart, sondern ihm auch die Mitgliedschaft in Aussicht gestellt 
wurde, ließ die türkische Seite sich nicht auf  die abweichenden Vorschläge ein und 
bestand auf einer Zollunion als Kernziel der Assoziierung80. Mit dieser Forderung 
setzte sich die Türkei letztlich auch durch. Nachdem am 20.11.1961 die Militärdikta-
tur von einer zivilen Regierung unter der Leitung von Ministerpräsident Ismet Inönü 
abgelöst worden war, wurde am 12.09.1963 das Abkommen in Ankara unterzeichnet. 
 
b. Inhalt 
Das Assoziierungsabkommen bestimmt in Art. 2 Abs. 1 zunächst das Ziel, die Han-
dels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien zu fördern und 
dabei den beschleunigten Aufbau der türkischen Wirtschaft und die Hebung des Be-
schäftigungsstandes und der Lebensbedingungen des türkischen Volkes zu gewähr-
leisten. Die schrittweise Errichtung einer Zollunion ist vorgesehen (Art. 2 Abs. 2 Ass-
Abk). Die Assoziation umfasst nach dem Abkommen Vorbereitungs-, Übergangs- 
und Endphase (Art. 2 Abs. 3 AssAbk). Während der  fünfjährigen, nach den Bestim-
mungen des Vorläufigen Protokolls bis zu elf Jahren verlängerbaren Vorbereitungs-
phase hat die Türkei ihre Wirtschaft mit Hilfe der Gemeinschaft zu festigen (Art. 3 
Abs. Abs. 1 AssAbk). Die sich anschließende, unter Ausnahmevorbehalt maximal 
                                                 
74
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 33. 
75
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 3. 
76
 Ete, Probleme der Assoiierung der Türkei mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, S. 21. 
77
 Kramer, Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 33, vgl. Ete, Probleme der Assoziierung der Türkei 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, S. 23 f. 
78
 Vgl. Welter, Europaarchiv 1961, 417, 425, der aufgrund der am 10.04.1961 wieder aufgenommenen Verhand-
lungen davon ausging, dass nicht die Zollunion das Ziel der Assoziierung der EWG mit der Türkei sei sondern 
ein „lockeres Gebilde“. 
79
 ABl. 26 vom 18.02.1963, S. 294 – 342. 
80
 Ete, Probleme der Assoziierung der Türkei mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, S. 22; Kramer, Die 
Europäische Gemeinschaft und die Türkei, S. 24. 
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zwölf Jahre dauernde Übergangsphase dient der schrittweisen Errichtung einer Zoll-
union und der Annäherung der türkischen und der gemeinschaftlichen Wirtschaftspo-
litik (Art. 4 Abs. 1 AssAbk). Die Endphase soll schließlich auf der Zollunion beruhen 
und eine verstärkte Koordinierung der Wirtschaftspolitiken der Vertragsparteien ein-
schließen (Art. 5 AssAbk). 
 
Das Assoziierungsabkommen enthält in seinem Art. 9 ein Verbot der Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit und bezieht sich dabei auf den entsprechen-
den in Artikel 7 des Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft81 verankerten Grund-
satz (Art. 9 AssAbk). 
 
Gemäß Artikel 12 AssAbk vereinbaren die Vertragsparteien, „sich von den Artikeln 
48, 49 und 50 des Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft82 leiten zu lassen, um 
untereinander die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen.“ Das As-
soziierungsabkommen der Gemeinschaft mit der Türkei ist damit neben dem Assozi-
ierungsabkommen EWG/Griechenland83 eines der ersten Assoziierungsabkommen, 
die als Zielsetzung ausdrücklich die Herstellung der Freizügigkeit beinhalten84. Ent-
sprechende Regelungen enthält das Assoziierungsabkommen in seinen Artikeln 13 
und 14 zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs und orientiert sich damit an dem System der Grund-
freiheiten des EGV bzw. jetzt AEUV85.  
 
In den Art. 15 – 21 enthält das Assoziierungsabkommen weitere Bestimmungen wirt-
schaftlicher Art. Es verweist in Bezug auf Verkehrspolitik (Art. 15 AssAbk), Wettbe-
werb, Steuern  und Rechtsangleichung (Art. 16 AssAbk) auf die entsprechenden 
Grundsätze im EWGV und verpflichtet die Vertragsparteien unter anderem zum Be-
treiben einer Wirtschaftspolitik, insbesondere Konjunktur-, Finanz- und Währungspo-
litik, welche der Verwirklichung der Ziele der Assoziation dient (Art. 17 AssAbk). Mit 
derselben Zielrichtung soll der Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Türkei erleichtert werden (Art. 19 und 20 AssAbk). 
 
                                                 
81
 Jetzt Art. 18 AEUV.  
82
 Jetzt Art. 45, 46 und 47 AEUV. 
83
 ABl. Nr. 26 vom 18.02.1963, S. 294. 
84
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 4. 
85
 Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 6. 
14 
 
Wesentliche Mittel zur Umsetzung der Ziele des Assoziierungsabkommens sind in 
Art. 6 – 8 und 22 AssAbk geregelt: Die Vertragsparteien treten in einem Assoziations-
rat zusammen, welcher im Rahmen der ihm zugewiesenen Befugnisse zur Sicher-
stellung der Anwendung und Entwicklung der Assoziationsregelung tätig wird (Art. 6 
AssAbk). Die Vertragsparteien sind verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur Errei-
chung der Ziele des Abkommens zu ergreifen und diesen entgegenstehende Maß-
nahmen zu unterlassen (Art. 7 AssAbk). Der Assoziationsrat bestimmt die Bedingun-
gen, Einzelheiten und den Zeitplan für die Durchführung der Bestimmungen bezüg-
lich der zu berücksichtigenden Sachbereiche des Vertrages zur Gründung der Ge-
meinschaft,  insbesondere Zollunion, Landwirtschaft und Verkehrs- und Wirtschafts-
politik sowie Schutzklauseln aller Art (Art. 8 AssAbk). Der Assoziationsrat ist ermäch-
tigt, Beschlüsse zu fassen und verpflichtet die Parteien, die zur Durchführung der 
Beschlüsse erforderlichen Maßnahmen zu treffen (Art. 22 Abs. 1 AssAbk). Der Asso-
ziationsrat überprüft regelmäßig die Auswirkungen der Assoziationsregelung unter 
Berücksichtigung der Ziele des Abkommens und hat das Recht auf zweckdienliche 
Empfehlungen (Art. 22 Abs. 2 AssAbk). Er fasst mit Beginn der Übergangsphase  
Beschlüsse in den Fällen, in denen zur Erreichung der Ziele des Abkommens ein 
gemeinsames Tätigwerden der Vertragsparteien erforderlich erscheint, das Abkom-
men die dafür erforderlichen Befugnisse aber nicht enthält (Art. 22 Abs. 3 AssAbk).  
 
Der Assoziationsrat ist zur Beilegung von Streitigkeiten in Bezug auf Anwendung  
oder Auslegung des Abkommens berufen, soweit sie die Gemeinschaft, einen Mit-
gliedstaat der Gemeinschaft oder die Türkei betreffen (Art. 25 Abs. 1 AssAbk). 
 
Schließlich soll die Möglichkeit eines Beitritts der Türkei zur Gemeinschaft geprüft 
werden, „sobald das Funktionieren des Abkommens es in Aussicht zu nehmen ge-
stattet, dass die Türkei die Verpflichtungen aus dem Vertrag zur Gründung der Ge-
meinschaft vollständig übernimmt“ (Art. 28 AssAbk). 
 
2. Das Zusatzprotokoll von 1970 
 
a. Entwicklung der Assoziation bis zum Zusatzprotokoll von 1970 
Nach dem Abschluss des Assoziierungsabkommens entwickelten sich die Beziehun-
gen zwischen der EWG und der Türkei eher träge. Trotz der Vereinbarung einer In-
15 
 
tensivierung der Handelsbeziehungen nahm beispielsweise der landwirtschaftliche 
Export der Türkei in die EG zwischen 1965 und 1968 weniger zu als der in die Verei-
nigten Staaten, die EFTA und den Ostblock86. Die von der EWG bereitgestellte Fi-
nanzhilfe in Höhe von 175 Mio. US-Dollar konnte von der Türkei nicht vollumfänglich 
genutzt werden, da die Türkei nicht über ausreichende förderungsfähige Projekte 
verfügte87. Dennoch forderte die türkische Regierung im Mai 1967 den Einstieg in die 
Übergangsphase zum Beginn des Jahres 197088. Der Assoziationsrat beschloss am 
09.12.1968 entgegen dem Votum der Kommission, die den Eintritt in die Übergangs-
phase aus wirtschaftlichen Gründen für verfrüht hielt, mit den Vorarbeiten zum Eintritt 
in die Übergangsphase zu beginnen89. Diese wurden durch innertürkische Uneinig-
keit über eine engere Integration in die EWG erschwert90. Es gab in der Türkei so-
wohl linke als auch rechte Gruppierungen, welche eine Zollunion und EWG-
Mitgliedschaft mit der Befürchtung ablehnten, diese würde den Untergang der türki-
schen Industrie bedeuten91. Vor allem die türkische Privatwirtschaft befürwortete da-
gegen eine Zollunion und weitergehende Integration der Türkei in die EWG, da sie 
sich durch die damit einhergehende Marktöffnung und den Technologietransfer posi-
tive Impulse für die türkische Wirtschaft erhoffte92. Auch innerhalb der türkischen Re-
gierung bestand Uneinigkeit. Die Staatliche Planungsbehörde (DPT) befürwortete die 
weitere Integration in die EWG erst nach einer Stabilisierung der türkischen Basisin-
dustrien wie Metall, Investitionsgüter, Energie und Chemie93. Das Außenministerium 
strebte aus politischen Gründen eine sofortige Intensivierung der Beziehung zur 
EWG an94.  
 
Auf der Seite der EWG-Mitgliedstaaten überwog das Interesse, in der Übergangszeit 
mittelfristig zu einer Gegenseitigkeit der Handelskonzessionen zwischen der Türkei 
und der EWG zu kommen95. Gleichzeitig sollte in Bezug auf den Handel mit Agrar-
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produkten der Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz, das heißt der Etablierung ei-
nes Systems, welches den Vorrang der innerhalb der EWG-Staaten produzierten 
Produkte vor Erzeugnissen aus Drittstaaten sichert96, auch gegenüber der Türkei 
möglichst lange aufrechterhalten bleiben97.  
 
Nach wegen der unterschiedlichen Interessenlagen problematischen Verhandlungen 
wurde am 23.11.1970 das Zusatzprotokoll zum Abkommen zur Gründung einer As-
soziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei98, un-
terzeichnet und somit die Einzelheiten der Übergangsphase geregelt. Nach einigen 
Verzögerungen unter anderem wegen des erneuten Militärputsches in der Türkei am 
12.09.197199 trat das Zusatzprotokoll erst am 01.01.1973 in Kraft100. 
 
b. Inhalt 
Das Zusatzprotokoll legt die Bedingungen, die Einzelheiten und den Zeitplan der 
Übergangsphase fest. Es regelt vor allem die einzelnen Schritte zur Errichtung der 
Zollunion, enthält neben den Bestimmungen zum freien Warenverkehr aber unter 
anderem auch solche zu Freizügigkeit und Dienstleistungsverkehr und zur Anglei-
chung der Wirtschaftspolitik. In dem hier besonders interessierenden Titel II Kapitel I 
des Zusatzprotokolls über die Arbeitskräfte ist zum einen in Art. 36 festgelegt, dass 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
und der Türkei nach den Grundsätzen des Art. 12 AssAbk zwischen dem Ende des 
zwölften und dem Ende des zweiundzwanzigsten Jahres nach dem Inkrafttreten des 
Assoziierungsabkommens schrittweise hergestellt wird und der Assoziationsrat die 
hierfür erforderlichen Regeln festlegt. Art. 37 ZP enthält ein Diskriminierungsverbot 
aufgrund der Staatsangehörigkeit in Bezug auf die Arbeitsbedingungen und das Ent-
gelt. Art 39 ZP verpflichtet den Assoziationsrat binnen Jahresfrist nach Inkrafttreten 
des Protokolls zum Erlass von Bestimmungen auf dem Gebiet der sozialen Sicher-
heit für türkische Wanderarbeitnehmer und deren in der Gemeinschaft wohnende 
Familien. Geregelt werden muss beispielsweise die Anrechnung von in verschiede-
nen Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungszeiten und der Leistungsexport.  
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3. Der ARB Nr. 2/76 
 
a. Entwicklung der Assoziation bis zum ARB Nr. 2/76 
Auch nach Abschluss des Zusatzprotokolls zeigte sich keine wesentliche Intensivie-
rung der Beziehung, insbesondere der wirtschaftlichen, zwischen der EWG und der 
Türkei101. Problematisch war die weiterhin defizitäre Handelsbilanz der Türkei mit der 
EWG102. Die Türkei machte die Wirtschaftspolitik der EWG, welche Präferenzab-
kommen mit vielen Ländern der Dritten Welt und das bewusste Fernhalten türkischer 
Textilexporte vom westeuropäischen Markt  beinhaltete103, dafür verantwortlich104. 
Außerdem behindere die EWG den Export von türkischen Agrarprodukten105. Gleich-
zeitig fühlte sich die Türkei wegen der EWG-Erweiterung um Dänemark, Irland und 
das Vereinigte Königreich und aufgrund der sich abzeichnenden Süderweiterung um 
Griechenland, Portugal und Spanien vernachlässigt106. Die Türkei bemängelte wei-
terhin die Finanzhilfen der EWG als zu niedrig107. Auch EWG-interne Unstimmigkei-
ten in Bezug auf die Beziehungen zur Türkei hinderten die Stärkung der Assoziati-
on108. So forderte Frankreich für Griechenland höhere Finanzhilfen als für die Türkei, 
Italien wandte sich gegen weit reichende Präferenzen für türkische Agrarexporte109.  
Als weiteres Problemfeld erwies sich die in Art. 36 des Zusatzprotokolls vorgesehene 
schrittweise Herstellung der Freizügigkeit türkischer Arbeitnehmer zwischen dem 
01.12.1976 und dem 01.12.1986110. In der BRD war 1973 der Anwerbestopp in Kraft 
getreten111. Eine rasche Herstellung der Freizügigkeit lag nun nicht mehr im deut-
schen Interesse, wurde aber von der Türkei als Indikator für den Willen der Gemein-
schaft angesehen, die Entwicklung der Türkei zu fördern112. Die EWG schlug in der 
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Sitzung des Assoziationsrates am 20.12.1976 hinsichtlich der Herbeiführung der 
Freizügigkeit lediglich vor, zunächst die für türkische Arbeitnehmer sich bereits aus 
nationalen Bestimmungen ergebenden Vorteile zu festigen und der schrittweisen 
Verbesserung des Zugangs türkischer Arbeitnehmer und ihrer bereits in der Gemein-
schaft lebenden Familienangehörigen zur Beschäftigung besondere Aufmerksamkeit 
zu schenken113. Wesentliche Fortschritte in Bezug auf die Erlangung der Freizügig-
keit sind darin nicht zu sehen114. Gegenstand der Erörterungen in der Sitzung des 
Assoziationsrates am 20.12.1976 waren Präferenzen für weitere Agrarprodukte der 
Türkei sowie die Intensivierung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit115. Der Be-
schluss Nr. 2/76 des Assoziationsrates über die Durchführung des Artikels 12 des 
Abkommens von Ankara vom 20. Dezember 1976116, wurde gefasst.  
 
b. Inhalt 
Durch den ARB Nr. 2/76 sollte die die erste Stufe zur Herstellung der Arbeitnehmer-
freizügigkeit festgelegt werden. Gemäß Art. 2 ARB Nr. 2/76 hatte ein türkischer Ar-
beitnehmer nach dreijähriger ordnungsgemäßer Beschäftigung in einem Mitgliedstaat 
„vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ein-
zuräumenden Vorrangs das Recht, sich auf einen bei den Arbeitsämtern dieses Mit-
gliedstaates für den gleichen Beruf, den gleichen Tätigkeitsbereich und das gleiche 
Gebiet eingetragenes und zu den normalen Bedingungen unterbreitetes Stellenan-
gebot zu bewerben.“ Nach fünfjähriger ordnungsgemäßer Beschäftigung erhielt der 
türkische Arbeitnehmer „freien Zugang zu jeder von ihm gewählten Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis.“ Diese Rechte waren einschränkbar für den  Fall, dass 
„in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft oder in der Türkei der Arbeitsmarkt Störun-
gen ausgesetzt oder von Störungen bedroht ist, die ernste Gefahren für den Lebens-
standard und das Beschäftigungsniveau in einem Gebiet, einem Wirtschaftszweig 
oder einem Beruf mit sich bringen können“ (Art. 6 ARB Nr. 2/76). Festgelegt waren 
die Modalitäten zur Berechnung der Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung (Art. 2 
Abs. 1 Buchst. c) ARB Nr. 2/76). Türkische Kinder117 mit ordnungsgemäßem Wohn-
sitz bei ihren Eltern in einem Mitgliedstaat genossen das Recht auf Zugang zum all-
gemeinen Schulunterricht (Art. 3 ARB Nr. 2/76). Staatsangehörigen der Mitgliedstaa-
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ten wurden in der Türkei entsprechende Rechte eingeräumt (Art. 4 ARB Nr. 2/76). 
Bei der Besetzung offener Stellen in der Gemeinschaft sollten türkische Arbeitneh-
mer nachrangig zu Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, aber vorrangig vor ande-
ren Drittstaatsangehörigen zu berücksichtigen sein (Art. 5 ARB Nr. 2/76). Art. 7 des 
ARB Nr. 2/76 enthielt eine Standstill-Klausel dahingehend, dass für ordnungsgemäß 
in einem Mitgliedstaat beschäftigte türkische Arbeitnehmer keine neuen Beschrän-
kungen der Bedingungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt eingeführt werden durf-
ten. Die sich aus dem Beschluss ergebenden Rechte konnten aus Gründen der öf-
fentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit beschränkt werden (Art. 9 ARB Nr. 
2/76).  
 
4. Die ARB Nr. 1/80 und Nr. 3/80 
 
a. Entwicklung der Assoziation bis zu den ARB Nr. 1/80 und Nr. ARB 3/80 
Der Abschluss des ARB Nr. 2/76 brachte zunächst keine wesentlichen Impulse. Der 
Assoziationsrat tagte weder 1977 noch 1978118. Nachdem sich die Wirtschaftslage in 
der Türkei weiter zugespitzt hatte119, besuchte der damalige Ministerpräsident Bülent 
Ecevit aber im Mai 1978 einige westeuropäische Staaten und die Kommission der 
EG, um die Möglichkeiten für ein Wiederbeleben der Assoziation auszuloten120. Im 
Mai 1979 wurden dann auch einige Vereinbarungen getroffen121. So wurden die tür-
kischen Verpflichtungen im Zoll- und Handelsbereich für fünf Jahre eingefroren, ab 
1982 sollte über die Abschaffung der Gemeinschaftszölle für türkische Agrarausfuh-
ren verhandelt werden122. Die zweite Stufe für die Herbeiführung der Freizügigkeit 
türkischer Arbeitnehmer wurde um drei Jahre auf 1983 verschoben123. Im Gegenzug 
sollten die Verhandlungen über ein viertes Finanzprotokoll vorgezogen werden und 
eine Soforthilfe für die Türkei in Höhe von 75 Mio. ECU wurde vereinbart124. Im No-
vember 1979 kam in der Türkei die außenpolitisch europafreundlich ausgerichtete 
Gerechtigkeitspartei an die Regierung. Der neue Ministerpräsident Demirel war be-
strebt, die Assoziation zu reaktivieren125. Tatsächlich einigten sich die EWG und die 
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Türkei am 05.02.1980, möglichst bald ein entsprechendes Programm zu verabschie-
den126. Einen Tag später kündigte der türkische Außenminister Erkmen überra-
schend den türkischen Beitrittsantrag vor Ende 1980 an127. Während der Tagung des 
Assoziationsausschusses Ende Februar 1980 forderte die Türkei unter anderem die 
deutliche Verbesserung der sozialen Lage der bereits in der im EWG-Raum beschäf-
tigten türkischen Arbeitnehmer und eine engere Zusammenarbeit im Hinblick auf die 
Einleitung der zweiten Stufe der Umsetzung der Freizügigkeitsregelungen128. Ent-
sprechende Grundlinien wurden in der Sitzung des Ministerrates am  22.04.1980 
festgelegt129. Dabei forderte die BRD aber die Gewährleistung, dass keine weitere 
Zuwanderung aus der Türkei erfolgt130. Während eines Treffens der EWG-Arbeits- 
und Sozialminister am 15./16.05.1980 wurde diese Forderung auf Initiative des deut-
schen Arbeitsministers Ehrenberg allgemeine Gemeinschaftslinie131. Nachdem sich 
die innenpolitische Lage in der Türkei in den siebziger Jahren bei instabilen Regie-
rungen und großen wirtschaftlichen Problemen stetig zugespitzt hatte, erfolgte am 
12.09.1980 in der Türkei ein weiterer Militärputsch132. Auch dieser Putsch hatte je-
denfalls insoweit keinen Einfluss auf den Assoziierungsprozess, als nur eine Woche 
später, also am 19.09.1980 der Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrats EWG/Türkei 
über die Entwicklung der Assoziation vom 19. September 1980133 und der Beschluss 
Nr.  3/80 des Assoziationsrats vom 19. September über die Anwendung der Systeme 
der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auf die 
türkischen Arbeitnehmer und auf deren Familienangehörigen134 gefasst wurden. 
 
b. Inhalt des ARB Nr. 1/80 
Nach den Begründungserwägungen soll der ARB Nr. 1/80 die Assoziation vor allem 
in den Bereichen Agrar- und Landwirtschaft, Soziales und wirtschaftliche, technische 
und finanzielle Zusammenarbeit neu beleben und entwickeln. Dazu soll eine gegen-
über dem ARB Nr. 2/76 bessere Regelung zu Gunsten der Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen im sozialen Bereich eingeführt werden (3. Begründungserwä-
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gung). Der ARB Nr. 1/80 enthält in Kapitel I unter anderem Regelungen zum Zollab-
bau für landwirtschaftliche Produkte, in Kapitel III werden insbesondere die Maß-
nahmen zur Erreichung einer verstärkten wirtschaftlichen und technischen Zusam-
menarbeit im Einzelnen festgelegt. 
 
In dem mit „Soziale Bestimmungen“ überschriebenen und hier besonders interessie-
renden Kapitel II enthält der ARB Nr. 1/80 unter Abschnitt 1 Bestimmungen zu den 
Fragen betreffend die Beschäftigung und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer. Gemäß 
Art. 6 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 hat ein türkischer Arbeitnehmer, der dem regulären Ar-
beitsmarkt eines Mitgliedstaats angehört, vorbehaltlich der Bestimmungen in Art. 7 
ARB Nr. 1/80 über den freien Zugang der Familienangehörigen zur Beschäftigung 
  
„- nach einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäftigung Anspruch auf Erneuerung sei-
ner Arbeitserlaubnis bei dem gleichen Arbeitgeber, wenn er über einen Arbeitsplatz 
verfügt;  
- nach drei Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung – vorbehaltlich des den Arbeit-
nehmern aus den Mitgliedstaaten einzuräumenden Vorrangs – das Recht, sich für 
den gleichen Beruf bei einem Arbeitgeber seiner Wahl auf ein unter normalen Bedin-
gungen unterbreitetes und bei den Arbeitsämtern dieses Mitgliedstaates eingetrage-
nes anderes Stellenangebot zu bewerben, 
- nach vier Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung freien Zugang zu jeder von ihm 
gewählten Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis.“ 
 
Der Art. 6 ARB Nr. 1/80 erweitert somit die entsprechenden Rechte aus Art. 2 Abs. 1 
a und b ARB Nr. 2/76. Die Vorschrift zur Berechnung der Zeiten ordnungsgemäßer 
Berechtigung entsprechen im Wesentlichen denen in ARB  Nr. 2/76. Art. 7 ARB Nr. 
1/80 bestimmt: 
 
„Die Familienangehörigen eines dem regulären Arbeitsmarkt eines Mitgliedstaates 
angehörenden Arbeitnehmers, die die Genehmigung erhalten haben, zu ihm zu zie-
hen 
- haben vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten einzuräumen-
den Vorrangs das Recht, sich auf jedes Stellenangebot zu bewerben, wenn sie dort 
seit mindestens drei Jahren ihren ordnungsgemäßen Wohnsitz haben; 
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- haben freien Zugang zu jeder von ihnen gewählten Beschäftigung im Lohn- oder 
Gehaltsverhältnis, wenn sie dort seit mindestens fünf Jahren ihren ordnungsgemä-
ßen Wohnsitz haben. 
Die Kinder türkischer Arbeitnehmer, die im Aufnahmeland eine Berufsausbildung ab-
geschlossen haben, können sich unabhängig von der Dauer ihres Aufenthalts in dem 
betreffenden Mitgliedstaat dort auf jedes Stellenangebot bewerben, sofern ein Eltern-
teil in dem betreffenden Mitgliedstaat seit mindestens drei Jahren ordnungsgemäß 
beschäftigt war.“ 
 
Art 9 ARB Nr. 1/80 enthält unter bestimmten Bedingungen das Recht türkischer Kin-
der, zum allgemeinen Schulunterricht, zur Lehrlingsausbildung und zur beruflichen 
Bildung zugelassen zu werden und in diesem Bereich die gleichen Vorteile wie 
Staatsangehörige der jeweiligen Mitgliedstaaten zu genießen. Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 enthält ein Diskriminierungsverbot zu Gunsten türkischer Arbeitnehmer hinsicht-
lich des Arbeitsentgeltes und der sonstigen Arbeitsbedingungen. Art. 11 ARB Nr. 
1/80 räumt die Rechte aus Art. 6, 7, 9 und 10 AssAbk den in der Türkei lebenden EU-
Staatsangehörigen und ihren Familienangehörigen ein. Entsprechend der Regelung 
in ARB Nr. 2/76 können die Rechte aus Art 6 und 7 ARB Nr. 1/80 gemäß Art. 12 ARB 
Nr. 1/80 eingeschränkt werden, sofern der betreffende Arbeitsmarkt ernsten Störun-
gen ausgesetzt oder von ernsten Störungen bedroht ist. Art. 13 ARB Nr. 1/80 erwei-
tert die in Art. 7 ARB Nr. 2/76 enthaltene Standstillklausel, d.h. das Verbot, für Ar-
beitnehmer neue Beschränkungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt einzuführen, 
auf Familienangehörige. Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ermöglicht die Einschränkung 
der Rechte aus Kapitel II Abschnitt 1 ARB Nr. 1/80 aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit und Gesundheit und entspricht damit Art. 7 ARB Nr. 2/76. Ge-
mäß Art. 14 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 sind für die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
oder der Türkei günstigere einzelstaatliche Regelungen vorrangig vor den Bestim-
mungen aus Kapitel II 1. Abschnitt ARB Nr. 1/80. 
 
c. Inhalt des ARB Nr. 3/80 
Mit ARB Nr. 3/80 setzt der Assoziationsrat seine Verpflichtung aus Art. 39 ZP um, 
wonach der Assoziationsrat Bestimmungen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit 
erlässt. Die Bestimmungen betreffen nach dem Wortlaut des Art. 39 Abs. 1 ZP zu-
nächst nur Wanderarbeitnehmer und deren Familienangehörige und müssen die in 
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Art. 39 Abs. 2 bis 4 ZP näher bestimmten Rechte sicherstellen. Mit dem ARB Nr. 
3/80 sollen die Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten koordiniert wer-
den mit der Folge, dass die in der Gemeinschaft beschäftigten türkischen Arbeitneh-
mer sowie ihre Familienangehörigen und Hinterbliebenen Leistungen in den üblichen 
Zweigen der sozialen Sicherheit beziehen können. Die Europäische Kommission leg-
te einen Entwurf einer Durchführungsverordnung zum ARB Nr. 3/80135 vor, welche 
aber letztlich nie verabschiedet wurde.  
 
Titel I des ARB Nr. 3/80 enthält allgemeine Vorschriften. Danach umfasst der persön-
liche Geltungsbereich des ARB Nr. 3/80 Arbeitnehmer sowie deren im Gebiet eines 
Mitgliedstaats wohnende Familienangehörige und Hinterbliebene (Art. 2 ARB Nr. 
3/80). Sachlich umfasst der ARB Nr. 3/80 alle Rechtsvorschriften über Zweige der 
sozialen Sicherheit, welche die Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Invalidität, 
Alter, Leistungen an Hinterbliebene, bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, Ster-
begeld, Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Familienleistungen betreffen (Art. 4 Abs. 
1 ARB Nr. 3/80). Der Beschluss gilt dabei für beitragspflichtige und beitragsfreie Sys-
teme der sozialen Sicherheit und für solche, nach denen die Arbeitgeber zu den 
oben genannten Leistungen verpflichtet sind (Art. 4 Abs. 2 ARB Nr. 3/80). Art. 3 ARB 
Nr. 3/80 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung derjenigen Personen, die in 
einem Mitgliedstaat wohnen und für die der Beschluss gilt, und der Staatsangehöri-
gen dieses Mitgliedstaates, wobei sich aus dem Beschluss selbst Ausnahmen erge-
ben können. Art. 6 ARB Nr. 3/80 ermöglicht nach seinem Wortlaut den Export von 
Leistungen bei Invalidität, Alter oder für die Hinterbliebenen sowie die Renten bei 
Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten. Art. 7 ARB Nr. 3/80 erklärt die in den Mit-
gliedstaaten geltenden Bestimmungen über die Anpassung von Leistungen für an-
wendbar, Art. 8 ARB Nr. 3/80 verbietet mit Ausnahmen das Zusammentreffen von 
Leistungen aus derselben Pflichtversicherungszeit. Der mit „Bestimmung der anzu-
wenden Rechtsvorschriften“ überschriebene Titel II enthält mit Art. 9 ARB Nr. 3/80 
lediglich eine Kollisionsvorschrift und verweist zur Frage, welche Rechtsvorschriften 
auf die in der Gemeinschaft beschäftigten türkischen Arbeitnehmer anzuwenden 
sind, auf Art. 13 Abs. 1 und 2 lit. a) und b), Art. 14, 15 und 17 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwendung der Systeme der so-
zialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familien, die in-
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nerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern136. Titel III des ARB Nr. 3/80 enthält 
besondere Vorschriften für die einzelnen Leistungsarten und verweist jeweils auf die 
entsprechenden Vorschriften in der Verordnung Nr. 1408/71. Titel IV ist mit „Ver-
schiedene Vorschriften“ bezeichnet und regelt Einzelheiten insbesondere in Bezug 
auf die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten und der Türkei bei der Durchführung 
und Anwendung des Beschlusses. Die Schlussbestimmungen in Titel V des ARB Nr. 
3/80 ermöglichen Vereinbarungen zur Ergänzung der verwaltungsmäßigen Durchfüh-
rungsvorschriften des Beschlusses und verpflichten die Türkei und die Gemeinschaft, 
die zur Durchführung des Beschlusses erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
 
II. Rechtliche Grundlagen 
Im Folgenden werden die rechtlichen Grundlagen, die bei der Anwendung des Asso-
ziationsrechtes maßgeblich sind, dargestellt. Dabei wird deutlich, dass durch die 
Rechtsprechung zunächst zu klären war, wie das Assoziationsrecht im Gemein-
schaftsrecht einzuordnen ist und wie sich das Assoziationsrecht auf die nationale 
Rechtsprechung der EU-Mitgliedstaaten auswirkt. Von besonderer Bedeutung ist da-
bei, nach welchen Regeln das Assoziationsrecht auszulegen ist. 
 
1. Das Assoziierungsabkommen und das Zusatzprotokoll 
 
a. Rechtsnatur 
Bei Assoziierungsabkommen, dazugehörigen Protokollen und Anhängen handelt es 
sich um primäres Assoziationsrecht. Es steht im Rang nach primärem Gemein-
schaftsrecht und vor sekundärem Gemeinschaftsrecht137. 
 
b. Bindungswirkungen 
Als völkerrechtliche Verträge sind Assoziierungsabkommen mit Abschluss für die 
Vertragsparteien verbindlich138. Das Assoziierungsabkommen bindet völkerrechtlich 
die EU und die einzelnen Mitgliedstaaten, da es sich um ein gemischtes Abkommen 
handelt, bei dem auf der Gemeinschaftsseite sowohl die EU als auch die einzelnen 
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Mitgliedstaaten Vertragspartner sind139. Von der völkerrechtlichen ist die gemein-
schaftsinterne Bindungswirkung zu unterscheiden. Die völkerrechtliche Bindungswir-
kung ergibt sich aus dem Grundsatz „pacta sunt servanda“140. Die gemeinschaftsin-
terne Bindungswirkung ergab sich bis zum Inkrafttreten des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union aus Art. 300 Abs. 7 EGV, welcher besagt, dass 
die nach Maßgabe dieses Artikels geschlossenen Abkommen für die Organe der 
Gemeinschaft und für die Mitgliedstaaten verbindlich sind. Nunmehr folgt dies aus 
Art. 216 Abs. 2 AEUV, der den Wortlaut des Art. 300 Abs. 7 EGV mit geringfügigen 
redaktionellen Änderungen übernimmt141. Durch den Abschluss des Assoziierungs-
abkommens entstehen damit völker- und gemeinschaftsrechtliche Verpflichtungen142.  
 
Nach dem in Art. 2 Abs. 1 AEUV143 enthaltenen Grundsatz der begrenzten Ermächti-
gung gilt die gemeinschaftsinterne Bindungswirkung aber nur, soweit die getroffenen 
Vereinbarungen im Kompetenzbereich der Gemeinschaft liegen144. Da das Assoziie-
rungsabkommen mit Ausnahme der im Finanzprotokoll enthaltenen Regeln über die 
finanzielle und technische Unterstützung der Türkei durch die Mitgliedstaaten keine 
Bestimmungen umfasst, welche in die ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaa-
ten fallen145, sind diese durch das Abkommen im übrigen gemeinschaftsintern ge-
bunden146.  
 
Der EuGH hat im Haegeman-Urteil147 erstmals ausdrücklich festgestellt, dass die 
Bestimmungen eines völkerrechtlichen Abkommens mit dessen In-Kraft-Treten einen 
integrierenden Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung bilden148. Diese Recht-
sprechung hat der EuGH in seinem Urteil Demirel149 für das Assoziierungsabkom-
men bestätigt150.  
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 Lichtenberg in: Barwig/Lörcher/Schumacher (Hrsg.), Familiennachzug von Ausländern auf dem Hintergrund 
völkerrechtlicher Verträge, S. 189, 209. 
146Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG – Türkei, S. 20; vgl. Herrnfeld in Schwarze, Art. 217 AEUV, Rn. 
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c. Auslegungsbefugnis des EuGH 
Aufgrund der rechtlichen Einordnung des Assoziierungsabkommens als integrieren-
der Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung ist der EuGH zu dessen Auslegung 
befugt151.  
 
d. Auslegung des Assoziierungssabkommens 
Zunächst ist zu überprüfen, anhand welcher Auslegungsregeln Assoziierungsab-
kommen zu beurteilen sind. Assoziierungsabkommen sind völkerrechtliche Verträge 
und folgen daher zunächst völkerrechtlichen und nicht gemeinschaftsrechtlichen Aus-
legungsregeln152. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der häufig getroffenen 
Feststellung des EuGH, Assoziierungsabkommen seien mit Inkrafttreten integrativer 
Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung153. Assoziierungsabkommen sind eben 
nur Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung und nicht Gemeinschaftsrecht im 
engeren Sinne154. Sie verlieren durch ihre gemeinschaftsrechtliche Bindungswirkung 
nicht ihre völkerrechtliche Natur155. Von Bedeutung ist dies vor allem, da bei der ge-
meinschaftsrechtlichen Auslegung anders als bei der völkerrechtlichen Auslegung 
der Maßstab des effet utile, d.h. der praktischen Wirksamkeit besondere Bedeutung 
erlangt hat156. Aufgrund der Anwendung unterschiedlicher Auslegungsregeln können 
wortgleiche Bestimmungen in gemeinschaftsrechtlichen Verträgen und Assoziations-
abkommen unterschiedliche Bedeutung haben157. Allerdings ist festzustellen, dass 
der EuGH dieser Prämisse nicht immer allzu große Bedeutung beimisst. So hat er 
unter anderem mit dem fast identischen Wortlaut des Art. 10 ARB 1/80 und des Art. 
48 Abs. 2 EGV158 die übereinstimmende Auslegung beider Vorschriften begründet159.  
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Die Auslegung völkerrechtlicher Verträge richtet sich grundsätzlich nach Art. 31, 32 
WVK und hat gemäß Art. 31 Abs. 1 WVK „nach Treu und Glauben in Übereinstim-
mung mit der gewöhnlichen, seinen Bestimmungen in ihrem Zusammenhang zu-
kommenden Bedeutung und im Lichte seines Zieles und Zweckes“ zu erfolgen. Da-
bei kommt neben dem Wortlaut der Zielsetzung des auszulegenden Abkommens 
eine entscheidende Bedeutung zu160. Ergänzend und nur sofern die genannten Krite-
rien nicht ausreichend sind oder zu einem sinnwidrigen Ergebnis führen, können wei-
tere Auslegungsmittel wie die vorbereitenden Arbeiten und die Umstände des Ver-
tragsabschlusses herangezogen werden (Art. 32 WVK). Für die Frage, ob assoziati-
onsrechtliche Bestimmungen entsprechend dem Gemeinschaftsrecht im engeren 
Sinne, d.h. dem primären und sekundären Gemeinschaftsrecht auszulegen sind, be-
deutet dies, je mehr die Zielsetzung des Assoziierungsabkommens mit der gemein-
schaftsrechtlichen Zielsetzung übereinstimmt, desto mehr ist auch eine einheitliche 
Auslegung der Bestimmungen vorzunehmen161. In dem Fall, in dem das Ziel eines 
Abkommens der Beitritt zur EU ist, wird teilweise gefordert, dass über die Anwen-
dung der völkerrechtlichen Auslegungsregeln hinaus auch die gemeinschaftsrechtli-
chen Auslegungsregeln, insbesondere die des effet utile zur Anwendung kommen162. 
Hierbei sollen auch die allgemeinen, über die bloße Gründung der Assoziation hin-
ausgehenden Vertragsziele berücksichtigt werden163. Für die Anwendung gemein-
schaftsrechtlicher Auslegungsregeln im Rahmen der Assoziierung EU/Türkei spricht 
der Art. 25 AssAbk, nach welchem zur Beilegung von Streitigkeiten in Bezug auf An-
wendung und Auslegung des Abkommens der EuGH angerufen werden kann164. 
Dessen Auslegungsmethoden wurden somit für die Bestimmungen des Assoziie-
rungsabkommens akzeptiert165. Der EuGH hat bei der Auslegung assoziationsrechtli-
cher Bestimmungen auch häufig ohne weiteres geprüft, bei welcher Interpretation der 
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Bestimmung praktische Wirksamkeit zukommt166. Die europa- und integrations-
freundliche Auslegung von Bestimmungen einer Beitrittsassoziation ist eine notwen-
dige Folge aus dem oben dargelegten Ziel einer Beitrittsassoziation, dass der assozi-
ierte Vertragspartner letztlich den gemeinschaftlichen Rechtsbestand übernimmt167. 
 
Unter Berücksichtigung der oben aufgezeigten Auslegungsregeln ist grundsätzlich 
eine weitgehend übereinstimmende Auslegung der sich im Wortlaut entsprechenden 
assoziations- und der gemeinschaftsrechtlichen Regelungen vorzunehmen: Der 
EuGH hat das Ziel der Assoziierung wie folgt zusammengefasst: „Gemäß seinem Art. 
2 Abs. 1 ist Ziel des Assoziierungsabkommens, durch die schrittweise Herstellung 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art. 12 des Assoziierungsabkommens) sowie 
durch die Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit (Art. 13 des 
Abkommens) und des freien Dienstleistungsverkehrs (Art. 14 des Abkommens) eine 
beständige und ausgewogene Verstärkung der Handels- und Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen den Vertragsparteien, u.a. im Bereich der Arbeitskräfte, zu fördern, um 
die Lebenshaltung des türkischen Volkes zu verbessern und später den Beitritt der 
Republik Türkei zur Gemeinschaft zu erleichtern (vierter Erwägungsgrund und Art. 28 
des Abkommens)“168. Es sollen die Rechts- und Wirtschaftsordnung der Vertragspar-
teien harmonisiert werden mit der in Art. 28 AssAbk formulierten Aussicht, die Mög-
lichkeit eines EU-Beitritts der Türkei zu prüfen, „sobald das Funktionieren des Ab-
kommens es in Aussicht zu nehmen gestattet, dass die Türkei die Verpflichtungen 
aus dem Vertrag zur Gründung der Gemeinschaft vollständig übernimmt“. Das berei-
tet letztlich den Beitritt der Türkei zur EU und damit die Übernahme des gemein-
schaftlichen Rechtsbestandes durch die Türkei vor169. Fraglich ist allerdings, wie sich 
die Feststellung des EuGH in neueren Entscheidungen170 auswirkt, die Assoziierung 
verfolge ausschließlich einen wirtschaftlichen Zweck. Der EuGH schickt dieser Fest-
stellung aber die oben zitierten und in der Präambel und in Art. 2 Abs. 1 und Art. 28 
AssAbk aufgeführten Ziele der Assoziierung voraus171. Die Feststellung des EuGH, 
die Assoziierung verfolge ausschließlich wirtschaftliche Ziele, kann demnach nur so 
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verstanden werden, dass die in Art. 2 Abs. 1 und Art. 28 AssAbk genannten Ziele 
des Abkommens auf der Basis der Förderung der wirtschaftlichen Beziehungen er-
reicht werden sollen. An dem eigentlichen Ziel, den EU-Beitritt der Türkei und damit 
deren Übernahme des Gemeinschaftsrechtsbestandes vorzubereiten, ändert sich 
damit nichts172. Eine unterschiedliche Interpretation der Bestimmungen des Assozia-
tionsrechts und der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechtes im engeren Sinne 
würde diesem Ziel entgegenstehen. Dies spricht im Rahmen des Assoziierungsab-
kommens grundsätzlich für eine übereinstimmende Auslegung der gleich oder ähn-
lich formulierten Begriffe im Assoziations- und Gemeinschaftsrecht173. Diese Auffas-
sung lässt sich mit dem Argument unterstützen, dass einige Bestimmungen im Asso-
ziationsabkommen ausdrücklich auf Bestimmungen im EGV Bezug nehmen174. Bei-
spielsweise sollen sich gemäß Art. 12 AssAbk die Vertragsparteien bei der Herstel-
lung der Freizügigkeit von den Art. 48, 49 und 50 EWGV175 leiten lassen. Da es sich 
bei der Assoziierung zwischen der EU und der Türkei um eine Beitrittsassoziierung 
handelt, sind auch die gemeinschaftsrechtlichen Auslegungsregeln, insbesondere die 
des effet utile anzuwenden. Bei der Auslegung des Assoziierungsabkommens ist da-
her auch zu prüfen, welches Verständnis der auszulegenden Bestimmung oder Re-
gelung dieser praktische Wirksamkeit im Hinblick auf ihre Ziele verschafft.  
 
e. Anwendungsvorrang 
Da völkerrechtliche Abkommen gemäß Art. 218 Abs. 11 AEUV mit dem primären 
Gemeinschaftsrecht im Einklang stehen müssen, gehen sie diesem nach176. Aus der 
Bindungswirkung des Assoziierungsabkommens gemäß Art. 216 Abs. 2 AEUV folgt 
der Vorrang des primären Assoziationsrechts vor dem sekundären Gemeinschafts-
recht177. Aus der Einordnung des Assoziationsrechts als integrierendem Bestandteil 
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der Gemeinschaftsrechtsordnung ergibt sich der Vorrang vor dem nationalen Recht 
der Mitgliedstaaten178. 
 
f. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Von der Verbindlichkeit für die Vertragsparteien ist die Frage nach der unmittelbaren 
Anwendbarkeit der Vorschriften des Assoziationsabkommens zu trennen. Damit sich 
im Falle eines Konfliktes zwischen nationalem und Assoziationsrecht letzteres durch-
setzt, ist dessen unmittelbare Anwendbarkeit, also die Fähigkeit der Bestimmungen, 
Staatsorgane und Rechtsunterworfene zu berechtigen oder zu verpflichten, ohne 
dass es zur Durchsetzung einer innerstaatlichen Rechtsnorm bedarf179, erforder-
lich180. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist eine Bestimmung eines von der Ge-
meinschaft mit Drittländern geschlossenen Abkommens dann unmittelbar anwend-
bar, „wenn sie unter Berücksichtigung ihres Wortlauts und im Hinblick auf den Sinn 
und Zweck des Abkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung enthält, deren 
Erfüllung oder deren Wirkungen nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängen“181. 
Die grundsätzliche Fähigkeit des Assoziierungsabkommens  zur unmittelbaren An-
wendbarkeit hat der EuGH erstmalig in der Rechtssache Demirel182 festgestellt und 
seitdem in ständiger Rechtsprechung bestätigt183. Da Assoziierungsabkommen, wie 
dargelegt, mit Inkrafttreten integrierender Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsord-
nung werden, ist die grundsätzliche Möglichkeit unmittelbarer Anwendbarkeit folge-
richtig. Der einheitlich und unmittelbar beginnenden Geltung und Anwendung der 
Abkommen kann eine gemeinschaftsfördernde Wirkung beigemessen werden184. 
Dem steht nicht entgegen, dass einzelne Bestandteile der Abkommen in den Mit-
gliedstaaten unterschiedlich interpretiert werden könnten. Die unmittelbare Anwen-
dung bewirkt eine grundsätzliche Rechtsangleichung, auch wenn die Anwendung in 
Einzelheiten uneinheitlich ist. Die Beschränkung der unmittelbaren Anwendbarkeit 
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auf Bestimmungen, welche im Hinblick auf Sinn und Zweck des Abkommens eine 
klare und eindeutige Verpflichtung enthalten, die zur Durchsetzung keines weiteren 
Rechtsaktes bedarf, stellt auch sicher, dass keine im Wesentlichen abweichende 
Anwendung erfolgt. Grundsätzlich sind daher Bestimmungen des Assoziierungsab-
kommens zur unmittelbaren Anwendbarkeit fähig185. Ob die assoziationsrechtliche 
Bestimmung, auf die sich der Betroffene im Einzelfall beruft, tatsächlich unmittelbar 
anwendbar ist, ist jeweils nach den oben genannten Kriterien zu überprüfen. 
 
2. Der ARB Nr. 2/76 
Der ARB Nr. 2/76 spielte im deutschen Ausländerrecht keine besondere Rolle. Aus 
Art. 2 ARB Nr. 2/76 wurde lediglich das Recht auf Erteilung bzw. Verlängerung einer 
Arbeitserlaubnis abgeleitet, aufenthaltsrechtliche Bedeutung wurde der Bestimmung 
ganz überwiegend nicht beigemessen186, obwohl der ARB Nr. 2/76 mit Art. 2 Abs. 1 a 
und b bereits Bestimmungen enthält, die denen in Art. 6 Abs. 1, 3. und 4. Spiegel-
strich ARB Nr. 1/80 weitgehend entsprechen187. Gerichtsentscheidungen, die sich 
eingehend mit der Bedeutung des ARB Nr. 2/76 auseinandersetzen, gibt es soweit 
ersichtlich nicht. Jedenfalls für die deutsche Rechtsprechung folgt dies offenbar dar-
aus, dass die aufenthaltsrechtliche Bedeutung auch von der Wissenschaft und den 
Prozessbevollmächtigen der Betroffenen verkannt wurde und sich rein beschäfti-
gungsrechtliche Vorteile aus ARB Nr. 2/76 im Verhältnis zu den entsprechenden na-
tionalen Normen nicht ergaben188.  
  
Der ARB Nr. 2/76 wurde nicht formell aufgehoben. Der ARB Nr. 1/80 enthält aber 
den gesamten Inhalt des ARB Nr. 2/76 und erweitert die sich daraus ergebenden 
Rechte zum Teil. Laut der dritten Begründungserwägung des ARB Nr. 1/80 soll die-
ser die sich aus den Regelungen des ARB Nr. 2/76 ergebenden sozialen Rechte zu 
Gunsten der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen verbessern. Es kann da-
her von einer teilweisen materiellen Derogation des ARB Nr.  2/76 durch den ARB 
Nr. 1/80 als lex posterior gesprochen werden189. Von Bedeutung bleibt lediglich der 
sich aus Art. 7 ARB Nr. 2/76 ergebende Standstill-Zeitpunkt für die Rechte der Ar-
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beitnehmer190. Einzelheiten zur rechtlichen Bedeutung des ARB Nr. 2/76 sollen hier 
daher nicht dargestellt werden. 
 
3. Der ARB Nr. 1/80 
Der ARB Nr. 1/80 wurde in der deutschen Rechtspraxis ebenso wie der ARB Nr. 2/76 
zunächst vernachlässigt191. Die Redaktion des Informationsbrief Ausländerrecht ver-
öffentlichte die Begründungserwägungen sowie Kapitel II Abschnitt 1 des ARB Nr. 
1/80 und den entsprechenden Runderlass der Bundesanstalt für Arbeit vom 
24.11.1980192. Die Redaktion vertrat dabei die Auffassung, dass es aufgrund des 
Erfordernisses der effektiven Anwendung völkerrechtlicher Regelungen den Auslän-
derbehörden untersagt sei, Aufenthaltserlaubnisse von türkischen Staatsangehörigen 
mit Auflagen zu versehen, die den Bestimmungen des ARB Nr. 1/80 widerspre-
chen193. Weiterhin habe der ARB Nr. 1/80 besondere Bedeutung für türkische See-
leute, die auf deutschen Schiffen tätig sind. Aufgrund von Art. 6 Abs. 1, 4. Spiegel-
strich ARB Nr. 1/80 stehe ihnen nach vierjähriger ordnungsgemäßer Tätigkeit  auch 
eine Aufenthaltserlaubnis für eine Tätigkeit an Land zu194. In Deutschland leiteten 
zunächst die Sozialgerichte unmittelbare Rechte für türkische Staatsangehörige aus 
dem ARB Nr. 1/80, beispielsweise auf Erteilung einer Arbeitserlaubnis aufgrund Art. 
7 Abs. 1 ARB  Nr. 1/80, ab195. Die Verwaltungsgerichte sprachen dagegen zunächst 
keine Rechte, insbesondere keine Aufenthaltsrechte, aus dem ARB Nr. 1/80 zu196. 
Die Ablehnung erfolgte unter anderem mit der Begründung, der ARB Nr. 1/80 sei rein 
völkerrechtlicher Natur und nicht fähig, dem Einzelnen unmittelbar Rechte zu vermit-
teln197. Auch das Bundesverwaltungsgericht war der Auffassung, der ARB Nr. 1/80 
bedürfe zu seiner Anwendung der Umsetzung in innerstaatliches Recht198. Aufgrund 
der Offenkundigkeit dieses Ergebnisses bedürfe es eines Vorabentscheidungsersu-
chens nicht199. Der niederländische Raad van State war anderer Auffassung und leg-
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te dem EuGH im Rahmen eines Vorabentscheidungsersuchens einige Fragen zur 
Anwendbarkeit und zum Inhalt des Art. 2 Abs. 1 ARB Nr. 2/76 und Art. 6 Abs. 1 ARB 
Nr. 1/80 vor. In dem daraufhin ergangenen Urteil des EuGH in der Rechtssache 
Sevince200 stellte der EuGH fest, dass Vorschriften der Assoziationsratsbeschlüsse 
grundsätzlich fähig sind, unmittelbar anwendbar zu sein, und dem Einzelnen Rechte 
vermitteln können201. Die Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Sevince war 
von besonderer Bedeutung für das Ausländerrecht, da der EuGH feststellte, dass die 
Rechte aus Art. 6 Abs. 1, 3. Spiegelstrich ARB Nr. 1/80 auf Zugang zum Arbeitsmarkt 
implizieren, dass den betroffenen Arbeitnehmern zur Wahrnehmung dieser Rechte 
auch ein Aufenthaltsrecht zusteht202. Trotz dieser eindeutigen Ausführungen des 
EuGH lehnten deutsche Gerichte zum Teil die aufenthaltsrechtliche Wirkung des Art. 
6 ARB Nr. 1/80 weiter ab203. Mittlerweile ist die aufenthaltsrechtliche Wirkung der Art. 
6 und 7 ARB Nr. 1/80 auch bei den deutschen Gerichten anerkannt204. 
 
a. Rechtsnatur 
Da die Assoziationsratsbeschlüsse von den durch ein Assoziationsabkommen einge-
richteten Organen erlassen wurden, handelt es sich bei den Assoziationsratsbe-
schlüssen um sekundäres Assoziationsrecht. 
 
b. Innergemeinschaftliche Geltung 
Es stellt sich in Bezug auf die Assoziationsratsbeschlüsse die Frage, ab wann sie in 
der Gemeinschaft Rechtswirkungen entfalten, insbesondere ob ihre innergemein-
schaftliche Geltungskraft von einem Umsetzungsakt abhängig ist205. Die Antwort auf 
die Frage, ob auch Assoziationsratsbeschlüsse gemeinschaftsinterne Bindungswir-
kungen entfalten, bedarf einer eingehenderen Betrachtung als die Frage, ob das As-
soziierungsabkommen selbst derartige Bindungswirkungen entfaltet. Anders als bei 
Assoziierungsabkommen ergibt sich die Bindungswirkung nämlich nicht zwanglos 
aus Art. 216 Abs. 2 AEUV. Bei den Beschlüssen handelt es sich nicht um Überein-
künfte in diesem Sinne. Der EuGH hat zunächst in seiner Entscheidung Griechen-
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land / Kommission206 entschieden, dass aufgrund des unmittelbaren Zusammen-
hangs von Assoziationsratsbeschlüssen und Assoziierungsabkommen, zu deren 
Durchführung die Beschlüsse ergehen, diese ab Inkrafttreten integrierender Bestand-
teil der Gemeinschaftsrechtsordnung sind207. Dieser Feststellung des EuGH, dass 
die Assoziationsratsbeschlüsse allein aufgrund ihres unmittelbaren Zusammenhangs 
mit dem Assoziierungsabkommen integrierender Bestandteil der Gemeinschafts-
rechtsordnung sind, wurde mit dem mit Hinweis auf Art. 2 Abs. 1 des Abkommens 
über die zur Durchführung des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei zu treffenden Maß-
nahmen und die dabei anzuwendenden Verfahren208, widersprochen209. Die genann-
te Vorschrift lautet: „Die Anwendbarkeit der Beschlüsse und Empfehlungen des As-
soziationsrats, die nach dem Vertrag zur Gründung der Gemeinschaft zu deren Zu-
ständigkeit gehören, wird durch einstimmig gefasste Beschlüsse des Rates nach 
Stellungnahme der Kommission ausgesprochen.“ Nach dem Wortlaut scheint daher 
eine Umsetzung in Gemeinschaftsrecht notwendig zu sein. In der Literatur wird ver-
einzelt bestritten, dass Art. 2 Abs. 1 des internen Durchführungsabkommens über-
haupt eine Rechtsgrundlage für eine generelle Umsetzungspflicht von Assoziations-
ratsbeschlüssen in das Gemeinschaftsrecht bilden kann, da diese Bestimmung ent-
gegen dem missverständlichen Wortlaut der deutschen Fassung nur die Durchfüh-
rung eines Assoziationsratsbeschlusses betreffe, nicht jedoch die Bindungswirkung 
des Beschlusses in der Gemeinschaftsrechtsordnung210. An dieser Auffassung lässt 
sich wegen des klaren Wortlautes der Bestimmung zweifeln211. Allerdings ist eine 
Deutung dahingehend, dass ein Umsetzungssakt zwingend erforderlich ist, nicht mit 
der Verpflichtung der Vertragsparteien aus Art. 22 AssAbk in Einklang zu bringen212. 
Gemäß Art. 22 Abs. 1 S. 1 AssAbk ist der Assoziationsrat befugt, zur Verwirklichung 
der Ziele des Abkommens Beschlüsse zu fassen. Die Kompetenz zur Beschlussfas-
sung wurde damit auf den Assoziationsrat übertragen213. Weiter verpflichtet Art. 22 
Abs. 1 S. 2 AssAbk die Vertragsparteien zur Ergreifung aller Maßnahmen, die zur 
Durchführung der Beschlüsse erforderlich sind. Es wäre nicht zu erklären, aus wel-
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chem Grund ein Mitgliedstaat einen im Assoziationsrat gemäß Art 23 AssAbk ein-
stimmig gefassten Beschluss durch ablehnendes Votum im Rat außer Kraft setzen 
und damit die Erfüllung der Pflichten aus Art. 22 AssAbk vereiteln können sollte214. In 
der Rechtssache Sevince bestätigte der EuGH seine Rechtsprechung zur Bindungs-
wirkung von Assoziationsratsbeschlüssen für die ARB Nr. 2/76 und Nr. 1/80215. Der 
ARB Nr. 1/80 entfaltet demnach mit seinem Inkrafttreten am 1. Juli 1980 innerge-
meinschaftliche Bindungswirkung. 
 
c. Auslegungsbefugnis des EuGH 
Der EuGH hat in der Sache Sevince entschieden, dass er aufgrund seiner Befugnis 
zur Vorabentscheidung über das Assoziierungsabkommen als eine Handlung eines 
Gemeinschaftsorganes ebenfalls befugt ist, „über die Auslegung von Beschlüssen 
des durch das Abkommen geschaffenen und mit dessen Durchführung beauftragten 
Organs zu entscheiden“216. Danach ist der EuGH aufgrund der rechtlichen Einord-
nung der Assoziierungsabkommen als integrierender Bestandteil der Gemeinschafts-
rechtsordnung zu deren Auslegung befugt. Weiter begründet hat der EuGH diese 
Auffassung mit dem Sinn des Vorabentscheidungsverfahrens, die einheitliche An-
wendung aller zur Gemeinschaftsrechtsordnung gehörenden Bestimmungen inner-
halb der Gemeinschaft zu sichern und so die Folge unterschiedlicher Rechtswirkun-
gen einer Bestimmung je nach Auslegung in den verschiedenen Mitgliedstaaten zu 
vermeiden217. 
 
d. Auslegung der Assoziatiosratsbeschlüsse 
Assoziationsratsbeschlüsse folgen als sekundäres Assoziationsrecht den gleichen 
Auslegungsregeln wie das primäre Assoziationsrecht218. Dies ergibt sich daraus, 
dass die Assoziationsratsbeschlüsse auf der Grundlage und zur Konkretisierung des 
Assoziierungsabkommens ergangen sind. Auch bei der Auslegung des sekundären 
Assoziationsrechts ist daher insbesondere die Zielsetzung der assoziationsrechtli-
chen Regelung mit derjenigen der entsprechenden gemeinschaftsrechtlichen Rege-
lungen zu vergleichen. Sofern sich diese gleichen, ist eine übereinstimmende Ausle-
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gung vorzunehmen. In der Sache Ayaz219 hat der EuGH zur Klärung des Begriffs des 
Familienangehörigen beispielsweise festgestellt, dass Art. 7 ARB Nr. 1/80 und die 
VO (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft220 welche Art. 48 EWGV221 konkretisierte, 
gleichermaßen bezwecken, die Familienzusammenführung durch Verleihung eines 
Aufenthaltsrechtes und nach Ablauf einer bestimmten Frist auch einer Arbeitserlaub-
nis zu begünstigen222. Aus dieser übereinstimmenden Zielsetzung hat der EuGH ge-
folgert, dass der Begriff des Familienangehörigen in beiden Bestimmungen die glei-
che Bedeutung hat223. Zum Teil finden sich in den Assoziationsratsbeschlüssen in 
Bezug auf die Auslegung einzelner Begriffe auch ausdrückliche Verweise auf das 
Gemeinschaftsrecht. So legt Artikel 1 lit. a ARB Nr. 3/80 fest, dass die dort genann-
ten Begriffe die Bedeutung haben, wie sie in der VO Nr. 1408/71, welcher die Syste-
me der sozialen Sicherheit auf Gemeinschaftsebene koordiniert, definiert war.  
 
Bei der Auslegung der Assoziationsratsbeschlüsse ist ebenso wie bei der Auslegung 
des Assoziierungsabkommens der Grundsatz des effet utile besonders zu berück-
sichtigen. Auch die Auslegung der Assoziationsratsbeschlüsse hat daher insbeson-
dere so zu erfolgen, dass die Bestimmung praktische Wirksamkeit zur Erreichung 
ihres Ziels entfaltet. 
 
In Bezug auf den ARB Nr. 1/80 hat der EuGH generell festgehalten, dass dieser un-
ter anderem das Ziel verfolgt, die Herstellung der Freizügigkeit für die türkischen Ar-
beitnehmer voranzubringen, und sich dabei von den Art. 48, 49, und 50 EWGV224 
leiten lässt225. Dies führe dazu, dass die sich aus diesen Artikeln ergebenden 
Grundsätze so weit wie möglich auf assoziationsberechtigte türkische Arbeitnehmer 
anzuwenden seien226. Auch in der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass der 
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Verweis in Art. 12 AssAbk auf die Art 45, 46 und 47 AEUV „eine Vermutung zuguns-
ten der entsprechenden Anwendung unionsrechtlicher Grundsätze auf die Auslegung 
und Anwendung des Assoziationsratsbeschlusses“ begründet227.  
 
Der EuGH zieht zur Auslegung einzelner Bestimmungen des ARB Nr. 1/80 das ent-
sprechende gemeinschaftsrechtliche Sekundärrecht, d.h. die VO Nr. 1612/68, bzw. 
nunmehr die VO Nr. 492/2011, heran228. Zur Auslegung einzelner Bestimmungen 
des ARB Nr. 3/80 werden die entsprechenden Regelungen in der VO Nr. 1408/71 
bzw. jetzt in der VO Nr. 883/2004 herangezogen229. Aufgrund der Ziele der Assozia-
tion, den Beitritt und damit die Übernahme des gemeinschaftlichen Rechtsbestandes 
zu ermöglichen, ist dies grundsätzlich zu befürworten230. Wie weit die übereinstim-
mende Auslegung im Einzelnen reicht und welche Folgen sich aus der Aufhebung 
bzw. Ersetzung der genannten Verordnungen ergeben, wird im Rahmen der Unter-
suchung der einzelnen assoziationsrechtlichen Vorschriften erörtert.  
 
e. Anwendungsvorrang 
Das sekundäre Assoziationsrecht nimmt aufgrund seines unmittelbaren Zusammen-
hangs mit dem primären Assoziationsrecht denselben Rang in der Gemeinschafts-
rechtsordnung ein wie das primäre Assoziationsrecht231. Die Assoziationsratsbe-
schlüsse gehen daher ebenso dem sekundären Gemeinschaftsrecht und dem natio-
nalen Recht der Mitgliedstaaten vor232. Dem primären Gemeinschaftsrecht sind sie 
nachrangig.  
 
f. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Auch in Bezug auf den ARB Nr. 1/80 stellt sich die Frage der unmittelbaren Anwend-
barkeit, also danach, ob eine Bestimmung dazu geeignet ist, Staatsorgane und 
Rechtsunterworfene zu berechtigen oder zu verpflichten, ohne dass es zur Durchset-
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zung einer innerstaatlichen Rechtsnorm bedarf233. Zum Teil wird die Nichtveröffentli-
chung des ARB Nr. 1/80 als Argument gegen seine unmittelbare Anwendbarkeit her-
angezogen234. Nach der Rechtsprechung des EuGH schließt die mangelnde Veröf-
fentlichung eines Assoziationsratsbeschlusses dessen unmittelbare Anwendbarkeit 
nicht aus. Diese könne lediglich zur Folge haben, dass die Beschlüsse nicht den Ein-
zelnen entgegen gehalten werden können235. Dieser Auffassung schließt sich Gut-
mann an mit dem Argument, dass gemäß Art. 191 Abs. 2 EGV a.F. für die Anwend-
barkeit von Richtlinien und Entscheidungen nur die Bekanntgabe bzw. Zustellung 
erforderlich gewesen ist236. Assoziationsratsbeschlüsse seien als Entscheidungen in 
diesem Sinne anzusehen und dadurch bekannt gegeben, dass sie nur einstimmig 
ergehen können und daher mit Beschlussfassung den Regierungen der Mitgliedstaa-
ten als ihr eigener Wille bekannt werden237. Es sprechen auch rechtsstaatliche Grün-
de für die unmittelbare Anwendbarkeit der Assoziationsratsbeschlüsse238. Den Be-
günstigten könnten andernfalls durch Geringhalten oder Verhindern der Publizität 
ihre Rechte vorenthalten werden, obwohl die Beschlüsse nicht veröffentlichungsbe-
dürftig sind und die Bestimmungen die Kriterien der unmittelbaren Anwendbarkeit 
erfüllen239. Der EuGH hat in der Entscheidung Sevince festgestellt, dass die Bestim-
mungen des ARB Nr. 1/80 ebenso wie die Bestimmungen eines Assoziierungsab-
kommens dann unmittelbar anwendbar sind, „wenn sie im Hinblick auf ihren Wortlaut, 
Sinn und Zweck sowie unter Berücksichtigung von Wortlaut, Sinn und Zweck des 
Assoziierungsabkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung enthalten, deren 
Erfüllung oder deren Wirkungen nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängen.“240 
Auch die einzelnen Bestimmungen des ARB Nr. 1/80 sind unter Zugrundelegung 
dieser Kriterien auf ihre unmittelbare Anwendbarkeit hin zu untersuchen. 
 
4. Der ARB Nr. 3/80 
Auch dem ARB Nr. 3/80 wurde zunächst weder in Deutschland noch in anderen EU – 
Mitgliedstaaten besondere Beachtung geschenkt. Für Deutschland mag das daran 
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liegen, dass neben der Veröffentlichung im Amtsblatt der EG241 eine Veröffentlichung 
in deutscher Sprache erst 1992 durch das Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaft242 erfolgte243. In der deutschen Rechtsprechung taucht 
der ARB Nr. 3/80 erstmalig in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in 
einem Urteil vom 18.12.1992244 auf, ohne dass aus ihm im konkreten Fall Rechte 
abgeleitet wurden. Angesichts der Tatsache, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber 
die VO Nr. 1408/71 bzw. deren nachfolgende VO Nr. 883/2004245 und die dazu je-
weils ergangenen Durchführungsverordnungen auf Drittstaatsangehörige für an-
wendbar erklärt246, stellt sich die Frage, welche eigenständige Bedeutung der ARB 
Nr. 3/80 noch hat. Die VO Nr. 883/2004 koordiniert die Systeme der Sozialen Sicher-
heit auf Gemeinschaftsebene. Dieselbe Funktion hatte die VO Nr. 1408/71, welcher 
der ARB Nr. 3/80 nachgebildet ist und auf welche dieser an zahlreichen Stellen Be-
zug nimmt. Sowohl die VO Nr. 1408/71 als auch die VO Nr. 883/2004 finden keine 
Anwendung, wenn der Sachverhalt nur einen einzigen Mitgliedstaat und einen Dritt-
staat betrifft. Dies folgt jeweils aus der 12. Begründungserwägung der VO Nr. 
1231/2010 bzw. der VO Nr. 859/2003. Ist somit der Drittstaatsangehörige direkt in 
den Mitgliedstaat eingereist oder dort geboren und hat er niemals in einem weiteren 
Mitgliedstaat gelebt, ist die VO 883/2004 nicht auf ihn anwendbar. Zur Anwendung 
des ARB Nr. 3/80 ist dagegen kein solches Wanderungselement erforderlich247. Der 
ARB Nr. 3/80 behält demnach für solche Fallgestaltungen Bedeutung, welche nur 
Bezug zu einem einzigen Mitgliedstaat aufweisen248. Es ist darauf hinzuweisen, dass 
die Kommission zwischenzeitlich die Empfehlung abgegeben hat, den ARB Nr. 3/80 
durch einen neuen Beschluss abzulösen249. Es bleibt also abzuwarten, wie lange der 
ARB Nr. 3/80 noch anwendbar bleibt. Da auch der Entwurf der Kommission zu einem 
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neuen Beschluss Diskriminierungsverbote enthält, werden die vorliegend gefunde-
nen Ergebnisse auch dann weiter von Bedeutung sein, wenn der Assoziationsrat ei-
nen neuen Beschluss erlässt, welcher dem Entwurf der Kommission entspricht. 
 
a. Innergemeinschaftliche Geltung 
In Bezug auf den ARB Nr. 3/80 stellt sich in besonderem Maße die Frage, ab wann 
dieser für die Vertragsparteien Bindungswirkung entfaltet und ob für seine innerge-
meinschaftliche Geltung ein Umsetzungsakt erforderlich ist. Dies folgt zum einen aus 
der Tatsache, dass der ARB Nr. 3/80 keinen Zeitpunkt seines Inkrafttretens nennt250. 
Zum anderen war zunächst vorgesehen, dass der ARB Nr. 3/80 durch eine von der 
Kommission vorgeschlagene Ratsverordnung in das Gemeinschaftsrecht eingeführt 
werden sollte, welche die Formulierung enthält: „Der Beschluss Nr. 3/80 (…) findet in 
der Gemeinschaft Anwendung“251. Aus dieser Formulierung könnte der Schluss ge-
zogen werden, dass zur innergemeinschaftlichen Geltung ein Umsetzungsakt erfor-
derlich ist. Der EuGH beschäftigte sich erstmalig in der Sache Taflan-Met252 mit dem 
ARB Nr. 3/80 und kam zu dem Ergebnis, dass dieser mit dem Tag seines Erlasses in 
Kraft getreten ist und seitdem die Vertragsparteien bindet. Da der ARB Nr. 3/80 keine 
Bestimmung über sein Inkrafttreten enthält, schließt der EuGH „aus der Verbindlich-
keit, die das Abkommen den Beschlüssen des Assoziationsrates EWG Türkei ver-
leiht, dass der genannte Beschluss am Tag seines Erlasses, d.h. am 19. September 
1980, in Kraft getreten ist und dass die Vertragsparteien seither an ihn gebunden 
sind“253. Der EuGH stellt in der Entscheidung Taflan-Met noch einmal klar, dass es 
sich bei den ARB um Rechtsakte eines im Abkommen vorgesehenen Organs han-
delt, zu deren Erlass dieses Organ von den Vertragsparteien ermächtigt wurde254. 
Weiter würden durch die Beschlüsse die Ziele des Abkommens verwirklicht. Dadurch 
hingen sie unmittelbar mit dem Abkommen zusammen und seien nach dessen Art. 
22 Abs. 1 S. 2 für die Vertragsparteien verbindlich255. Die Vertragsparteien hätten 
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durch den Abschluss des Assoziierungsabkommens der Verbindlichkeit der Be-
schlüsse zugestimmt256.  
 
Aus diesen Gründen könne die Verbindlichkeit der Beschlüsse auch nicht vom Erlass 
von Durchführungsmaßnahmen abhängen257. Die Tatsache, dass der ARB Nr. 3/80 
zunächst durch eine von der Kommission vorgeschlagene Ratsverordnung in das 
Gemeinschaftsrecht eingeführt werden sollte, welche die Formulierung enthält „Der 
Beschluss Nr. 3/80 (…) findet in der Gemeinschaft Anwendung“, spricht also nicht 
gegen die Annahme, der ARB Nr. 3/80 entfalte bereits mit seinem Erlass Bindungs-
wirkung258. Andernfalls könnten die Vertragsparteien sich durch eigene Untätigkeit 
von ihren Verpflichtungen aus dem Vertrag freihalten259. Die Auffassung, dass der 
Beschluss aufgrund des Art. 22 AssAbk mit Inkrafttreten für die Vertragsparteien ver-
bindlich wird, wurde in der Literatur überwiegend geteilt260. 
 
b. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Die unmittelbare Anwendbarkeit der einzelnen Bestimmungen des ARB Nr. 3/80 ver-
neinte der EuGH in der Entscheidung Taflan-Met noch generell mit der Begründung, 
sie erfüllten nicht die Voraussetzung, unter Berücksichtigung ihres Wortlauts und im 
Hinblick auf den Sinn und Zweck des Abkommens eine klare und eindeutige Ver-
pflichtung zu enthalten, deren Erfüllung oder deren Wirkungen nicht vom Erlass eines 
weiteren Aktes abhängen261. Der Beschluss sei vielmehr seiner Art nach dazu be-
stimmt, durch einen weiteren Rechtsakt des Rates ergänzt und in der Gemeinschaft 
durchgeführt zu werden262. Aus diesem Grund habe die Kommission am 08. Februar 
1983 einen Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung des 
Beschlusses Nr. 3/80 in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorgelegt. Die 
vorgeschlagene Verordnung orientiere sich weitgehend an der Verordnung (EWG) 
Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeit-
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nehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern263, 
welche zur Durchführung der Verordnung Nr. 1408/71 erforderlich gewesen sei. Et-
was widersprüchlich folgert der EuGH, dass zwar einige Bestimmungen des ARB Nr. 
3/80 eindeutig und bestimmt seien, der Beschluss aber dennoch nicht angewandt 
werden könne, solange der Rat nicht ergänzende Durchführungsmaßnahmen erlas-
sen habe. In der Literatur fand diese Auffassung zum Teil Unterstützung: Aus Art. 32 
ARB Nr. 3/80, wonach die Türkei und die Gemeinschaft beiderseits die zur Durchfüh-
rung dieses Beschlusses erforderlichen Maßnahmen treffen, folge das Erfordernis 
weiterer Durchführungsbestimmungen264. Die erforderliche Maßnahme habe in dem 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des Beschlus-
ses Nr. 3/80 des Assoziationsrats EWG/Türkei über die Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auf türki-
sche Arbeitnehmer und deren Familienangehörige innerhalb der Gemeinschaft be-
standen265. Da die Verordnung noch nicht verabschiedet sei, seien die Bestimmun-
gen des ARB Nr. 3/80 noch nicht anwendbar266. Die Verpflichtung aus Art. 32 ARB 
Nr. 3/80 zur Ergreifung von Durchführungsmaßnahmen ist aber so zu verstehen, 
dass sie die Wirksamkeit der eingeräumten Rechte sicherstellen soll. Würde man 
den Art. 32 ARB Nr. 3/80 so auffassen, dass dieser den Erlass weiterer Durchfüh-
rungsbestimmungen erfordert, würde er zur Einschränkung bzw. zur Beseitigung der 
Rechte führen, deren Wirksamkeit er sichern soll267. Die pauschale Ablehnung der 
unmittelbaren Anwendbarkeit des ARB Nr. Nr. 3/80 revidierte der EuGH bereits mit 
seiner nächsten Entscheidung in der Sache Sürül268 insoweit, als er die genannten  
Voraussetzungen der unmittelbaren Anwendbarkeit für Art. 3 ARB Nr. 3/80 bejahte, 
da er klar, eindeutig und unbedingt das Verbot aufstelle, Personen, die im Gebiet 
eines Mitgliedstaats wohnen und für die der Beschluss gilt, aus Gründen der Staats-
angehörigkeit zu diskriminieren269. Die Bundesanstalt für Arbeit setzte diese Ent-
scheidung mit den Runderlassen vom 23.07.1999270 und vom 29.02.2000271 um. 
Auch die einzelnen Bestimmungen des ARB Nr. 3/80 sind nach den oben genannten 
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Kriterien daher jeweils gesondert auf ihre unmittelbare Anwendbarkeit hin zu über-
prüfen.  
 
III. Wesentliche Zwischenergebnisse 
Wesentlich und für die weitere Bearbeitung besonders bedeutsam sind folgende Zwi-
schenergebnisse: Sowohl die Vorschriften des Assoziierungsabkommens als auch 
die Bestimmungen der Assoziationsratsbeschlüsse sind grundsätzlich in der Lage, 
unmittelbare Anwendung zu finden. Ob die einzelnen Diskriminierungsverbote tat-
sächlich unmittelbar anwendbar sind, ist jeweils anhand der Frage zu beurteilen, ob 
sie unter Berücksichtigung ihres Wortlauts und im Hinblick auf Sinn und Zweck des 
Abkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung enthalten, deren Erfüllung oder 
deren Wirkung nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängen. Die Auslegung so-
wohl des Assoziierungsabkommens als auch der Assoziationsratsbeschlüsse richtet 
sich grundsätzlich nach Völkerrecht. Hierbei kommen zunächst dem Wortlaut und der 
Zielsetzung der auszulegenden Bestimmung sowie der Zielsetzung des Vertrages, in 
welchem die Bestimmung enthalten ist, maßgebliche Bedeutung zu. Ziel des Assozi-
ierungsabkommens ist unter anderem, durch die schrittweise Herstellung der Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien 
zu fördern, die Lebensbedingungen der Bevölkerung der Türkei zu verbessern und 
den Beitritt der Türkei zur EU vorzubereiten. Dabei sollen die Rechts- und Wirt-
schaftsordnung der Gemeinschaft und der Türkei harmonisiert werden. Ergänzend 
zur Zielsetzung können die vorbereitenden Arbeiten und die Umstände des Vertrags-
schlusses berücksichtigt werden. Je mehr sich die Zielsetzungen der assoziations-
rechtlichen der entsprechenden gemeinschaftsrechtlichen Bestimmung gleichen, 
desto mehr ist eine übereinstimmende Auslegung vorzunehmen. Da es sich bei der 
Assoziierung der EU mit der Türkei um eine Beitrittsassoziierung handelt, spielt bei 
der Auslegung auch der Grundsatz des effet utile eine maßgebliche Rolle. Bei der 
Auslegung des Assoziierungsabkommens und der Assoziationsratsbeschlüsse füh-
ren die dargelegten Auslegungsregeln dazu, dass grundsätzlich eine übereinstim-
mende Auslegung der assoziationsrechtlichen und der entsprechenden gemein-
schaftsrechtlichen Regelung vorzunehmen ist. Zur Auslegung der Assoziationsrats-





Teil 2  
Verbotene Diskriminierung 
 
Die Frage, wann eine verbotene Diskriminierung vorliegt, ist eine zentrale Frage im 
Rahmen der assoziationsrechtlichen Anti-Diskriminierungsvorschriften. Im zweiten 
Teil der Arbeit sollen daher der assoziationsrechtliche Diskriminierungsbegriff erläu-
tert und die Voraussetzungen einer nach Assoziationsrecht verbotenen Diskriminie-
rung dargelegt werden. Da sich Literatur und Rechtsprechung im Wesentlichen mit 
den Diskriminierungsverboten nach Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne befassen, 
wird zunächst diesen besondere Aufmerksamkeit geschenkt und anschließend ge-
klärt, inwieweit die dort entwickelten Grundsätze auf das Assoziationsrecht zu über-
tragen sind.  
 
Im Assoziationsrecht EU-Türkei finden sich zum Teil ausdrückliche Diskriminierungs-
verbote und zum Teil Bestimmungen, die als Diskriminierungsverbote verstanden 
werden oder für deren Verständnis, Auslegung und Umfang von Bedeutung sein 
können. Zur Erleichterung der weiteren Lektüre werden diese Bestimmungen hier 
zunächst in ihrem Wortlaut aufgeführt. Sodann wird der Diskriminierungsbegriff ge-
klärt. Ausgehend vom Wortlaut und Ursprung des Begriffs Diskriminierung wird an-
schließend kurz die Bedeutung des Begriffs Diskriminierung in der rechtlichen Ent-
wicklung dargestellt. Anschließend wird das Verständnis der Diskriminierung und der 
Umfang der Diskriminierungsverbote im engeren Gemeinschaftsrecht erörtert. 
Schließlich wird dargelegt, dass dieses Verständnis ebenso im Assoziationsrecht gilt.  
 
I. Wortlaut der Diskriminierungsverbote und der zur Bestimmung ihres  
   Umfangs relevanten Bestimmungen im Assoziationsrecht 
  
1. Assoziierungsabkommen 
Art. 9 AssAbk 
„Die Vertragsparteien erkennen an, dass für den Anwendungsbereich des Ab-
kommens unbeschadet der besonderen Bestimmungen, die möglicherweise 
auf Grund von Artikel 8 noch erlassen werden, dem in Artikel 7 des Vertrages 
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zur Gründung der Gemeinschaft272 verankerten Grundsatz entsprechend jede 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten ist.“ 
 
Art. 12 AssAbk 
„Die Vertragsparteien vereinbaren, sich von den Artikeln 48, 49 und 50 des 
Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft273 leiten zu lassen, um untereinan-
der die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen.“ 
  
2. Zusatzprotokoll 
Art. 37 ZP 
„Jeder Mitgliedstaat sieht für die in der Gemeinschaft beschäftigen Arbeitneh-
mer türkischer Staatsangehörigkeit eine Regelung vor, die in Bezug auf die 
Arbeitsbedingungen und das Entgelt keine auf der Staatsangehörigkeit beru-
hende Diskriminierung gegenüber Arbeitnehmern enthält, die Staatsangehöri-
ge der anderen Mitgliedstaaten sind.“ 
 
Art. 58 ZP 
„In den von diesem Protokoll erfassten Bereichen  
- darf die von der Türkei gegenüber der Gemeinschaft angewandte Regelung 
zu keinen Diskriminierungen zwischen den Mitgliedstaaten, deren Staatsan-
gehörigen oder deren Gesellschaften führen; 
- darf die von der Gemeinschaft gegenüber der Türkei angewandte Regelung 
zu keinen Diskriminierungen zwischen den türkischen Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften führen.“ 
 
Art. 59 ZP 
„In den von diesem Protokoll erfassten Bereichen darf der Türkei keine günsti-
gere Behandlung gewährt werden als diejenige, die sich die Mitgliedstaaten 
untereinander auf Grund des Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft ein-
räumen.“ 
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3. ARB Nr. 1/80 
Art. 9 ARB Nr. 1/80 
„Türkische Kinder, die in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft ordnungsge-
mäß bei ihren Eltern wohnen, welche dort ordnungsgemäß beschäftigt sind 
oder waren, werden unter Zugrundelegung derselben Qualifikationen wie die 
Kinder von Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaates zum allgemeinen Schul-
unterricht, zur Lehrlingsausbildung und zur beruflichen Bildung zugelassen. 
Sie können in diesem Mitgliedstaat Anspruch auf die Vorteile haben, die nach 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in diesem Bereich vorgesehen sind.“ 
 
Art. 10 ARB Nr. 1/80 
„(1) Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft räumen den türkischen Arbeitneh-
mern, die ihrem regulären Arbeitsmarkt angehören, eine Regelung ein, die 
gegenüber den Arbeitnehmern aus der Gemeinschaft hinsichtlich des Arbeits-
entgeltes und der sonstigen Arbeitsbedingungen jede Diskriminierung auf-
grund der Staatsangehörigkeit ausschließt. 
  (2) Vorbehaltlich der Artikel 6 und 7 haben die in Absatz 1 genannten türki-
schen Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen in gleicher Weise wie die 
Arbeitnehmer aus der Gemeinschaft Anspruch auf die Unterstützung der Ar-
beitsämter bei der Beschaffung eines Arbeitsplatzes.“ 
 
Art. 14 ARB Nr. 1/80 
„(1) Dieser Abschnitt gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind. 
(2) Er berührt nicht die Rechte und Pflichten, die sich aus den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften oder zweiseitigen Abkommen zwischen der Türkei 
und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ergeben, soweit sie für ihre Staats-
angehörigen eine günstigere Regelung vorsehen.“ 
 
4. ARB Nr. 3/80 
Art. 3 ARB Nr. 3/80 
„Gleichbehandlung 
(1) Die Personen, die im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen und für die die-
ser Beschluss gilt, haben die gleichen Rechte und Pflichten aufgrund der 
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Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats wie die Staatsangehörigen dieses 
Staates, soweit dieser Beschluss nichts anderes bestimmt. 
(2) Absatz 1 gilt auch für das aktive Wahlrecht bei der Wahl der Mitglieder der 
Organe der Träger der sozialen Sicherheit und für das Recht, sich an ihrer 
Benennung zu beteiligen; die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Wählbarkeit und die Art der Benennung der genannten Personen für diese 
Organe werden jedoch davon nicht berührt.“ 
 
Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 ARB Nr. 3/80 
„Die Geldleistungen bei Invalidität, Alter oder für die Hinterbliebenen sowie die 
Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten, auf die nach den Rechts-
vorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten Anspruch erworben worden 
ist, dürfen, sofern in diesem Beschluss nichts anderes bestimmt ist, nicht des-
halb gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, entzogen oder beschlagnahmt 
werden, weil der Berechtigte in der Türkei oder im Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaats als des Staates wohnt, in dessen Gebiet der zur Zahlung verpflich-
tete Träger seinen Sitz hat“. 
 
II. Der Diskriminierungsbegriff 
Der Begriff Diskriminierung wird mittlerweile im alltäglichen Sprachgebrauch häufig 
verwendet. Wesentlich für die dieser Arbeit zu Grunde liegende Frage, welche Fol-
gen sich für türkische Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen aus den assoziati-
onsrechtlichen Diskriminierungsverboten ergeben, ist die Erörterung, was unter einer 




Das Wort Diskriminierung leitet sich vom lateinischen „discriminare“, also „abtren-
nen“,  „unterscheiden“ ab274 und ist in diesem ursprünglichen Sinne wertneutral.  
Auch in den Naturwissenschaften wird der Begriff Diskriminierung noch im ursprüng-
lichen Sinne gebraucht275. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird unter Diskriminie-
rung dagegen die Benachteiligung oder Herabwürdigung eines Individuums oder ei-
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ner Gruppe aufgrund bestimmter Merkmale verstanden276. Auch in der Soziologie 
beinhaltet Diskriminierung grundsätzlich die Schlechterstellung des oder der Be-
troffenen aufgrund einer bestimmten Gruppenzugehörigkeit277. Vor allem in der Sozi-
ologie wird weiter unterteilt beispielsweise in sozioökonomische, institutionelle und 
strukturelle Diskriminierung278. Allerdings wird auch der Begriff der positiven oder 
umgekehrten Diskriminierung erörtert, in der Rechtswissenschaft zum Beispiel im 
Rahmen von Maßnahmen zur Herstellung der vollen Gleichstellung279. 
 
2. Bedeutung in der Rechtswissenschaft 
Bereits der in der Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten von Amerika 
von 1776 und in der französischen Erklärung der Bürger- und Menschenrechte von 
1789 enthaltene Grundsatz der Freiheit und Gleichheit aller Menschen kann als im-
plizites Diskriminierungsverbot verstanden werden280. In diesem Grundsatz ist bereits 
der Gedanke enthalten, dass Menschen grundsätzlich gleich zu behandeln sind. Der 
Begriff Diskriminierung tauchte in der Rechtswissenschaft im Laufe des 19. Jahrhun-
derts vor allem im Wettbewerbsrecht der Vereinigten Staaten auf281. Auch in Europa 
spielte Diskriminierung bzw. deren Verbot zunächst vor allem im Wettbewerbsrecht 
eine Rolle282. Ab Anfang des 20. Jahrhunderts erlangte der Grundsatz, in Bezug auf 
zustehende Rechte nicht nach Kriterien wie Rasse, Sprache oder Religion zu unter-
scheiden, im Völkerrecht Bedeutung, beispielsweise im Rahmen von Minderheiten-
schutz- oder Friedensverträgen, die nach dem Ersten Weltkrieg geschlossen wur-
den283. Ab dem Ende der 1920er Jahre wurde der  Begriff der Diskriminierung bzw. 
deren Verbot vermehrt im Zusammenhang mit internationalen Handelsverträgen ge-
braucht284, wobei die positiv formulierte Verpflichtung zur Gleichbehandlung mit dem 
bestbehandelten Dritten, also Meistbegünstigungsklauseln, bereits lange vorher Be-
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standteil handelsrechtlicher Vereinbarungen wurde285. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
erhielt das Verbot von Diskriminierungen besondere Bedeutung im Rahmen der Ent-
wicklung eines völkerrechtlichen Menschenrechtsschutzes, so beispielsweise in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.1948, in den beiden interna-
tionalen Pakten der Vereinten Nationen über bürgerliche und politische Rechte und 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19.12.1966 und in der Euro-
päischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten vom 
04.11.1950. Im Gemeinschaftsrecht war das in Art. 7 EWGV enthaltene Diskriminie-
rungsverbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit bereits wesentlicher Bestandteil 
der Römischen Verträge von 1957286. Das nun in Art. 18 S. 1 AEUV  enthaltene Ver-
bot der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit wird auch als Leitmotiv des 
Vertrages bezeichnet287. Die Bedeutung des Diskriminierungsverbotes wurde zuletzt 
durch seine Aufnahme in die Grundrechtecharta der Europäischen Union, Art. 21 
Abs. 1, unterstrichen.  
 
Es ist festzustellen, dass das Verbot der Diskriminierung bzw. das Gebot der Gleich-
behandlung in verschiedenen Rechtsbereichen zum Tragen kommt und jeweils einen 
Grundsatzcharakter annimmt. Auch wenn nicht von Anfang an der Begriff Diskrimi-
nierung bzw. Diskriminierungsverbot verwendet wurde, so handelt es sich bei dem 
Grundgedanken, dass Gleiches grundsätzlich gleich zu behandeln ist, um ein Prinzip, 
welches grundlegend für verschiedene Regelungsbereiche ist. Auch im Gemein-
schaftsrecht spielte das Diskriminierungsverbot von Anfang an eine tragende Rolle. 
Die Annahme, dass es sich bei dem Diskriminierungsverbot um ein Leitmotiv im Ge-
meinschaftsrecht handelt, wurde soweit ersichtlich nicht angezweifelt. 
   
III. Gemeinschaftsrechtlicher Diskriminierungsbegriff und Voraussetzungen 
     einer (verbotenen) Diskriminierung 
Wie bereits angesprochen, befassen sich sowohl Rechtsprechung als auch Literatur 
schwerpunktmäßig mit den Diskriminierungsverboten aus Gemeinschaftsrecht im 
engeren Sinne. Da, wie noch zu zeigen sein wird, die im Gemeinschaftsrecht im en-
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geren Sinne entwickelten Grundsätze im Wesentlichen auf die assoziationsrechtli-
chen Diskriminierungsverbote übertragen werden können, soll hier zunächst eine 
ausführliche Erörterung mit den Diskriminierungsverboten im Gemeinschaftsrecht im 
engeren Sinne erfolgen. 
 
1. Rechtsquellen 
Im Folgenden werden einige wesentliche gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen 
kurz skizziert, in denen Diskriminierungsverbote oder Gleichbehandlungsgebote ent-
halten sind.  
Das Gemeinschaftsrecht enthält zu verschiedenen Bereichen Diskriminierungsverbo-
te, zum Teil ausdrücklich, zum Teil verbieten die Bestimmungen nicht ausdrücklich 
eine Diskriminierung, verpflichten aber zur Gleichbehandlung oder zur Schaffung 
gleicher Bedingungen für den sie betreffenden Bereich. Im Folgenden werden die 
wesentlichen derjenigen  Bestimmungen dargestellt, die für Arbeitnehmer relevant 
sein können und in der vorliegenden Untersuchung eine Rolle spielen.  
 
Der AEUV enthält, anders als noch der EGV, einen zweiten Teil unter der Überschrift 
„Nichtdiskriminierung und Unionsbürgerschaft“. Diese besondere Betonung des 
Nichtdiskriminierungsgrundsatzes mag für dessen noch gewachsene Bedeutung in 
den Augen des EU-Gesetzgebers sprechen. Der im zweiten Teil des AEUV enthalte-
ne Art. 18 S. 1 AEUV stellt ein Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsange-
hörigkeit auf und bestimmt in Satz 1: „Unbeschadet besonderer Bestimmungen die-
ses Vertrags ist in seinem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Gründen 
der Staatsangehörigkeit verboten.“ Art. 18 S. 2 AEUV ermächtigt das Europäische 
Parlament und den Rat, Regelungen für das Verbot solcher Diskriminierungen zu 
treffen. Das in Art. 18 S. 1 AEUV enthaltene Diskriminierungsverbot wird auch als 
„Leitmotiv“ des Vertrages bezeichnet288. 
 
Art. 45 Abs. 2 AEUV legt fest, dass die nach Art. 45 Abs. 1 AEUV gewährleistete Ar-
beitnehmerfreizügigkeit die Abschaffung „jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhen-
den unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug 
auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen“ umfasst. Art. 45 
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Abs. 3 lit. c) ordnet an, dass für Arbeit nehmende Unionsbürger die gleichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften gelten wie für die Staatsangehörigen des Mitgliedstaa-
tes, in dem sie sich aufhalten. Dabei gilt diese Vorschrift gemäß Art. 45 Abs. 4 AEUV 
nicht für die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung.  
 
Die am 01.12.2009 in Kraft getretene Grundrechtecharta der Europäischen Union 
(GRC) verbietet in Art. 21 Abs. 1 die Diskriminierung insbesondere wegen des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der ge-
netischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politi-
schen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, 
des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung. Art. 21 Abs. 2 GRC enthält das Verbot jeder Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit unbeschadet besonderer Bestimmungen des Vertrages. Nach 
den offiziellen Erläuterungen zur GRC289 entspricht Art. 21 Abs. 2 GRC Art. 18 Abs. 1 
AEUV und findet entsprechend Anwendung.  
 
Das die Diskriminierung und Diskriminierungsverbote betreffende Sekundärrecht 
erging überwiegend in Ausführung der im Primärrecht angelegten Grundprinzipien. 
Einige sekundärrechtliche Diskriminierungsverbote enthalten Definitionen der unmit-
telbaren und mittelbaren Diskriminierung. Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 
27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf290 führt in seinem Art. 2 
Abs. 2 beispielsweise aus, dass eine unmittelbare Diskriminierung in dem von der 
Richtlinie betroffenen Bereich vorliegt, wenn eine Person in einer vergleichbaren Si-
tuation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, 
erfahren hat oder erfahren würde. Eine mittelbare Diskriminierung liegt nach der ge-
nannten Vorschrift dann vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Krite-
rien oder Verfahren Personen mit einer bestimmten religiösen, sozialen oder sexuel-
len Zugehörigkeit gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen 
können, es sei denn, diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses 
Ziels angemessen und erforderlich291. Darüber hinaus kommt dem sekundären Ge-
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meinschaftsrecht zur Klärung des Begriffes Diskriminierung keine eigenständige Be-
deutung zu292. Allerdings spielt das Sekundärrecht für die Frage der Auslegung und 
insbesondere für die Bestimmung der Reichweite der primärrechtlichen Diskriminie-
rungsverbote eine bedeutende Rolle, da es diese konkretisiert. Die zu Art. 45 AEUV 
ergangene VO Nr. 492/2011 führt in ihren Begründungserwägungen 6. und 7.  und 
insbesondere in ihren Art. 2 - 10 aus, in welchen Bereichen Arbeitnehmer, welche 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates und in einem anderen Mitgliedstaat beschäf-
tigt sind, nicht diskriminiert werden dürfen bzw. gleich behandelt werden müssen im 
Vergleich zu den inländischen Staatsangehörigen. Die VO Nr. 492/2011 ist daher zur 
Bestimmung des Umfangs des sich aus Art. 45 Abs. 2 AEUV ergebenden Diskrimi-
nierungsverbotes heranzuziehen. Art. 4 VO 883/2004 enthält eine Konkretisierung 
des Diskriminierungsverbotes aus Art. 45 Abs. 2 AEUV für den besonderen Bereich 
der sozialen Sicherung293 und ist gleichermaßen zur Ermittlung des Umfangs des 
sich aus Art. 45 Abs. 2 AEUV ergebenden Diskriminierungsverbotes heranzuziehen. 
 
Der allgemeine Gleichheitssatz, wonach vergleichbare Sachverhalte nicht unter-
schiedlich behandelt werden dürfen, es sei denn, dass eine Differenzierung objektiv 
gerechtfertigt ist, gehört nach der Rechtsprechung des EuGH zu den Grundprinzipien 
des Gemeinschaftsrechts294. 
 
2. Definition der Diskriminierung in der Rechtsprechung des EuGH und in der   
    Literatur 
Der EuGH definiert in seiner Rechtsprechung überwiegend nicht ausdrücklich den 
Begriff der Diskriminierung, sondern führt nur aus, dass ein Verstoß gegen ein Dis-
kriminierungsverbot voraussetzt, dass vergleichbare Sachverhalte ungleich bzw. 
nicht vergleichbare Sachverhalte gleich behandelt werden295. Jedenfalls in Fällen 
einer mittelbaren Diskriminierung, d. h., wenn eine Regelung durch Anknüpfung an 
ein neutrales Kriterium zu dem gleichen Ergebnis führt, als wenn sie ausdrücklich am 
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verbotenen Unterscheidungsmerkmal anknüpfen würde296, prüft der EuGH weiter, ob 
die Gleich- bzw. Ungleichbehandlung sachlich gerechtfertigt ist297. In einigen Ent-
scheidungen definiert der EuGH die Diskriminierung als Ungleichbehandlung gleicher 
bzw. Gleichbehandlung ungleicher Sachverhalte298. Das Vorliegen objektiver Gründe 
für diese Ungleich- bzw. Gleichbehandlung wird dann gegebenenfalls entweder auf 
einer gesonderten Rechtfertigungsebene geprüft299 oder innerhalb des Tatbe-
standsmerkmals der Vergleichbarkeit der Sachverhalte, wobei objektiv rechtfertigen-
de Gründe für die Ungleichbehandlung die Vergleichbarkeit ausschließen sollen300. 
Auch in der Literatur ist man sich einig, dass eine Diskriminierung die Ungleichbe-
handlung vergleichbarer Sachverhalte oder die Gleichbehandlung ungleicher Sach-
verhalte beinhalten muss301. Die Frage der objektiven Gründe für diese Ungleich- 
bzw. Gleichbehandlung wird, jedenfalls im Falle von mittelbaren Diskriminierungen, 
von einer Auffassung als Tatbestandselement angesehen302. Die andere Meinung 
geht dagegen von einer gesonderten Rechtfertigungsebene aus303. Im Ergebnis 
spielt diese Unterscheidung keine entscheidende Rolle, da zumindest in den Fällen 
der mittelbaren Diskriminierung immer ein Rechtfertigungselement geprüft wird. Zu-
mindest aus Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit ist die Trennung in Tatbe-
stands- und Rechtfertigungsebene zu bevorzugen und soll auch hier vorgenommen 
werden. Ob eine Rechtfertigung auch in Fällen einer unmittelbaren Diskriminierung, 
d.h. in Fällen, in denen eine Ungleichbehandlung unmittelbar an das untersagte Dif-
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ferenzierungskriterium anknüpft304, möglich ist, wird daher in diesem Teil der Arbeit 
unter III 6 a erörtert. 
 
3. Voraussetzungen für eine (verbotene) Diskriminierung 
 
a. Vergleichbarkeit der Sachverhalte 
Nach der oben genannten Definition305 ist maßgeblich für die Überprüfung, ob eine 
Diskriminierung vorliegt, die Frage, unter welchen Voraussetzungen zwei Sachver-
halte gleich bzw. ungleich sind306. Trotz dieser wesentlichen Bedeutung der Ver-
gleichbarkeit der Sachverhalte hat der EuGH nur selten ausdrücklich Kriterien für 
deren Überprüfung aufgestellt und geprüft307. In zahlreichen Entscheidungen hat der 
EuGH lediglich zwei Sachverhalte gegenüber gestellt und dann ohne Erwähnung 
irgendwelcher Vergleichskriterien das Vorliegen oder Fehlen der Vergleichbarkeit 
festgestellt308. 
 
Es gibt einige wenige Entscheidungen, welche sich mit dem Merkmal der Vergleich-
barkeit der Sachverhalte etwas eingehender befassen und Hinweise auf Vergleichs-
maßstäbe liefern. In einer jüngeren Entscheidung hat der EuGH festgehalten, dass 
die Anwendung des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung verlangt, „dass das Krite-
rium der Vergleichbarkeit der Situationen auf objektive, leicht identifizierbare Fakto-
ren gestützt wird“309. In der Rechtssache Acciaierie ferrière310 hat der EuGH formu-
liert: „Der Begriff der Vergleichbarkeit ist nach den Verträgen objektiver Natur und 
gestattet es nicht, rein subjektive Umstände (…) zu berücksichtigen, soll nicht das 
Diskriminierungsverbot seiner Wirksamkeit beraubt werden“311. Als subjektive Um-
stände hatte der EuGH in dieser Sache verwandtschaftliche Beziehungen zwischen 
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den Beteiligten angesehen312. Dabei ist zu beachten, dass es natürlich auch subjek-
tive bzw. persönliche Umstände eines Beteiligten geben kann, die in einem sachli-
chen Zusammenhang zu dem zu bewertenden Sachverhalt stehen, insoweit nicht 
mehr rein subjektiv sind und daher mitberücksichtigt werden müssen313. Geht es dem 
Betroffenen beispielsweise um die Gleichbehandlung im Hinblick auf die Rechte von 
Familienangehörigen, sind die verwandschaftlichen Beziehungen gerade entschei-
dend. Es ist daher nicht möglich, eine pauschale Aussage darüber zu treffen, welche 
Umstände grundsätzlich berücksichtigungsfähig sind und welche nicht. Letztlich ist 
immer anhand des konkreten Sachverhaltes zu entscheiden, welche Umstände im 
Einzelfall zur Feststellung der Vergleichbarkeit herangezogen werden müssen. 
 
In der Rechtssache Arcelor314 prüft der EuGH im Rahmen des Gleichheitsgrundsat-
zes, ob „die betreffenden Sachverhalte im Hinblick auf alle Merkmale, die sie kenn-
zeichnen, vergleichbar sind“315. In dieselbe Richtung geht die vom EuGH an anderer 
Stelle316 vorgenommene Prüfung, ob objektive Unterschiede von einigem Gewicht 
bzw. von rechtlicher Bedeutung vorliegen317. Entscheidend für die Vergleichbarkeit 
der Sachverhalte ist demnach, ob diese in den wesentlichen Merkmalen überein-
stimmen. Dabei beurteilt der EuGH die Frage, welche Merkmale kennzeichnend bzw. 
wesentlich sind, anhand des jeweiligen Einzelfalles318. In diesem Zusammenhang 
berücksichtigt der EuGH maßgeblich die Ziele des Gemeinschaftsrechts in dem be-
troffenen Sachgebiet319. So stellt der EuGH in der Rechtssache Arcelor Atlantique et 
Lorraine320 ausdrücklich fest: “Die Merkmale unterschiedlicher Sachverhalte und so-
mit deren Vergleichbarkeit sind unter anderem im Licht des Zieles und Zwecks der 
Gemeinschaftsmaßnahme, die die fragliche Unterscheidung einführt, zu bestimmen 
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und zu beurteilen. Außerdem sind die Grundsätze und Ziele des Regelungsbereichs 
zu berücksichtigen, denen die in Rede stehende Maßnahme unterfällt“321. 
 
Soweit ersichtlich, stimmt die Literatur in Bezug auf die Prüfung der Vergleichbarkeit 
der Sachverhalte mit der Rechtsprechung des EuGH überein und fasst Vergleichbar-
keit ebenfalls auf als Übereinstimmung in den im konkreten Fall wesentlichen Merk-
malen322. Dabei wird ebenfalls eine Wertung unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Gesamtumstände für erforderlich gehalten323, wobei der geltenden Rechtsordnung 
eine maßgebliche Bedeutung zukommt324. Dabei wird darauf hingewiesen, dass in 
den Fällen, in denen ein konkretes verbotenes Differenzierungskriterium angegeben 
ist, sich zunächst aus diesem häufig Anhaltspunkte dafür ergeben, was als wesent-
lich angesehen werden muss und was nicht325. Dabei ist das verbotene Differenzie-
rungskriterium selbst immer als für die Vergleichbarkeit unwesentliches Merkmal an-
zusehen326. Im Rahmen des Art. 157 AEUV, der die Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen in Bezug auf das Arbeitsentgelt für gleiche oder gleichwertige Arbeit vor-
schreibt, kann die Vergleichbarkeit beispielsweise in keinem Fall anhand des Ge-
schlechtes geprüft werden. Vielmehr muss das Geschlecht der betroffenen Personen 
gerade unerheblich sein für die Höhe des Arbeitsentgeltes. Auch aus dem gesamten 
Wortlaut des Diskriminierungsverbotes lassen sich oft Schlüsse in Bezug auf die Be-
deutung der einzelnen Vergleichsmerkmale ziehen327. Dem Art. 157 AEUV lässt sich 
zum Beispiel unschwer entnehmen, dass wesentliches Merkmal für die Vergleichbar-
keit der Sachverhalte die Gleichheit bzw. Gleichwertigkeit der Arbeit ist. Nur für den 
Fall, dass eine gleiche bzw. gleichwertige Arbeit ausgeübt wird, ist für Männer und 
Frauen das gleiche Arbeitsentgelt zu zahlen. Teilweise wird die Prüfung in der Litera-
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tur etwas differenzierter vorgenommen als in der Rechtsprechung des EuGH. Dabei 
wird zunächst auf den Wortlaut des Diskriminierungsverbotes abgestellt328. Sofern 
sich aus dem Wortlaut des Diskriminierungsverbotes keine ausreichenden Anhalts-
punkte ergeben, werden Hilfserwägungen angestellt, indem zunächst auf den Sinn 
und Zweck des konkreten Diskriminierungsverbotes, dann auf den Zusammenhang 
des Diskriminierungsverbotes innerhalb des Vertrages und schließlich auf die Ziel-
vorstellung, welche dem gesamten Vertrag zugrunde liegt, abgestellt wird329. Dabei 
handelt es sich letztlich aber nur um eine systematischere Ausformulierung der von 
dem EuGH aufgestellten Maßstäbe. 
 
b. Gleich-/Ungleichbehandlung 
Eine Diskriminierung setzt voraus, dass Vergleichbares ungleich bzw. nicht Ver-
gleichbares gleich behandelt wird. Die Gleich- bzw. Ungleichbehandlung kann sich 
nur auf die rechtliche Behandlung beziehen. Ungleichbehandlung bedeutet demnach, 
dass die vergleichbaren Sachverhalte unterschiedliche Rechtsfolgen nach sich zie-
hen, Gleichbehandlung dementsprechend, dass die Rechtsfolgen gleich sind330. Im 
Rahmen der hier im Wesentlichen zu betrachtenden Diskriminierungsverbote aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit ist daher zu prüfen, ob eine andere Rechtsfolge 
gegeben wäre, wenn der Betroffene die Staatsangehörigkeit des Staates hätte, dem-
gegenüber er das Diskriminierungsverbot geltend macht331. 
  
c. Maßnahmen desselben Hoheitsträgers 
Die Ungleichbehandlung muss auf die Maßnahme ein und desselben Hoheitsträgers 
zurückgehen. Vor Diskriminierungen, die sich daraus ergeben, dass der Betroffene 
einer anderen Rechtsordnung unterliegt als der  im Verhältnis zu ihm Bessergestell-
te, schützt das gemeinschaftsrechtliche Diskriminierungsverbot nicht332. 
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d. Diskriminierende Intention des Gesetzgebers erforderlich? 
Diskutiert wird die Frage, ob das Diskriminierungsverbot nur solche Diskriminierun-
gen erfasst, die vom Gesetzgeber intendiert sind, der Betroffene also nicht geschützt 
ist vor Benachteiligungen, die nur zufällige Folge einer Regelung sind333. Wenn eine 
unterschiedliche Behandlung ausdrücklich aufgrund des verbotenen Unterschei-
dungskriteriums erfolgt, d. h. bei Vorliegen einer unmittelbaren Diskriminierung334, 
kann man grundsätzlich von einer intendierten Diskriminierung ausgehen, so dass 
dann auf diese Frage nicht näher eingegangen werden muss335. Aber auch in den 
Fällen, in denen die unterschiedliche Behandlung an ein neutrales Kriterium anknüpft 
und dadurch zu dem gleichen Ergebnis führt, als wenn aufgrund des verbotenen Un-
terscheidungskriteriums differenziert worden wäre, d. h. in Fällen der mittelbaren Dis-
kriminierung336, kann es insbesondere unter Berücksichtigung des Prinzips des effet 
utile nicht darauf ankommen, ob der Gesetzgeber die diskriminierende Wirkung einer 
Regelung vorausgesehen hat oder nicht. Im Übrigen wird sich die Intention der an 
der Rechtsetzung mitwirkenden Personen auch nur schwer bzw. gar nicht abschlie-
ßend feststellen lassen337. Auch der EuGH prüft im Rahmen der mittelbaren Diskri-
minierung lediglich, ob die Anknüpfung an ein neutrales Kriterium „tatsächlich“ zu 
demselben Ergebnis führt wie die direkte Anknüpfung an das verbotene Unterschei-
dungskriterium338. Eine diskriminierende Intention des Gesetzgebers ist somit nicht 
Voraussetzung für den Diskriminierungsschutz339.  
 
e. Tatsächliche Benachteiligung erforderlich? 
Die Frage, ob eine tatsächliche Benachteiligung, d.h. eine reale Schlechterstellung 
des Betroffenen aufgrund der unterschiedlichen Behandlung erforderlich ist, wird in 
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der Literatur überwiegend bejaht340. Auch nach der Rechtsprechung des EuGH 
kommt es auf das Vorliegen einer tatsächlichen Benachteiligung an341.  
 
Im Sinne dieser ergebnisorientierten Betrachtungsweise ist auch die Frage zu be-
antworten, ob eine verbotene Diskriminierung vorliegt, wenn zwar eine Regelung  
oder eine Bestimmung in einer Regelung eine Schlechterstellung nach sich zieht, 
diese Schlechterstellung aber durch eine andere Regelung oder Bestimmung in einer 
Regelung ausgeglichen wird. Danach ist im Rahmen eines Gesamtvergleiches fest-
zustellen, ob aus der Ungleichbehandlung eine tatsächliche Benachteiligung folgt 
oder nicht342. Allerdings sind in diesen Gesamtvergleich nicht jegliche Regelungen 
oder Bestimmungen einzubeziehen, sondern lediglich solche, die in einem sachlich-
objektiven Zusammenhang stehen343. Andernfalls drohen zufällige Ergebnisse. 
 
Teilweise wird aus der Rechtsprechung des EuGH in der Sache Boussac Saint-
Frères SA vs. Brigitte Gerstenmeier344, nach welcher nur geringe Erschwerungen 
vom Diskriminierungsverbot des Art. 6 EGV345 nicht umfasst sind346, eine de minimis-
Grenze für ein Diskriminierungsverbot abgeleitet347. Dies widerspricht jedenfalls dem 
Wortlaut derjenigen Diskriminierungsverbote, nach denen jede Ungleichbehandlung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten ist. Weiterhin wird es für die Behör-
den und Gerichte äußerst schwierig sein, die Bagatellgrenze für eine Diskriminierung 
festzulegen. Damit sprechen Gesichtspunkte der Rechtseinheit und Rechtssicherheit 
für ein umfängliches Diskriminierungsverbot348. Das Problem lässt sich auch ggf. auf 
der Rechtfertigungsebene lösen, da die Rechtfertigung sehr geringer Beeinträchti-
gungen leichter möglich sein dürfte. 
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4. Adressat der Diskriminierungsverbote 
Zu untersuchen ist, an wen sich die Diskriminierungsverbote richten, d. h, wer durch 
sie verpflichtet wird. Insbesondere stellt sich die Frage, ob sich ein Betroffener auch 
auf die Diskriminierungsverbote berufen kann, wenn die diskriminierende Behand-
lung von einem Privaten ausgeht. Dies wird unter dem Stichwort der „Drittwirkung“ 
erörtert. Zunächst verpflichten die Diskriminierungsverbote die Mitgliedstaaten und 
den Gemeinschaftsgesetzgeber349. Uneinheitlich wird die Frage beantwortet, ob die 
Diskriminierungsverbote Drittwirkung entfalten, also auch Privatpersonen entgegen  
gehalten werden können. Lediglich im Rahmen des Art. 157 AEUV, welcher den 
Grundsatz des gleichen Arbeitsentgeltes für Männer und Frauen bei gleicher  oder 
gleichwertiger Arbeit festlegt, ist eine solche Drittwirkung allgemein anerkannt350. Der 
EuGH begründet diese Auffassung mit dem zwingenden Charakter der Vorschrift351. 
Sie habe einen doppelten Zweck: Zum einen solle sie eine Besserstellung derjenigen 
Unternehmen, die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat haben, welcher den Grundsatz 
der Entgeltgleichheit noch nicht verwirklicht hat, im Vergleich zu Unternehmen, die 
ihren Sitz in einem Mitgliedstaat haben, welcher den Grundsatz der Entgeltgleichheit 
verwirklich hat, vermeiden. Zum anderen diene die Bestimmung dazu, durch gemein-
sames Vorgehen den sozialen Fortschritt und die ständige Besserung der Lebens- 
und Beschäftigungsbedingungen in den Mitgliedstaaten sicher zu stellen352. Aus die-
ser doppelten Zielsetzung schließt der EuGH, dass es sich bei dem Grundsatz des 
gleichen Entgeltes um eine Grundlage der Gemeinschaft handelt353. Im Rahmen des 
Art. 18 Abs. 1 AEUV, der das Verbot jeder Diskriminierung aufgrund der Staatsange-
hörigkeit aufstellt, und des Art. 45 Abs. 2 AEUV, welcher bestimmt, dass die Arbeit-
nehmerfreizügigkeit die Abschaffung jeder auf der  Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige 
Arbeitsbedingungen umfasst, ist eine Drittwirkung dagegen umstritten.  
 
Für das in Art. 45 Abs. 2 AEUV bzw. in ex-Art. 39 Abs. 2 EGV und ex-Art. 48 Abs. 2 
EWGV enthaltene Diskriminierungsverbot jedenfalls bejaht der EuGH eine solche 
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Drittwirkung354. Der EuGH beruft sich zur Begründung zunächst auf den allgemein 
formulierten, d. h. in Bezug auf den Adressaten nicht eingeschränkten Wortlaut des 
grundfreiheitlichen Diskriminierungsverbotes355. Weiterhin sei die Beseitigung der 
Hindernisse für den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr wesentliches Ziel 
der Gemeinschaft und wäre gefährdet, wenn privatrechtliche Vereinigungen oder Ein-
richtungen derartige Hindernisse aufbauen könnten und die Wirkung der staatlichen 
Schranken dadurch in ihren Wirkungen aufgehoben würde356. Schließlich ist die 
Drittwirkung nach der Rechtsprechung des EuGH zur EU-einheitlichen Rechtsan-
wendung notwendig, da je nach Mitgliedstaat die Arbeitsbedingungen durch Gesetze 
und Verordnungen oder durch Verträge und sonstige Rechtsgeschäfte geregelt wer-
den. Das Diskriminierungsverbot würde ohne Drittwirkung nur in ersterem Fall ein-
greifen. Dies würde zu deutlich unterschiedlichen Rechtspositionen der Arbeitnehmer 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten führen357. Nachdem die Frage der Drittwirkung 
in der Rechtsprechung des EuGH zunächst bei Sachverhalten erörtert und bejaht 
wurde, in denen der diskriminierende Beteiligte über eine faktische Machtstellung 
verfügt bzw. eine private Normsetzungsbefugnis innehat358, hat der EuGH in der Sa-
che Angonese359 die Drittwirkung auch auf Private ohne eine derartige Sonderstel-
lung ausgedehnt360. In der Literatur wird die Drittwirkung der Grundfreiheiten zum Teil 
gänzlich abgelehnt361. Teilweise wird danach unterschieden, ob der Private anstelle 
des Staates handelt362 bzw. wenigstens eine regionale faktische Machtstellung inne-
hat363 oder nicht. Nur in den ersten beiden Fällen soll dann aufgrund der teilweise 
schwierigen Grenzziehung zwischen privater und staatlicher Normsetzung in den 
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einzelnen Mitgliedstaaten die Regelung am Maßstab des Art. 45 Abs. 2 AEUV ge-
messen werden364.  
 
Die eine Drittwirkung grundsätzlich ablehnende Auffassung wird im Wesentlichen 
damit begründet, eine Drittwirkung stelle eine unverhältnismäßige Einschränkung der 
Privatautonomie dar365, widerspreche den Zielen der Grundfreiheiten, der Errichtung 
und dem Funktionieren des Binnenmarktes zu dienen366, und führe zu dogmatischen 
Problemen auf der Rechtfertigungsebene, da weder die normierten Rechtfertigungs-
gründe des Art. 45 Abs. 3 AEUV noch die von der Rechtsprechung anerkannten 
zwingenden Gründe des Allgemeinwohls auf Private übertragbar seien367. Diese Auf-
fassung geht nur von einer mittelbaren Drittwirkung aus, wonach Diskriminierungen 
nur über Art. 4 Abs. 3 EUV368, in der Form von Schutzgesetzen zu Gunsten von Ar-
beitnehmern unterbunden werden könnten369. Eine solche mittelbare Drittwirkung 
genügt dem Grundsatz des effet utile jedoch nicht370. Aufgrund der Tatsache, dass 
Beschäftigungsverhältnisse in der Mehrheit der Fälle zwischen Privaten eingegangen 
werden, würde das Verbot unterschiedlicher Behandlung in Bezug auf Beschäfti-
gung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen eines Großteils seiner prakti-
schen Wirksamkeit beraubt, wenn das Verbot gerade nicht von privaten Arbeitgebern 
zu beachten wäre. Die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, ein Schutzgesetz zu erlassen, 
könnte die fehlende Drittwirkung des Diskriminierungsverbotes aus Art. 45 Abs. 2 
AEUV nicht ausreichend kompensieren, da der Betroffene keinen Einfluss auf den 
Erlass eines solchen Gesetzes hat und auch die inhaltliche Ausgestaltung naturge-
mäß den Mitgliedstaaten überlassen ist. Im Übrigen würde das Erfordernis, in jedem 
Mitgliedstaat Schutzgesetze zur Verwirklichung des Diskriminierungsverbotes zu er-
lassen, dem Erfordernis der einheitlichen Geltung des Gemeinschaftsrechtes entge-
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gen stehen371. Unter diesen Gesichtspunkten ist auch eine Einschränkung der Pri-
vatautonomie durch die Drittwirkung des Diskriminierungsverbotes hinzunehmen372. 
Dabei ist festzuhalten, dass die Drittwirkung der Diskriminierungsverbote nicht zu 
einer allgemeinen und mit der Privatautonomie tatsächlich nicht zu vereinbarenden 
Gleichbehandlung führt. Die Privatautonomie wird aufgrund überragender Allgemein-
interessen lediglich in Bezug auf die Ausgestaltung von Arbeitsverträgen  im Hinblick 
auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen eingeschränkt373. 
Der Vorwurf des Widerspruchs zu den Zielen der Grundfreiheiten lässt sich nicht auf-
recht erhalten, da die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes nicht mit 
allen Mitteln realisiert werden soll. Vielmehr ist der Grundsatz der Nichtdiskriminie-
rung ebenfalls ein wesentlicher Bestandteil des Binnenmarktkonzeptes374. Dogmati-
sche Schwierigkeiten auf der Rechtfertigungsebene können per se kein Argument 
gegen eine Drittwirkung sein. Es stellt sich allenfalls die Frage, unter welchen Bedin-
gungen eine Diskriminierung durch Private gerechtfertigt werden  kann375.  
 
Die Auffassung, welche die Drittwirkung auf Private mit faktischer Machtstellung be-
schränken will, ist abzulehnen, da eine solche Eingrenzung der Wirkung der Diskri-
minierungsverbote nicht der Systematik der Grundfreiheiten entspricht376. Ziel der 
Grundfreiheiten ist die Errichtung eines beschränkungsfreien Binnenmarktes377. Sie 
unterscheiden daher nicht danach, ob die beschränkende Maßnahme von privater 
oder staatlicher Stelle ausgeht378. Ein Anhaltspunkt für das Erfordernis einer unter-
schiedlichen Behandlung von Privaten mit faktischer Machtposition und Privaten oh-
ne eine faktische Machtposition ergibt sich weder aus dem Wortlaut des Diskriminie-
rungsverbotes noch aus seiner Funktion. Im Gegenteil ist aus der grundlegenden 
Bedeutung des Diskriminierungsverbotes im Gemeinschaftsrecht dessen Anwendung 
mit der größtmöglichen Wirksamkeit zu fordern. Für die umfassende Wirkung des 
Diskriminierungsverbotes zwischen Privaten spricht auch Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 
492/2011, der bestimmt, dass alle Bestimmungen in Tarif- oder Einzelarbeitsverträ-
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gen oder sonstigen Kollektivvereinbarungen betreffend Zugang zur Beschäftigung, 
Entlohnung und sonstige Arbeits- und Kündigungsbedingungen nichtig sind, soweit 
sie für Arbeitnehmer, die Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten sind, diskriminie-
rende Bedingungen vorsehen oder zulassen379. Nach Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 492/2011 
ist das Diskriminierungsverbot in den genannten Bereichen somit ausdrücklich von 
privaten Arbeitgebern zu berücksichtigen. Daraus geht hervor, dass der EU-
Gesetzgeber grundsätzlich davon ausgeht, dass ein Diskriminierungsverbot Wirkung 
gegen Private haben kann. Da Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 492/2011 als sekundäres Recht 
kein eigenes Recht schaffen kann, sondern lediglich das primärrechtliche Diskrimi-
nierungsverbot konkretisiert, ist aus dieser Vorschrift zu schließen, dass das primär-
rechtliche Diskriminierungsverbot Drittwirkung entfalten kann. Schließlich werden 
durch die umfassende Drittwirkung Abgrenzungsschwierigkeiten in Bezug auf die 
Frage, ob eine faktische Machtstellung vorliegt oder nicht, vermieden. 
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH verpflichtet Art. 18 AEUV jedenfalls Private, die 
eine faktische Machtposition innehaben380. Zu Gunsten der Drittwirkung von Art. 18 
AEUV lässt sich zunächst ebenfalls dessen Wortlaut anführen, der jede Diskriminie-
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit untersagt381. Gegen die Drittwirkung von 
Art. 18 AEUV wird im Wesentlichen wie bei den Grundfreiheiten die aus der Drittwir-
kung folgende Einschränkung der Privatautonomie angeführt382. Weiter  beinhalte die 
systematische Konzeption des EGV, dass grundsätzlich nur die Mitgliedstaaten und 
die Gemeinschaftsorgane durch das Gemeinschaftsrecht gebunden seien, sofern 
eine Norm die Verpflichtung Privater nicht ausdrücklich anordne383. Die Bedenken im 
Hinblick auf die Einschränkung der Privatautonomie greifen ebenso wie bei Art. 45 
Abs. 2 AEUV nicht durch. Auch im Rahmen des Art. 18 AEUV muss die Privatauto-
nomie zurückstehen aufgrund überragender Interessen des Allgemeinwohls, hier 
aufgrund des Diskriminierungsverbotes384. Das Verbot der Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit ist ein Grundprinzip im Gemeinschaftsrecht. Die 
praktische Wirksamkeit dieses Grundprinzips wäre  erheblich eingeschränkt, wenn es 
nicht grundsätzlich auch gegen Private gelten könnte, da die meisten Rechtsgeschäf-
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te zwischen Privaten vorgenommen werden. Auch eine grundsätzliche Konzeption 
des EGV, lediglich die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaftsorgane zu verpflichten, 
kann nicht angenommen werden, da beispielsweise die Drittwirkung des Art. 157 
AEUV allgemein anerkannt ist385. 
 
Zu der Frage, welche Reichweite diese Drittwirkung hat, d. h. ob insbesondere jeder 
Dritte verpflichtet sein kann oder ob eine faktische Machtstellung erforderlich ist, liegt 
zu Art. 18 AEUV, soweit ersichtlich, noch keine abschließende Rechtsprechung vor. 
Die Literatur ist überwiegend der Auffassung, dass die Drittwirkung gegen Private auf 
solche Rechtssubjekte zu beschränken ist, die eine faktische Machtstellung inneha-
ben386. Zum Teil wird aber auch die Auffassung vertreten, auch Art. 18 AEUV solle im 
Anwendungsbereich des EU-Vertrages in vertraglichen Bindungen zwischen Privaten 
allgemein Geltung erlangen387. Im Ergebnis würde dies bedeuten, dass das Verbot 
der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit im Anwendungsbereich des 
Vertrages im Rahmen jeglicher privatrechtlicher Verträge Beachtung finden müsste. 
  
Diese Auffassung ist zu weitgehend. Zu Gunsten dieser Auffassung wird ausgeführt, 
es sei kein Grund ersichtlich, aus dem Art. 18 AEUV und Art. 157 AEUV unterschied-
lich ausgelegt werden sollten388. Auch zur Vermeidung von Wertungsdifferenzen in 
Bezug auf die Grundfreiheiten sei von einer einheitlichen Reichweite der jeweiligen 
Drittwirkung auszugehen389. Sowohl Art. 157 AEUV als auch die Grundfreiheiten, hier 
insbesondere Art. 45 Abs. 2 AEUV, unterscheiden sich von Art. 18 AEUV aber 
dadurch, dass die beiden erstgenannten Bestimmungen Beschäftigungsverhältnisse 
betreffen, Art. 18 AEUV jedoch nicht auf derartige Rechtsverhältnisse beschränkt ist. 
Beschäftigungsverhältnisse sind aber in der Regel durch eine überlegene Position 
des Arbeitgebers gekennzeichnet. In Bezug auf Art. 157 AEUV und Art. 45 Abs. 2 
AEUV ist daher bereits aufgrund des Anwendungsbereiches der Vorschriften ge-
währleistet, dass das Diskriminierungsverbot die Privatautonomie nicht unverhältnis-
mäßig einschränkt, sondern nur dann greift, wenn ein Privater seine überlegene Stel-
lung im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses zu einer diskriminierenden Be-
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handlung ausnutzt. Das Eingreifen des Diskriminierungsverbotes in jeglichem priva-
ten Rechtsverhältnis würde die Privatautonomie dagegen tatsächlich zu stark ein-
schränken. Im Rahmen des Art. 18 AEUV ist daher erforderlich, dass sich der Pri-
vate, gegen den das Diskriminierungsverbot geltend gemacht wird, in einer Machtpo-
sition befindet. Nicht erforderlich ist, dass der Private über eine spezifische Rechts-
setzungsbefugnis verfügt. Dies würde dem Erfordernis der praktischen Wirksamkeit 
des Diskriminierungsverbotes nicht gerecht. Ausreichend ist vielmehr, dass der Dritte 
eine wirtschaftliche Machtposition innehat. 
 
5. Formen und Reichweite der Diskriminierungsverbote 
 
a. Diskriminierungsverbot gleich Gleichbehandlungsgebot? 
Teilweise enthalten die erörterten Bestimmungen nicht ausdrücklich ein Diskriminie-
rungsverbot, sondern verpflichten zu einer Gleichbehandlung. Es stellt sich daher die 
Frage, ob ein Gleichbehandlungsgebot seinem Inhalt nach einem Diskriminierungs-
verbot gleich zu setzen ist. Allein die unterschiedliche Formulierung könnte gegen 
diese Annahme sprechen390. Dies Argument lässt sich aber mit dem Hinweis auf das 
grundsätzlich anerkannte Verständnis des Diskriminierungsverbotes als Verbot einer 
Ungleichbehandlung, was lediglich die negative Umschreibung eines Gebotes einer 
Gleichbehandlung darstellt, entkräften391. Diskriminierungsverbot und Gleichbehand-
lungsgebot können als Kehrseiten desselben Prinzips bezeichnet werden392. Dem-
entsprechend bejaht auch der EuGH eine Identität von Diskriminierungsverbot und 
Gleichbehandlungsgebot für das Gemeinschaftsrecht393.  
 
b. Allgemeine und besondere Diskriminierungsverbote 
Als allgemeine Diskriminierungsverbote werden solche bezeichnet, die das verbote-
ne Differenzierungskriterium nicht benennen. Besondere Diskriminierungsverbote 
enthalten dagegen ausdrücklich oder schlüssig das Kriterium, nach welchem eine 
Differenzierung nicht erfolgen darf. Dementsprechend handelt es sich bei dem Dis-
kriminierungsverbot in Art. 18 AEUV um ein besonderes Diskriminierungsverbot, da 
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diese Bestimmung mit der Staatsangehörigkeit ausdrücklich das verbotene Differen-
zierungskriterium benennt. Dem widersprechend und fälschlicherweise wird das Dis-
kriminierungsverbot in Art. 18 AEUV häufig als allgemeines Diskriminierungsverbot 
bezeichnet. Bei den hier erörterten gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbo-
ten handelt es sich, mit Ausnahme des allgemeinen Gleichheitssatzes, durchgängig 
um besondere Diskriminierungsverbote, da den Bestimmungen jeweils ausdrücklich 
oder schlüssig das verbotene Unterscheidungskriterium entnommen werden kann.  
 
c. Unmittelbare Diskriminierung 
Eine unmittelbare oder auch formale, direkte oder offene Diskriminierung liegt vor, 
wenn eine Ungleichbehandlung unmittelbar an das untersagte Differenzierungskrite-
rium anknüpft394. Dies ist im Rahmen von Diskriminierungsverboten aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit beispielsweise der Fall, wenn eine Prozesskostensicherheit nur 
von Angehörigen anderer Mitgliedstaaten verlangt wird395.  
 
d. Mittelbare Diskriminierung 
Eine mittelbare, auch bezeichnet als versteckte, materielle oder indirekte Diskriminie-
rung ist gegeben, wenn die Regelung durch Anknüpfung an ein neutrales Kriterium 
zu dem gleichen Ergebnis führt, als wenn sie ausdrücklich am verbotenen Unter-
scheidungsmerkmal anknüpfen würde396. Für eine mittelbare Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit ist ausreichend, wenn eine Vorschrift geeignet ist, 
verglichen mit den Inländern einen wesentlich größeren Anteil der Wanderarbeit-
nehmer zu betreffen397. Die Ermittlung einer mittelbaren Diskriminierung erfordert 
daher im Rahmen der hier untersuchten Diskriminierungsverbote aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit eine Bewertung des Differenzierungskriteriums danach, ob das 
gewählte Differenzierungskriterium im Ergebnis dieselbe verbotene protektionistische 
bzw. inländerbevorzugende Wirkung entfaltet398. Eine mittelbare Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit liegt beispielsweise vor, wenn an das Kriterium des 
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Wohnsitzes im Inland angeknüpft wird, da es in der Regel Ausländer sind, die ihren 
Wohnsitz nicht im Inland haben399. 
 
e. Ausweitung zum Beschränkungsverbot 
Der EuGH hat das Diskriminierungsgebot des Art. 45 Abs. 2 AEUV zu einem Be-
schränkungsverbot erweitert und festgestellt, dass dieses alle innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften verbietet, welche die Freizügigkeit der Arbeitnehmer beschrän-
ken400. Es sei dabei unerheblich, ob die Bestimmung an die Staatsangehörigkeit des 
Betroffenen anknüpft oder nicht401. Eine Bestimmung könne bereits dann eine unzu-
lässige Beschränkung des Freizügigkeitsrechtes darstellen, wenn sie geeignet ist, 
einen Staatsangehörigen eines EU-Mitgliedstaates davon abzuhalten, von seinem 
Recht, sein Herkunftsland zu verlassen und sein Recht auf Freizügigkeit wahrzu-
nehmen, Gebrauch zu machen402. 
 
6. Rechtfertigung der Diskriminierung 
Sofern man ein rechtfertigendes Element nicht auf der Tatbestandsebene berück-
sichtigt, stellt sich die Frage ob und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen eine 
Diskriminierung gerechtfertigt werden kann.  
 
a. Absolutes oder relatives Diskriminierungsverbot 
Insbesondere im Rahmen des Art. 18 AEUV ist umstritten, ob eine Diskriminierung 
überhaupt gerechtfertigt werden kann. Dies wird unter den Stichworten absolutes 
oder relatives Diskriminierungsverbot diskutiert. Teilweise werden Diskriminierungs-
verbote, die das verbotene Unterscheidungsmerkmal selbst nennen, als absolute 
Diskriminierungsverbote aufgefasst, welche eine Rechtfertigung der Diskriminierung 
grundsätzlich ausschließen403. Der Wortlaut des Art. 18 AEUV, der „jede“ Diskriminie-
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verbietet, legt zunächst ein solches Ver-
ständnis nahe. Argumentiert wird weiter, dass die Wertung des Gesetzgebers, der 
die Differenzierung nach dem genannten Kriterium gerade verbieten wollte, unterlau-
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fen würde, wenn zusätzlich sachliche Gründe für die Differenzierung geprüft wür-
den404. Im Übrigen könne im Umkehrschluss aus Vorschriften wie Art. 36 AEUV, der 
ausdrücklich willkürliche Diskriminierungen (im Zusammenhang mit Einfuhr-, Aus-
fuhr- und Durchfuhrverboten oder –beschränkungen) verbietet, das absolute Ver-
ständnis der nicht derartig eingeschränkten Diskriminierungsverbote gefolgert wer-
den405. Wenn der EuGH bei mittelbaren Diskriminierungen das Vorliegen objektiv 
rechtfertigender Gründe prüfe, so geschehe dies auf der Tatbestandsebene, sofern 
nämlich objektive Gründe für eine Ungleichbehandlung gegeben seien, läge gar kei-
ne Diskriminierung vor406. Demnach hält auch diese Auffassung jedenfalls bei einer 
mittelbaren Diskriminierung objektive Gründe für die unterschiedliche Behandlung für 
berücksichtigungsfähig. Diese werden nur nicht auf der Rechtfertigungs-, sondern 
bereits auf der Tatbestandsebene geprüft. Es wurde bereits ausgeführt, dass aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit die Prüfung objektiver Gründe auf der 
Rechtfertigungsebene zu bevorzugen ist407. Eine zweite Auffassung argumentiert 
genau entgegengesetzt, indem sie den Art. 18 AEUV als Ausprägung des allgemei-
nen Gleichheitssatzes auffasst und eine Rechtfertigung grundsätzlich für möglich 
hält408. Die Rechtsprechung des EuGH ist diesbezüglich uneinheitlich. Eine abschlie-
ßende Entscheidung ist noch nicht getroffen. Teilweise wird eine Tendenz in Rich-
tung dieser zweiten Auffassung ausgemacht409. Die vermittelnde Auffassung, welche 
der EuGH wohl überwiegend vertritt410, unterscheidet zwischen unmittelbarer und 
mittelbarer Diskriminierung. Nur letztere soll einer Rechtfertigung durch sachliche 
Gründe zugänglich sein411. Die unmittelbare Diskriminierung könne nur durch primär- 
oder sekundärrechtlich ausdrücklich festgeschriebene Ausnahmevorschriften ge-
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rechtfertigt werden412. Dieser differenzierenden Auffassung ist zu folgen, da nur diese 
der Bedeutung und Funktion des Art. 18 AEUV gerecht wird413 und zu einer einheitli-
chen Anwendung der verschiedenen Diskriminierungsverbote führt. Gegen die ver-
mittelnde Meinung und für eine generelle Rechtfertigungsmöglichkeit wird vorge-
bracht, eine unterschiedliche Behandlung von unmittelbaren und mittelbaren Diskri-
minierungen sei nicht plausibel, da beide Formen der Diskriminierung nach derselben 
Vorschrift verboten seien, und die Einbeziehung auch der materiellen Diskriminierung 
die Wirksamkeit des Diskriminierungsverbots sicherstellen solle414. Zur Beantwortung 
der Frage, ob eine Diskriminierung zu rechtfertigen ist, könne es nicht darauf an-
kommen, auf welchem Weg diese Diskriminierung entstanden ist, maßgeblich müsse 
das Ergebnis sein415. Diese Auffassung verkennt aber, dass zwischen einer unmittel-
baren und einer mittelbaren Diskriminierung ein substanzieller Unterschied besteht, 
da nur erstere ausdrücklich an ein verbotenes Unterscheidungskriterium anknüpft, 
eine Unterscheidung also gerade wegen des verbotenen Unterscheidungskriteriums 
erfolgt. Es ist davon auszugehen, dass der EU-Gesetzgeber es ernst meint, wenn er 
ein Kriterium ausdrücklich als Anknüpfungspunkt für unterschiedliche Behandlung 
verbietet. In einem solchen Fall kann es Ausnahmen nur im Rahmen von gesetzlich 
festgelegten Ausnahmetatbeständen geben416. Auch der Hinweis auf den effet utile 
führt hier nicht weiter. Die Tatsache, dass das Diskriminierungsverbot zu seiner 
Wirksamkeit auch mittelbare Diskriminierungen umfasst, taugt nicht als Argument 
dafür, dass auch unmittelbare Diskriminierungen einer Rechtfertigung zugänglich 
sein sollten, da dies gerade die Wirksamkeit des Diskriminierungsverbotes ein-
schränkt417. Für eine grundsätzliche Rechtfertigungsmöglichkeit wird weiter vorge-
bracht, dass eine fortschreitende Integration elastisch genug sein müsse, „um 
sachangemessene Reste der Ausrichtung auf die Staatsangehörigkeit der Mitglied-
staaten hinnehmen zu können“418, dass letztlich die besonderen Umstände des Ein-
zelfalles berücksichtigt werden können419. Dagegen lässt sich sagen, dass es gerade 
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für die differenzierende Auffassung spricht, dass dadurch die Bedeutung der Staats-
angehörigkeit gegenüber der Unionsbürgerschaft zurückgedrängt wird420. Auch die 
Funktion des Art. 18 AEUV als Auffangtatbestand zu den spezielleren Diskriminie-
rungsverboten spricht für die differenzierende Auffassung, da der EuGH auch bei 
diesen eine Rechtfertigungsmöglichkeit grundsätzlich nur bei den mittelbaren Diskri-
minierungen für möglich hält421. Die Rechtfertigung mittelbarer Diskriminierungen ist 
auch hier nur aufgrund ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmungen möglich422. Auch 
die Auffassung, die eine Rechtfertigung generell für möglich hält, geht davon aus, 
dass bei unmittelbaren Diskriminierungen das Vorliegen sachlicher Rechtfertigungs-
gründe in der Regel zu verneinen sein wird423. Die verschiedenen Auffassungen 
werden sich im Ergebnis daher nicht wesentlich unterscheiden424.  
Bei dem sich aus Art. 45 Abs. 2 AEUV ergebenden Diskriminierungsverbot wird in 
Rechtsprechung und Literatur ganz überwiegend ebenfalls differenziert zwischen 
unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung. Erstere ist allenfalls mit Ausnahme der 
geschriebenen Rechtfertigungsmöglichkeiten verboten425, letztere soll einer Rechtfer-
tigung grundsätzlich zugänglich sein426. Zur Ablehnung einer Rechfertigungsmöglich-
keit für unmittelbare Diskriminierungen wird dabei auf den Wortlaut des Art. 45 Abs. 2 
AEUV verwiesen, welcher die „Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beru-
henden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer in den Mitgliedstaaten“ ver-
langt427. Die mittelbare Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit sei da-
gegen von einer staatsangehörigkeitsunabhängigen Beschränkung der Arbeitneh-
merfreizügigkeit in der Praxis oft nur schwer zu unterscheiden und daher unter den 
gleichen Voraussetzungen einer Rechtfertigung zugänglich428. 
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Nach der Rechtsprechung des EuGH ist eine Diskriminierung im Rahmen des Art. 18 
AEUV dann gerechtfertigt, wenn objektive Gründe für die Ungleichbehandlung vor-
liegen429. Wie oben dargelegt sind nur mittelbare Diskriminierungen einer Rechtferti-
gung durch ungeschriebene Rechtfertigungsgründe zugänglich430. Die Rechtferti-
gung erfordert eine Güter- und Interessenabwägung unter Berücksichtigung der Ver-
tragsziele und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes431. Die Verhältnismäßigkeit ist 
dann gewahrt, wenn die Maßnahme zur Erreichung des angestrebten Zieles ange-
messen, erforderlich und unerlässlich ist432.  
 
Im Rahmen des Art. 45 Abs. 2 AEUV wird geprüft, ob die Ungleichbehandlung zur 
Erreichung eines berechtigten Zweckes zum Schutz zwingender Gründe des Allge-
meininteresses geeignet und erforderlich ist und ob ihre Auswirkungen zu dem 
Zweck in einem angemessenen Verhältnis stehen433. Auch hier ist nur bei mittelbaren 
Diskriminierungen eine Rechtfertigung durch diesen ungeschriebenen Rechtferti-
gungsgrund möglich434. 
 
Es stellt sich die Frage, ob die Diskriminierung durch Private nach den gleichen 
Grundsätzen zu rechtfertigen ist wie die staatliche Diskriminierung. Dies muss jeden-
falls in den Fällen gelten, in denen Private anstelle des Staates handeln oder eine 
vergleichbare Machtposition innehaben435. Andernfalls könnte der Schutz vor staatli-
cher Diskriminierung allzu leicht ausgehebelt oder zumindest aufgeweicht werden. 
Die Geltung der genannten Rechtfertigungsgrundsätze auch für Private ohne eine 
derartige Machtposition kann mit dem Argument bezweifelt werden, dass Privatper-
sonen keine Zwecke verfolgen, die im Allgemeininteresse liegen436. Dementspre-
chend hat auch der EuGH eine Diskriminierung durch Private ohne besondere 
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Machtposition bereits als gerechtfertigt erachtet, „wenn sie auf sachliche Erwägun-
gen gestützt wäre, die unabhängig von der Staatsangehörigkeit der betroffenen Per-
sonen und in Bezug auf das berechtigterweise verfolgte Ziel verhältnismäßig sind“437. 
Ein zwingendes Interesse des Allgemeinwohls ist danach nicht erforderlich. Vielmehr 
dürften wirtschaftliche Erwägungen grundsätzlich ausreichend sein438. Diese Auswei-
tung der Rechtfertigungsgründe im Vergleich zu den Rechtfertigungsgründen bei 
staatlicher Diskriminierung ist sachgerecht. Die von verschiedenen Stimmen kritisier-
te Beschränkung der Privatautonomie439 wird dadurch auf das Notwendigste redu-
ziert. 
 
7. Ordre public-Vorbehalt 
Fraglich ist, ob der ordre public-Vorbehalt aus Art. 45 Abs. 3 AEUV für das Diskrimi-
nierungsverbot des Art. 45 Abs. 2 AEUV gilt. Dies ist in der Literatur umstritten440. 
Eine Auffassung wendet den ordre public-Vorbehalt aus Art. 45 Abs. 3 AEUV auf das 
Diskriminierungsverbot aus Art. 45 Abs. 2 AEUV nicht an. Begründet wird dies mit 
dem Wortlaut und mit der Systematik des Art. 45 AEUV441. Die Gegenmeinung be-
fürwortet vor allem aus Gründen der Einheitlichkeit mit der Niederlassungs- und 
Dienstleistungsfreiheit die Rechtfertigungsmöglichkeit aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit und Gesundheit442. Die Diskriminierungsverbote aus der Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit gelten unbestritten unter einem ordre public-
Vorbehalt. Ein Vergleich mit den Regelungen zur Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsfreiheit spricht aber gerade gegen die Gleichbehandlung. Die Niederlassungs-
freiheit und das daraus folgende Diskriminierungsverbot sind im 2. Kapitel des 4. Ti-
tels des AEUV in Art. 49 AEUV geregelt. Art. 52 AEUV stellt das gesamte Kapitel 
unter den ordre public-Vorbehalt im Zusammenhang mit der Anwendbarkeit der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die eine Sonderregelung für Ausländer vorse-
hen. Art. 52 AEUV ist gemäß Art. 62 AEUV auch auf die Dienstleistungsfreiheit und 
das damit verbundene Diskriminierungsverbot aus Art. 54 AEUV anwendbar. Anders 
als der Art. 45 Abs. 2 AEUV stehen damit sowohl das Diskriminierungsverbot aus der 
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Niederlassungsfreiheit und das Diskriminierungsverbot aus der Dienstleistungsfrei-
heit ausdrücklich unter dem ordre public-Vorbehalt. Der Gesetzgeber hat damit eine 
eindeutige Unterscheidung getroffen. Es spricht allerdings nichts dagegen, wie in der 
Rechtsprechung des EuGH erfolgt443, die öffentliche Ordnung, Sicherheit und Ge-
sundheit als mögliche zwingende Gründe des Allgemeinwohls im Rahmen der unge-
schriebenen Rechtfertigungsgründe zu prüfen. Dies gilt zum einen, da es sich bei 
den genannten Rechtsgütern gerade um typische Gründe des öffentlichen Wohls 
handelt, zum anderen ist eine enge Auslegung dieser Begriffe anerkannt444, so dass 
dadurch keine ausufernde Rechtfertigungsmöglichkeit zu befürchten ist.  
 
IV. Der assoziationsrechtliche Diskriminierungsbegriff und Voraussetzungen 
     einer (verbotenen) Diskriminierung im Assoziationsrecht 
Nachdem nun dargelegt wurde, unter welchen Voraussetzungen eine verbotene Dis-
kriminierung im Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne vorliegt und welche Reichwei-
te diese grundsätzlich hat, soll im Folgenden geklärt werden, wie die entsprechenden 
Rechtsfragen im Assoziationsrecht zu beantworten sind. 
 
1. Auslegung der Diskriminierungsverbote und Diskriminierungsbegriff im 
    Assoziationsrecht 
Die Ausführungen zur Definition des Begriffs Diskriminierung und zu den Vorausset-
zungen einer verbotenen Diskriminierung betreffen gemeinschaftsrechtliche Diskri-
minierungsverbote insbesondere aus Art. 18 AEUV und Art. 45 Abs. 2 AEUV. Es 
stellt sich die Frage, ob diese Definition und Voraussetzungen ebenso für assoziati-
onsrechliche Diskriminierungsverbote gelten. Es soll zunächst geklärt werden, ob 
gemeinschafts- und assoziationsrechtliche Diskriminierungsverbote einheitlich auszu-
legen sind. Sofern dies der Fall ist, muss auch ein einheitlicher Diskriminierungsbe-
griff gelten und die Voraussetzungen einer verbotenen Diskriminierung müssen 
grundsätzlich gleich sein. Es würde keinen Sinn ergeben, die gemeinschaftsrechtli-
chen und assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbote grundsätzlich überein-
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stimmend auszulegen, aber von einem unterschiedlichen Diskriminierungsbegriff und 
unterschiedlichen Voraussetzungen für eine verbotene Diskriminierung auszugehen. 
 
Der Wortlaut des Art. 9 AssAbk ist an den Wortlaut des Art. 18 AEUV angelehnt und 
verbietet ebenso wie dieser jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörig-
keit. Ausnahmen können sich für das Diskriminierungsverbot des Art. 18 AEUV aus 
den besonderen Bestimmungen des Vertrages, für das Diskriminierungsverbot aus 
Art. 9 AssAbk aus den besonderen Bestimmungen, die möglicherweise auf Grund 
von Art. 8 AssAbk noch erlassen werden, ergeben. Der Wortlaut des Art. 37 ZP und 
des Art. 10 ARB Nr. 1/80 entspricht im Wesentlichen dem Wortlaut des Art. 45 Abs. 2 
AEUV. Die Bestimmungen verbieten insoweit gleichermaßen die Diskriminierung von 
Arbeitnehmern im Bereich Arbeitsbedingungen und Entlohnung. Zwar ist ein über-
einstimmender Wortlaut bei Bestimmungen von Assoziations- und Gemeinschafts-
recht nicht immer ein Indiz für eine übereinstimmende Auslegung445. Der EuGH hat 
jedoch im Falle des Art. 10 ARB Nr. 1/80 unter anderem mit seinem mit Art. 48 Abs. 
2 EGV bzw. jetzt Art. 45 Abs. 2 AEUV nahezu übereinstimmenden Wortlaut die über-
einstimmende Auslegung begründet446. Vor allem nimmt Art. 9 AssAbk, der das un-
spezifische assoziationsrechtliche Diskriminierungsverbot aufgrund der Staatsange-
hörigkeit enthält, ausdrücklich Bezug auf das gemeinschaftsrechtliche Diskriminie-
rungsverbot in Art. 7 EGV447, auch dies legt ein entsprechendes Verständnis in die-
sem Zusammenhang nahe. Da das Diskriminierungsverbot in Art. 9 AssAbk durch 
die in Art. 37 ZP und Art. 10 ARB Nr. 1/80 enthaltenen arbeitsrechtlichen Diskriminie-
rungsverbote ergänzt und konkretisiert wird448, kann auch für die Diskriminierungs-
verbote in Art. 37 ZP und Art. Nr. 10 ARB 1/80 nichts anderes gelten. Schließlich sol-
len sich gemäß Art. 12 AssAbk die Vertragsparteien bei der Herstellung der Freizü-
gigkeit von den Art. 48, 49 und 50 EWGV449, leiten lassen, mithin auch von den dort 
enthaltenen Diskriminierungsverboten. Der EuGH hat mit dieser Begründung aus-
drücklich festgestellt, dass bei der Bestimmung der Tragweite des Diskriminierungs-
verbotes aus Art. 10 ARB Nr. 1/80 darauf abzustellen ist, wie das gemeinschafts-
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rechtliche Diskriminierungsverbot auszulegen ist450. Dieses Ergebnis wird bei Be-
rücksichtigung von Ziel und Zweck des Abkommens bestätigt. Geht man zunächst 
davon aus, dass Ziel und Zweck des Abkommens letztlich die Vorbereitung des EU-
Beitritts der Türkei und damit der Übernahme des gemeinschaftlichen Rechtsbestan-
des durch die Türkei ist451, so spricht dies bereits für eine einheitliche Auslegung der 
Diskriminierungsverbote. Dies gilt insbesondere auch wegen derer grundlegenden 
Bedeutung im Gemeinschaftsrecht. Das Diskriminierungsverbot wird auch als Leit-
motiv des Vertrages bezeichnet452. Eine unterschiedliche Auslegung eines so grund-
legenden Prinzips ist mit dem dargelegten Ziel des Assoziationsabkommens unver-
einbar. Aus Art. 2 Abs. 1 AssAbk ergibt sich nach der Rechtsprechung des EuGH 
das konkrete Ziel des Abkommens, die Lage der türkischen Staatsangehörigen durch 
die schrittweise Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und die Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver-
kehrs an die Lage der Unionsbürger anzunähern453. Die Diskriminierungsverbote aus 
Art. 9 AssAbk, Art. 37 ZP und Art. 10 ARB Nr. 1/80, welche den gemeinschaftsrecht-
lichen Diskriminierungsverboten aus Art. 18 S. 1 AEUV  bzw. Art. 45 Abs. 2 AEUV 
entsprechen, trügen dabei zur schrittweisen Integration der assoziationsrechtlich be-
günstigten türkischen Staatsangehörigen bei454. Auch aus dieser Funktion der Dis-
kriminierungsverbote folgt, dass diese im Gemeinschafts- und im Assoziationsrecht 
grundsätzlich einheitlich verstanden werden müssen. Der EuGH hat zur Auslegung 
der assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbote, insbesondere aus Art. 10 Abs. 
1 ARB Nr. 1/80 und Art. 3 ARB Nr. 3/80 die zur Konkretisierung der primärrechtlichen 
Diskriminierungsverbote ergangenen Art. 7 VO Nr. 1612/68, jetzt Art. 7 VO 492/2011, 
bzw. Art. 4 VO 1408/71, jetzt Art. 4 VO Nr. 883/2004, herangezogen.  
 
Eine einheitliche Auslegung der gemeinschaftsrechtlichen und assoziationsrechtli-
chen Diskriminierungsverbote verbietet sich nur in dem Fall, in welchem der EuGH 
das Diskriminierungsverbot zu einem Beschränkungsverbot ausgeweitet hat. Das 
Beschränkungsverbot kann zur Unanwendbarkeit unterschiedslos anwendbarer 
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Rechtsvorschriften führen, wenn diese geeignet sind, die Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer zu beschränken455. Das Beschränkungsverbot folgt nach der Rechtspre-
chung des EuGH aus der fundamentalen Bedeutung der Freizügigkeit in der Ge-
meinschaft456. Da den türkischen Arbeitnehmern kein mit der gemeinschaftsrechtli-
chen Freizügigkeit vergleichbares Recht zusteht457, kann diese Ausweitung des Dis-
kriminierungsverbotes im Rahmen der assoziationsrechtlichen Diskriminierungsver-
bote nicht übernommen werden.  
 
Die grundsätzlich einheitliche Auslegung der Diskriminierungsverbote im Gemein-
schaftsrecht und im Assoziationsrecht Türkei/EU bedingt, dass der Begriff der Dis-
kriminierung einheitlich definiert werden muss. Der EuGH übernimmt in seiner 
Rechtsprechung zu assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverboten ohne weiteres 
die im Rahmen der Diskriminierungsverbote zu Gunsten EU-Staatsangehöriger ent-
wickelten Voraussetzungen und Definitionen458. Die Literatur ist dieser Auffassung 
soweit ersichtlich nicht entgegen getreten459. 
 
2. Voraussetzungen einer (verbotenen) Diskriminierung 
Eine Diskriminierung setzt damit auch im Rahmen der assoziationsrechtlichen Dis-
kriminierungsverbote die Ungleichbehandlung gleicher bzw. Gleichbehandlung un-
gleicher Sachverhalte voraus. Die Vergleichbarkeit ist anhand der Übereinstimmung 
in den wesentlichen Merkmalen zu prüfen. Die als diskriminierend beanstandete 
Maßnahme muss auf denselben Hoheitsträger zurückgehen. Eine diskriminierende 
Intention des Gesetzgebers ist nicht erforderlich. Maßgeblich ist vielmehr, ob eine 
tatsächliche Benachteiligung gegeben ist. Diese muss keinen besonderen Schwere-
grad erreichen, auch geringfügige Benachteiligungen können eine Diskriminierung 
darstellen. 
 
3. Adressat der Diskriminierungsverbote 
Ebenso wie bei den gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverboten stellt sich 
auch bei den assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverboten die Frage, wer  Ver-
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pflichteter ist, ob insbesondere auch Dritte, d.h. Private gebunden sind. In diesem 
Teil der Arbeit wird zunächst nur geklärt, ob die Bestimmungen grundsätzlich fähig 
sind, Drittwirkung zu entfalten oder ob sie aufgrund ihrer Rechtsnatur oder des Rege-
lungsbereiches, in welchem sie enthalten sind, von einer Drittwirkung ausgeschlos-
sen sind. Ob die einzelnen assoziationsrechtlichen Vorschriften tatsächlich Drittwir-
kung entfalten und wie weit diese gegebenenfalls reicht wird bei der Untersuchung 
der  einzelnen Bestimmungen erörtert460. 
 
Gemäß Art. 216 Abs. 2 AEUV461 binden die von der Union geschlossenen Überein-
künfte zunächst die Organe der Union und die Mitgliedstaaten. In Bezug auf die 
Drittwirkung, d. h. die Wirkung der Diskriminierungsverbote zu Lasten Privater ist zu 
unterscheiden zwischen den Diskriminierungsverboten aus dem primären Assoziati-
onsrecht und aus dem sekundären Assoziationsrecht. 
 
Die sich aus den Assoziationsratsbeschlüssen, also dem sekundären Assoziations-
recht, ergebenden Diskriminierungsverbote entfalten keine Drittwirkung. Private kön-
nen in ihrer Handlungsfreiheit nur durch veröffentlichtes Recht eingeschränkt wer-
den462. Diese Voraussetzung erfüllt jedenfalls der ARB Nr. 1/80 nicht463. Der Hinweis 
auf Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 492/2011 ändert an dieser Einschätzung nichts. Art. 7 Abs. 4 
VO Nr. 492/2011 bestimmt: „Alle Bestimmungen in Tarif- oder Einzelarbeitsverträgen 
oder sonstigen Kollektivvereinbarungen betreffend Zugang zu Beschäftigung, Ent-
lohnung und allen übrigen Arbeits- und Kündigungsbedingungen sind von Rechts 
wegen nichtig, soweit sie für Arbeitnehmer, die Staatsangehörige anderer Mitglied-
staaten sind, diskriminierende Bedingungen vorsehen oder zulassen.“ Zwar kann 
diese Bestimmung des sekundären Gemeinschaftsrechtes grundsätzlich zur Ausle-
gung des assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbotes herangezogen wer-
den464. Die VO Nr. 492/2011 konkretisiert aber lediglich die gemeinschaftsrechtlichen 
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Diskriminierungsverbote, neues Recht wird dadurch nicht geschaffen465. Mit Art. 7 
Abs. 4 VO 492/2011 lässt sich somit lediglich die Auffassung stützen, dass auch 
grundsätzlich staatengerichtete Freizügigkeitsbestimmungen Drittwirkung entfalten 
können. Dass aus diesem Grund Private auch durch unveröffentlichtes Recht ver-
pflichtet werden könnten, folgt daraus nicht. Der EuGH hat demgemäß auch ange-
merkt, dass die fehlende Veröffentlichung zur Folge haben mag, dass die Beschlüsse 
nicht dem Einzelnen entgegengehalten werden können466. Anzumerken ist, dass der 
ARB Nr. 3/80 zwar veröffentlicht ist und die vorausgehende Argumentation zur Ab-
lehnung der Drittwirkung insoweit nicht greift. Der ARB Nr. 3/80 betrifft nach seinem 
sachlichen Geltungsbereich aber Rechtsvorschriften über verschiedenen Zweige der 
sozialen Sicherheit467. Es geht also um die Gewährung sozialer Rechte nach dem 
Recht der Mitgliedstaaten. Aufgrund dieser Grundkonzeption des ARB Nr. 3/80 
kommt eine Drittwirkung dessen Bestimmungen nicht in Frage. 
 
Anders ist dies bei den zu untersuchenden Bestimmungen des primären Assoziati-
onsrechtes. Sie sind im Amtsblatt veröffentlicht und können grundsätzlich Verpflich-
tungen von Privaten bewirken468. Dies wird mit dem Argument bestritten, es handele 
sich bei Assoziationsrecht um klassisches Völkerrecht, welches grundsätzlich  staa-
tengerichtet sei469. Dies Argument greift nicht durch, da es sich bei Assoziationsrecht 
zwar zunächst um Völkerrecht handelt, es aber eben auch ab Inkrafttreten einen in-
tegrierenden Teil der Gemeinschaftsrechtsordnung bildet. Das Assoziationsrecht 
dient zur Vorbereitung des EU-Beitritts der Türkei und damit zu deren Übernahme 
der gemeinschaftsrechtlichen Regelungen. Diesem Ziel würde es widersprechen, 
beide Rechtsbereiche unterschiedlichen Grundsätzen zu unterwerfen. Weiter wird 
eingewandt, die Assoziierungsabkommen seien mit Richtlinien vergleichbar und auch 
für diese werde eine Drittwirkung allgemein abgelehnt470. Zunächst kann die Ver-
gleichbarkeit von Assoziierungsabkommen mit Richtlinien bezweifelt werden. Aus der 
Bindungswirkung aus Art. 216 Abs. 2 AEUV und aus der Tatsache, dass gemäß Art. 
218 Abs. 11 AEUV Assoziierungsabkommen mit dem Gemeinschaftsrecht in Ein-
klang stehen müssen, folgt jedenfalls, dass Assoziierungsabkommen im Rang dem 
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primären Gemeinschaftsrecht nachgehen aber über dem sekundären Gemein-
schaftsrecht also auch über Richtlinien stehen471. Ein wesentlicher Unterschied zwi-
schen Assoziierungsabkommen und Richtlinien besteht darin, dass Richtlinien an-
ders als Assoziierungsabkommen gerade auf Umsetzung in das nationale Recht an-
gelegt sind. Die Möglichkeit der unmittelbaren Anwendbarkeit von Bestimmungen 
des Assoziierungsabkommens hängt nicht von dem Ablauf einer Umsetzungsfrist ab, 
sondern ist von Anfang an bei jeder Bestimmung gesondert zu ermitteln472. Es trifft 
auch nicht zu, dass die Drittwirkung von Richtlinien einhellig abgelehnt wird. Jeden-
falls für Richtlinien, die gemäß § 297 Abs. 2 S. 2 AEUV veröffentlichungsbedürftig 
sind, wird die Drittwirkung von einigen Stimmen befürwortet473,474. Die ablehnende 
Auffassung begründet die Vergleichbarkeit von Assoziierungsabkommen und Richtli-
nien hinsichtlich ihrer fehlenden Drittwirkung damit, dass sich Assoziierungsabkom-
men wie Richtlinien von ihrer Struktur her an den Staat bzw. an die Gemeinschaft 
richteten. Art. 216 Abs. 2 AEUV475, nach dessen Wortlaut die von der Union ge-
schlossenen Übereinkünfte die Organe der Union und die Mitgliedstaaten binden, 
betone, ähnlich wie Art. 288 S. 3 AEUV476 in Bezug auf Richtlinien, die Bindung (nur) 
der Staaten durch Assoziierungsabkommen477. Zum einen lässt sich aus der Formu-
lierung des Art. 216 Abs. 2 AEUV ebenso wenig wie aus Art. 288 S. 3 AEUV ent-
nehmen, dass ausschließlich die Organe der Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
verpflichtet werden können478. Zum anderen ist der Wortlaut des Art. 288 S. 3 AEUV 
als Hauptargument des EuGH gegen die Drittwirkung von Richtlinien479 insofern nicht 
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überzeugend, als der EuGH zur Auslegung von Gemeinschaftsrecht in der Regel 
nicht vorrangig auf den Wortlaut abstellt480. So hat der EuGH auch grundsätzlich ent-
schieden, „dass die Tatsache, dass bestimmte Vertragsvorschriften ausdrücklich die 
Mitgliedstaaten ansprechen, nicht ausschließt, dass zugleich allen an der Einhaltung 
der so umschriebenen Pflichten interessierten Privatpersonen Rechte verliehen sein 
können“481. Es ist daher nicht einzusehen, dass die Drittwirkung von Richtlinien vor 
allem von ihrer ausdrücklichen Erwähnung abhängig gemacht werden soll. Da im 
Assoziationsrecht die Zielsetzung der auszulegenden Regelung eine herausragende 
Rolle spielt, kann auch hier nicht dem Wortlaut die ausschlaggebende Bedeutung 
beigemessen werden. Auch die Drittwirkung von Bestimmungen in Assoziationsab-
kommen ist daher unter Berücksichtigung deren Zielsetzung und den Erfordernissen 
der praktischen Wirksamkeit zu bestimmen482. 
 
4. Reichweite der Diskriminierungsverbote 
Der EuGH erweitert den assoziationsrechtlichen Diskriminierungsschutz auch ent-
sprechend dem gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbot auf mittelbare Dis-
kriminierungen483. Hiergegen werden in der Literatur soweit ersichtlich keine Beden-
ken erhoben484. 
 
Die der gemeinschaftsrechtlichen Auslegung im Rahmen des Art. 45 AEUV entspre-
chende Ausweitung des Diskriminierungsschutzes zu einem Beschränkungsverbot 
kommt nicht in Frage, da dieses ausdrücklich die Beschränkung des Freizügigkeits-
rechtes untersagt. Nach der Rechtsprechung des EuGH folgt das Beschränkungs-
verbot aus der fundamentalen Bedeutung der Freizügigkeit in der Gemeinschaft485. 
Das Freizügigkeitsrecht steht assoziationsberechtigten türkischen Staatsangehörigen 
jedoch noch nicht zu486. Da sich die Vertragsparteien aber gemäß Art. 12 AssAbk bei 
der schrittweisen Herstellung der Freizügigkeit für türkische Arbeitnehmer von den 
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Artikeln, 48, 49 und 50 EGV487, also auch von den darin enthaltenen Diskriminie-
rungsverboten leiten lassen sollen, spricht die Erweiterung des gemeinschaftsrechtli-
chen Diskriminierungsverbotes im Rahmen des Art. 45 Abs. 2 AEUV zu einem Be-
schränkungsverbot dafür, auch das assoziationsrechtliche Diskriminierungsverbot 
möglichst weit greifend und effektiv anzuwenden. 
 
5. Rechtfertigung der Diskriminierung 
Aus der in Teil 1 IV 1 begründeten entsprechenden Auslegung des assoziations-
rechtlichen und des gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbotes folgt, dass 
eine Diskriminierung im Assoziationsrecht grundsätzlich unter den gleichen Bedin-
gungen zu rechtfertigen ist wie eine Diskriminierung im Gemeinschaftsrecht488. Dies 
bedeutet, dass unmittelbare Diskriminierungen nicht zu rechtfertigen sind. Mittelbare 
Diskriminierungen können bei Vorliegen objektiver Erwägungen gerechtfertigt sein, 
wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zu den Zwecken stehen, die mit den 
nationalen Rechtsvorschriften zulässigerweise verfolgt werden489. Eine Diskriminie-
rung durch Dritte ist im Assoziationsrecht ebenso unter vereinfachten Voraussetzun-
gen zu rechtfertigen wie im Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne: wirtschaftliche 
Erwägungen reichen aus. Zu der Frage, ob im Rahmen assoziationsrechtlicher Dis-
kriminierungsverbote ein ordre public-Vorbehalt gilt, wird bei der Erörterung der ein-
zelnen Diskriminierungsverbote Stellung genommen490. 
 
V. Wesentliche Zwischenergebnisse 
Wesentlich und für die weitere Bearbeitung besonders bedeutsam sind folgende Zwi-
schenergebnisse: Der Begriff der Diskrimiminierung und die Voraussetzungen einer 
verbotenen Diskriminierung wurden vor allem im Rahmen der gemeinschaftsrechtli-
chen Diskriminierungsverbote entwickelt. Die in diesem Zusammenhang gefundenen 
Ergebnisse sind auf den assoziationsrechtlichen Diskriminierungsbegriff zu übertra-
gen. Voraussetzung einer Diskrimimierung ist zunächst die Ungleichbehandlung glei-
cher oder die Gleichbehandlung ungleicher Sachverhalte. Grundsätzlich ist anhand 
des konkreten Einzelfalles zu ermitteln, welche Umstände zur Ermittlung der Ver-
gleichbarkeit der Sachverhalte herangezogen werden müssen. Eine Vergleichbarkeit 
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der Sachverhalte ist gegeben, wenn diese in den wesentlichen Merkmalen überein-
stimmen. Hierbei sind der Wortlaut und die Ziele des Assoziationsrechtes in dem be-
troffenen Sachgebiet zu berücksichtigen. Aus dem in dem Diskriminierungsverbot 
enthaltenen verbotenen Differenzierungskriterium ergeben sich in der Regel Anhalts-
punkte dafür, was wesentlich ist. Das verbotene Differenzierungskriterium selbst ist 
dagegen immer unwesentlich. Eine Gleichbehandlung liegt dann vor, wenn der 
Sachverhalt dieselben Rechtsfolgen nach sich zieht. Eine Ungleichbehandlung ist 
dann gegeben, wenn die Rechtsfolgen unterschiedlich sind. Die Diskriminierung 
muss von demselben Hoheitsträger ausgehen. Eine Intention des Gesetzgebers zur 
Diskriminierung ist nicht erforderlich. Die Ungleich- bzw. Gleichbehandlung muss ei-
ne tatsächliche Benachteiligung nach sich ziehen. Auch die assozitiationsrechtlichen 
Diskriminierungsverbote umfassen unmittelbare und mittelbare Diskriminierungen. 
Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn die Ungleichbehandlung direkt am 
verbotenen Kriterium anknüpft. Eine mittelbare Diskriminierung ist gegeben, wenn die 
Regelung durch Anknüpfung an ein neutrales Kriterium zu dem gleichen Ergebnis 
führt, als wenn sie ausdrücklich am verbotenen Unterscheidungsmerkmal anknüpfen 
würde. Primärrechtliche Diskriminierungsverbote sind grundsätzlich in der Lage, 
Drittwirkung zu entfalten. Die in den ARB Nr. 1/80 und Nr. 3/80 enthaltenen Diskrimi-
nierungsverbote können Privaten dagegen nicht entgegengehalten werden. Anders 
als gemeinschaftsrechtliche Diskriminierungsverbote können assoziationsrechtliche 
Diskriminierungsverbote nicht zu einem Beschränkungsverbot erweitert werden. Un-
mittelbare Diskriminierungen sind nicht zu rechtfertigen. Mittelbare Diskriminierungen 
können bei Vorliegen objektiver Erwägungen gerechtfertigt sein, wenn sie in einem 
angemessenen Verhältnis zu den Zwecken stehen, die mit den nationalen Rechts-




Beschäftigungsbezogene und soziale Rechte türkischer Arbeitneh-
mer und ihrer Familienangehörigen aus den assoziationsrechtli-
chen Diskriminierungsverboten 
 
Im dritten Teil der Arbeit sollen nun die assoziationsrechtlichen Bestimmungen, wel-
che Diskriminierungsverbote zu Gunsten türkischer Arbeitnehmer und ihrer Familien-
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angehörigen enthalten, im Hinblick auf beschäftigungsbezogene und soziale Rechte 
untersucht werden. 
 
Im Assoziationsrecht sind an verschiedenen Stellen Diskriminierungsverbote enthal-
ten, aus denen sich beschäftigungsbezogene und soziale Rechte ergeben können. 
  
I. Das unspezifische Diskriminierungsverbot aus Gründen der Staatsangehö- 
   rigkeit in Art. 9 AssAbk 
Das Assoziationsabkommen enthält mit Art. 9 ein unspezifisches Verbot der Diskri-
minierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit: Art. 9 AssAbk bestimmt, „dass für 
den Anwendungsbereich des Abkommens unbeschadet der besonderen Bestim-
mungen, die möglicherweise auf Grund von Artikel 8 noch erlassen werden, dem in 
Artikel 7 des Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft491 verankerten Grundsatz 
entsprechend jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten 
ist“. Da dieses Diskriminierungsverbot weit gefasst ist, könnte es grundsätzlich auch 
vor Diskriminierungen im Bereich der beschäftigungsbezogenen und sozialen Rechte 
schützen. 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Nach den unter Teil 1 II 1 f dargelegten Grundsätzen zur Ermittlung der unmittelba-
ren Anwendbarkeit ist dem Art. 9 AssAbk unmittelbare Anwendbarkeit zuzuerkennen. 
Er enthält unter Berücksichtigung seines Wortlauts und im Hinblick auf den Sinn und 
Zweck des Abkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung, deren Erfüllung oder 
deren Wirkungen nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängen492. Generalanwalt 
La Pergola hat sich in seinen Schlussanträgen zu der Rechtssache Sürül493 ausführ-
lich mit der unmittelbaren Anwendbarkeit des Art. 9 AssAbk auseinandergesetzt. Aus 
dem Wortlaut der Vorschrift ergebe sich unzweifelhaft die Verpflichtung der Vertrags-
parteien, „die Gleichbehandlung von Gemeinschaftsbürgern und türkischen Staats-
angehörigen auf den in den Anwendungsbereich des Abkommens fallenden Gebie-
ten zu gewährleisten.“494 Die Wirkungen dieses Diskriminierungsverbotes hinge nicht 
vom Erlass irgendwelcher weiterer Maßnahmen ab, es sei somit vergleichbar mit 
                                                 
491
 Jetzt Art. 18 AEUV. 
492
 Vgl. zu den Voraussetzungen der unmittelbaren Anwendbarkeit der Bestimmungen des Assoziationsabkom-
mens, EuGH, Urteil vom 30.09.1987, Rs. C-12/86, Slg. 1987, 3719, Demirel, Rn. 14.  
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 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül.  
494
 GA La Pergola, Schlussanträge vom 17.12.1998 in der Rs. C-262/96, Slg, 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 7. 
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dem in Art. 6 EGV495 enthaltenen Diskriminierungsverbot496. Auch erfülle die Vor-
schrift des Art. 9 AssAbk denselben Zweck wie die Vorschrift des Art. 6 EGV497. Auch 
die ausdrückliche Bezugnahme des Art. 9 AssAbk bzw. jetzt auf Art. 18 AEUV, des-
sen unmittelbare Anwendbarkeit vom EuGH anerkannt ist498, spricht für die unmittel-
bare Anwendbarkeit des Art. 9 AssAbk499.  
 
2. Anwendungsbereich des Abkommens 
Das Diskriminierungsverbot gilt nach dem Wortlaut des Art. 9 AssAbk im Anwen-
dungsbereich des Abkommens. Grundsätzlich kann das Diskriminierungsverbot des 
Art. 9 AssAbk alle Regelungen betreffen, die im Zusammenhang mit dem Ziel des 
Abkommens stehen500. Dieses besteht zum einen darin, die beständige und ausge-
wogene Verstärkung der Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Ver-
tragsparteien zu fördern und dabei die Notwendigkeit zu berücksichtigen, dass hier-
bei der beschleunigte Aufbau der türkischen Wirtschaft sowie die Hebung des Be-
schäftigungsstandes und der Lebensbedingungen des türkischen Volkes gewährleis-
tet werden (Art. 2 Abs. 1 AssAbk). Zur Verwirklichung diese Ziels ist die schrittweise 
Errichtung einer Zollunion vorgesehen (Art. 2 Abs. 2 AssAbk). Wesentliche Ziele des 
Abkommens sind aber auch die schrittweise Herstellung der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer, (Art. 12 AssAbk), die Aufhebung der Beschränkung der Niederlassungsfrei-
heit (Art. 13 AssAbk) und die Aufhebung der Beschränkung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs (Art. 14 AssAbk). Diese ausdrücklich formulierten Ziele sind vor der in 
der Begründungserwägung des Abkommens dargelegten Motivation zu betrachten, 
den späteren Beitritt der Türkei zur EU zu erleichtern. Der Anwendungsbereich des 
Diskriminierungsverbotes ist damit sehr weit gefasst. 
 
3. Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit  
Der Art. 9 AssAbk verbietet im Anwendungsbereich des Abkommens jede Diskrimi-
nierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit. Bei Vorliegen vergleichbarer Sach-
verhalte darf somit grundsätzlich weder unmittelbar noch mittelbar eine unterschiedli-
che Rechtsfolge an die Staatsangehörigkeit der Betroffenen geknüpft werden. Eine 
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 Jetzt Art. 18 AEUV. 
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 GA La Pergola, Schlussanträge vom 17.12.1998 in der Rs. C-262/96, Slg, 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 7. 
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 GA La Pergola, Schlussanträge vom 17.12.1998 in der Rs. C-262/96, Slg, 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 8. 
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 Zu Art. 7 Abs. 1 EWG-Vertrag: EuGH, Urteil vom 20.10.1993, verb. Rs. 92/92 und 326/92, Slg. 1993 I, 
5145, Phil Collins, Rn. 34. 
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 Höller in Fuchs, Europäisches Sozialrecht, S. 913, Teil 12, Rn. 31. 
500
 Vgl. BayVGH, Urteil vom 24.11.2011, 4 N 11.1412, juris, Rn. 42. 
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mittelbare Diskriminierung kann aber bei Vorliegen objektiver Erwägungen gerecht-
fertigt sein, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zu den Zwecken stehen, die 
mit den nationalen Rechtsvorschriften zulässigerweise verfolgt werden501.  
 
4. Drittwirkung 
 Es wurde bereits geklärt, dass Art. 9 AssAbk grundsätzlich in der Lage sein kann, 
Drittwirkung, d.h. Wirkung gegen Private zu erlangen502. Da der Art. 9 AssAbk in sei-
nem Inhalt dem Art. 18 AEUV entspricht und sogar auf diesen verweist, ist hier 
gleichermaßen davon auszugehen, dass das Diskriminierungsverbot aus Art. 9 Ass-
Abk Wirkung gegen Private entfaltet. Auch im Rahmen des Assoziierungsabkom-
mens handelt es sich um ein grundlegendes Prinzip, welches in seiner Wirksamkeit 
zu stark beschränkt wäre, wenn es Private nicht verpflichten könnte. Zur Vermeidung 
eines unverhältnismäßigen Eingriffs in die Privatautonomie ist aber auch im Rahmen 
des Art. 9 AssAbk zu fordern, dass im Rahmen der Rechtsverhältnisse ein gewisses 
Machtverhältnis zu Gunsten desjenigen besteht, gegen den das Diskriminierungs-
verbot geltend gemacht wird503.  
 
5. Subsidiarität 
Art. 9 AssAbk gilt ausweislich seines Wortlauts „unbeschadet der besonderen Best-
immungen, die möglicherweise auf Grund von Art. 8 AssAbk noch erlassen werden“. 
Unbeschadet bedeutet hier vorbehaltlich504. Bestimmungen im Sinne des Art. 8 Ass-
Abk sind insbesondere die in den Assoziationsratsbeschlüssen enthaltenen Rege-
lungen. Art. 9 AssAbk ist in Bezug auf die hier ins Auge gefassten beschäftigungsbe-
zogenen und sozialen Rechte insoweit subsidiär zu den Art. 9 und 10 ARB Nr. 1/80 
und Art. 3 und 6 ARB Nr. 3/80505. Fraglich ist, ob der Art. 9 AssAbk als Auffangtatbe-
stand dienen kann in den Fällen, in denen die Diskriminierungsverbote aus den As-
soziationsratsbeschlüssen nicht greifen. Der EuGH hat jedoch in der Sache Öztürk 
festgestellt, dass aus dem Wortlaut der Vorschrift, wonach Diskriminierungen „unbe-
schadet der besonderen Bestimmungen, die möglicherweise vom Assoziationsrat 
                                                 
501
 Zu Art. 3 ARB 1/80: EuGH, Urteil vom 14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und 
Örs, Rn. 52. 
502
 S.o. Teil 2 III 4. 
503
 Vgl. oben Teil 2 III 4. 
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 Zu Art. 18 AEUV: Bogdandy in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 18 AEUV, Rn. 55; EuGH, Urteil vom 
14.07.1977, Rs. 8/77, Slg. 1977, 1495, Sagulo, Rn. 11. 
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 EuGH, Urteil vom 12.02.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 49; EuGH, Urteil vom 
14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs, Rn. 36; GA Dámaso Ruiz-Jarabo Co-
lomer, Schlussanträge vom 12.02.2004 in der Rs. 373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 25 ff.  
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noch erlassen werden“ verboten sind, folgt, dass Art. 9 AssAbk nicht autonom an-
wendbar ist in Bereichen, in denen der Assoziationsrat ein spezielles Diskriminie-
rungsverbot erlassen hat506. Bei der vorliegenden Untersuchung geht es ausschließ-
lich um Bereiche, zu denen spezielle Diskriminierungsverbote bestehen. Das Diskri-
minierungsverbot aus Art. 9 AssAbk hat für die beschäftigungsbezogenen und sozia-
len Rechtspositionen türkischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehöriger somit 
keine eigenständige Bedeutung. 
 
II. Das beschäftigungsbezogene Diskriminierungsverbot in Art. 37 ZP 
Art. 37 ZP verbietet die Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit der in der  
Gemeinschaft beschäftigten türkischen Arbeitnehmer in Bezug auf die Arbeitsbedin-
gungen und das Entgelt im Vergleich zu Staatsangehörigen der anderen Mitglied-
staaten. Da das in Art. 37 ZP enthaltene Diskriminierungsverbot fast wortgleich in Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 wiederholt wird, sollen hier im Rahmen des Art. 37 ZP ledig-
lich die Punkte ausführlich erörtert werden, die in Bezug auf die beiden Vorschriften 
jeweils eigenständig zu beurteilen sind bzw. aus denen sich für die Betroffenen mög-
licherweise eigene Rechtsfolgen ergeben. 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Art. 37 ZP ist nach den oben unter Teil 1 II 1 f dargelegten Kriterien unmittelbar an-
wendbar, da er klar, genau und unbedingt ein Verbot für jeden Mitgliedstaat aufstellt, 
ordnungsgemäß im Gebiet eines Mitgliedstaates beschäftigte türkische Arbeitnehmer 
aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit hinsichtlich der Entlohnung und der übrigen Ar-
beitsbedingungen im Vergleich zu EU-Staatsangehörigen zu diskriminieren507. 
  
2. Verhältnis  des Art. 37 ZP zu Art. 9 AssAbk und Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
Art. 37 ZP ergänzt und konkretisiert das Diskriminierungsverbot des Art. 9 AssAbk508. 
Das in Art. 37 ZP enthaltene Diskriminierungsverbot wird fast wortgleich in Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 wiederholt. Der Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 betrifft seinem Wort-
laut nach allerdings insofern einen weiteren Personenkreis als der Art. 37 ZP, als er 
Arbeitnehmer begünstigt, die dem regulären Arbeitsmarkt angehören509. Dem Ar-
                                                 
506
 EuGH, Urteil vom 12.02.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 49.  
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beitsmarkt gehört auch an, wer nach Beendigung seiner Erwerbstätigkeit für einen 
angemessenen Zeitraum eine Beschäftigung sucht und diesbezüglich alle in dem 
Mitgliedstaat vorgesehenen Formalitäten erfüllt510. Eine aktuelle Beschäftigung ist 
insoweit anders als in Art. 37 ZP nicht erforderlich511. Auf der anderen Seite könnte 
eine Begünstigung durch Art. 10 ARB Nr. 1/80 wegen des Erfordernisses der Zuge-
hörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt von strengeren Voraussetzungen abhängen als 
die Rechte aus Art. 37 ZP, der lediglich von der Beschäftigung und nicht von einer 
regulären oder ordnungsgemäßen Beschäftigung spricht. Somit stellt sich die Frage, 
ob Art. 37 ZP auch nicht ordnungsgemäß beschäftigte Arbeitnehmer begünstigt512.  
 
3. Ordnungsgemäße Beschäftigung erforderlich? 
Gegen das Erfordernis einer ordnungsgemäßen, d.h. den aufenthalts- und arbeitser-
laubnisrechtlichen Anforderungen entsprechende Beschäftigung, könnte wie oben 
erwähnt der Wortlaut des Art. 37 ZP sprechen, der die Rechtmäßigkeit der Beschäf-
tigung nicht voraussetzt. Die Zielsetzung des Art. 37 ZP, der Herbeiführung der Frei-
zügigkeit durch Förderung der Integration der türkischen Arbeitnehmer zu dienen, 
spricht jedoch dafür, eine ordnungsgemäße Beschäftigung vorauszusetzen513. Es 
wäre widersprüchlich, den unrechtmäßigen Aufenthalt oder die unrechtmäßige Er-
werbstätigkeit durch ein Diskriminierungsverbot indirekt zu begünstigen mit dem Ar-
gument, die Integration der Betroffenen solle gefördert werden. Eine rechtliche In-
tegration ist bei unrechtmäßigem Aufenthalt oder einer unrechtmäßigen Beschäfti-
gung nicht möglich. Auch angesichts der weit reichenden Rechte, die sich aus dem 
Diskriminierungsverbot des Art. 37 ZP ergeben514, muss die Beschäftigung daher 
den aufenthalts- und arbeitserlaubnisrechtlichen Vorschriften genügen. Darüber hin-
aus muss der Arbeitnehmer über eine gesicherte und nicht nur vorläufige Position auf 
dem Arbeitsmarkt verfügen515. Die Beschäftigung während der Zeit, in der die Klage 
gegen die Versagung der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis aufschiebende Wir-
kung entfaltet, ist daher beispielsweise nicht ordnungsgemäß in diesem Sinne516. 
Das Gleiche gilt für die Zeiten, in denen der Arbeitnehmer im Besitz einer Aufent-
haltsgestattung oder einer Fiktionsbescheinigung im Sinne des § 81 Abs. 3 AufenthG 
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ist517. Insoweit gewährt Art. 37 ZP keine weiter reichenden Rechte als Art. 10 Abs. 1 
ARB Nr. 1/80.  
  
4. Drittwirkung des Art. 37 ZP und ihre Reichweite 
Eine eigenständige Bedeutung hat Art. 37 ZP allerdings in Bezug auf die Frage der 
Drittwirkung der Diskriminierungsverbote. Wie oben dargelegt518 kann eine Drittwir-
kung der Diskriminierungsverbote sich hier nur aus den Vorschriften des Abkommens 
und des Zusatzprotokolls ergeben. 
 
a. Drittwirkung 
Die im primären Assoziationsrecht enthaltenen Diskriminierungsverbote sind grund-
sätzlich in der Lage, Drittwirkung zu entfalten519. Für die Verpflichtung Privater durch 
das Diskriminierungsverbot aus Art. 37 ZP spricht ebenso wie bei Art. 45 Abs. 2 
AEUV der Grundsatz des effet utile. Art. 37 ZP garantiert Diskriminierungsfreiheit in 
Bezug auf Arbeitsbedingungen und Entgelt. Da Arbeitsverhältnisse in der Mehrzahl 
der Fälle zwischen Privaten eingegangen werden, wäre der Art. 37 ZP eines Groß-
teils seiner Wirksamkeit beraubt, wenn er private Arbeitgeber nicht verpflichten könn-
te520. Zu Gunsten der Drittwirkung von Art. 37 ZP kann Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 492/2011 
angeführt werden, wonach sich das Diskriminierungsverbot aus Art. 45 Abs. 2 AEUV 
ausdrücklich auf privatrechtliche Rechtsverhältnisse erstreckt. Die VO Nr. 492/2011 
konkretisiert zunächst das Diskriminierungsverbot aus Art. 45 Abs. 2 AEUV. Da die 
sich entsprechenden gemeinschaftsrechtlichen und assoziationsrechtlichen Diskrimi-
nierungsverbote wie oben dargelegt grundsätzlich übereinstimmend auszulegen 
sind, sind auch die Konkretisierungen der VO Nr. 492/2011 grundsätzlich gleicher-
maßen zu berücksichtigen521. Aufgrund der Konkretisierungsfunktion des Art. 7 Abs. 
4 VO Nr. 492/2011 kann diese Vorschrift zwar kein eigenes Recht schaffen und somit 
nicht eigenständig die Drittwirkung des Diskriminierungsverbotes festlegen. Aller-
dings ist ihr zu entnehmen, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber davon ausgegan-
gen ist, dass das Diskriminierungsverbot in Bezug auf Zugang zur Beschäftigung, 
Entlohnung und sonstige Arbeits- und Kündigungsbedingungen Drittwirkung entfaltet.  
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freizügigkeit, S. 299. 
90 
 
Wie bei Art. 45 Abs. 2 AEUV ist auch im Rahmen des Art. 37 ZP nicht erforderlich, 
dass der Dritte über eine besondere Machtposition verfügt bzw. die Vorschrift impli-
ziert bereits, dass der Verpflichtete sich in einer Machtposition befindet, da es sich 
bei dem Verpflichteten in der Regel um den Arbeitgeber handelt. 
 
b. Auswirkung der Drittwirkung auf die Abschluss- und Inhaltsfreiheit? 
Es stellt sich die Frage, ob das Diskriminierungsverbot einen Einfluss auf die Ver-
tragsfreiheit bei Abschluss des Arbeitsvertrages hat oder ob es sich lediglich auf den 
Inhalt auswirken kann. Grundsätzlich kann zur Bestimmung der Reichweite auf die 
Konkretisierung in Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 492/2011 zurück gegriffen werden522. Danach 
sind diskriminierende Bestimmungen in Einzelarbeitsverträgen betreffend Zugang zur 
Beschäftigung, Beschäftigung, Entlohnung und alle übrigen Arbeits- und Kündi-
gungsbedingungen nichtig. Das Diskriminierungsverbot könnte über das Kriterium 
„Zugang zur Beschäftigung“ einen Einfluss auf die Frage haben, ob der Arbeitsver-
trag mit dem türkischen Arbeitnehmer geschlossen werden muss bzw. ob diesem in 
gleicher Weise wie EU-Staatsangehörigen Vorrang bei der Einstellung gewährt wer-
den muss. Eine Auswirkung des Diskriminierungsverbotes auf die Abschlussfreiheit 
verbietet sich aber bereits aufgrund des Wortlauts des Art. 37 ZP. Selbst wenn der 
Begriff der Arbeitsbedingungen hier weit verstanden wird523, so umfasst dieser 
grundsätzlich die Bedingungen, unter denen die konkrete Beschäftigung ausgeübt 
wird524. Das Vorliegen eines Arbeitsvertrages ist also bereits Voraussetzung. Die 
Frage, ob der Vertrag mit dem türkischen Arbeitnehmer abgeschlossen werden 
muss, kann nicht betroffen sein. Das  Diskriminierungsverbot kann somit Einfluss 
haben auf den Inhalt des Arbeitsvertrages, die Entscheidung über die Einstellung an 
sich verbleibt dem Arbeitgeber uneingeschränkt525. Zur Unterstützung dieses Ergeb-
nisses kann auch auf Art. 8 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 verwiesen werden, wonach sich die 
Arbeitsämter der Mitgliedstaaten lediglich zu bemühen haben, „die bei ihnen einge-
tragenen offenen Stellen, die nicht durch dem regulären Arbeitsmarkt dieses Mit-
gliedstaats angehörende Arbeitskräfte aus der Gemeinschaft besetzt werden konn-
ten, mit regulär als Arbeitslose gemeldeten türkischen Arbeitnehmern zu besetzen, 
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die im Hoheitsgebiet des genannten Mitgliedstaats ihren ordnungsgemäßen Wohn-
sitz haben“. Wenn schon diese staatlichen Stellen nicht verpflichtet sind, türkische 
Staatsangehörige wie EU-Staatsangehörige zu bevorzugen, kann dies von privaten 
Arbeitgebern erst recht nicht verlangt werden526. Demnach wirkt sich die Drittwirkung 
des Diskriminierungsverbotes nicht auf die Frage aus, ob ein Vertrag abgeschlossen 
werden muss, dem Diskriminierungsverbot unterliegt nur der Inhalt des Vertrages.  
 
5. Ordre public-Vorbehalt? 
Fraglich ist, ob die Gewährung der Rechte aus Art. 37 ZP unter einem ordre public-
Vorbehalt stehen. Eine dem Art. 14 ARB Nr. 1/80 entsprechende Regelung enthält 
das Zusatzprotokoll nicht. Da das sekundäre Assoziationsrecht die Rechte aus dem 
primären Assoziationsrecht nicht einschränken kann, gilt der ordre public-Vorbehalt 
des Art. 14 ARB Nr. 1/80 im Rahmen des Art. 37 ZP nicht527. Es besteht in Bezug auf 
das Diskriminierungsverbot des Art. 37 ZP auch kein gemeinschaftsrechtlicher ordre 
public-Vorbehalt, der übertragen werden könnte. Art. 45 Abs. 2 AEUV gewährt die 
Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Be-
handlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entloh-
nung und sonstige Arbeitsbedingungen grundsätzlich unbeschränkt528.  
 
III. Das Verbot der Diskriminierung zwischen den türkischen Staatsangehörigen   
     untereinander in Art. 58 ZP 
In Art. 58, 2. Spiegelstrich ZP ist bestimmt, dass die von der Gemeinschaft gegen-
über der Türkei angewandte Regelung in den von dem Zusatzprotokoll erfassten Be-
reichen zu keinen Diskriminierungen zwischen den türkischen Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften führen darf.  
 
Soweit ersichtlich liegt zu dieser Bestimmung noch keinerlei Rechtsprechung vor.  
 
Die Bestimmung ist nicht unmittelbar anwendbar. Sie enthält zwar eine klare und 
eindeutige Verplichtung, Diskriminierungen zwischen türkischen Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften in den von dem Zusatzprotokoll erfassten Bereichen durch ge-
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meinschaftsrechtliche Regelungen zu unterlassen. Das Zusatzprotokoll regelt unter 
anderem die schrittweise Herstellung der assoziationsrechtlichen Freizügigkeit. Aller-
dings betrifft das Diskriminierungsverbot die „von der Gemeinschaft gegenüber der 
Türkei“ angewandten Regelungen. Festgelegt ist hier also, dass das Assoziations-
recht selbst nicht zu Diskriminierungen der türkischen Staatsangehörigen oder Ge-
sellschaften untereinander führen darf. Darüber hinaus befindet sich der Art. 58 ZP in 
Titel IV des Zusatzprotokolls, welcher mit „Allgemeine und Schlussbestimmungen“ 
überschrieben ist. Auch dies deutet hier darauf hin, dass sich aus der Bestimmung 
keine konkreten Rechte für den Einzelnen ableiten lassen sollen. Die Vorschrift kann 
von den türkischen Staatsangehörigen daher allenfalls im Rahmen der Auslegung 
assoziationsrechtlicher Regelungen vorgebracht werden. Allerdings sind nur schwer 
assoziationsrechtliche Regelungen vorstellbar, die im Bereich der Freizügigkeit zu 
einer Diskriminierung der türkischen Staatsangehörigen untereinander führen könn-
ten. 
 
IV. Das beschäftigungsbezogene Diskriminierungsverbot in Art. 10 Abs. 1 ARB  
     Nr. 1/80 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
 Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist unmittelbar anwendbar529. Die Bestimmung lautet: 
„Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft räumen den türkischen Arbeitnehmern, die 
ihrem regulären Arbeitsmarkt angehören, eine Regelung ein, die gegenüber den Ar-
beitnehmern aus der Gemeinschaft hinsichtlich des Arbeitsentgeltes und der sonsti-
gen Arbeitsbedingungen jede Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit aus-
schließt.“ Der EuGH hat in seiner Entscheidung Wählergruppe Gemeinsam festge-
stellt, „dass diese Bestimmung in klaren,  eindeutigen und unbedingten Worten das 
Verbot für die Mitgliedstaaten aufstellt, türkische Wanderarbeitnehmer, die ihrem re-
gulären Arbeitsmarkt angehören, hinsichtlich des Arbeitsentgelts und der sonstigen 
Arbeitsbedingungen aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit zu diskriminieren.“530 Die 
Vorschrift sei daher kein reiner Programmsatz, enthalte vielmehr auf dem Gebiet der 
Arbeits- und Entgeltbedingungen einen eindeutigen und unbedingten Grundsatz, der 
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bestimmt genug sei, um von einem nationalen Gericht angewandt werden zu können 
und sei daher in der Lage, die Rechtsstellung des Einzelnen zu regeln531. Nach Auf-
fassung des EuGH stellt der Art. 10 ARB Nr. 1/80 die Durchführung und Konkretisie-
rung des in Art. 9 AssAbk enthaltenen Verbots der Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit für den Bereich des Arbeitsentgelts und der sonstigen Arbeits-
bedingungen dar532. Zur Begründung der unmittelbaren Anwendbarkeit bezieht sich 
der EuGH auch auf die Funktion der Vorschriften des Kapitels II Abschnitt 1 des ARB 
Nr. 1/80, zu denen auch Art. 10 ARB Nr. 1/80 gehört, den Weg zur Freizügigkeit für 
türkische Arbeitnehmer zu ebnen533. 
 
2. Begünstigter Personenkreis 
Zu untersuchen ist, welcher Personenkreis von dem Diskriminierungsverbot aus Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 begünstigt ist. Nach seinem Wortlaut sind dies die Arbeit-
nehmer. Hier ist zunächst der entsprechende Arbeitnehmerbegriff zu klären. Weiter 
ist zu erörtern, ob auch Familienangehörige des Arbeitnehmers von dem Diskriminie-




Der EuGH hat in der Rechtssache Birden festgestellt, dass der Begriff des Arbeit-
nehmers im Assoziationsrecht die gleiche Bedeutung hat wie im Gemeinschaftsrecht 
im engeren Sinne und weit auszulegen ist534. Dabei sei der Begriff anhand objektiver 
Kriterien, die das Arbeitsverhältnis im Hinblick auf die Rechte und Pflichten des Be-
troffenen kennzeichnen, zu definieren535. Arbeitnehmer sei danach „jeder, der eine 
tatsächliche und echte Tätigkeit ausübt, wobei solche Tätigkeiten außer Betracht 
bleiben, die wegen ihres geringen Umfangs völlig untergeordnet und unwesentlich 
sind“536. Wesentlich für das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses sei, „dass jemand 
während einer bestimmten Zeit für einen anderen nach dessen Weisung Leistungen 
erbringt, für die er als Gegenleistung eine Vergütung erhält537. Unerheblich sei die Art 
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des Rechtsverhältnisses zwischen dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber538. Es 
spiele keine Rolle, woher die Mittel für die Vergütung stammen, auch das Maß der 
Produktivität des Arbeitnehmers sei unerheblich539. Der ergänzende Bezug von Sozi-
alleistungen hindere die Arbeitnehmereigenschaft ebenfalls nicht540. In der Entschei-
dung Genc hat der EuGH die Arbeitszeit und die Höhe der Vergütung, einen An-
spruch auf bezahlten Urlaub, Geltung von Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die An-
wendung des Tarifvertrags auf den Arbeitsvertrag und die Bestandsdauer des Ar-
beitsverhältnisses in der Firma als zu berücksichtigende Kriterien festgelegt541. Aus-
zubildende können ebenfalls Arbeitnehmer in diesem Sinne sein542. Das gleiche gilt 
grundsätzlich auch für Arbeitslose. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des Art. 8 Abs. 
2 ARB Nr. 1/80, wonach die Mitgliedstaaten sich bemühen, offene Stellen, die nicht 
durch gemeinschaftsangehörige Arbeitskräfte besetzt werden können, „mit regulär 
als Arbeitslose gemeldeten türkischen Arbeitnehmern zu besetzen“. 
 
Entsprechend Art. 45 Abs. 4 AEUV sind von dem Diskriminierungsverbot Beschäftig-
te in der öffentlichen Verwaltung nicht begünstigt. Eine derartige Einschränkung ist 
zwar ausdrücklich im Assoziationsrecht nicht enthalten, folgt aber bereits aus Art. 59 
ZP, welcher eine Besserstellung türkischer Arbeitnehmer im Verhältnis zu Arbeit-
nehmern aus EU-Mitgliedstaaten verbietet. 
  
Fraglich ist, ob eine Person erst dann als Arbeitnehmer angesehen werden kann, 
wenn sie eine Erwerbstätigkeit aufgenommen hat oder bereits dann, wenn sie Arbeit 
suchend ist. Dem Wortlaut nach liegt das Verständnis nahe, dass nur bereits er-
werbstätige Personen umfasst sind. Soweit ersichtlich, hat der EuGH diese Frage in 
Bezug auf türkische Arbeitnehmer, die Rechte aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 gel-
tend machen, noch nicht entschieden. Da nach der Rechtsprechung des EuGH der 
Begriff des Arbeitnehmers im Gemeinschaftsrecht und im Assoziationsrecht gleich 
auszulegen ist543, kann die Rechtsprechung des EuGH zu Art. 7 VO Nr. 1612/68 
bzw. jetzt Art. 7 VO Nr. 492/2011 übertragen werden. Art. 7 Abs. 1 und 2 VO Nr. 
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1612/68 und Art. 7 Abs. 1 und 2 VO Nr. 492/2011 haben denselben folgenden Wort-
laut: 
 
„(1) Ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist, darf auf Grund 
seiner Staatsangehörigkeit im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, insbesondere im Hinblick auf Entloh-
nung, Kündigung und, falls er arbeitslos geworden ist, im Hinblick auf berufliche Wie-
dereingliederung oder Wiedereinstellung, nicht anders behandelt werden als die in-
ländischen Arbeitnehmer. 
 
(2) Er genießt dort die gleichen sozialen und steuerlichen Vergünstigungen wie der 
inländischen Arbeitnehmer.“ 
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH ist danach zu unterscheiden, ob der Betroffene 
erstmalig eine Arbeitsstelle sucht oder nach Verlust seines Arbeitsplatzes erneut auf 
der Suche nach einer Arbeitsstelle ist. In der Rechtssache Lebon hat der EuGH mit 
dem Hinweis auf den Wortlaut des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 1612/68 entschieden, dass 
erstmalig Arbeit suchende Personen nicht als Arbeitnehmer von dem Gleichbehand-
lungsgebot des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 1612/68 umfasst sind544. Hierfür spricht auch, 
dass die VO Nr. 1612/68 bzw. VO Nr.  492/2011 sprachlich unterscheidet zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeit Suchenden545. Art. 5 VO Nr. 492/2011, welcher die gleich-
berechtigte Unterstützung durch die Arbeitsämter bei der Suche nach einer Beschäf-
tigung betrifft, spricht beispielsweise von einem „Staatsangehörigen eines Mitglied-
staats, der im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats eine Beschäftigung sucht“.  
Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 492/2011 begünstigt dagegen den  „Arbeitnehmer, der Staats-
angehöriger eines Mitgliedstaates ist“. In seiner Rechtsprechung in der Rechtssache 
Collins546 hat der EuGH zwar festgestellt, dass der Begriff des Arbeitnehmers in der 
VO Nr. 1612/68 nicht einheitlich gebraucht wird und teilweise auch Arbeit Suchenden 
Rechte eingeräumt werden547. Er geht jedoch weiterhin davon aus, dass der Begriff 
des Arbeitnehmers in Titel II des Ersten Teils, zu dem auch Art. 7 der VO Nr. 1612/68 
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gehört, ausschließlich die Personen umfasst, die bereits Zugang zum Arbeitsmarkt 
gefunden, das heißt, bereits eine Erwerbstätigkeit aufgenommen haben548. Hiervon 
zu unterscheiden ist  die Frage, wann diese einmal erworbene Arbeitnehmereigen-
schaft wieder verloren geht. Grundsätzlich ist dies nach Auffassung des EuGH mit 
Verlust des Arbeitsplatzes der Fall549. Der EuGH hat aber weiter entschieden, dass 
derjenige, der in dem betreffenden Mitgliedstaat bereits erwerbstätig war und nach 
Verlust seines Arbeitsplatzes tatsächlich eine neue Arbeitsstelle sucht, weiterhin die 
Arbeitnehmereigenschaft hat550. Dementsprechend gilt auch für türkische Staatsan-
gehörige, die Rechte aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 geltend machen: Arbeitnehmer 
sind nur diejenigen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen oder nach Verlust des Ar-
beitsplatzes tatsächlich eine neue Arbeitsstelle suchen. 
 
b. Familienangehörige begünstigt? 
Nach dem Wortlaut schützt der Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 nur türkische Arbeitneh-
mer vor Diskriminierungen hinsichtlich des Arbeitsentgeltes und der sonstigen Ar-
beitsbedingungen. Dennoch wird die Frage diskutiert, ob auch Familienangehörige 
von dem Diskriminierungsverbot des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 begünstigt sein 
können. In Frage kommt vor allem eine mittelbare Begünstigung der Familienange-
hörigen durch Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80. Eine solche mittelbare Begünstigung hat 
der EuGH im Rahmen des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 zu Gunsten der Familien-
angehörigen von EU-Staatsangehörigen Arbeitnehmern angenommen, indem er die 
Gewährung der sozialen Rechte an Familienangehörige als Vergünstigung für die 
Arbeitnehmer angesehen hat551. Zu untersuchen ist, ob diese Rechtsprechung auf 
die Familienangehörigen türkischer Arbeitnehmer übertragbar ist. Im Rahmen der 
Untersuchung ist zu unterscheiden zwischen türkischen und drittstaatsangehörigen 
Familienangehörigen sowie zwischen erwerbstätigen und nicht erwerbstätigen Fami-
lienangehörigen. Dabei stellt sich bei den nicht erwerbstätigen Familienangehörigen 
die Frage der Anwendbarkeit des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 nur dann, wenn das 
Diskriminierungsverbot nicht nur die Gleichbehandlung hinsichtlich der Beschäfti-
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gungs- und Arbeitsbedingungen im Sinne des Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 492/2011552 for-
dert, sondern auch die Nichtdiskriminierung in Bezug auf soziale Leistungen im Sinne 
des Art. 7 Abs. 2 VO 492/2011553 umfasst554. Wenn der Art. 10 Abs. 1 Nr. 1/80 nur 
die Gleichbehandlung hinsichtlich Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen im enge-
ren Sinne gewähren würde, so würde dieses Recht nur relevant werden, wenn der 
Familienangehörige selbst Arbeitnehmer ist. Wie unter Teil 3 IV 4 bb gezeigt wird, 
schützt der Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 auch vor einer Nichtdiskriminierung in Bezug 
auf soziale Leistungen im Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO 492/2011. Daher kommt 
grundsätzlich auch die Begünstigung nicht erwerbstätiger Familienangehöriger in 
Frage. Türkische Familienangehörige sind jedenfalls dann, wenn sie selbst erwerbs-
tätig sind, unmittelbar von Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 umfasst. Die Frage der mittel-
baren Begünstigung stellt sich bei ihnen daher nicht. Drittstaatsangehörige Familien-
angehörige unterfallen dagegen nicht unmittelbar dem persönlichen Anwendungsbe-
reich des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80.  
 
aa. Familienangehörige mit türkischer Staatsangehörigkeit 
Die Frage, ob auch Familienangehörige von dem Diskriminierungsverbot des Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 profitieren können, stellt sich nur bei türkischen Familienange-
hörigen, die selbst keiner Beschäftigung nachgehen. Erwerbstätige türkische Fami-
lienangehörige fallen als türkische Arbeitnehmer unmittelbar in den persönlichen An-
wendungsbereich des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80.  
 
Es kann die Frage gestellt werden, ob der türkische Familienangehörige ein eigenes 
Recht aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 hat, das heißt ob er selbst unmittelbar von 
dieser Vorschrift profitiert. Hiergegen spricht vor allem ein Vergleich des Wortlauts 
des Art. 10 Abs. 1 Nr. ARB 1/80 mit dem Wortlaut des Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80. 
Art. 10 Abs. 1 Nr 1/80 schützt seinem Wortlaut nach nur türkische Arbeitnehmer. Art. 
10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 garantiert dagegen „türkischen Arbeitnehmern und ihren Fa-
milienangehörigen“ in gleicher Weise wie den Arbeitnehmern aus der Gemeinschaft 
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Anspruch auf die Unterstütztung der Arbeitsämter bei der Beschaffung eines Arbeits-
platzes. Während Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 also ausdrücklich Familienangehörige 
berechtigt, spricht der Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ausschließlich von Arbeitnehmern 
als Berechtigten. Es ist anzunehmen, dass in dem Fall, dass Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 auch Familienangehörigen Rechte gewähren wollte, diese ebenfalls ausdrück-
lich genannt wären. Die Systematik des ARB Nr. 1/80 ist in diesem Zusammenhang 
nicht aufschlussreich. Die Überschrift des Abschnitts 1 des ARB Nr. 1/80, in welchem 
Art. 10 ARB Nr. 1/80 enthalten ist, „Fragen betreffend die Beschäftigung und die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer“ legt zwar die Annahme nahe, dass hier nur Rechte 
der Arbeitnehmer selbst geregelt sein sollen. Der Abschnitt 1 enthält jedoch mit Art. 
7, 9, 10 Abs. 2, 11, 13 ARB Nr. 1/80 ausdrücklich Bestimmungen zu Gunsten von 
Familienangehörigen. Der Systematik des ARB Nr. 1/80 lässt sich somit nichts zu der 
Frage entnehmen, ob Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 lediglich die Arbeitnehmer selbst 
begünstigt. Gegen die direkte Anwendbarkeit des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 auf 
Familienangehörige türkischer Arbeitnehmer spricht neben dem eindeutigen Wort-
laut, dass der EuGH auch den Familienangehörigen von EU-Staatsangehörigen kei-
ne unmittelbaren Rechte aus Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 zugesteht555. Zwar lässt 
der EuGH die Familienangehörigen von dem Diskriminierungsverbot aus Art. 7 Abs. 
2 VO Nr. 492/2011 profitieren. Die Familienangehörigen sind aber nur mittelbar be-
günstigt, indem der EuGH die sozialrechtliche Gleichbehandlung der Familienange-
hörigen als Teil der Vergünstigung für den Arbeitnehmer ansieht556. Würde man den 
türkischen Familienangehörigen dagegen unmittelbare eigene Rechte aus Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 zugestehen, würde dies ein Verstoß gegen das Besserstel-
lungsverbot aus Art. 59 ZP darstellen, wonach türkischen Staatsangehörigen keine 
bessere Rechtsposition zuteil werden darf als EU-Staatsangehörigen557. Die türki-
schen Familienangehörigen fallen daher nicht unmittelbar in den persönlichen An-
wendungsbereich des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, wenn sie keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen.  
 
Es ist zu untersuchen, ob türkische Familienangehörige, die keiner Beschäftigung 
nachgehen, zumindest mittelbar von dem Diskriminierungsverbot aus Art. 10 Abs. 1 
ARB Nr. 1/80 profitieren können, indem dies als soziale Vergünstigung zu Gunsten 
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des türkischen Arbeitnehmers angesehen wird. Wie bereits dargestellt hat der EuGH 
eine solche mittelbare Begünstigung Familienangehöriger von EU-
Staatsangehörigen bereits festgestellt558. Er hat eine solche Begünstigung jedoch nur 
für Familienangehörige angenommen, denen der Arbeitnehmer Unterhalt gewährt. 
Dies folgt aus dem Umstand, dass es sich bei den sozialen Rechten, die den Fami-
lienangehörigen gewährt werden, eigentlich um soziale Vergünstigungen für den Ar-
beitnehmer handelt559. Eine soziale Vergünstigung für den Arbeitnehmer durch Ge-
währung sozialer Leistungen an den Familienangehörigen des Arbeitnehmers liegt 
aber nur dann vor, wenn die soziale Leistung an den Familienangehörigen sich auf 
die finanzielle Situation des Arbeitnehmers auswirkt. Dies ist nur dann der Fall, wenn 
der Arbeitnehmer dem Familienangehörigen Unterhalt gewährt. Dabei ist es nach der 
Rechtsprechung des EuGH unerheblich, ob der Familienangehörige einen rechtli-
chen Anspruch auf die Unterhaltsleistung durch den Arbeitnehmer hat oder nicht560. 
Ausschlaggebend sei, dass der Arbeitnehmer tatsächlich Unterhalt an den Familien-
angehörigen zahlt561. Zunächst hat der EuGH die mittelbare Begünstigung für Fami-
lienangehörige in absteigender Linie, denen der Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, 
angenommen562. In späteren Entscheidungen hat der EuGH die mittelbare Begünsti-
gung auch auf Familienangehörige in aufsteigender Linie, denen der Arbeitnehmer 
Unterhalt gewährt, ausgedehnt563.  
 
Fraglich ist aber, ob sich diese Rechtsprechung des EuGH, mit welcher er die Be-
günstigung aus dem Gleichbehandlungsgebot aus Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 auf 
Familienangehörige ausdehnt, auf das assoziationsrechtliche Gleichbehandlungsge-
bot aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 übertragen lässt.  
 
In der Rechtssache Cristini564, in der die Rechte soweit ersichtlich erstmalig auf Fa-
milienangehörige ausgedehnt wurden, bestand die Besonderheit darin, dass die Fa-
milienangehörigen eines verstorbenen Arbeitnehmers die Rechte geltend gemacht 
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hatten: Frau Cristini, eine italienische Staatsangehörige, lebte mit ihren vier minder-
jährigen Kindern nach dem Tod ihres Ehemannes, der in Frankreich Arbeitnehmer 
gewesen war, weiterhin in Frankreich. Ihr Ehemann hatte noch vor seinem Tod einen 
Antrag für sich und seine Familienangehörigen auf Ausstellung einer Ermäßigungs-
karte für kinderreiche Familien gestellt. Mit dieser Ermäßigungskarte konnten öffentli-
che Verkehrsmittel zu verbilligten Preisen genutzt werden. Die Ausstellung dieser 
Karte wurde abgelehnt mit der Begründung, dass die Antragsteller nach französi-
schem Recht nicht berechtigt seien, da Voraussetzung die französische Staatsange-
hörigkeit sei. Frau Cristini machte einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot 
aus Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 1612/68565 geltend. Der EuGH führt in der Rechtssache 
Cristini zum einen aus, dass es dem Geist und Zweck der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zuwiderlaufen würde, 
wenn man den Hinterbliebenen die beantragte Vergünstigung verwehren wollte, ob-
wohl sie den Hinterbliebenen eines Inländers gewährt würde. Der EuGH verweist 
ferner auf Art. 3 Abs. 1 und 7 VO Nr. 1251/70 über das Recht der Arbeitnehmer, 
nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zu ver-
bleiben566. Nach Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1251/70 waren die bei einem verbleibeberech-
tigten Arbeitnehmer wohnenden Familienangehörigen auch nach seinem Tod be-
rechtigt, dort ständig zu verbleiben567. Gemäß Art. 7 VO Nr. 1251/70 waren die nach 
dieser Verordnung Begünstigten im Sinne des Art. 7 VO Nr. 1612/68 gleich zu be-
handeln wie Staatsangehörige des Mitgliedstaates, in dem sie verbleibeberechtigt 
sind568. Die Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Cristini betrifft somit den 
Sonderfall, dass der Arbeitnehmer verstorben ist. Insoweit erscheint hier die Argu-
mentation, die Einbeziehung der Familienangehörigen in die Anwendung des Art. 7 
Abs. 2 VO Nr. 492/2011 sei Bestandteil der Rechte des Arbeitnehmers bzw. beein-
flusse dessen Möglichkeit, von seinem Freizügigkeitsrecht Gebrauch zu machen, 
unpassend. Eine dem Art. 3 Abs. 1 VO 1251/70 bzw. dem Art. 17 Abs. 3 und 4 RL 
2004/38/EG vergleichbare Regelung gibt es jedenfalls im Assoziationsrecht nicht. 
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 Jetzt Art. 7 Abs. 2 VO 492/2011. 
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 ABl. L 142 vom 30.06.1970, S. 24 – 26, im Folgenden: VO Nr. 1251/70, aufgehoben durch VO (EG) Nr. 
635/2006 vom 25.04.2006 zur Aufhebung der VO (EWG) Nr. 1251/70 über das Recht der Arbeitnehmer, nach 
Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zu verbleiben, im Folgenden: VO Nr. 
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 Nach Aufhebung der VO 1251/70 ist das Verbleiberecht bzw. das Daueraufenthaltsrecht der Familienangehö-
rigen, welche die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates haben, in Art. 17 Abs. 3 und 4 RL 2004/38/EG gere-
gelt. 
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 Das Recht auf Gleichbehandlung aufenthaltsberechtigter Familienangehöriger bestimmt nunmehr Art. 24 
Abs. 1 RL 2004/83/EG. 
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Insoweit lässt sich die Rechtsprechung des EuGH nicht auf Familienangehörige tür-
kischer Arbeitnehmer übertragen. 
 
In der nachfolgenden Entscheidung Inzirillo569 ging es um einen italienischen Staats-
angehörigen, der in Frankreich beschäftigt war und für seinen erwachsenen behin-
derten Sohn, der ebenfalls die italienische Staatsangehörigkeit hatte und dem er Un-
terhalt gewährte, Beihilfe beantragt hatte. Diese Beihilfe wurde von den Behörden 
abgelehnt mit der Begründung, berechtigt seien nur französische Staatsangehörige. 
Der EuGH verweist zunächst darauf, dass das Gemeinschaftsrecht an verschiede-
nen Stellen Familienangehörige begünstigt, denen der Arbeitnehmer Unterhalt leis-
tet570. Beispielsweise gewähre Art. 10 Abs. 1 Buchstabe a VO Nr. 1612/68 allgemein 
Abkömmlingen, denen Unterhalt gewährt wird, das Recht, bei dem Arbeitnehmer ih-
ren Wohnsitz zu nehmen571. Der EuGH führt weiter aus: „Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 
1612/68572 bestimmt, dass ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines Mitglied-
staates ist, im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten die gleichen steuerlichen 
und sozialen Vergünstigungen wie die inländischen Arbeitnehmer genießt. Unter 
dem Blickwinkel der mit der VO Nr. 1612/68573 angestrebten Gleichbehandlung und 
unter Berücksichtigung der Gesamtheit der darin enthaltenen Bestimmungen ist der 
sachliche Anwendungsbereich von Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 1612/68 in der Weise abzu-
grenzen, dass er alle sozialen und steuerlichen Vergünstigungen umfasst, ob diese 
nun an den Arbeitsvertrag anknüpfen oder nicht“574. Hier verweist der EuGH zu-
nächst auf eigene Rechte des Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, beispiels-
weise auf das Recht, bei dem Arbeitnehmer seinen Wohnsitz zu nehmen, stellt letzt-
lich aber heraus, dass es sich bei der Gewährung von Leistungen für Familienange-
hörige um eine soziale Vergünstigung für den Arbeitnehmer handelt.  
 
Genauso argumentiert der EuGH in der Rechtssache Castelli575. Darin ging es um 
eine italienische Staatsangehörige, die in Italien eine Teilhinterbliebenenrente bezog 
und bei ihrem in Belgien lebenden Sohn, ebenfalls italienischer Staatsangehöriger, 
lebte. Der Sohn von Frau Castelli war in Belgien Arbeitnehmer gewesen und bezog 
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 EuGH, Urteil vom 16.12.1976, Rs. C-63/76, Slg. 1976, 2057, Inzirillo. 
570
 EuGH, Urteil vom 16.12.1976, Rs. C-63/76, Slg. 1976, 2057, Inzirillo, Rn. 18/21. 
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 EuGH, Urteil vom 16.12.1976, Rs. C-63/76, Slg. 1976, 2057, Inzirillo, Rn. 18/21. 
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 Jetzt Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011. 
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 Jetzt VO Nr. 492/2011. 
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 EuGH, Urteil vom 16.12.1976, Rs. C-63/76, Slg. 1976, 2057, Inzirillo, Rn. 18/21. 
575
 EuGH, Urteil vom 12.07.1984, Rs. C-261/83, Slg. 1984, 3199, Castelli. 
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eine Altersrente. Das von Frau Castelli begehrte Altersmindesteinkommen wurde von 
den belgischen Behörden abgelehnt, sie erfülle nicht die Voraussetzungen, da sie 
weder belgische Staatsangehörige sei noch Angehörige eines Staates, mit welchem 
Belgien ein Gegenseitigkeitsabkommen abgeschlossen habe. Sie beziehe auch kei-
ne Alters- oder Hinterbliebenenrente in Belgien. Auch hier verweist der EuGH zu-
nächst auf das Recht eines Familienangehörigen in aufsteigender Linie, dem Unter-
halt gewährt wird, bei dem Arbeitnehmer seinen Wohnsitz zu nehmen gemäß Art. 10 
Abs. 1 VO Nr. 1612/68. Da der Sohn der Klägerin bereits in Rente war, zieht der 
EuGH zusätzlich die VO Nr. 1251/70 heran, wonach dieses Recht zur Wohnsitznah-
me auch auf die Familienangehörigen eines ehemaligen Arbeitnehmers, denen die-
ser Unterhalt gewährt, ausgedehnt wurde. Es stehe somit fest, dass die Klägerin zum 
Kreis der Begünstigten der VO Nr. 1612/68 gehöre. Im Übrigen verweist der EuGH 
auf die Rechtsprechung in den Rechtssachen Cristini und Inzirillo und stellt erneut 
fest, dass der Begriff der sozialen Vergünstigung alle Vergünstigungen umfasst, „die 
– ob sie an einen Arbeitsvertrag anknüpfen oder nicht – den inländischen Arbeitneh-
mern hauptsächlich wegen deren objektiver Arbeitnehmereigenschaft oder einfach 
wegen ihres Wohnsitzes im Inland gewährt werden und deren Ausdehnung auf die 
Arbeitnehmer, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates sind, deshalb als 
geeignet erscheint, deren Mobilität innerhalb der Gemeinschaft zu erleichtern“576. 
Auch hier streicht der EuGH zunächst die generelle Begünstigung der Familienange-
hörigen, denen der Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, durch die VO Nr. 1612/68 her-
aus, letztlich stellt er aber auch hier wieder darauf ab, dass es sich bei der Gewäh-
rung der sozialen Leistungen an die Familienangehörigen des Arbeitnehmers um 
eine soziale Vergünstigung für den Arbeitnehmer handelt.  
 
Die aus der Rechtssache Castelli wörtlich zitierte Argumentation übernahm der 
EuGH in der Rechtssache Frascogna577. Frau Frascogna, eine italienische Staatsan-
gehörige und Witwe, die bei ihrem in Frankreich erwerbstätigen Sohn, ebenfalls itali-
enischer Staatsangehöriger, lebte und von diesem unterhalten wurde, beanspruchte 
Altersbeihilfe nach französischen Recht. Dies wurde mit der Begründung abgelehnt, 
Frau Frascogna erfülle nicht die erforderlichen Voraufenthaltszeiten. Der EuGH stellt 
mit derselben Argumentation wie in der Rechtssache Castelli fest, dass es sich bei 
der Gewährung der Altersbeihilfe um eine soziale Vergünstigung im Sinne des Art. 7 
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 EuGH, Urteil vom 12.07.1984, Rs. C-261/83, Slg. 1984, 3199, Castelli, Rn. 11. 
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 EuGH, Urteil vom 06.06.1985, Rs. C-157/84, Slg. 1985, 1739, Frascogna. 
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Abs. 2 VO Nr. 1612/68578 zu Gunsten des Arbeitnehmers handelt. Nach der Recht-
sprechung des Gerichtshofes folgt aus dem grundlegenden Verbot der Diskriminie-
rung auf dem Gebiet der Freizügigkeit, das in Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 1612/68579 veran-
kert ist, dass Familienangehörige aufsteigender Linie eines Arbeitnehmers aus einem 
anderen Mitgliedstaat nicht schlechter gestellt werden dürfen, wenn sie von ihrem 
Recht, bei dem Arbeitnehmer Wohnung zu nehmen, das ihnen gemäß Art. 10 VO Nr. 
1612/68580 zusteht, Gebrauch gemacht haben. 
 
In der Rechtssache Lebon581 hatte eine volljährige französische Staatsangehörige, 
die zunächst in Belgien bei ihrem Vater und später in einem Obdachlosenheim lebte, 
die Gewährung des Existenzminimums beantragt. Der Vater von Frau Lebon hatte 
lange in Frankreich gearbeitet und lebte dort nunmehr als Rentner und gewährte 
Frau Lebon keinen Unterhalt. Der EuGH verneint hier einen mittelbaren Anspruch 
von Frau Lebon auf Gewährung des Existenzminimums mit der Begründung: „Die 
Familienangehörigen des Arbeitnehmers im Sinne von Artikel 10 der VO Nr. 1612/68 
sind jedoch nur mittelbare Nutznießer der Gleichbehandlung, die diesem durch Arti-
kel 7 der VO Nr. 1612/68 zuerkannt wird. Sozialleistungen wie das in den Rechtsvor-
schriften eines Mitgliedstaats vorgesehe Altersmindesteinkommen (siehe Urteil vom 
12. Juli 1984 in der Rechtssache 261/83, Castelli, Slg. 1984, 3199) oder solche, die 
allgemein das Existenzminimum garantieren, werden den Familienangehörigen des 
Arbeitnehmers nur gewährt, wenn sie für diesen als soziale Vergünstigung im Sinne 
von Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1612/68 angesehen werden können“582. In 
diesem Zusammenhang führt der EuGH aus: „Die Gleichbehandlung, auf die die Ar-
beitnehmer, die Staatsangehörige der Mitgliedstaaten sind und eine Erwerbstätigkeit 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ausüben, gegenüber den inländischen 
Arbeitnehmern dieses Staates bezüglich der Vergünstigungen für ihre Familienange-
hörigen Anspruch haben, trägt zur Eingliederung der Wanderarbeitnehmer in die Ar-
beitswelt des Aufnahmestaats gemäß den Zielen der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
bei“583. In dieser Entscheidung führt der EuGH erstmalig ausdrücklich aus, dass es 
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sich bei der Gewährung sozialer Leistungen an Familienangehörige des Arbeitneh-
mers um soziale Vergünstigungen für den Arbeitnehmer handelt.  
 
Zuletzt hat der EuGH in Bezug auf die Studienförderung für Kinder von EU-
Arbeitnehmern entschieden, dass es sich dabei um eine soziale Vergünstigung im 
Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 für den Arbeitnehmer handelt, sofern dieser 
seinem Kind Unterhalt gewährt584. In diesem Zusammenhang hat der EuGH festge-
stellt, dass es dabei nicht auf den Wohnsitz des Kindes ankommt, wenn ein solches 
auch nicht für die Kinder inländischer Arbeitnehmer gilt585. 
 
Fraglich ist, ob sich aus den Entscheidungen des EuGH ergibt, dass Voraussetzung 
für die Einbeziehung von Familienangehörigen in das Diskriminierungsverbot aus Art. 
7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 ist, dass der Familienangehörige von seinem Recht auf 
Wohnsitznahme bei dem Arbeitnehmer aus Art. 10 VO Nr. 1612/68 bzw. jetzt Art. 7 
Abs. 1 Buchst. d) Abs. 2 RL 2004/38/EG Gebrauch gemacht hat. Festzuhalten ist, 
dass es im Assoziationsrecht weder eine dem Art. 10 VO Nr. 1612/68 noch eine dem 
Art. 7 Abs. 1 Buchst. d) Abs. 2 RL 2004/38/EG vergleichbare Vorschrift gibt. Den 
Familienangehörigen wird nicht ausdrücklich das Recht gewährt, bei dem türkischen 
Arbeitnehmer ihren Wohnsitz zu nehmen. Vielmehr ist Voraussetzung für die aus-
drücklichen Rechte der Familienangehörigen  aus Art. 7, 9 und 10 Abs. 2 ARB Nr. 
1/80, dass ihnen nach den nationalen Vorschriften das Recht eingeräumt wurde, bei 
dem türkischen Arbeitnehmer zu wohnen bzw. dass sie dort ordnungsgemäß woh-
nen. Allerdings kann es keinen Unterschied machen, aus welchen Vorschriften den 
Familienangehörigen das Recht zur Wohnsitznahme bei den türkischen Arbeitneh-
mern gewährt wurde. Sofern der Familienangehörige die Genehmigung erhalten hat, 
bei dem Arbeitnehmer Wohnsitz zu nehmen und der Arbeitnehmer dem Familienan-
gehörigen Unterhalt gewährt, betrifft die Erschwerung oder Verhinderung der Wahr-
nehmung dieses Rechtes indirekt die Rechte des Arbeitnehmers. Im Übrigen macht 
der EuGH die Gewährung  von sozialen Leistungen im Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO 
Nr. 492/2011 ausdrücklich nicht davon abhängig, dass der Familienangehörige sei-
nen Wohnsitz bei dem Arbeitnehmer hat. Wie dargelegt hat der EuGH in der Rechts-
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 EuGH, Urteil vom 14.06.2012, Rs. C-542/09, veröffentlicht in der digitalen Sammlung (Allgemeine Samm-
lung), Kommission / Niederlande, Rn. 35; EuGH, Urteil vom 26.02.1992, C-3/90, Slg. 1992 I, 1071, Bernini, Rn. 
25 f. 
585
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sache Bernini festgestellt, dass der Wohnsitz des Kindes für die Anerkennung einer 
Studienfinanzierung als soziale Vergünstigung im Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 
492/2011 für den Arbeit nehmenden Elternteil keine Rolle spielt586. Wesentlich wird 
nur noch darauf abgestellt, dass der Elternteil dem Kind Unterhalt gewährt587. Von 
zentraler Bedeutung ist daher nicht die Frage, nach welcher Vorschrift der Familien-
angehörige die Genehmigung erhalten hat, bei dem Arbeitnehmer seinen Wohnsitz 
zu nehmen, sondern die Frage, ob sich die Ablehnung der Leistungen an den Fami-
lienangehörigen negativ auf das Recht des Arbeitnehmers auswirkt, in Bezug auf 
seine Arbeitsbedingungen nicht diskriminiert zu werden.  
 
Zu diskutieren ist, ob die Ausführungen des EuGH, die Gewährung sozialer Leistun-
gen an Familienangehörige solle die Mobilität der Arbeitnehmer innerhalb der Ge-
meinschaft fördern, gegen die Ausdehnung der Rechtsprechung auf türkische Ar-
beitnehmer spricht. Hierfür könnte man anführen, dass das Assoziationsrecht türki-
schen Arbeitnehmern weder die Einreise in die EU erlaubt, noch ihnen ein Freizügig-
keitsrecht innerhalb der EU zugesteht. Allerdings ging es in den dargestellten Ent-
scheidungen schwerpunktmäßig nicht darum, den Arbeitnehmern die Einreise in den 
EU-Mitgliedstaat zu ermöglichen oder zu erleichtern. Vielmehr hatten die betroffenen 
Arbeitnehmer von ihrem Freizügigkeitsrecht bereits Gebrauch gemacht. Die Ableh-
nung der sozialen Leistungen für die Familienangehörigen hätte aber möglicherweise 
dazu geführt, dass die Arbeitnehmer ihr Freizügigkeitsrecht nicht weiter wahrnehmen 
und sie den EU-Mitgliedstaat, in dem sie erwerbstätig waren, hätten verlassen müs-
sen, wenn sie ihre familiäre Lebensgemeinschaft mit dem Familienangehörigen hät-
ten aufrecht erhalten wollen. In einer vergleichbaren Situation befinden sich aber 
auch türkische Arbeitnehmer, die in einem EU-Mitgliedstaat erwerbstätig sind. Bei 
Ablehnung der sozialen Leistungen für Familienangehörige ist es ihnen eventuell 
nicht mehr möglich, weiterhin ihrer Erwerbstätigkeit in dem EU-Mitgliedstaat nachzu-
gehen. Zur Begründung der Einbeziehung von Familienangehörigen kann auf Art. 12 
AssAbk und damit auf die Pflicht der Vertragsparteien, sich bei der Herbeiführung der 
Freizügigkeit für türkische Arbeitnehmer von den gemeinschaftsrechtlichen Freizü-
gigkeitsregelungen leiten zu lassen, verwiesen werden588. Ziel des ARB Nr. 1/80 ist 
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ausweislich seiner Präambel insbesondere die Förderung der Herbeiführung der 
Freizügigkeit der türkischen Arbeitnehmer und die Verbesserung der Regelungen im 
sozialen Bereich zu Gunsten der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen. Auch 
wenn den türkischen Arbeitnehmern das volle Freizügigkeitsrecht noch nicht zusteht, 
so müssen auf dem Weg der Herstellung alle Hindernisse so weit wie möglich besei-
tigt werden. Dass die Anwesenheit der Familienangehörigen sich wesentlich auf alle 
Lebensbereiche des Arbeitnehmers auswirkt, kann nicht bestritten werden. In dem 
Fall, in dem der Arbeitnehmer dem Familienangehörigen Unterhalt gewährt, beein-
flusst die Ablehnung von sozialen Leistungen massiv die Möglichkeit des Arbeitneh-
mers, in dem Mitgliedstaat zu verbleiben und seiner Erwerbstätigkeit dort nachzuge-
hen. Um die dargestellten Ziele des ARB Nr. 1/80 erreichen zu können, ist die Einbe-
ziehung der Familienangehörigen in den Diskriminierungsschutz daher unerlässlich. 
Wie bei Familienangehörigen von EU-Staatsangehörigen muss die Gewährung der 
sozialen Leistungen gemäß Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 für Familienangehörige in 
ab- und aufsteigender Linie gelten. Maßgeblich ist allein, dass der Arbeitnehmer den 
Familienangehörigen unterhält. Es ist nach der Rechtsprechung des EuGH auch un-
erheblich, ob der Familienangehörige einen Anspruch auf Unterhalt hat589. Maßgeb-
lich kann allein sein, dass tatsächlich Unterhalt gewährt wird. Andernfalls würde die 
Gewährung von Rechten aus Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 zu sehr von der nationa-
len Ausgestaltung des Unterhaltsrechtes abhängen. 
 
Im Ergebnis sind daher die türkischen Familienangehörigen der türkischen Arbeit-
nehmer, denen der Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, mittelbar von Art. 10 Abs. 1 
ARB Nr. 1/80 begünstigt. Da es sich bei der Begünstigung der Familienangehörigen 
um eine soziale Vergünstigung für den Arbeitnehmer handelt, stellt sich die Frage, ob 
die Familienangehörigen die Rechte selbst geltend machen können. Dies hat der 
EuGH für Familienangehörige von EU-staatsangehörigen Arbeitnehmern ausdrück-
lich bejaht590. Es ist kein Grund ersichtlich, aus welchem diese Rechtsprechung nicht 
auf die Familienangehörigen türkischer Arbeitnehmer übertragen werden sollte. An-
dernfalls könnten die Rechte auch nicht effektiv wahrgenommen werden. 
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Teilweise wird die Frage aufgeworfen, ob türkische Familienangehörige, die gemäß 
Art. 7 Abs. 1, zweiter Gedankenstrich ARB Nr. 1/80 nach mindestens fünfjährigem 
ordnungsgemäßen Wohnsitz freien Zugang zu jeder von ihnen gewählten Beschäfti-
gung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis erworben haben, von dem Diskriminierungs-
verbot des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 erst dann profitieren können, wenn sie eine 
Beschäftigung aufgenommen haben591. Folgt man der hier vertretenen Auffassung, 
dass Familienangehörige jedenfalls mittelbar vor Diskriminierungen geschützt sind, 
so spielt diese Frage nur eine Rolle in den Fällen, in denen dem Familienangehöri-
gen kein abgeleitetes Recht zusteht, weil ihm kein Unterhalt gewährt wird oder der 
türkische Arbeitnehmer nicht mehr dem Arbeitsmarkt angehört. Der Familienangehö-
rige kann in dem dargestellten Fall jedenfalls noch nicht selbst als Arbeitnehmer an-
gesehen werden, da zur Erlangung der Arbeitnehmereigenschaft die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit erforderlich ist592. Zu Gunsten eigener Rechte der Familienangehö-
rigen werden Entscheidungen des EuGH angeführt, nach der die türkischen Fami-
lienangehörigen auch dann ein zeitlich befristetes Recht zur Arbeitsuche haben, 
wenn der Arbeitnehmer, von dem sie ihre Rechte ableiten, verstorben oder ausge-
reist ist593. Es verbleibt aber dennoch dabei, dass Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 Arbeit-
nehmer begünstigen soll. So lange der Familienangehörige keine Erwerbstätigkeit 
aufgenommen hat, mangelt es an der erforderlichen Arbeitnehmereigenschaft. In 
diesem Zusammenhang kann auch auf die Rechtsprechung des EuGH in der Sache 
Lebon594 verwiesen werden, wonach auch Verwandten von EU-Staatsangehörigen in 
absteigender Linie, die das 21. Lebensjahr vollendet haben und die keinen Unterhalt 
vom Arbeitnehmer mehr beziehen, kein eigenes Recht aus Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 
1612/68 bzw. jetzt Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 zusteht, solange sie die Arbeitneh-
mereigenschaft noch nicht erlangt haben. Insoweit würde eine Begünstigung von tür-
kischen Familienangehörigen einen Verstoß gegen Art. 59 ZP darstellen. Auch türki-
sche Familienangehörige, welche die Rechtsposition des Art. 7 S. 1, 2. Spiegelstrich 
ARB Nr. 1/80 erlangt haben, können sich demnach auf eigene Rechte aus Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 erst dann berufen, wenn sie eine Erwerbstätigkeit aufgenom-
men haben. 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX, 1 Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 17. 
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 S. o. Teil 3 IV 2 a. 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 18 unter Bezugnahme auf die Urteile des 
EuGH vom 26.02.1991, Rs. C-292/89, Slg. 1991 I, 745, Antonissen und vom 23.01.1997, Rs. C-171/95, 1997 I, 
329, Tetik. 
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 EuGH, Urteil vom 18.06.1987, Rs. 316/85, Slg. 1987, 2811, Lebon. 
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bb. Drittstaatsangehörige Familienangehörige 
Fraglich ist, ob das in Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 enthaltene Diskriminierungsverbot 
auch drittstaatsangehörige Familienangehörige des türkischen Arbeitnehmers be-
günstigen kann. Auch in Bezug auf drittstaatsangehörige Familienangehörige ist zu-
nächst zu unterscheiden zwischen solchen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
und solchen, die von der Unterhaltsgewährung des türkischen Arbeitnehmers ab-
hängig sind.  
 
Zunächst kann für drittstaatsangehörige Familienangehörige, die ihren ordnungsge-
mäßen Wohnsitz bei dem Arbeitnehmer haben und denen der Arbeitnehmer Unter-
halt gewährt, nichts anderes gelten als für türkische Familienangehörige, die ihren 
ordnungsgemäßen Wohnsitz bei dem Arbeitnehmer haben und denen der Arbeit-
nehmer Unterhalt gewährt. Die Gewährung sozialer Leistungen an den Familienan-
gehörigen hat in gleichem Maße Auswirkungen auf die Möglichkeit des Arbeitneh-
mers, sich im Mitgliedstaat aufzuhalten, unabhängig davon, ob der Familienangehö-
rige die türkische oder eine andere Drittstaatsangehörigkeit hat. Der EuGH hat in 
seiner Entscheidung Deak595 festgestellt, dass die Vergünstigungen des Art. 7 Abs. 2 
VO Nr. 1612/68596 auch drittstaatsangehörigen Familienangehörigen zustehen, de-
nen der EU-Arbeitnehmer Unterhalt gewährt597. Andernfalls wäre die Mobilität des 
EU-Arbeitnehmers eingeschränkt598. Auch hier wird wieder deutlich, dass es sich bei 
der Berücksichtigung des Diskriminierungsverbotes zu Gunsten der drittstaatsange-
hörigen Familienangehörigen eigentlich um eine soziale Vergünstigung für den Ar-
beitnehmer handelt. Diese Rechtsprechung ist auf drittstaatsangehörige Familienan-
gehörige von assoziationsberechtigten türkischen Arbeitnehmern zu übertragen. Zur 
Begründung kann auf die Einbeziehung türkischer Familienangehöriger, denen der 
Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, verwiesen werden599. Sofern man die sozialen 
Rechte entsprechend Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 als vom Diskriminierungsverbot 
des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 umfasst sieht, stehen diese den drittstaatsangehöri-
gen Familienangehörigen türkischer Arbeitnehmer zu, denen dieser Unterhalt ge-
währt. Die drittstaatsangehörigen Familienangehörigen können diese Rechte auch in 
eigenem Namen geltend machen. 
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 EuGH, Urteil vom 20.06.1985, C-94/84, Slg. 1985, 1873, Deak. 
596
 Jetzt Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011. 
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 EuGH, Urteil vom 20.06.1985, C-94/84, Slg. 1985, 1873, Deak, Rn. 22 ff. 
598
 EuGH, Urteil vom 20.06.1985, C-94/84, Slg. 1985, 1873, Deak, Rn. 22 ff. 
599
 S. o. Teil 3 IV 2 b aa. 
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Anders als die türkischen arbeitnehmenden Familienangehörigen sind drittstaatsan-
gehörige Familienangehörige, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen, nicht per se Be-
rechtigte gemäß Art. 10 ARB Nr. 1/80. Es ist daher zu erörtern, ob diese Personen-
gruppe auch in den Genuss der sozialen Rechte aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
kommen können. Gegen die Einbeziehung von Familienangehörigen spricht auch 
hier zunächst der Wortlaut des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, der Familienangehörige 
nicht erwähnt. Heyer misst diesem Argument aber keine ausschlaggebende Bedeu-
tung bei, da auch weder Art. 11 VO Nr. 1612/68600, Art. 48 Abs. 2 EGV601 noch Art. 7 
VO Nr. 1612/68602 ausdrücklich das Diskriminierungsverbot auf drittstaatsangehörige 
Familienangehörige erstrecken und der EuGH dennoch festgestellt habe, dass der 
drittstaatsangehörige Familienangehörige, der das Recht auf Zugang zu einer Tätig-
keit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis erworben hat, diese Tätigkeit unter denselben 
Voraussetzungen ausüben können müsse, unter denen der freizügigkeitsberechtigte 
Arbeitnehmer seine Tätigkeit ausübt603. Das Wortlautargument wirkt im Rahmen des 
Art. 10 ARB Abs. 1 Nr. 1/80 aber schwerer, da dem Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, der  
Familienangehörige nicht erwähnt, unmittelbar Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 folgt, der 
das Recht auf Unterstützung der Arbeitsämter bei der Beschaffung eines Arbeitsplat-
zes ausdrücklich auf Familienangehörige ausdehnt. Eine derartige wörtliche Differen-
zierung ist im Art. 7 VO Nr. 492/2011 nicht enthalten. 
 
Heyer zieht zur Klärung der Frage, ob Drittstaatsangehörige ihre Erwerbstätigkeit 
unter den gleichen Bedingungen wie türkische Arbeitnehmer ausüben können müs-
sen, die Rechtsprechung des EuGH zu Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1612/68604 heran605. 
Diese Vorschrift untersagte unter anderem die Anwendung von Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften oder Verwaltungspraktiken, welche den Zugang zur Beschäftigung 
und deren Ausübung durch Ausländer einschränken oder von Bedingungen abhän-
gig machen, die für Inländer nicht gelten. In diesem Zusammenhang hat der EuGH 
festgehalten, dass die Rechte des Familienangehörigen aufgrund der Art. 10 und 11 
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 Jetzt Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 492/2011. 
601
 Jetzt Art. 45 Abs. 2 AEUV. 
602
 Jetzt Art. 7 VO Nr. 492/2011. 
603
 Heyer, Diskriminierungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmer-
freizügigkeit, S. 297, mit Verweis auf EuGH, Urteil vom 07.05.1986, Rs. C-131/85, Slg. 1986, 1573, Gül. 
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 Jetzt Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 492/2011 
605
 Heyer, Diskriminierungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmer-
freizügigkeit, S. 297. 
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VO Nr. 1612/68606 an die Rechte des Arbeitnehmers aus Art. 48 EWGV607 und Art. 1 
ff der VO Nr. 1612/68608 gebunden sind609. Aus dieser Abhängigkeit folgert der 
EuGH, dass die Arbeitsbedingungen des Arbeitnehmers und seines Familienangehö-
rigen gleich sein müssen610. Heyer misst dieser Schlussfolgerung allgemeine ge-
meinschaftsrechtliche Gültigkeit bei611. Diese Rechtsprechung des EuGH müsse da-
her auch für Rechte von Familiengehörigen gelten, die ihre Rechte aus den Freizü-
gigkeitsrechten türkischer Staatsangehöriger ableiten612.  
 
Hiergegen sprechen folgende Überlegungen: Die Familienangehörigen leiten ihre 
Aufenthalts- und Beschäftigungsrechte zunächst nicht von dem assoziationsrechtli-
chen Freizügigkeitsrecht des Arbeitnehmers ab, da dieses keinen Anspruch auf Fa-
milienzusammenführung vorsieht. Im Assoziationsrecht gibt es keine Regelungen, 
die den Art. 10 und 11 VO 1612/68 bzw. Art. 7 Abs. 1 Buchst. d, Abs. 2 RL 
2004/38/EG entsprechen. Sowohl das Recht des Arbeitnehmers als auch des Fami-
lienangehörigen, den Wohnsitz erstmalig im EU-Mitgliedstaat zu nehmen, richtet sich 
nicht nach Assoziationsrecht, sondern nach nationalem Recht. Aufgrund dieses 
grundsätzlichen Unterschiedes zwischen den Rechten Familienangehöriger von EU-
Arbeitnehmern und Familienangehöriger von türkischen Arbeitnehmern erscheint es 
an dieser Stelle unzulässig, die Rechtsprechung des EuGH zur Einbeziehung von 
Familienangehörigen in den gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsschutz auf 
das Assoziationsrecht zu übertragen. Nach dem Verständnis des EuGH handelt es 
sich bei den möglichen Diskriminierungsverboten zu Gunsten der Familienangehöri-
gen auch nicht um einen Teil des Rechtes des EU-staatsangehörigen Arbeitnehmers. 
Vielmehr werden die dem Familienangehörigen zustehenden eigenen Rechte in ih-
rem Umfang den Rechten des EU-staatsangehörigen Arbeitnehmers angeglichen. 
Über derartige eigene assoziationsrechtliche Rechtspositionen verfügt der Dritt-
staatsangehörige zunächst aber nicht. Eine Übertragung der Rechtsprechung des 
EuGH auf erwerbstätige drittstaatsangehörige Familienangehörige kommt also erst 
dann in Frage, wenn der Familienangehörige über eigene Rechte aus dem Assozia-
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 Jetzt geregelt in Art. 7 Abs. 1 Buchst. d, Abs. 2 RL 2004/38/EG. 
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 Jetzt Art. 45 AEUV. 
608
 Jetzt Art. 1 ff VO Nr. 492/2011.  
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 EuGH, Urteil vom 07.05.1986, Rs. 131/85, Slg. 1986, 1573, Gül, Rn. 20. 
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 EuGH, Urteil vom 07.05.1986, Rs. 131/85, Slg. 1986, 1573, Gül, Rn. 20. 
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 Heyer, Diskriminierungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmer-
freizügigkeit, S. 297. 
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 Heyer, Diskriminierungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmer-
freizügigkeit, S. 297. 
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tionsrecht verfügt, beispielsweise aus Art. 7 ARB Nr. 1/80. Auch dann wird man aber 
aufgrund der eindeutigen Unterscheidung der Rechte für türkische Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen in Art. 10 Abs. 1 und 2 ARB Nr. 1/80 über das Wortlautar-
gument nicht hinwegkommen. 
 
Das Erfordernis gleicher Arbeitsbedingungen für drittstaatsagehörige Familienange-
hörige lässt sich auch nicht damit begründen, dabei handele es sich eigentlich um 
eine Vergünstigung für den türkischen  Arbeitnehmer. Auch bei einer weiten Ausle-
gung des Diskriminierungsschutzes hat die Frage, unter welchen Bedingungen dritt-
staatsangehörige Familienangehörige ihre Beschäftigung ausüben, keinen Einfluss 
auf die Rechte des türkischen Arbeitnehmers. Dementsprechend lässt sich die Ein-
beziehung von arbeitnehmenden Familienangehörigen in den Diskriminierungsschutz 
auch nicht mit dem Hinweis auf Art. 12 AssAbk und damit auf die Pflicht der Ver-
tragsparteien, sich bei der Herbeiführung der Freizügigkeit für türkische Arbeitnehmer 
von den gemeinschaftsrechtlichen Freizügigkeitsregelungen leiten zu lassen, be-
gründen613. Die Herbeiführung der Freizügigkeit des Arbeitnehmers wird durch eine 
diskriminierende Behandlung seiner arbeitnehmenden Familienangehörigen nicht 
beeinträchtigt, da dies letztlich keine Auswirkungen auf die Entscheidung des Arbeit-
nehmers haben kann, seinen Wohnsitz weiterhin in dem EU-Mitgliedstaat beizube-
halten.  
 
3. Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt 
Die Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt wird nach der Rechtsprechung des 
EuGH angenommen, wenn „das Arbeitsverhältnis des Betreffenden im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats lokalisiert werden kann oder eine hinreichend enge Verknüpfung 
mit diesem Gebiet aufweist, wobei insbesondere der Ort der Einstellung des türki-
schen Staatsangehörigen, das Gebiet, in dem oder von dem aus die Tätigkeit im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis ausgeübt wird, und die nationalen Vorschriften im Be-
reich des Arbeitsrechts und der sozialen Sicherheit zu berücksichtigen sind“614. Vo-
raussetzung ist dabei, dass der Arbeitnehmer entsprechend den Rechts- und Verwal-
                                                 
613
 So aber Heyer, Diskriminierungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Ar-
beitnehmerfreizügigkeit, S. 297. 
614
 EuGH, Urteil vom  19.11.2002, Rs. C-188/2000, Slg. 2002 I, 10691, Kurz, Rn. 37; EuGH, Urteil vom 
26.11.1998, Rs. C-1/97, Slg. 1998 I, 7747, Birden, Rn. 33; EuGH, Urteil vom 30.09.1997, Rs. C-36/96, Slg. 
1997 I, 5143, Günaydin, Rn. 29; EuGH, Urteil vom 30.09.1997, Rs. C-98/96, Slg. 1997 I, 5179, Ertanir, Rn. 39; 
EuGH, Urteil vom 06.06.1995, Rs. C-434/93, Slg. 1995 I, 1475, Bozkurt, Rn. 22, 23. 
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tungsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats über die Einreise in sein Hoheitsgebiet 
und über die Beschäftigung das Recht hat, eine Berufstätigkeit in diesem Staat aus-
zuüben615. Insoweit stimmen die Voraussetzungen mit denen einer ordnungsgemä-
ßen Beschäftigung überein616. Der EuGH hat in der Rechtssache Birden festgestellt, 
dass es sich bei dem Begriff der Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt eines 
Mitgliedstaats insoweit nur um eine Verdeutlichung des Begriffs der ordnungsgemä-
ßen Beschäftigung handelt617. Die Beschäftigung muss daher den aufenthalts- und 
arbeitsrechtlichen Vorschriften genügen. Außerdem darf der Aufenthalt nicht nur vor-
läufig oder bestritten sein618. Der Grund der Einreise spielt keine Rolle. Auch die Tat-
sache, dass jemand zunächst gestattet einreist, ihm die Ausübung einer entgeltlichen 
Tätigkeit aber zunächst verboten ist und erst später genehmigt wird, hindert die Zu-
gehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt nicht619. Dies führt dazu, dass beispielsweise 
auch als Au-Pair-Kraft oder als Studierende eingereiste türkische Staatsangehörige 
dem regulären Arbeitsmarkt angehören können, wenn ihnen nach der Einreise eine 
Erwerbstätigkeit erlaubt wird620. Die Einreise als Asylsuchender hindert die spätere 
Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt nicht, wenn der Asylantrag Erfolg hat und 
dem Betreffenden als Asylberechtigtem oder anerkanntem Flüchtling eine Aufent-
halts- und Arbeitserlaubnis erteilt wird621. Auch ein Auszubildender gehört dem regu-
lären Arbeitsmarkt an, eine andere Auslegung widerspräche Zweck und Systematik 
des ARB Nr. 1/80, welche die Förderung der Integration türkischer Staatsangehöriger 
im Aufnahmemitgliedstaat zum Ziel haben622. Die Tatsache, dass eine Tätigkeit mit 
öffentlichen Mitteln gefördert wird und dazu bestimmt ist, die Eingliederung des Be-
treffenden in das Berufsleben zu fördern, hindert nicht die Zugehörigkeit zum regulä-
ren Arbeitsmarkt623. Das gleiche gilt für eine vorübergehende Unterbrechung des Ar-
beitsverhältnisses für einen zur Beschäftigungssuche angemessenen Zeitraum, dies 
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 EuGH, Urteil vom 18.12.2008, Rs. C-337/07, Slg. 2008 I, 10323, Altun, Rn. 23; EuGH, Urt. v. 19.11.2002, 
Rs. C-188, Slg. 2002 I, 10691, Kurz, Rn. 39; EuGH, Urteil vom 10.02.2000, Rs. C-340/97, Slg. 2000 I, 957, 
Nazli, Rn. 31; EuGH, Urteil vom 26.11.1998, Rs. C-1/97, Slg. 1998 I, 7747, Birden, Rn. 51; BVerwG, Urteil 
vom 19.09.2000, BVerwG 1 C 13.00, juris, Rn. 21. 
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 EuGH, Urteil vom 26.11.1998, Rs. C-1/97, Slg. 1998 I, 7747, Birden, Rn. 53. 
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 S.o. Teil III 2 3. 
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 EuGH, Urteil vom 24. 01.2008, Rs. C-294/06, Slg. 2008 I, 203, Payir, Rn. 41; Urteil vom 30.09.1997, Rs. C-
36/96, Slg. 1997 I, 5143, Günaydin, Rn. 52.  
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 EuGH, Urteil vom 24. 01.2008, Rs. C-294/06, Slg. 2008 I, 203, Payir, Rn. 44 f. 
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 EuGH, Urteil vom 18.12.2008, Rs. C-337/07, Slg. 2008 I, 10323, Altun, Rn. 50. 
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 EuGH, Urt. v. 19.11.2002, Rs. C-188, Slg. 2002 I, 10691, Kurz, Rn. 44 f. 
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 EuGH, Urt. v. 29.11.2998, Rs. C-1/97, Slg. 1998 I, 7747, Birden. Rn. 42 ff. 
113 
 
gilt unabhängig vom Grund für die Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses624. Auch 
eine Eigenkündigung ist insoweit unschädlich625. Der Arbeitnehmer muss während 
seiner Arbeitslosigkeit grundsätzlich alle im betreffenden Mitgliedstaat vorgeschrie-
benen Formalitäten erfüllen, sich beispielsweise Arbeit suchend melden und Vermitt-
lungsbemühungen zur Verfügung stehen626. Von diesen Voraussetzungen hat der 
EuGH aber im Einzelfall abgesehen, wenn der Arbeitnehmer beispielsweise arbeits-
marktüblich mehrere befristete Arbeitsverträge hintereinander geschlossen hat und 
die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit daher unabhängig vom Willen des Arbeit-
nehmers erfolgt627. Der türkische Arbeitnehmer gehört erst dann dem regulären Ar-
beitsmark nicht mehr an, wenn er objektiv keine Möglichkeit mehr hat, sich in den 
Arbeitsmarkt wiedereinzugliedern oder wenn der zur Beschäftigungssuche angemes-
sene Zeitraum überschritten ist628. Dies ist beispielsweise bei einer dauerhaften Ar-
beitsunfähigkeit der Fall629. Die Frage, wann ein Zeitraum zur Arbeitsuche noch an-
gemessen ist, kann nicht pauschal festgelegt werden. Der EuGH hat die Entschei-
dung darüber den Mitgliedstaaten bzw. den dort angerufenen Gerichten überlas-
sen630. Allerdings reiche ein Zeitraum von lediglich einigen Tagen nicht aus631. Der 
EuGH hat in der Rechtssache Antonissen im Rahmen des gemeinschaftlichen Frei-
zügigkeitsrechtes festgestellt, dass ein Zeitraum von sechs Monaten zur Arbeitsuche 
grundsätzlich angemessen erscheint632. Sofern der Betroffene nach Ablauf dieser 
sechs Monate nachweist, dass er weiterhin und mit begründeter Aussicht auf Erfolg 
Arbeit sucht, dürfe er nicht ausgewiesen werden633. Es ist kein Grund ersichtlich, aus 
welchem diese Vorgabe nicht auch in Bezug auf die Zugehörigkeit zum regulären 
Arbeitsmarkt der assoziationsberechtigten türkischen Staatsangehörige gelten sollte. 
Strafgefangene gehören grundsätzlich nicht dem regulären Arbeitsmarkt an. Anders 
ist dies bei Untersuchungshaftgefangenen, wenn sie zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
werden, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wird und sie innerhalb einer 
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angemessenen Frist nach Haftentlassung wieder eine Arbeitsstelle finden634. Auch 
Strafgefangene, die während des offenen Vollzuges einem freien Beschäftigungs-
verhältnis nachgehen, gehören dem regulären Arbeitsmarkt an635. Dies folgt auch 
bereits daraus, dass es sich bei dem freien Beschäftigungsverhältnis um eine regulä-
re Arbeitsstelle handelt, die unabhängig von der Frage, ob jemand in Strafhaft ist o-
der nicht, besetzt wird. Der Strafgefangene unterliegt denselben Beschäftigungs- und 
Kündigungsbedingungen wie ein in Freiheit befindlicher Arbeitnehmer. Nicht selten 
setzt der Betroffene das Arbeitsverhältnis nach Haftentlassung fort. Es ist daher kein 
Grund ersichtlich, aus dem die Beschäftigung eines Freigängers anders bewertet 
werden sollte als dieselbe Beschäftigung eines anderen Arbeitnehmers. 
 
4. Umfang der Rechte  
 Zu untersuchen ist, welche Bereiche von dem Diskriminierungsverbot des Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 umfasst sind. Seinem Wortlaut nach verbietet der Art. 10 Abs. 1 
ARB Nr. 1/80 jede Ungleichbehandlung hinsichtlich des Arbeitsentgeltes und der 
sonstigen Arbeitsbedingungen. 
  
a. Regelung hinsichtlich des Arbeitsentgeltes 
Wie sogleich ausgeführt wird, ist der Begriff der sonstigen Arbeitsbedingungen weit 
zu verstehen636. Daher kommt der ausdrücklichen Erwähnung des Arbeitsentgeltes 
keine eigenständige Bedeutung zu. 
 
b. Regelung hinsichtlich der sonstigen Arbeitsbedingungen 
Zentraler Begriff in Bezug auf den Umfang des Diskriminierungsverbotes  aus Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist der Begriff der „sonstigen Arbeitsbedingungen“. Besonders 
umstritten ist hier die Frage, ob diese lediglich im Sinne des Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 
492/2011637 als Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen zu verstehen sind oder ob 
auch die sozialen und steuerlichen Vergünstigungen im Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO 
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 EuGH, Urteil vom 10.02.2000, Rs. C-340/97, Slg. 2000 I, 957, Nazli, Rn. 49. 
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Art. 7 VO 1612/68 wurden hier daher durch Bezugnahmen auf Art. 7 VO 492/11 ersetzt.  
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492/2011 umfasst sind. Noch nicht abschließend geklärt ist ebenfalls die bedeutende 
Frage, ob der Familiennachzug als Teil der sonstigen Arbeitsbedingungen angese-
hen werden kann. 
 
Unter Arbeitsbedingungen sind zunächst die Bedingungen zu verstehen, unter denen 
die konkrete Beschäftigung ausgeübt wird638. Nach der Rechtsprechung des EuGH 
ist dem Begriff der sonstigen Arbeitsbedingungen grundsätzlich ein weiter Anwen-
dungsbereich zuzuerkennen, da Art. 45 Abs. 2 AEUV „die Gleichbehandlung in Be-
zug auf all das vorsieht, was sich unmittelbar oder mittelbar auf die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit im Aufnahmemitgliedstaat bezieht“639.      
                                                                                                                                   
Die Frage, welche Tragweite der Begriff der sonstigen Arbeitsbedingungen im Rah-
men des Art. 10 ARB Nr. 1/80 hat, wird uneinheitlich beantwortet. Der EuGH hat in 
der Rechtssache Wählergruppe Gemeinsam festgestellt, „dass bei der Bestimmung 
der Tragweite des in Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 vorgesehenen Diskriminierungsver-
botes in Bezug auf die Arbeitsbedingungen darauf abzustellen ist, wie der gleiche 
Grundsatz im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die Angehörige der Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft sind, ausgelegt wird.“640 Dies folgert der EuGH aus 
dem aus Art. 12 AssAbk, Art. 36 ZP und dem Zweck des ARB Nr. 1/80 in Verbindung 
mit Art 45, 46 und 47 AEUV abgeleiteten Erfordernis, die im Rahmen dieser Artikel 
geltenden Grundsätze soweit wie möglich auf die assoziationsberechtigten türki-
schen Arbeitnehmer zu übertragen641. Weiterhin stellt der EuGH auf den fast über-
einstimmenden Wortlaut des Art. 10 ARB Nr. 1/80 und des Art. 45 Abs. 2 AEUV642 
sowie auf den Zweck und die Systematik des ARB Nr. 1/80, die Freizügigkeit der Ar-
beitnehmer schrittweise herzustellen und die Integration assoziationsberechtigter 
türkischer Staatsangehöriger zu fördern643, ab. Nach der Auffassung des EuGH stellt 
die Gewährung gleicher Arbeitsbedingungen „einen wichtigen Faktor beim Aufbau 
eines geeigneten Rahmens für die schrittweise Integration der türkischen Wanderar-
beitnehmer dar644.  
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX-1 Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 19. 
639
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Nach dem EuGH ist der Begriff der sonstigen Arbeitsbedingungen im Sinne von Art. 
45 Abs. 2 AEUV und mithin auch im Sinne von Art. 10 ARB Nr. 1/80 weit auszulegen, 
da diese Vorschriften einen allgemeinen Grundsatz beinhalten645. Art. 48 Abs. 2 
EGV646 stelle eine Konkretisierung des in Art. 7 EGV647 enthaltenen fundamentalen 
Verbots der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit dar und werde seiner-
seits durch die besonderen Bestimmungen der VO Nr. 1612/68648 durchgeführt und 
konkretisiert649. 
  
Diskutiert wird nunmehr vor allem, ob die sonstigen Arbeitsbedingungen im Sinne 
des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 auch die gleichen sozialen und steuerlichen Ver-
günstigungen gemäß Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 umfassen oder ob lediglich Art. 7 
Abs. 1 VO Nr. 492/2011 zur Bestimmung der Reichweite herangezogen werden 
kann. Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 492/2011 verbietet die Diskriminierung „hinsichtlich der 
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, insbesondere im Hinblick auf Entlohnung 
Kündigung und, falls er (der Arbeitnehmer) arbeitslos geworden ist, im Hinblick auf 
berufliche Wiedereingliederung oder Wiedereinstellung“. Nach Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 
492/2011 genießt er „dort die gleichen sozialen und steuerlichen Vergünstigungen 
wie die inländischen Arbeitnehmer“. Dürfte lediglich Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 492/2011 
zur Konkretisierung des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 herangezogen werden, würde 
dieser nur die Gleichbehandlung hinsichtlich der Beschäftigungs- und Arbeitsbedin-
gungen, vor allem im Hinblick auf Entlohnung, Kündigung und berufliche Wiederein-
gliederung oder Wiedereinstellung fordern. Teilweise wird angenommen, selbst das 
Gleichbehandlungsgebot in Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 492/2011 sei weit reichender als das 
in Art. 10 ARB Nr. 1/80650. Gegen die Ausweitung des Begriffs der sonstigen Arbeits-
bedingungen im Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 wird eingewandt, dass im 
Assoziationsratsbeschluss eine dem Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/11 vergleichbare Vor-
schrift fehle651. Aus der vom EuGH festgestellten übereinstimmenden rechtlichen Be-
deutung des Begriffs der Arbeitsbedingungen in Art. 45 Abs. 2 AEUV und Art. 10 
ARB Nr. 1/80 könne nicht gefolgert werden, dass auch soziale Vergünstigungen im 
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 EuGH, Urteil vom 08.05.2003, Rs. C-171/01, Slg. 2003 I, 4301, Wählergruppe Gemeinsam, Rn. 85. 
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 Breidenbach, BB 2001, 993, 994. 
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 Husmann, Arbeitnehmerfreizügigkeitsregeln in Assoziationsabkommen der EG, S. 305, 307. 
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Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 umfasst sind652. Bei den Arbeitsbedingun-
gen handele es sich nur um den in Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 492/2011 geregelten speziel-
len Ausschnitt aus dem Bereich der sozialen Vergünstigungen. Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 
492/2011 sei somit lex specialis zu Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011653. Mangels aus-
drücklicher Anordnung im ARB Nr. 1/80 seien die über den Bereich der Arbeitsbedin-
gungen hinausgehenden sozialen Vergünstigungen nicht umfasst654. Gegen das 
Wortlautargument lässt sich zunächst sagen, dass das Assoziationsrecht jedenfalls 
keine Regelung enthält, welche eine vom gemeinschaftsrechtlichen Begriff der Ar-
beitsbedingungen abweichende Definition nahe legt655 und dass der Wortlaut des 
Art. 7 VO Nr. 492/2011 keinen Hinweis darauf gibt, dass Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 
492/2011 lex specialis zu Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/11 sein soll. Es könnte sich bei 
Abs. 2 ebenso gut um eine nähere Bestimmung der Reichweite der in Abs. 1 ge-
nannten Arbeitsbedingungen handeln. Hierfür spricht auch die Überschrift des Ab-
schnitts 2 der VO Nr. 492/2011 „Ausübung der Beschäftigung und Gleichbehand-
lung“. Hätte es sich bei den sozialen Vergünstigungen um den übergeordneten und 
umfassenderen Begriff handeln sollen, hätte es nahe gelegen, den Titel auch ent-
sprechend zu überschreiben. Für die Einbeziehung des Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 
492/2011 in die Auslegung des assoziationsrechtlichen Begriffs der gleichen Arbeits-
bedingungen spricht aber vor allem, dass es sich bei der VO Nr. 492/2011 nicht um 
eine eigenständige Rechtsquelle handelt, sondern um eine Konkretisierung primären 
Gemeinschaftsrechts656. Art. 45 AEUV stellt hier die eigentliche Rechtsgrundlage 
dar657. Von diesem sollen sich gemäß Art. 12 AssAbk die Vertragsparteien leiten las-
sen, um untereinander die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen. 
Die sich aus der VO Nr. 492/2011 ergebenden Konkretisierungen des  Art. 45 AEUV 
müssen somit ebenso für den assoziationsrechtlichen Begriff der gleichen Arbeitsbe-
dingungen gelten658.  
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Gegen die Einbeziehung der sozialen und steuerlichen Vergünstigungen aus Art. 7 
Abs. 2 VO Nr. 492/2011 unter den Begriff der sonstigen Arbeitsbedingungen wird 
weiter die sich daraus ergebende mobilitätsfördernde Wirkung659 vorgebracht660. Im 
Assoziationsrecht gehe es nicht wie im Gemeinschaftsrecht um die „dynamische 
Verwirklichung einer bereits vertraglich garantierten Freizügigkeit, sondern um die 
schrittweise Verwirklichung der im Assoziationsabkommen vorgesehenen Zielset-
zung nach Maßgabe weiterer Beschlüsse des Assoziationsrats“661. Die Funktion des 
ARB Nr. 1/80 beschränke sich auf den Zugang zum Arbeitsmarkt662. Dem lässt sich 
ebenfalls der Art. 12 AssAbk entgegenhalten, wonach die schrittweise Herstellung 
der Freizügigkeit ausdrücklich angestrebt wird. Berücksichtigt man weiterhin, dass 
gemäß Art. 28 AssAbk letztlich der Beitritt der Türkei und damit die Übernahme des 
gemeinschaftlichen Rechtsbestandes das Ziel der Assoziierung ist, so ist eine mobili-
tätsfördernde Auslegung des Art. 10 ARB Nr. 1/80 gerade angezeigt. Der Überschrift 
des Abschnitts 1 des Kapitels II des ARB Nr. 1/80 „Fragen betreffend die Beschäfti-
gung und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer“ lässt sich entnehmen, dass auch der 
ARB Nr. 1/80 die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer im Blick hat und 
sich seine Bedeutung nicht auf den Zugang zum Arbeitsmarkt beschränkt. Die Ver-
engung des Begriffs der sonstigen Arbeitsbedingungen auf den Arbeitsvertrag würde 
der wesentlichen Bedeutung des Diskriminierungsverbotes im Zusammenhang mit 
den Arbeitsbedingungen auch nicht gerecht663. Dessen Bedeutung würde sinnwidrig 
beschränkt, indem Diskriminierungen in Bereichen möglich würden, die zwar mit der 
Beschäftigung im Zusammenhang stehen aber nicht unmittelbar den Arbeitsvertrag 
betreffen664. Die sonstigen Arbeitsbedingungen in Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 um-
fassen daher auch die sozialen und steuerlichen Vergünstigungen im Sinne des Art. 
7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011. 
 
Art. 7 Abs. 3 VO Nr. 492/2011 gewährt das Recht des Arbeitnehmers, unter den glei-
chen Bedingungen wie ein Inländer Berufsschulen und Umschulungszentren in An-
spruch zu nehmen. Da es sich bei Art. 7 Abs. 3 VO Nr. 492/2011 um einen Fall der 
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sozialen Vergünstigungen im Sinne von Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 handelt665, 
steht auch den türkischen Arbeitnehmern das Recht auf Inanspruchnahme von Be-
rufsschulen und Umschulungszentren zu. 
 
Auch das sich aus Art. 8 S. 1 und 3 VO Nr. 492/2011 ergebende Diskriminierungs-
verbot wegen gewerkschaftlicher Betätigung und das in Art. 9 VO Nr. 492/2011 ent-
haltene Diskriminierungsverbot bei der Wohnungsvergabe können in das assoziati-
onsrechtliche Diskriminierungsverbot in Bezug auf sonstige Arbeitsbedingungen ein-
bezogen werden. Auch bei diesen Vorschriften handelt es sich lediglich um Konkreti-
sierungen des in Art. 45 Abs. 2 AEUV enthaltenen Diskriminierungsverbotes666. 
 
c. Soziale Leistungen an Familienangehörige als Teil der sonstigen  
    Arbeitsbedingungen 
Wie oben dargelegt, handelt es sich bei der Gewährung sozialer Leistungen an Fami-
lienangehörige des Arbeitnehmers dann um von Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 492/2011 um-
fasste soziale Vergünstigungen für den Arbeitnehmer, wenn dieser dem Familienan-
gehörigen Unterhalt gewährt667. 
 
Zu Gunsten der Familienangehörigen von EU-Arbeitnehmern, hat der EuGH bei-
spielsweise entschieden, dass als soziale Vergünstigungen für den Arbeitnehmer 
eine Ermäßigungskarte für Familienangehörige zur verbilligten Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel668, Beihilfe für volljährige behinderte Kinder669, Altersmindesteinkom-
men bzw. Altersbeihilfe für einen Elternteil des Arbeitnehmers670, die Gewährung des 
Existenzminimums671 und die Gewährung einer Studienfinanzierung an ein studie-
rendes Kind des Arbeitnehmers672 anzusehen sind. 
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Trotz des Ergebnisses, dass die Familienangehörigen nur mittelbar begünstigt sind, 
können diese nach der Rechtsprechung des EuGH die Ansprüche im eigenen Na-
men geltend machen673. Andernfalls könnten diese Rechte auch nicht effektiv wahr-
genommen werden.  
 
d. Familiennachzug als Teil der sonstigen Arbeitsbedingungen 
Es wird diskutiert, ob der Familiennachzug Teil der sonstigen Arbeitsbedingungen im 
Sinne des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist674. Im Rahmen des Gemeinschaftsrechtes 
wurde die Annahme, dass auch die in den nunmehr aufgehobenen Art. 10 bis 12 der 
VO Nr. 1612/68 enthaltenen Nachzugsregelungen eine Konkretisierung der Rechte 
aus Art. 48 ff EGV675 darstellten, für die Einbeziehung des Familiennachzugs als Teil 
der Freizügigkeit in den Begriff der sonstigen Arbeitsbedingungen vorgebracht676. Die 
Art. 10 bis 12 VO Nr. 1612/68 gewährten den Familienangehörigen ausdrücklich ei-
gene Rechte. Der Familiennachzug Familienangehöriger von EU-Staatsangehörigen 
ist nunmehr in Art. 7 Abs. 1 Buchst. b und d, Abs. 2 und 4  RL 2004/38/EG geregelt. 
Auch hier ist der Anspruch auf Familiennachzug aber als eigenes Recht der Fami-
lienangehörigen ausgestaltet. Es kann insoweit bezweifelt werden, dass diese Rech-
te als Teil der sonstigen Arbeitsbedingungen des Arbeitnehmers anzusehen sind. Im 
Übrigen enthält der ARB Nr. 1/80 den Art. 10 bis 12 VO Nr. 1612/68 oder Art. 7 Abs. 
1 Buchst. b und d, Abs. 2 und 4 RL 2004/38/EG entsprechende Regelungen gerade 
nicht. Für die Gewährung eines Rechts auf Familiennachzug aus dem Diskriminie-
rungsverbot spricht aber, dass Arbeitnehmer andernfalls als reine Produktionsfakto-
ren betrachtet würden, was mit der Menschenwürde nicht vereinbar ist677. Der EuGH 
hat die Frage, ob der Familiennachzug Teil der assoziationsrechtlichen Freizügigkeit 
ist, in seiner Entscheidung Demirel678 ausdrücklich offen gelassen. Gegen die Einbe-
ziehung des Familiennachzugs unter den assoziationsrechtlichen Begriff der sonsti-
gen Arbeitsbedingungen wird eingewandt, der ARB Nr. 1/80 enthalte mit Art. 7 ARB 
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Nr. 1/80 spezielle Regelungen für Familienangehörige679. Da darin der Familiennach-
zug nicht enthalten ist, sei dieser von den assoziationsrechtlichen Regelungen auch 
nicht umfasst680. Generalanwalt Darmon hat in seinen Schlussanträgen in der 
Rechtssache Demirel dargelegt, der Familiennachzug sei ein notwendiges Element 
bei der Verwirklichung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer681. Das Recht auf Famili-
ennachzug entstehe aber erst, wenn das Freizügigkeitsrecht bereits entstanden und 
eine entsprechende gesetzliche Regelung erlassen sei. An beidem fehle es im Asso-
ziationsrecht EWG/Türkei682.  
 
Die Annahme, dass mit Art. 7, 9 und 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 abschließend alle Rech-
te von Familienangehörigen geregelt werden sollten, führt nicht zwingend zu einer 
Ablehnung eines Rechts auf Familiennachzug aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80. Die 
Art. 7, 9 und 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 enthalten lediglich Regelungen des Erwerbs 
von eigenständigen Rechten der Familienangehörigen. Vorliegend geht es aber um 
die Frage, ob es sich bei dem Familiennachzug um einen Teil der sonstigen Arbeits-
bedingungen, in Bezug auf welche der Arbeitnehmer nicht diskriminiert werden darf, 
und somit zunächst um ein Recht des Arbeitnehmers selbst handelt. Die ausdrückli-
che Erwähnung des Rechtes im Assoziationsabkommen oder in den Beschlüssen ist 
nicht erforderlich. Wie sich aus der Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache 
Wählergruppe Gemeinsam683 ergibt, ist nach Auffassung des EuGH beispielsweise 
auch das Recht auf gewerkschaftliche Betätigung im Sinne des Art. 8 VO Nr. 
492/2011 von den sonstigen Arbeitsbedingungen umfasst, ohne dass dies im Asso-
ziationsabkommen oder in den Beschlüssen ausdrücklich erwähnt ist. Bei dem Recht 
auf Familiennachzug handelt es sich um einen wesentlichen Bestandteil der Freizü-
gigkeit684. Zwar sind assoziationsberechtigte türkische Arbeitnehmer noch nicht im 
Besitz dieses Freizügigkeitsrechtes. Die Vertragsparteien sollen sich jedoch gemäß 
Art. 12 AssAbk unter anderem von dem die Freizügigkeit der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten regelnden Art. 45 AEUV leiten lassen, um untereinander die schritt-
weise Herstellung der Freizügigkeit herzustellen. Angestrebtes Ziel ist die Freizügig-
keit. Kernbestandteil des Freizügigkeitsrechtes aus Art. 45 Abs. 1 AEUV ist das 
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Recht auf Familiennachzug685. Auch hier kann das vom EuGH aufgestellte Erforder-
nis, die im Rahmen der Artikel 45, 46, 47 AEUV geltenden Grundsätze soweit wie 
möglich auf die assoziationsberechtigten türkischen Arbeitnehmer zu übertragen, 
herangezogen werden. Es ist nicht einzusehen, dass auf dem Weg zur Herstellung 
der Freizügigkeit ausgerechnet der wesentliche Bestandteil Familiennachzug außer 
Acht gelassen werden soll. Dementsprechend greift auch der Einwand nicht, der Be-
griff der Arbeitsbedingungen würde durch die Einbeziehung des Familiennachzuges 
überstrapaziert686. Es ist zwar richtig, dass Familienangehörige oder menschliche 
Wesen keine Arbeitsbedingungen sein können687. Hier soll aber auch nicht der Fami-
lienangehörige als Teil der Arbeitsbedingungen angesehen werden sondern dessen 
Anwesenheit bei dem Arbeitnehmer. Es kann nicht bezweifelt werden, dass die An-
wesenheit der Familie im Mitgliedstaat für die dort beschäftigten türkischen Arbeit-
nehmer eine wesentliche Rolle spielt und sich auf allen Ebenen des täglichen Lebens 
auswirkt und somit zu den Arbeitsbedingungen gezählt werden muss. Dementspre-
chend hat der EuGH beispielsweise in seinem Urteil zur Studenten-Richtlinie688 fest-
gehalten, dass das Aufenthaltsrecht der Familienangehörigen eines Studenten für 
die Ausübung seines eigenen Aufenthaltsrechtes unerlässlich ist689. Diese Grundan-
nahme kann auf den vorliegenden Fall übertragen werden, indem der Familiennach-
zug auch für die Ausübung des Rechtes auf Beschäftigung als unerlässlich angese-
hen wird und somit Bestandteil der sonstigen Arbeitsbedingungen ist690. 
 
5. Ordre public-Vorbehalt 
Der Art. 14 ARB Nr. 1/80 stellt die Rechte aus dem ersten Abschnitt des zweiten Ka-
pitels des ARB Nr. 1/80, zu denen auch das Diskriminierungsverbot des Art. 10 Abs. 
1 ARB Nr. 1/80 gehört, unter den ordre public-Vorbehalt. Demnach könnte das Dis-
kriminierungsverbot aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesund-
heit beschränkt werden. Der Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist aber fast wortgleich mit 
Art. 37 ZP und weder das Assoziationsabkommen selbst noch das Zusatzprotokoll 
enthalten eine dem Art. 14 ARB Nr. 1/80 vergleichbare Vorschrift. Da primäres Asso-
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 Zu Art. 48 EWGV: Lichtenberg in Barwig, Lörcher, Schumacher (Hrsg.), Familiennachzug von Ausländern 
auf dem Hintergrund völkerrechtlicher Verträge, Baden-Baden 1995, S. 189 – 226, 216.  
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 So aber Gutmann, Die Assoziationsfreizügigkeit türkischer Staatsangehöriger, S. 121. 
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 Gutmann, Die Assoziationsfreizügigkeit türkischer Staatsangehöriger, S. 121. 
688
 EuGH, Urteil vom 07.07.1992, Rs. C-295/90, Slg. 1992 I, 4193, Parlament / Rat. 
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 EuGH, Urteil vom 07.07.1992, Rs. C-295/90, Slg. 1992 I, 4193, Parlament / Rat, Rn. 19; Heldmann in: Lich-
tenberg/Linne/Gümrükcü (Hrsg.) Gastarbeiter – Einwanderer – Bürger?, S. 157, 167. 
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 Vgl. Heldmann in: Lichtenberg/Linne/Gümrükcü (Hrsg.) Gastarbeiter – Einwanderer – Bürger?, S. 157, 167. 
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ziationsrecht nicht durch sekundäres Assoziationsrecht eingeschränkt werden kann, 
besteht der Art. 37 ZP zunächst unbeschränkt691. Das gleiche muss dann aber auch 
für Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 gelten, andernfalls stünden die genannten Regelun-
gen des ARB Nr. 1/80 in einem nicht aufzulösenden Widerspruch zu dem Art. 37 
ZP692. Der ordre public-Vorbehalt des Art. 14 ARB Nr. 1/80 gilt somit für das Diskri-
minierungsverbot aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 nicht. Etwas anderes muss aller-
dings für das abgeleitete Recht des Familienangehörigen eines in einem EU-
Mitgliedstaat lebenden türkischen Arbeitnehmers, diesem nachzuziehen, gelten. Da 
auch das Recht auf Familiennachzug zu EU-Staatsangehörigen nicht unbeschränkt 
gilt, muss hier der ordre public-Vorbehalt greifen. Andernfalls läge ein Verstoß gegen 
das Besserstellungsverbot aus Art. 59 ZP vor. 
 
V. Das Recht auf Gleichbehandlung in Bezug auf die Unterstützung bei der Be- 
    schaffung eines Arbeitsplatzes in Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 
Seinem Wortlaut nach gewährt der Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 türkischen Arbeit-
nehmern und ihren Familienangehörigen in gleicher Weise wie den Arbeitnehmern 
aus der Gemeinschaft einen Anspruch auf die Unterstützung der Arbeitsämter bei der 
Beschaffung eines Arbeitsplatzes. Dieser Anspruch wird „vorbehaltlich der Art. 6 und 
7 (ARB Nr. 1/80)“ gewährt. Soweit ersichtlich gibt es zu Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 
keine Rechtsprechung. Dies kann zum einen daran liegen, dass den Arbeitsämtern 
selbst daran gelegen ist, arbeitslos gewordene türkische Arbeitnehmer und deren 
Familienangehörigen möglichst effektiv in Arbeit zu vermitteln. Zum anderen ergeben 
sich die Rechte aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 auf gleiche Unterstützung der Ar-
beitsämter bei der Beschaffung eines Arbeitsplatzes zum Teil auch bereits aus Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80. 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 ist unmittelbar anwendbar. Er enthält im Hinblick auf sei-
nen Wortlaut, Sinn und Zweck sowie unter Berücksichtigung von Wortlaut, Sinn und 
Zweck des Assoziierungsabkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung zur 
Gleichbehandlung von türkischen Arbeitnehmern und deren Familienangehörigen mit 
den Arbeitnehmern aus der Gemeinschaft und ihren Familienangehörigen in Bezug 
auf die Unterstützung durch die Arbeitsämter bei der Beschaffung eines Arbeitsplat-
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 22. 
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 Vgl. Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 22. 
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zes. Die Erfüllung oder die Wirkungen der Bestimmung hängen auch nicht vom Er-
lass eines weiteren Aktes ab. 
 
2. Begünstigter Personenkreis 
 
a. Arbeitnehmer 
Der Begriff des Arbeitnehmers hat dieselbe Bedeutung wie im Rahmen des Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80. Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 begünstigt ausdrücklich „die in Abs. 
1 genannten türkischen Arbeitnehmer“693. Unter den Arbeitnehmerbegriff in diesem 
Sinne fällt jeder, der tatsächlich einer Beschäftigung nachgeht, welche wegen ihres 
geringen Umfangs nicht völlig untergeordnet und unwesentlich ist694. Das erforderli-
che Arbeitsverhältnis liegt dann vor, wenn „jemand während einer bestimmten Zeit 
für einen anderen nach dessen Weisung Leistungen erbringt, für die er als Gegen-
leistung eine Vergütung erhält“695. Hinweise für das Vorliegen einer Beschäftigung 
können sich dabei ergeben aus der Arbeitszeit, der Höhe der Vergütung, dem An-
spruch auf bezahlten Urlaub, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, der Anwendung des 
Tarifvertrages auf den Arbeitsvertrag und der Bestandsdauer des Arbeitsverhältnis-
ses696. Aus Art. 8 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 folgt, dass auch Arbeitslose Arbeitnehmer sein 
können. Nach dieser Vorschrift bemühen sich die Mitgliedstaaten, offenen Stellen, 
die nicht durch gemeinschaftsangehörige Arbeitskräfte besetzt werden können, „mit 
regulären als Arbeitslose gemeldeten türkischen Arbeitnehmern zu besetzen“. Erfor-




Der Begriff des Familienangehörigen ist im ARB Nr. 1/80 nicht definiert. Soweit er-
sichtlich hat sich der EuGH noch nicht ausdrücklich mit dem Begriff des Familienan-
gehörigen in Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 befasst. Zum Begriff des Familienangehöri-
gen in Art. 7 ARB Nr. 1/80 hat der EuGH ausgeführt, dass dieser genauso wie in Art. 
10 Abs. 1 VO Nr. 1612/68698 zu verstehen ist699. Dann kann aber für den Begriff des 
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 Zu dem Begriff des Arbeitnehmers im Sinne des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 s.o. Teil 3 IV 2 a. 
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 EuGH, Urteil vom 26.11,1998, Rs. C-1/97, Slg. 1998 I, 7747, Birden, Rn. 25. 
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 EuGH, Urteil vom 26.11,1998, Rs. C-1/97, Slg. 1998 I, 7747, Birden, Rn. 25. 
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 EuGH, Urteil vom 02.02.2010, Rs. C-14/09, Slg. 2010 I, 931, Genc, Rn. 27. 
697
 S.o. Teil 3 IV 2 a. 
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 Jetzt geregelt in Art. 2 Nr. 2 RL 2004/38/EG. 
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Familienangehörigen in Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 nichts anderes gelten700. Zum 
einen ist kein Anhaltspunkt dafür ersichtlich, dass der Begriff des Familienangehöri-
gen innerhalb des ARB Nr. 1/80 eine unterschiedliche Bedeutung haben könnte. Ein 
einheitlicher Begriff im gesamten ARB Nr. 1/80 folgt auch aus dessen Funktion, wie 
sie in seiner Präambel festgelegt ist. Der ARB Nr. 1/80 dient danach unter anderem 
zur Verbesserung der Rechte der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen. Der 
Begriff der Familienangehörigen ist somit ein zentraler Begriff im Rahmen des ARB 
Nr. 1/80. Ein unterschiedlicher Bedeutungsgehalt innerhalb des Beschlusses ließe 
sich damit nicht vereinbaren. Nach Art. 10 Abs. 1 VO Nr. 1612/68 waren als Fami-
lienangehörige der Ehegatte des Arbeitnehmers sowie seine Verwandten in abstei-
gender Linie, die noch nicht 21 Jahre alt sind oder denen Unterhalt gewährt wird und 
die Verwandten des Arbeitnehmers und die Verwandten des Ehegatten in aufstei-
gender Linie, denen der Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, anzusehen. Der EuGH hat 
dazu ausgeführt, dass der Begriff auf Gemeinschaftsebene einheitlich auszulegen 
ist, „um seine homogene Anwendung in den Mitgliedstaaten sicher zu stellen“701. Der 
EuGH folgert die einheitliche Anwendung weiter aus einem Vergleich der Zielsetzung 
des ARB Nr. 1/80 mit derjenigen der VO Nr. 1612/68. Da in beiden Fällen die Stär-
kung der Rechte der Familienangehörigen der Arbeitnehmer angestrebt werde, sei 
jeweils der gleiche Personenkreis begünstigt702. Im Übrigen zieht der EuGH auch hier 
die Formel heran, dass die im Rahmen der Art. 48, 49 und 50 EGV703 geltenden 
Grundsätze so weit wie möglich auf die assoziationsberechtigten türkischen Arbeit-
nehmer übertragen werden müssen704. 
 
Art. 10 VO Nr. 1612/68 wurde gemäß Art. 38 Abs. 1 RL 2004/38/EG mit Wirkung zum 
30.04.2006 aufgehoben. Das Recht auf Einreise und Aufenthalt der Unionsbürger 
und ihrer Familienangehörigen ist nunmehr in Art. 6 und 7 RL 2004/38/EG geregelt. 
Der Begriff der Familienangehörigen ist in Art. 2 Nr. 2 RL 2004/38/EG definiert. Nach 
den Begründungserwägungen 3 und 5 der RL 2004/38/EG ist dessen Zielsetzung 
unter anderem, die Rechte der Familienangehörigen weiter zu stärken. Die Argumen-
tation, mit welcher der EuGH den Familienbegriff in Art. 7 ARB Nr. 1/80 genauso ver-
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 EuGH, Urteil vom 30.09.2004, Rs. C-275/02, Slg. 2004 I, 8765, Ayaz, Rn. 39. 
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 Vgl. Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 10 AB Nr. 1/80, Rn. 98. 
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 EuGH, Urteil vom 30.09.2004, Rs. C-275/02, Slg. 2004 I, 8765, Ayaz, Rn. 39. 
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 EuGH, Urteil vom 30.09.2004, Rs. C-275/02, Slg. 2004 I, 8765, Ayaz, Rn. 41 f. 
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 Jetzt Art. 45, 46, 47 AEUV.  
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 EuGH, Urteil vom 30.09.2004, Rs. C-275/02, Slg. 2004 I, 8765, Ayaz, Rn. 41. 
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steht wie denjenigen in Art. 10 Abs. 1 VO Nr. 1612/68, lässt sich auch auf dessen 
Nachfolgevorschrift in Art. 2 Nr. 2 RL 2004/38/EG übertragen705. Auch die Tatsache, 
dass gemäß Art. 38 Abs. 3 RL 2004/38/EG Bezugnahmen auf den aufgehobenen 
Art. 10 VO Nr. 1612/68 als Bezugnahmen auf die Richtlinie 2004/38/EG gelten, 
spricht dafür, dass nunmehr auch im Rahmen des Art. 7 ARB Nr. 1/80 der Familien-
begriff des Art. 2 Nr. 2 RL 2004/38/EG gilt.  
 
Die Definition in Art. 2 Nr. 2 RL 2004/38/EG übernimmt zunächst die Definition aus 
Art. 10 Abs. 1 VO Nr. 1612/68, ist aber um den „Lebenspartner, mit dem der Unions-
bürger auf der Grundlage der Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats eine 
eingetragene Partnerschaft eingegangen ist, sofern nach den Rechtsvorschriften des 
Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist und 
die in den einschlägigen Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats vorgesehe-
nen Bedingungen erfüllt sind“ und dessen Verwandte in gerader absteigender Linie, 
die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder denen Unterhalt gewährt 
wird und dessen Verwandten in gerade aufsteigender Linie, denen Unterhalt gewährt 
wird, erweitert. Nach dem Vorgesagten gilt diese Erweiterung auch für die Familien-
angehörigen von türkischen Arbeitnehmern. 
In Bezug auf die Unterhaltsgewährung bei über 21jährigen Kindern in absteigender 
und bei Verwandten in aufsteigender Linie kommt es auf den Unterhaltsbedarf und 
auf die tatsächliche Unterhaltsgewährung an706. Der Grund für den Unterhaltsbedarf 
spielt dabei keine Rolle707. Es ist also nicht zu fragen, ob der Familienangehörige 
seine Bedürftigkeit durch eine eigene Erwerbstätigkeit beheben könnte708. Nicht ent-
scheidend ist, ob ein rechtlicher Unteraltsanspruch besteht oder ob ergänzend sozia-
le Leistungen bezogen werden709. 
 
Aus der Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache Eyüp710 könnte man schlie-
ßen, dass der EuGH die Familieneigenschaft entgegen seiner ursprünglichen Recht-
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 Vgl. Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 7 ARB Nr. 1/80, Rn. 47.1; VGH BW, Urteil vom 18.10.2007, 13 
S 192/06, Rn. 32, InfAuslR 2007, 49. 
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 EuGH, Urteil vom 09.01.2007, Rs. C-1/05, Slg. 2007 I, 1, Jia, Rn. 35 f; EuGH, Urteil vom 16.06.1987, Rs. C-
316/85, Slg. 1987, 2811, Lebon, Rn. 20 ff. 
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 EuGH, Urteil vom 16.06.1987, Rs. C-316/85, Slg. 1987, 2811, Lebon, Rn. 22. 
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 EuGH, Urteil vom 16.06.1987, Rs. C-316/85, Slg. 1987, 2811, Lebon, Rn. 22.  
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 EuGH, Urteil vom 16.06.1987, Rs. C-316/85, Slg. 1987, 2811, Lebon, Rn. 21. 
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 EuGH, Urteil vom 22.06.2000, Rs. C-65/98, Slg. 2000 I, 4747, Eyüp. 
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sprechung711 auch auf Lebensgefährten ausdehnen will. Diese Sache betraf eine 
türkische Staatsangehörige, welche zunächst mit einem türkischen Arbeitnehmer 
verheiratet war und mit ihm gemeinsam in Österreich lebte. Nach der Scheidung leb-
ten beide weiter in eheähnlicher Lebensgemeinschaft zusammen und bekamen vier 
ihrer insgesamt sieben Kinder. Nachdem beide erneut miteinander die Ehe geschlos-
sen hatten, erkannte der türkische Arbeitnehmer die vier Kinder als seine eigenen 
an. Der EuGH nimmt auch für die Zeit, in der nur eine eheähnliche Lebensgemein-
schaft vorgelegen hatte, an, dass eine familiäre Lebensgemeinschaft zwischen den 
(ehemaligen) Eheleuten vorlag und erkennt somit auch für diesen Zeitraum die Fami-
lienangehörigeneigenschaft für die Frau an. Diese Rechtsprechung ist aber ganz of-
fensichtlich den Besonderheiten des Einzelfalles geschuldet und nicht verallgemeine-
rungsfähig. Eine Ausdehnung der Familienangehörigeneigenschaft für nichteheliche 
Lebensgefährten widerspricht dem eindeutigen Wortlaut des Art. 2 Nr. 2 RL 
2004/38/EG und würde in Bezug auf die Rechte türkischer Arbeitnehmer einen Ver-
stoß gegen Art. 59 ZP darstellen, wonach die Besserstellung türkischer Staatsange-
höriger im Vergleich zu Unionsbürgern verboten ist712.  
 
3. Rechte nach Art. 6 und Art. 7 ARB Nr. 1/80 Voraussetzung 
Das Recht auf gleiche Unterstützung bei der Beschaffung eines Arbeitsplatzes haben 
die Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen nach dem Wortlaut des Art. 10 Abs. 
2 ARB Nr. 1/80 „vorbehaltlich der Artikel 6 und 7“. In den Genuss der Rechte aus Art. 
10 Abs. 2 ARB Nr. /80 kann demnach nur kommen, wer bereits Rechte aus Art. 6 
oder 7 ARB Nr. 1/80 erworben hat. Art. 6 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 lautet: 
 
„Vorbehaltlich der Bestimmungen in Artikel 7 über den freien Zugang der Familien-
angehörigen zur Beschäftigung hat der türkische Arbeitnehmer, der dem regulären 
Arbeitsmarkt eines Mitgliedstaats angehört, in diesem Mitgliedstaat 
- nach einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäftigung Anspruch auf Erneuerung seiner 
Arbeitserlaubnis bei dem gleichen Arbeitgeber, wenn er über einen Arbeitsplatz ver-
fügt;  
- nach drei Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung – vorbehaltlich des den Arbeit-
nehmern aus den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einzuräumenden Vorrangs – das 
Recht, sich für den gleichen Beruf bei einem Arbeitgeber seiner Wahl auf ein unter 
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 EuGH, Urteil vom 17.04.1986, Rs. C-59/85, Slg. 1986, 1283, Niederlande / Reed, Rn. 16. 
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 Dienelt in Renner, Kommentar zum Ausländerrecht, § 4 AufenthG, Rn. 149. 
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normalen Bedingungen unterbreitetes und bei den Arbeitsämtern dieses Mitglied-
staates eingetragenes anderes Stellenangebot zu bewerben; 
- nach vier Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung freien Zugang zu jeder von ihm 
gewählten Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis.“ 
 
Art. 7 ARB Nr. 1/80 lautet: 
 
„Die Familienangehörigen eines dem regulären Arbeitsmarkt eines Mitgliedstaates 
angehörenden türkischen Arbeitnehmers, die die Genehmigung erhalten haben, zu 
ihm zu ziehen,  
- haben vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft einzuräumenden Vorrangs das Recht, sich auf jedes Stellenangebot zu be-
werben, wenn sie dort seit mindestens drei Jahren ihren ordnungsgemäßen Wohn-
sitz haben; 
Die Kinder türkischer Arbeitnehmer, die im Aufnahmeland eine Berufsausbildung ab-
geschlossen haben, können sich unabhängig von der Dauer ihres Aufenthalts in dem 
betreffenden Mitgliedstaat dort auf jedes Stellenangebot bewerben, sofern ein Eltern-
teil in dem betreffenden Mitgliedstaat seit mindestens drei Jahren ordnungsgemäß 
beschäftigt war.“ 
 
Fraglich ist, welche der in Art. 6 oder 7 ARB Nr. 1/80 genannten Voraussetzungen 
die Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen erfüllen müssen, um auch die Rech-
te aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 in Anspruch nehmen zu können. Im Rahmen des 
Art. 6 ARB Nr. 1/80 kann jedenfalls das Erreichen der ersten Stufe, Anspruch auf 
Erneuerung seiner Arbeitserlaubnis bei dem gleichen Arbeitgeber nach einem Jahr 
ordnungsgemäßer Beschäftigung, nicht ausreichen, da das Beschäftigungsrecht ja 
gerade nur für den aktuellen Arbeitsplatz gilt. Sofern der Betroffene den Arbeitsplatz 
verliert und damit erst ein Bedürfnis nach Arbeitsplatzvermittlung entsteht, entfallen 
die Rechte aus Art. 6, 1. Spiegelstrich ARB Nr. 1/80. Aber auch das Erreichen der 
Rechte aus Art. 6, 2. Spiegelstrich und Art. 7, 1. Spiegelstrich ARB Nr. 1/80 dürfte 
nicht ausreichen. Nach diesen Vorschriften steht den Arbeitnehmern das Bewer-
bungsrecht jeweils nur vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft einzuräumenden Vorrangs zu. Das Gleichbehandlungsgebot des 
Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 ist insoweit nachrangig. Die Arbeitnehmer bzw. ihre Fa-
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milienangehörigen müssen also die jeweils höchste Stufe und damit den Zugang 
zum gesamten Arbeitsmarkt erreicht haben713. Dies ist der Fall, wenn die Arbeitneh-
mer gemäß Art. 6, 3. Spiegelstrich ARB Nr. 1/80 vier Jahre ordnungsgemäß im Auf-
nahmeland beschäftigt waren, die Familienangehörigen gemäß Art. 7, 2. Spiegel-
strich ARB Nr. 1/80 fünf Jahre ihren ordnungsgemäßen Wohnsitz bei dem Arbeit-
nehmer hatten und wenn die Kinder türkischer Arbeitnehmer gemäß Art. 7 S. 2 ARB 
Nr. 1/80 eine Ausbildung im Aufnahmeland abgeschlossen haben. 
 
4. Umfang der Rechte 
Die türkischen Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben gemäß Art. 10 
Abs. 2 ARB Nr. 1/80 „in gleicher Weise wie die Arbeitnehmer aus der Gemeinschaft 
Anspruch auf die Unterstützung der Arbeitsämter bei der Beschaffung eines Arbeits-
platzes“. Die entsprechenden Rechte der Unionsbürger ergeben sich aus Art. 3 VO 
Nr. 492/2011. Dieser verbietet die Anwendung von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften oder Verwaltungspraktiken eines Mitgliedstaats, welche in Bezug auf Stel-
lenangebote und Arbeitsgesuche, den Zugang zur Beschäftigung oder deren Aus-
übung für Ausländer einschränken oder besonderen Bedingungen unterwerfen oder 
deren wesentlicher Zweck oder Wirkung ist, dass Unionsbürger, die nicht Staatsan-
gehörige des Mitgliedsstaates sind, in dem sie die Tätigkeit aufnehmen möchten, von 
dieser Tätigkeit ferngehalten werden. Weiter bestimmt Art. 5 VO Nr. 492/2011, dass 
ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats, der im Hoheitsgebiet eines anderen Mit-
gliedstaats eine Beschäftigung sucht, in gleicher Weise zu unterstützen ist, wie die 
eigenen Staatsangehörigen. Weitere Rechte ergeben sich aus Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 
492/2011, in welchem die Gleichbehandlung mit Inländern in Bezug auf berufliche 
Wiedereingliederung und Wiedereinstellung festgelegt ist. Gemäß Art. 7 Abs. 3 VO 
Nr. 492/2011 hat der Arbeitnehmer auch in gleicher Weise wie ein inländischer Ar-
beitnehmer das Recht, Berufsschulen und Umschulungszentren in Anspruch zu 
nehmen wie Inländer. Dies bedeutet letztlich, dass türkische Arbeitnehmer und ihre 
Familienangehörigen in Bezug auf die genannten Rechte in Bezug auf die Beschaf-
fung eines Arbeitsplatzes wie Inländer zu behandeln sind. Umfasst sind demnach 
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neben der Gleichbehandlung bei der Vermittlung von Arbeitsplätzen auch soziale 
Leistungen wie Arbeitslosengeld und die Förderung der beruflichen Qualifikation714.  
 
Da bereits Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, welcher Diskriminierungen hinsichtlich des 
Arbeitsentgeltes und der sonstigen Arbeitbedingungen verbietet, weit reichende so-
ziale Rechte vermittelt715 überschneiden sich die Rechte aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 teilweise mit denen aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80.  
 
5. Ordre public-Vorbehalt 
Fraglich ist, ob der ordre public-Vorbehalt des Art. 14 ARB Nr. 1/80 im Rahmen des 
Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 gilt. Art. 14 ARB Nr. 1/80 stellt den Abschnitt, in welchem 
auch der Art. 10 ARB Nr. 1/80 enthalten ist, unter den Vorbehalt der Beschränkun-
gen, die aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerecht-
fertigt sind. Das Argument, mit welchem die Gültigkeit des ordre public-Vorbehaltes 
im Rahmen des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ausgeschlossen wurde716, greift hier 
nicht. Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 beinhaltet das Diskriminierungsverbot hinsichtlich 
des Arbeitsentgeltes und der sonstigen Arbeitsbedingungen. Der ordre public-
Vorbehalt greift im Rahmen des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 grundsätzlich nicht. Dies 
folgt daraus, dass mit dem Art. 37 ZP eine dem Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 im We-
sentlichen gleich lautende primärrechtliche Vorsschrift existiert. Das primäre Assozia-
tionsrecht enthält aber keinen dem Art. 14 ARB Nr. 1/80 entsprechenden ordre 
public-Vorbehalt. Der Art. 37 ZP besteht damit unbeschränkt. Das Gleiche muss 
dann aber auch für Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 gelten, da Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 in Verbindung mit Art. 14 ARB Nr. 1/80 andernfalls in einem nicht aufzulösenden 
Widerspruch zum Art. 37 ZP stünde717. Diese Argumentation kann für den Art. 10 
Abs. 2 ARB Nr. 1/80 nicht übernommen werden. Im primären Assoziationsrecht gibt 
es keine dem Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 entsprechende Regelung. Ein Widerspruch 
zu etwaigen schrankenlos gewährten Rechten aus primärem Assoziationsrecht ist 
damit nicht gegeben. Insofern ist Art. 14 ARB Nr. 1/80 grundsätzlich anwendbar. 
Praktische Auswirkungen dürfte dies nicht haben. Es sind keine Gründe der öffentli-
chen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit denkbar, aus denen die Unterstützung 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX - 1, Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 99; Hailbronner, Kommentar zum Ausländer-
recht, D 5.2 Art. 10 ARB 1/80, Rn. 12. 
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 S.o. Teil 3 IV 4. 
716
 S.o. Teil 3 IV 5. 
717
 Vgl. Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 10 ARB Nr. 1/80, Rn. 22; oben Teil 3 IV 5. 
131 
 
türkischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen bei der Arbeitsvermittlung 
versagt werden könnte.  
 
VI. Die Gleichberechtigung in Bezug auf die schulische und berufli- 
     che Ausbildung in Art. 9 ARB Nr. 1/80 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 gewährt nach seinem Wortlaut türkischen Kindern, die in 
einem EU-Mitgliedstaat ordnungsgemäß bei ihren Eltern wohnen, welche dort ord-
nungsgemäß beschäftigt sind oder waren, den Zugang zum allgemeinen Schulunter-
richt, zur Lehrlingsausbildung und zur beruflichen Bildung, wenn sie über dieselbe 
Qualifikation wie die Kinder von Staatsangehörigen des Mitgliedstaates verfügen. 
Nach Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 können die türkischen Kinder Anspruch auf die Vortei-
le haben, die nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in diesem Bereich vor-
gesehen sind. Da der Art. 9 ARB Nr. 1/80 in seinen zwei Sätzen jeweils unterschied-
liche Regelungsbereiche enthält, ist die unmittelbare Anwendbarkeit für jeden Satz 
einzeln zu prüfen718.  
 
Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 enthält nach seinem Wortlaut unzweifelhaft das Gebot, türki-
sche Kinder, die in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft ordnungsgemäß bei ihren 
Eltern wohnen, welche dort ordnungsgemäß beschäftigt sind oder waren, in Bezug 
auf die Zulassung zum allgemeinen Schulunterricht, zur Lehrlingsausbildung und zur 
beruflichen Bildung unter der Voraussetzung derselben Qualifikation gleich zu be-
handeln mit den Angehörigen des Mitgliedstaates, in dem sie ihren Wohnsitz ha-
ben719. Dies Gleichbehandlungsgebot entspricht auch dem sich aus seiner Präambel 
ergebenden Ziel des ARB Nr. 1/80, die Position türkischer Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen im sozialen Bereich zu verbessern. Die Erfüllung oder die Wir-
kung der Vorschrift ist auch nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängig. Die Vo-
raussetzungen für die unmittelbare Anwendbarkeit liegen vor720 und wurden vom 
EuGH auch unproblematisch bejaht721. 
  
                                                 
718
 Baysu/Hänlein, ZESAR, 2005, 425, 427. 
719
 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 22. 
720
 So auch Cremer, InfAuslR 95, 45 f, Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9, Rn. 30; Heyer, Diskriminie-
rungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit, S. 266. 
721
 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 20 ff.  
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Hinsichtlich der unmittelbaren Anwendbarkeit des Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 bestehen 
unterschiedliche Auffassungen. Der EuGH kommt zu einer unmittelbaren Anwend-
barkeit und entnimmt dem Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 den Anspruch türkischer Kinder 
auf die Vorteile, die nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in dem Bereich 
Schulunterricht, Lehrlingsausbildung und beruflichen Bildung für die Angehörigen der 
Mitgliedstaaten vorgesehen sind722. Dieser Anspruch umfasse auch die von den Re-
gelungen der Mitgliedstaaten vorgesehene Förderung in Bezug auf die Kosten für 
den Zugang zur Ausbildung und der Sicherung des Lebensunterhaltes723. Begründet 
wird dieses Verständnis vor allem mit dem Argument, dass die Verwirklichung der 
Rechte aus Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 auf gleichberechtigten Zugang der türkischen 
Kinder zu Unterricht und Ausbildung weitgehend illusorisch bliebe, wenn ihnen der 
Anspruch auf die genannte finanzielle Förderung versagt bliebe724. Weiter nimmt der 
EuGH Bezug auf die Zielsetzung des Art. 9 ARB Nr. 1/80, „die Chancengleichheit der 
türkischen Kinder und der Staatsangehörigen des Aufnahmemitgliedstaats im Be-
reich der schulischen und der beruflichen Ausbildung zu gewährleisten“725. Der Ge-
neralanwalt L.A. Geelhoed hat sich in der Sache Gürol gegen die unmittelbare An-
wendbarkeit des Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 ausgesprochen und sich dabei auf seine 
Auffassung vom Sinn und Zweck des ARB Nr. 1/80 bezogen. Zwar solle der erste 
Abschnitt des zweiten Kapitels des ARB Nr. 1/80 zu einer besseren Regelung zu 
Gunsten der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen im sozialen Bereich ge-
genüber der Regelung des ARB Nr. 2/76 führen, diesbezüglich werde jedoch mit 
großer Behutsamkeit vorgegangen726. Der erste Abschnitt des zweiten Kapitels ent-
halte eine in jeder Hinsicht restriktivere Regelung als die Art. 39 bis 42 EGV727 und 
das entsprechende sekundäre Gemeinschaftsrecht728. Dieser Auffassung steht be-
reits Art. 12 AssAbk entgegen, wonach die Vertragsparteien vereinbaren, sich von 
den Art. 48, 49, und 50 EGV729 leiten zu lassen, um untereinander die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen. Dass dementsprechend grundsätzlich 
eine einheitliche Auslegung angezeigt ist, wurde oben730 eingehend erörtert. Der Ge-
neralanwalt ist der Auffassung, die Regelungen des ARB Nr. 1/80 beruhten anders 
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 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 22 f. 
723
 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 38. 
724
 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 39. 
725
 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 40. 
726
 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 46. 
727
 Jetzt Art. 45 bis 48 AEUV. 
728
 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 47. 
729
 Jetzt Art. 45, 46, 47 AEUV. 
730
 S.o. Teil 1 II 1 d und Teil 1 II 3 d. 
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als die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen nicht auf dem Grundsatz der Gleichheit 
oder Nichtdiskriminierung731. Die Reichweite der einzelnen Bestimmungen, die eine 
Gleichbehandlung zum Gegenstand haben, sei jeweils genau abgegrenzt732. Als Bei-
spiel benennt der Generalanwalt die Regelung des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, wel-
cher die Diskriminierung der Arbeitnehmer hinsichtlich des Arbeitsentgeltes und der 
sonstigen Arbeitsbedingungen verbietet. Diesem Einwand kann nicht gefolgt werden. 
Dass auch im Assoziationsrecht der Grundsatz der Nichtdiskriminierung eine maß-
gebliche Rolle spielt, ergibt sich hier vor allem aus Art. 9 AssAbk, wonach für den 
Anwendungsbereich des Abkommens und damit auch der auf dieser Grundlage ge-
fassten Beschlüsse entsprechend Art. 7 EGV733 grundsätzlich jede Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten ist. Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist 
gerade ein Beispiel dafür, dass der Gleichbehandlungsgrundsatz hier nicht eng um-
grenzt ist, sondern entsprechend der gemeinschaftsrechtlichen Regelung einen wei-
ten Anwendungsbereich hat734. Zur Beantwortung der Frage der unmittelbaren An-
wendbarkeit des Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 ist nach der Auffassung des Generalan-
walts L.A. Geelhoed auf den Wortlaut, die Systematik und den Kontext des ARB Nr. 
1/80 abzustellen735. Aus dem fehlenden inhaltlichen Einklang folge, dass große Vor-
sicht geboten sei, den ARB Nr. 1/80 entsprechend den Regelungen des primären 
und sekundären Gemeinschaftsrechts auszulegen736. Aus diesem Grund sei Art. 9 
ARB Nr. 1/80 auch nicht entsprechend Art. 12 VO Nr. 1612/68737 auszulegen738. 
Problematisch ist hier sicherlich auf den ersten Blick der Wortlaut des Art. 9 S. 2 ARB 
Nr. 1/80, wonach die Vergünstigungen lediglich gewährt werden „können“739. Dem 
Wortlaut kann hier jedoch nicht die entscheidende Bedeutung beigemessen werden. 
Zum einen sind die verschiedenen Sprachfassungen nicht einheitlich. Insbesondere 
haben die türkischen Kinder nach der dänischen Fassung einen vorbehaltlosen An-
spruch auf die Vorteile740. Zum anderen würde Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 jeder Wir-
kung entbehren, wenn es lediglich als Ermächtigungsnorm für die Mitgliedstaaten 
verstanden würde, den türkischen Kindern die gleichen Vorteile wie den Angehörigen 
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 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 49. 
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 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 49. 
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 Jetzt Art. 18 AEUV. 
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 S. o. Teil 3 IV 4. 
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 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 51. 
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 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 51. 
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 Jetzt Art. 10 VO Nr. 492/2011. 
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 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 52. 
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 So auch Heyer, Diskriminierungs- und Beschränkungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Ar-
beitnehmerfreizügigkeit, S. 266. 
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 Baysu/Hänlein, ZESAR 2005, S. 427; Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 35.1. 
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der Mitgliedstaaten zu gewähren, da die Mitgliedstaaten einer solchen Ermächtigung 
nicht bedürfen741. Der Generalanwalt sieht selbst auch das Problem, dass der Art. 9 
S. 1 ARB Nr. 1/80 wirkungslos wäre, wenn der Anspruch auf Zulassung der türki-
schen Kinder zur Ausbildung nicht materiell abgesichert wäre. Insoweit rät der Gene-
ralanwalt zu einer gemeinsamen Auslegung von S. 1 und S. 2 des Art. 9 ARB Nr. 
1/80742. Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 sei insoweit eine ergänzende „enabling clause“, 
welche die Mitgliedstaaten verpflichte, den Anspruch auf Zulassung zur Ausbildung 
durch die dafür erforderlichen Maßnahmen abzusichern743. Diese Vorgehensweise 
erscheint allerdings konstruiert und die Tatsache, dass sie dennoch für notwendig 
gehalten wird, spricht nur für die Annahme, dass dem Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 unmit-
telbare Wirkung zuerkannt werden muss, da das Ziel des gesamten Art. 9 ARB Nr. 
1/80 andernfalls nicht zu erreichen ist. 
 
2. Begünstigter Personenkreis 
Als Berechtigte nennt der Art. 9 ARB Nr. 1/80 „türkische Kinder“, die ordnungsgemäß 
bei ihren Eltern wohnen. Voraussetzung ist also nach dem Wortlaut, dass es sich bei 
den Kindern um türkische Staatsangehörige handelt. Die Staatsangehörigkeit der 
Eltern ist in der Vorschrift nicht erwähnt und ist somit nach dem Wortlaut unerheblich. 
Die Regelung widerspricht insoweit aber der Grundkonzeption des gesamten ARB 
Nr. 1/80, welcher der Verbesserung der Stellung von türkischen Arbeitnehmern und 
ihren Familienangehörigen im sozialen Bereich dienen soll744. Besonders deutlich 
wird dies auch bei einem Vergleich mit der Regelung des Art. 7 S. 2 ARB Nr. 1/80. 
Voraussetzung für die Rechte daraus ist die türkische Staatsangehörigkeit des Ar-
beitnehmers. Die Staatsangehörigkeit der Kinder spielt dagegen keine Rolle. Auf der 
einen Seite kann gerade der Vergleich mit Art. 7 ARB Nr. 1/80 als Argument angese-
hen werden, dass der Assoziationsrat es im Rahmen des Art. 9 ARB Nr. 1/80 offen-
bar anders regeln wollte, sonst hätte er einen vergleichbaren Wortlaut wie im Art. 7 
ARB Nr. 1/80 gewählt745. Auf der anderen Seite ist kein sachlicher Grund erkennbar, 
aus dem in Art. 7 S. 2 ARB Nr. 1/80 und in Art. 9 ARB Nr. 1/80 ein unterschiedlicher 
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 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 41; Gutmann in GK-AufenthG, 
IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 36. 
742
 GA L.A. Geelhoed, Schlussanträge vom 02.12.2004, in der Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 56. 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 5; Heyer, Diskriminierungs- und Beschrän-
kungsverbot im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit, S. 306.  
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 Cremer, InfAuslR 1995, 45, 46. 
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Personenkreis berechtigt sein sollte746. Vielmehr muss aus der Grundkonzeption des 
ARB Nr. 1/80 geschlossen werden, dass es auch im Rahmen des Art. 9 ARB Nr. 
1/80 darum ging, die Kinder türkischer Arbeitnehmer zu fördern747. Dies folgt auch 
aus einem Vergleich der Vorschrift mit Art. 10 VO Nr. 492/2011, der entsprechenden 
gemeinschaftsrechtlichen Regelung zu Gunsten der Kinder von Wanderarbeitneh-
mern748. Auch hier kommt es maßgeblich darauf an, dass die Eltern die Staatsange-
hörigkeit eines EU-Mitgliedstaates besitzen. Es ist anzunehmen, dass in Bezug auf 
den unterschiedlichen Wortlaut ein Redaktionsversehen vorliegt749. In der Regel wird 
es zwar so sein, dass die Eltern türkischer Kinder auch die türkische Staatsangehö-
rigkeit haben, so dass das Redaktionsversehen in den allermeisten Fällen keine 
Auswirkungen haben wird. Aufgrund der Besonderheiten des türkischen Staatsange-
hörigkeitsrechts750 ist es jedoch bei unehelichen Kindern möglich, dass die Kinder die 
türkische Staatsangehörigkeit nicht über den Vater erlangen751. Dies würde zu einer 
gegen Art. 6 GG verstoßenden Diskriminierung nichtehelicher Kinder führen752. Auch 
dies spricht für die Annahme, dass es auch im Rahmen des Art. 9 ARB Nr. 1/80 auf 
die türkische Staatsangehörigkeit der Eltern und nicht der Kinder ankommt.  
 
Eine Altersgrenze ist im Art. 9 ARB Nr. 1/80 nicht festgelegt. Auch volljährige Kinder 
können insoweit von den Rechten aus Art. 9 ARB Nr. 1/80 profitieren753. 
 
3. Ordnungsgemäßes Wohnen bei den Eltern 
Aus der Rechtsprechung des EuGH in der Sache Gürol754 folgt, dass der Begriff des 
ordnungsgemäßen Wohnens bei den Eltern grundsätzlich großzügig auszulegen 
ist755. Eine bestimmte Modalität oder Form des Wohnens ist nicht erforderlich. Insbe-
sondere ist eine häusliche Gemeinschaft nicht erforderlich756. Es ist ausreichend, 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 5. 
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 So auch Baysu/Hänlein, ZESAR 2005, S. 428. 
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wenn das Kind einen Nebenwohnsitz am Wohnsitz der Eltern angemeldet hat757. Ei-
ne andere Auslegung würde die Wirksamkeit der Vorschrift auch in weiten Teilen be-
schränken, da es häufig der Fall sein wird, dass eine bestimmte Ausbildung nicht in 
der Nähe des Wohnortes der Eltern angeboten wird758. Es ist aber erforderlich, dass 
das Kind seinen ständigen Aufenthalt bei seinen Eltern im Mitgliedstaat hat, ein nur 
vorübergehender Aufenthalt ist insoweit nicht ausreichend759. Diese Voraussetzung 
ergibt sich bereits aus dem Erfordernis des Wohnsitzes. Zur Begründung des ständi-
gen Wohnsitzes reicht ein nur vorübergehender Aufenthalt nicht aus. Erforderlich ist, 
dass zumindest ein Elternteil760 während der gesamten Ausbildung in dem Mitglied-
staat wohnt, da der Art. 9 ARB Nr. 1/80 anders als der Art. 10 VO Nr. 492/2011 ver-
langt, dass das Kind bei seinen Eltern im EU-Mitgliedstaat wohnt761. Art. 9 ARB Nr. 
1/80 spricht zwar vom ordnungsgemäßen Wohnen „bei den Eltern“, die Annahme, 
dass das Kind nur dann begünstigt ist, wenn es bei beiden Elternteilen im Mitglied-
staat lebt, würde jedoch zu einer nicht zu rechtfertigenden Ungleichbehandlung von 
denjenigen Kindern führen, die nur noch einen Elternteil haben, deren Eltern getrennt 
leben oder bei denen kein rechtlicher Vater vorhanden ist762. 
 
Ordnungsgemäßes Wohnen ist gleichbedeutend mit Rechtmäßigkeit der Wohnsitz-
nahme763. Dies bedeutet insbesondere, dass die aufenthaltsrechtlichen Vorschriften 
des Mitgliedstaates eingehalten werden müssen. 
  
4. Ordnungsgemäße Beschäftigung der Eltern 
Die Eltern des Kindes müssen in dem Mitgliedstaat einer Beschäftigung nachgehen 
oder nachgegangen sein. Aus dem Wortlaut des Gesetzestextes ergeben sich keine 
Vorgaben in Bezug auf die Dauer oder den Umfang der Beschäftigung. Es reicht 
demnach aus, wenn die Eltern nur kurzfristig einer geringfügigen Beschäftigung 
nachgegangen sind764. In Bezug auf die grundsätzlichen Voraussetzungen für das 
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Vorliegen einer ausreichenden Beschäftigung kann insoweit auf die Ausführungen 
unter Teil 3 II 3 verwiesen werden. Anders als der Wortlaut des Art. 9 ARB Nr. 1/80 
nahe legt kann es nicht darauf ankommen, dass beide Elternteile beschäftigt sind 
oder waren. Andernfalls droht auch hier Kindern, die nur noch einen Elternteil haben, 
deren Eltern getrennt leben oder bei denen kein rechtlicher Vater vorhanden ist, eine 
nicht zu rechtfertigende Diskriminierung765. Die Ordnungsmäßigkeit der Beschäfti-
gung entspricht der Rechtmäßigkeit der Beschäftigung766 und setzt somit voraus, 
dass die aufenthalts- und beschäftigungsrechtlichen Vorschriften eingehalten wur-
den767. 
 
5. Dieselbe Qualifikation wie die Kinder von Staatsangehörigen dieses  
    Mitgliedstaates 
 Nach dem Wortlaut des Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 setzt dieser voraus, dass die 
türkischen Kinder „dieselbe“ Qualifikation haben müssen wie die Staatsangehörigen 
des betreffenden Mitgliedstaates, um gleichberechtigten Zugang zur Ausbildung zu 
erhalten. Grundsätzlich ist also erforderlich, dass die Kinder die Qualifikation für den 
Zugang zur Ausbildung im Inland erworben haben. Begünstigt sind somit so genann-
te Bildungsinländer768. Allerdings würde es eine Verletzung des Anspruchs auf glei-
chen Zugang zu den Bildungseinrichtungen darstellen, wenn ein im Ausland erwor-
bener gleichwertiger Abschluss nicht ausreichen würde769. Im Übrigen würde dies 
auch dem Sinn und Zweck des Art. 9 ARB Nr. 1/80 und auch des gesamten ARB Nr. 
1/80 widersprechen. Ziel und Zweck ist unter anderem, die Regelungen im sozialen 
Bereich zu Gunsten türkischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen zu ver-
bessern. Bei Wanderarbeitnehmern aus der Türkei wird es naturgemäß immer wie-
der vorkommen, dass deren Kinder ihren Schulabschluss noch in der Türkei erwor-
ben haben. Es würde die Wirksamkeit des Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 deutlich ein-
schränken, wenn gerade der Umstand, dass das Kind nicht sein ganzes Leben in 
Deutschland sondern die Schulzeit in der Türkei verbracht hat, zum Ausschluss des 
Anspruchs führen würde. Soweit der Abschluss gleichwertig mit einem in Deutsch-
land erworbenen Abschluss ist, ist auch kein sinnvoller Grund ersichtlich, aus dem 
eine unterschiedliche Behandlung erfolgen sollte. Im übrigen würde durch die Forde-
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rung, die Qualifikation müsse zwingend im Inland erworben sein, eine im Gesetzes-
text nicht enthaltene weitere Anspruchsvoraussetzung geschaffen: Der Aufenthalt 
des Kindes müsste schon vor Aufnahme der Ausbildung über einen längeren Zeit-
raum im Mitgliedstaat bestanden haben. Dies setzt Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 aber ge-
rade nicht voraus. 
 
6. Umfang der Rechte 
 
a. Entsprechend der Rechte aus Art. 10 VO Nr. 492/2011? 
In Bezug auf den Umfang der Rechte aus Art. 9 ARB Nr. 1/80 wird in der Rechtspre-
chung und Literatur häufig zunächst die Frage diskutiert, ob die Rechte aus Art. 9 
ARB Nr. 1/80 den Rechten aus Art. 10 VO Nr. 492/2011 (früher Art. 12 VO Nr. 
1612/68), welcher die Rechte der Kinder von gemeinschaftsangehörigen Arbeitneh-
mern auf den Zugang zur Bildung betrifft, entsprechen bzw. ob der Art. 9 ARB Nr. 
1/80 entsprechend dem Art. 10 VO Nr. 492/2011 auszulegen ist770. Der mit Art. 12 
VO Nr. 1612/68 wortgleiche Art. 10 VO Nr. 492/2011 lautet: 
 
„Die Kinder eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats beschäftigt ist oder beschäftigt gewesen ist, können, wenn sie 
im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats wohnen, unter den gleichen Bedingungen wie 
die Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaats am allgemeinen Unterricht sowie an der 
Lehrlings- und Berufsausbildung teilnehmen. 
Die Mitgliedstaaten fördern die Bemühungen, durch die diesen Kindern ermöglicht 
werden soll, unter den besten Voraussetzungen am Unterricht teilzunehmen.“ 
 
Generalanwalt L.A. Geelhoed verneint die übereinstimmende Auslegung in der Sa-
che Gürol zunächst mit dem Argument einer unterschiedlichen Ausrichtung der asso-
ziationsrechtlichen und der gemeinschaftsrechtlichen Regelungen. Anders als die 
gemeinschaftsrechtliche Regelung beruhe die assoziationsrechtliche Regelung nicht 
auf dem Grundsatz der Gleichheit oder der Nichtdiskriminierung771. Dort, wo der ARB 
Nr. 1/80 die Gleichbehandlung türkischer Arbeitnehmer mit den Arbeitnehmern des 
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Aufnahmelandes vorschreibt, sei die Reichweite der Rechte jeweils genau abge-
grenzt772. GA L. A. Geelhoed lehnt die einheitliche Auslegung weiter mit dem Hinweis 
auf Wortlaut, Systematik und Kontext des ARB Nr. 1/80 ab773. Aus der unterschiedli-
chen inhaltlichen Ausgestaltung der ARB Nr. 1/80 und der Regelungen des primären 
und sekundären Gemeinschaftsrechts folge, dass das fragliche Assoziations- und 
Gemeinschaftsrecht nicht grundsätzlich einheitlich auszulegen sei774. In Bezug auf 
Art. 9 ARB Nr. 1/80 und Art. 12  VO Nr. 1612/68775 habe der Gesetzgeber durch den 
unterschiedlichen Wortlaut beider Vorschriften deutlich gemacht, dass keine identi-
sche Regelung getroffen werden sollte. Demnach sei eine einheitliche Auslegung 
abzulehnen.  
 
Dass grundsätzlich eine einheitliche Auslegung des ARB Nr. 1/80 mit den entspre-
chenden gemeinschaftsrechtlichen Regelungen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit vorzu-
nehmen ist, wurde oben776 ausführlich dargestellt. Auch ein Vergleich der Ziele des 
Art. 9 ARB Nr. 1/80 und des Art. 12 VO Nr. 1612/68 bzw. jetzt Art. 10 VO Nr. 
492/2011 spricht für eine einheitliche Auslegung. Der Art. 9 ARB Nr. 1/80 ist begrün-
det durch das Ziel des ARB Nr. 1/80, die sozialen Regelungen für die türkischen Ar-
beitnehmer und ihre Familienangehörigen zu verbessern. Der Art. 9 ARB Nr. 1/80 
zielt letztlich darauf ab, die Integration des Arbeitnehmers und seiner Familienange-
hörigen in dem Mitgliedstaat zu fördern. Auch den Begründungserwägungen der VO 
Nr. 1612/68 und der Begründungserwägung Nr. 6 der VO Nr. 492/2011 ist das Ziel 
der jeweiligen Verordnung zu entnehmen, die Integration der Familienangehörigen 
des Arbeitnehmers zu fördern. Die Einschätzung des GA L.A Geelhoed, die Bedeu-
tung der Diskriminierungsverbote im Assoziationsrecht sei geringer als deren Bedeu-
tung im Gemeinschaftsrecht, ist unzutreffend. Art. 9 AssAbk enthält ein grundsätzli-
ches Verbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit im Anwendungsbereich des Ver-
trages entsprechend Art. 18 AEUV. Art. 37 ZP und Art. 10 ARB Nr. 1/80 enthalten ein 
dem Art. 45 Abs. 2 AEUV entsprechendes Diskriminierungsverbot hinsichtlich des 
Arbeitsentgeltes und der sonstigen Arbeitsbedingungen. Darüber hinaus sollen sich 
die Vertragsparteien gemäß Art. 12 AssAbk von den Artikeln 48, 49 und 50 EGV777 
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und damit von den darin enthaltenen Diskriminierungsverboten leiten lassen, um un-
tereinander die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen. Das ge-
meinschaftsrechtliche Diskriminierungsverbot gewinnt dadurch Einfluss auf die Aus-
legung des Assoziationsrechts. Das Argument, das Diskriminierungsverbot sei im 
Assoziationsrecht grundsätzlich in seiner Reichweite beschränkt und kein tragender 
Gedanke, ist damit nicht haltbar. Grundsätzlich ist daher von einer einheitlichen Aus-
legung der Art. 9 ARB Nr. 1/80 mit der entsprechenden gemeinschaftsrechtlichen 
Regelung auszugehen778. Aufgrund des unterschiedlichen Wortlauts des Art. 10 VO 
Nr. 492/2011 und des Art. 9 ARB Nr. 1/80 bleibt aber dennoch fraglich, ob ohne wei-
teres davon ausgegangen werden kann, der Art. 9 ARB Nr. 1/80 gewähre im Einzel-
nen die gleichen Rechte wie Art. 10 VO Nr. 492/2011. Diese Frage soll in Folgenden 
bei der Erörterung der gewährten Rechte untersucht werden.  
 
b. Zulassung zum allgemeinen Schulunterricht, zur Lehrlingsausbildung und zur  
    beruflichen Bildung 
Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 gewährt bei Erfüllung seiner Voraussetzungen das Recht auf 
Teilnahme am allgemeinen Schulunterricht. Fraglich ist, ob sich daraus in Bezug auf 
die Reichweite der Rechte ein Unterschied zu Art. 10 S. 1 VO Nr. 492/2011 ergibt, 
der von der Teilnahme am allgemeinen Unterricht spricht. Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 
könnte nach seinem Wortlaut enger gefasst sein und beispielsweise nicht die univer-
sitäre Ausbildung umfassen. Der zuletzt genannte Unterschied lässt sich durch einen 
Vergleich mit anderen Sprachfassungen des Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 entkräften779. 
Die englische Fassung spricht von general educational courses, die französische von 
cours d´enseignement général. In diesen Fassungen wird also keine Einschränkung 
auf den Schulunterricht vorgenommen, sondern wie in Art. 10 VO S. 1 Nr. 492/2011 
nur von allgemeinem Unterricht gesprochen. Die Wortwahl in Art. 9 S. 1 ARB Nr. 
1/80 in der englischen und französischen Fassung entspricht auch der Wortwahl in 
Art. 10 VO S. 1 Nr. 492/2011 in der englischen und französischen Fassung. In der 
englischen Fassung des Art. 10 VO S. 1 Nr. 492 wird der Ausdruck general educati-
onal courses genutzt. Die französische Fassung des Art. 10 S. 1 VO Nr. 492/2011 
spricht von cours d´enseignement général. Die englische bzw. französische Fassung 
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des Art. 10 S. 1 VO Nr. 492/2011 stimmt insoweit wörtlich mit der englischen bzw. 
französischen Fassung des Art. 9 ARB S. 1 ARB Nr. 1/80 überein. Es ist auch kein 
Grund ersichtlich, aus dem die Beschränkung der Zulassung auf den Schulunterricht 
sinnvoll sein könnte. Eine solche Beschränkung würde dem Ziel des Art. 9 S. 1 ARB 
Nr. 1/80, die Integration des betroffenen Personenkreises über eine nichtdiskriminie-
rende Behandlung im Bereich der Bildung zu fördern, entgegenstehen. Aus diesen 
Gründen muss auch der Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 den allgemeinen Unterricht und 
nicht nur den Schulunterricht umfassen. Der Wortlaut ist insoweit nicht maßgeblich. 
Auch der EuGH ist der Auffassung, dass sich der gleichberechtigte Zugang zum Un-
terricht auf jede Form von Unterricht einschließlich des Universitätsstudiums er-
streckt780. Der EuGH stellt dies in seiner Entscheidung Gürol nur knapp fest und ver-
weist dabei auf seine Entscheidung in den Sachen Echternach und Moritz, die sich 
auf das Recht auf Zugang zum allgemeinen Unterricht aus Art. 12 VO Nr. 1612/68 
bezieht781. Der Begriff schulischer Unterricht ist somit weit zu fassen und beinhaltet 
beispielsweise auch eine Vorschulerziehung, welche die spätere Teilnahme am 
schulischen Unterricht erleichtern soll782. Umfasst sind auch Studienaufenthalte im 
Ausland783. Nur so lässt sich das Ziel des Art. 9 ARB Nr. 1/80 „die Chancengleichheit 
der türkischen Kinder und der Staatsangehörigen des Aufnahmemitgliedstaats im 
Bereich der schulischen und der beruflichen Ausbildung zu gewährleisten“784 errei-
chen785. Im Rahmen des Art. 12 VO Nr. 1612/68 hat der EuGH festgestellt, dass das 
in dieser Vorschrift enthaltene Wohnorterfordernis nur dazu da ist, die Vergünstigun-
gen auf Kinder von EG-Arbeitnehmern zu beschränken, die im Aufnahmeland ihrer 
Eltern wohnen. Es habe keine Bedeutung für die Frage, wo das Kind am Unterricht 
teilnimmt786. Der EuGH begründet seine Auffassung weiter damit, dass eine best-
mögliche Integration der Familie des EG-Arbeitnehmers im Aufnahmeland nur gelin-
gen kann, wenn das Kind des EG-Arbeitnehmers, welches mit seinen Eltern im Auf-
nahmemitgliedstaat wohnt, sein Studium unter den gleichen Bedingungen wählen 
kann wie das Kind eines Staatsangehörigen des Aufnahmemitgliedstaates787. Diese 
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Argumentation des EuGH kann im Rahmen des Art. 9 ARB Nr. 1/80 übernommen 
werden, da auch hier Ziel die Integration der Familienangehörigen des Arbeitneh-
mers ist788.  
  
c. Gleichberechtigter Zugang zur Schul- und Berufsausbildung 
Fraglich ist, wie weit der Gleichbehandlungsanspruch des Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 
reicht. Seinem Wortlaut nach garantiert er nur, dass die Kinder türkischer Arbeitneh-
mer bei gleicher Qualifikation Zugang zum allgemeinen Schulunterricht, zur Lehr-
lingsausbildung und zur beruflichen Bildung wie die Kinder von Staatsangehörigen 
des Aufnahmestaates haben. Art. 10 S. 1 VO Nr. 492/2011 gewährt den gleichbe-
rechtigten Zugang zur Ausbildung unter den gleichen Bedingungen und ist somit wei-
ter gefasst. Teilweise wird angenommen, diese unterschiedliche Wortwahl diene da-
zu klarzustellen, dass der Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 anders als Art. 10 VO Nr. 
492/2011 keine Ansprüche auf staatliche Förderung zur Deckung des Lebensunter-
haltes gewährt789. Diese Unterscheidung sei erforderlich, da Art. 9 S.1 ARB Nr. 1/80 
andernfalls im Widerspruch zu Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 stünde, der einen Anspruch 
auf Gleichbehandlung bei sozialen Vorteilen gerade ausschließe790. Nach Art. 9 S. 2 
ARB Nr. 1/80 können die betroffenen Kinder Anspruch auf die Vorteile haben, die 
nach den einzalstaatlichen Rechtsvorschriften in dem Bereich der schulischen und 
beruflichen Ausbildung haben. Oben791 wurde dargelegt, dass der Ausschluss eines 
Anspruchs auf staatliche Förderung zur Deckung des Lebensunterhaltes nicht die 
Folge des Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 sein kann. Zum einen wäre er sonst funktionslos, 
und zum anderen können die Rechte auf gleichberechtigten Zugang zur Ausbildung 
andernfalls oft schwer oder gar nicht wahrgenommen werden. Der Ausschluss von 
Ansprüchen auf soziale Vorteile kann somit nicht Hintergrund der unterschiedlichen 
Wortwahl sein. Letztlich ist in Art. 10 S. 1 VO Nr. 492/2011 der gleichberechtigte Zu-
gang zur Ausbildung und die Gleichbehandlung in Bezug auf soziale Rechte in einem 
Satz geregelt. Art. 9 ARB Nr. 1/80 unterscheidet sich lediglich insoweit, als beide 
Gleichbehandlungsrechte in zwei Sätzen geregelt sind792. Bei Art. 9 ARB Nr. 1/80 
handelt es sich um eine Konkretisierung des Diskriminierungsverbotes aus Art. 9  
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AssAbk793, der wiederum dem Art. 18 AEUV entspricht. Art. 9 ARB Nr. 1/80 gewährt 
somit ebenso ein Recht auf Zulassung zum Studium ohne die Erhebung diskriminie-
render Studiengebühren794. Das Recht auf gleichberechtigten Zugang zur Ausbildung 
umfasst das Recht auf gleiche Ausgestaltung795. Weiterhin ist aufgrund des Art. 9 S. 
1 ARB Nr. 1/80 eine Arbeitserlaubnis zu erteilen, sofern eine solche für die Ausbil-
dung erforderlich ist796. In Deutschland ist eine Arbeitserlaubnis grundsätzlich für jede 
betriebliche Ausbildung erforderlich, dies folgt aus § 4 Abs. 3 S. 1 f AufenthG. Für 
eine rein schulische Ausbildung ist eine Arbeitserlaubnis dagegen nicht notwendig. 
 
d. Soziale Vorteile 
Wie dargestellt ergibt sich aus Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 ein Anspruch auf gleiche Be-
handlung in Bezug auf Vergünstigungen, die den inländischen Kindern im Bereich 
der Ausbildung gewährt werden. Den Kindern türkischer Arbeitnehmer ist daher im 
Rahmen ihrer Ausbildung die für die jeweilige Ausbildung vorgesehene Ausbildungs-
förderung zu gewähren. Darüber hinaus stehen ihnen alle sonstigen sozialen Ver-
günstigungen wie beispielsweise Studierendentarife bei Eintrittskarten und Fahr-
preisermäßigungen für Schüler und Studierende zu797. 
 
7. Ordre public-Vorbehalt  
Der ordre public-Vorbehalt des Art. 14 ARB Nr. 1/80 muss im Rahmen des Art. 9 
ARB Nr. 1/80 ebenso wie bei 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 gelten. Auch hier greift das Ar-
gument, mit welchem die Gültigkeit des ordre public-Vorbehaltes im Rahmen des Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ausgeschlossen wurde798, nicht. Im primären Assoziations-
recht gibt es keine dem Art. 9 ARB Nr. 1/80 entsprechende Regelung. Ein Wider-
spruch zu etwaigen schrankenlos gewährten Rechten aus primärem Assoziations-
recht kann somit nicht vorliegen. Art. 14 ARB Nr. 1/80 ist hier daher grundsätzlich 
anwendbar. Praktische Auswirkungen dürfte dies auch hier nicht haben. Es sind kei-
ne Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit denkbar, aus de-
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nen die Zulassung der Kinder türkischer Arbeitnehmer zum allgemeinen Schulunter-
richt, zur Lehrlingsausbildung und zur beruflichen Bildung oder die Gewährung von 
Vorteilen, die in diesem Bereich vorgesehen sind, versagt werden könnten.  
 
  
VII. Der sozialrechtliche Gleichbehandlungsanspruch in  
       Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 
Nach Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 haben die Personen, die im Gebiet eines Mitglied-
staats wohnen und für die dieser Beschluss gilt, die gleichen Rechte und Pflichten 
aufgrund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats wie die Staatsangehörigen die-
ses Staates, soweit dieser Beschluss nichts anderes bestimmt. Der Aufbau des ARB 
Nr. 3/80 entspricht dem der VO Nr. 1408/71, der Vorgängerverordnung zur VO Nr. 
883/2004, welche zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeit-
nehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Ge-
meinschaft zu- und abwandern, ergangen war. 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Wie oben dargelegt, hat der EuGH in der Sache Sürül799 zunächst festgestellt, dass 
eine Bestimmung des ARB Nr. 3/80 unmittelbare Wirkung entfaltet, „wenn sie unter 
Berücksichtigung ihres Wortlauts und im Hinblick auf den Gegenstand und die Natur 
des Abkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung enthält, deren Erfüllung  
oder deren Wirkungen nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängen“800. Es ist 
also zu untersuchen, ob der Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 diese Kriterien erfüllt. Der 
EuGH hat dies in seiner Entscheidung Sürül bejaht801. Der EuGH hat zunächst den 
Wortlaut des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 untersucht und kommt zu dem Ergebnis, 
dass dieser klar, eindeutig und unbedingt das Verbot aufstellt, die im Gebiet eines 
Mitgliedstaats wohnhaften Personen, für die der ARB Nr. 3/80 gilt, aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit zu diskriminieren802. Nach der Auffassung des EuGH folgt dar-
aus eine Verpflichtung zur Herstellung eines ganz bestimmten Ergebnisses803. Der 
Einzelne könne sich vor einem nationalen Gericht auf das Gleichbehandlungsgebot 
stützten, um zu erreichen, dass eine diskriminierende Regelung eines Mitgliedstaates 
unangewendet bleibt, welche die Gewährung eines Anspruchs davon abhängig 
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macht, dass der Betroffene eine Voraussetzung erfüllt, die für Inländer nicht gilt804. 
Ergänzende Durchführungsvorschriften seien nicht erforderlich805. Der EuGH hält 
fest, dass es sich bei Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 anders als bei Art. 12 und 13 ARB 
Nr. 3/80 nicht um eine Koordinierungsvorschrift handelt, für welche der EuGH in sei-
ner Entscheidung Taflan-Met806 die unmittelbare Anwendbarkeit verneint hatte807. 
Vielmehr stelle Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 die Durchführung und Konkretisierung des 
allgemeinen Verbotes der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit aus 
Art. 9 AssAbk dar808. Der EuGH verweist in der Entscheidung Sürül auch auf die 
ständige Rechtsprechung des Gerichtshofes zum Gleichbehandlungsgrundsatz in 
Art. 39 Abs. 1 des inzwischen aufgehobenen Kooperationsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen Republik Algerien809 
und Art. 41 Abs. 1 des inzwischen aufgehobenen Kooperationsabkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko810. Art. 39 
Abs. 1 Kooperationsabkommen EWG/Algerien lautete:  
 
„Vorbehaltlich der folgenden Absätze wird den Arbeitnehmern algerischer Staatsan-
gehörigkeit und den mit ihnen zusammenlebenden Familienangehörigen auf dem 
Gebiet der sozialen Sicherheit eine Behandlung gewährt, die keine auf der Staatsan-
gehörigkeit beruhende Benachteiligung gegenüber den Staatsangehörigkeiten der 
Mitgliedstaaten, in denen sie beschäftigt sind, bewirkt.“ 
 
Art. 41 Abs. 1 Kooperationsabkommen EWG/Marokko lautete:  
 
„Vorbehaltlich der folgenden Absätze wird den Arbeitnehmern marokkanischer 
Staatsangehörigkeit und den mit ihnen zusammenlebenden Familienangehörigen auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit eine Behandlung gewährt, die keine auf der 
Staatsangehörigkeit beruhende Benachteiligung gegenüber den Staatsangehörigen 
der Mitgliedstaaten, in denen sie beschäftigt sind, bewirkt.“ 
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Auch diese Vorschriften haben nach der Rechtsprechung des EuGH unmittelbare 
Wirkung, obwohl der Assoziationsrat keine Durchführungsmaßnahmen gemäß Art. 
40 Kooperationsabkommen EWG/Algerien und Artikel 42 Abs. 1 Kooperationsab-
kommen EWG/Marokko erlassen hat811. Eine Vergleichbarkeit des Art. 3 Abs. 1 ARB 
Nr. 3/80 mit Art. 39 Kooperationsabkommen EWG/Algerien bzw. Art. 41 Abs. 1 des 
Kooperationsabkommens EWG/Marokko wird teilweise verneint mit dem Argument, 
bei den beiden letzteren Regelungen handele es sich um primäres Assoziations-
recht, und primäres und sekundäres Assoziationsrecht sei hinsichtlich seiner unmit-
telbaren Anwendbarkeit unterschiedlich zu behandeln812. Im Rahmen des ARB Nr. 
3/80 fordere dessen Art. 32 legislative Maßnahmen zur Durchführung des Beschlus-
ses. Dass dies nicht so ist, wurde oben813 ausführlich erörtert. Auch die Tatsache, 
dass der von der Kommission vorgelegte Vorschlag einer Verordnung über die 
Durchführung des Beschlusses Nr. 3/80 innerhalb der Gemeinschaft keine Bestim-
mung über die Anwendung des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 enthält, spricht dafür, dass 
der Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 bereits ausreichend bestimmt ist814. Ebenso führt ein 
Vergleich mit Art. 3 Abs. 1 der VO Nr. 1408/71 dazu, dass keine weitere Durchfüh-
rungsbestimmung erforderlich ist815. Der Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 ist dem Art. 3 
Abs. 1 VO Nr. 1408/71 nahezu wortgleich nachgebildet. Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1408/71 
wurde von Art. 4 VO Nr. 883/2004 abgelöst, die Wortlaute beider Vorschriften wei-
chen nur insofern voneinander ab, als der Art. 4 VO Nr. 883/2004 nicht mehr das Er-
fordernis enthält, dass der Betroffene in dem Mitgliedstaat wohnt, mit deren Staats-
angehörigen er die Gleichbehandlung beansprucht. Auch die zu der VO Nr. 1408/71 
ergangene Durchführungsverordnung Nr. 574/72 enthielt keine Durchführungsbe-
stimmung zu Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1408/71. Letztlich ist auch nicht ersichtlich, welche 
ergänzenden Bestimmungen zur Durchführung des Diskriminierungsverbotes aus 
Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 noch notwendig sein sollten816. Auch die in Art. 3 Abs. 1 
ARB Nr. 3/80 enthaltene Einschränkung „soweit dieser Beschluss nichts anderes 
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bestimmt“ nimmt dem Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 nicht seine unmittelbare Wirkung817. 
Die gegenteilige Auffassung wurde teilweise vertreten mit der Begründung, der zitier-
te Passus beinhalte eine Spezialitätsregel818. Er bringe zum Ausdruck, dass „die 
Gleichbehandlung im Bereich der Systeme der sozialen Sicherheit nur so weit gehen 
soll, wie es dem Willen und der Zielsetzung der Assoziationspartner entspricht“819. 
Die konkrete Reichweite des Gleichbehandlungsgebotes ergebe sich nur aus den 
speziellen Bestimmungen des ARB Nr. 3/80820. Bei Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 han-
dele es sich nur um einen Programmsatz821. Eine entsprechende Einschränkung ist 
aber auch in Art. 9 AssAbk und Art. 18 AEUV enthalten. Auch diese Vorschriften 
werden nicht lediglich als reiner Programmsatz angesehen. Wie oben dargelegt ist 
Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 auch zu konkret, um lediglich als reiner Programmsatz 
betrachtet werden zu können. Die Einschränkung führt letztlich nur dazu, dass ge-
prüft werden muss, ob der ARB Nr. 3/80 an anderer Stelle eine von Art. 3 Abs. 1 
ARB Nr. 3/80 abweichende Vorschrift enthält822. Teilweise wurde die unmittelbare 
Anwendbarkeit des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 aufgrund seiner systematischen Stel-
lung in Titel I des Beschlusses, welcher die allgemeinen Vorschriften enthalte, abge-
lehnt823. Im Übrigen würden die spezielleren Regelungen in Titel II leer laufen, wenn 
Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 schon ein umfassendes Diskriminierungsverbot enthal-
te824. Diese Argumente sind nicht ganz nachzuvollziehen. Zum einen zeigt die aner-
kannte unmittelbare Anwendbarkeit der vergleichbaren Regelungen des Art. 9 Ass-
Abk und des Art. 18 AEUV825, dass die Stellung in den allgemeinen Bestimmungen 
die unmittelbare Anwendbarkeit nicht ausschließt. Zum anderen sind die besonderen 
Bestimmungen des ARB Nr. 3/80 nicht überflüssig, da sie ja gerade über die Rege-
lung „soweit dieser Beschluss nichts anderes bestimmt“ Bedeutung erlangen.  
 
2. Persönlicher Anwendungsbereich 
Nach dem Wortlaut des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 besteht das Gleichbehandlungs-
gebot für die Personen, die im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen und für die dieser 
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Beschluss gilt. Festzustellen ist danach zunächst der persönliche Anwendungsbe-
reich des ARB Nr. 3/80. Der persönliche Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 ist in 
dessen Art. 2 festgelegt. Danach gilt der Beschluss  
 
„- für Arbeitnehmer, für welche die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitglied-
staaten gelten oder galten, und die türkische Staatsangehörige sind; 
- für die Familienangehörigen dieser Arbeitnehmer, die im Gebiet eines Mitgliedstaats 
wohnen; 
- für Hinterbliebene dieser Arbeitnehmer“. 
 
a. Arbeitnehmer  
Der Begriff des Arbeitnehmers umfasst nach Art. 1 Buchstabe b ARB Nr. 3/80 
 
„jede Person,  
i) die gegen ein Risiko oder gegen mehrere Risiken, die von den Zweigen ei-
nes Systems der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer erfasst werden, pflicht-
versichert oder freiwillig weiterversichert ist, und zwar vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in Anhang V Punkt A. Belgien Absatz 1 zur Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71; 
ii) jede Person, „die im Rahmen eines für alle Einwohner oder die gesamte 
erwerbstätige Bevölkerung geltenden Systems der sozialen Sicherheit gegen 
ein Risiko oder gegen mehrere Risiken pflichtversichert ist, die von den Zwei-
gen erfasst werden, auf die dieser Beschluss anzuwenden ist,  
- wenn diese Person aufgrund der Art der Verwaltung oder der Finanzierung 
dieses Systems als Arbeitnehmer unterschieden werden kann, oder  
- wenn sie bei Fehlen solcher Kriterien im Rahmen eines für die Arbeitnehmer 
errichteten Systems aufgrund einer Pflichtversicherung oder freiwilligen Wei-
terversicherung gegen ein anderes im Anhang näher bezeichnetes Risiko im 
Rahmen eines Systems für Arbeitnehmer versichert ist“.  
 
Der EuGH hat in der Sache Sürül826 zunächst festgestellt, dass diese Definition des 
Arbeitnehmerbegriffs weitgehend mit der in Artikel 1 Buchstabe a der VO Nr. 1408/71 
enthaltenen Definition des Arbeitnehmerbegriffs übereinstimmt und sich daher an 
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letzterer orientiere827. Es ist darauf hinzuweisen, dass der EuGH in der Sache Sürül 
auf seine eigene Rechtsprechung rekurriert, welche auf die Ursprungsfassung der 
VO Nr. 1408/71828 Bezug nimmt. Die VO Nr. 1408/71 in ihrer Ursprungsfassung defi-
nierte in ihrem Art. 1 Buchstabe a) als Arbeitnehmer jede Person,  
 
„i) die gegen ein Risiko oder gegen mehrere Risiken, die von den Zweigen ei-
nes Systems der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer erfasst werden, pflicht-
versichert oder freiwillig weiterversichert ist, und zwar vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in Anhang V; 
ii) die im Rahmen eines für alle Einwohner oder die gesamte erwerbstätige 
Bevölkerung geltenden Systems der sozialen Sicherheit gegen ein Risiko oder 
gegen mehrere Risiken pflichtversichert ist, die von den Zweigen erfasst wer-
den, auf die diese Verordnung anzuwenden ist, 
- wenn diese Person auf Grund der Art der Verwaltung oder der Finanzierung 
dieses Systems als Arbeitnehmer unterschieden werden kann oder 
- wenn sie bei Fehlen solcher Kriterien im Rahmen eines für Arbeitnehmer er-
richteten Systems gegen ein anderes in Anhang V bestimmtes Risiko pflicht-
versichert oder freiwillig weiterversichert ist; 
iii) die gegen ein Risiko oder gegen mehrere Risiken, die von den unter diese 
Verordnung fallenden Zweigen erfasst werden, im Rahmen eines für Arbeit-
nehmer, für alle Einwohner eines Mitgliedstaats oder für bestimmte Gruppen 
von Einwohnern geschaffenen Systems der sozialen Sicherheit eines Mitglied-
staats freiwillig versichert ist, wenn sie früher im Rahmen eines für die Arbeit-
nehmer desselben Mitgliedstaats errichteten Systems gegen das gleiche Risi-
ko pflichtversichert war“. 
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH besitzt diese in Art. 1 Buchstabe a VO Nr. 
1408/71 enthaltene Definition des Arbeitnehmerbegriffs allgemeine Tragweite und 
umfasst auch Personen, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, solange sie nur 
nach den in Art. 1 Buchstabe a der VO Nr. 1408/71 festgelegten Voraussetzungen im 
Rahmen eines der dort aufgeführten Systeme der sozialen Sicherheit gegen die dort 
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genannten Risiken versichert sind829. Zur Bejahung der Arbeitnehmerschaft reicht es 
demnach aus, wenn eine Person nur gegen ein einziges Risiko in einem allgemeinen 
oder besonderen System der sozialen Sicherheit pflichtversichert oder freiwillig versi-
chert ist. Der EuGH hat damit dem von der deutschen Regierung in der Rechtssache 
Sürül vorgebrachten Einwand, die Versicherung in einem Zweig der sozialen Sicher-
heit führe nicht dazu, dass die betroffene Person auch in einem anderen Zweig der 
sozialen Sicherheit als Arbeitnehmer angesehen werden könne830, eine Absage er-
teilt. Die deutsche Regierung war der Auffassung, dass die in Artikel 1 Buchstabe b 
Ziffern i und ii ARB Nr. 3/80 enthaltenen Definitionen nicht alternativ, sondern risiko- 
und systemspezifisch zu verstehen seien831. Dem Wortlaut des Art. 1 Buchstabe b 
Ziffern i und ii ARB Nr. 3/80 lässt sich ein Anhaltspunkt für eine solche Deutung je-
doch nicht entnehmen. Im Übrigen wäre auch die Regelung im Anhang I der VO Nr. 
1408/71 Buchstabe D. (Deutschland), welcher gemäß Art. 25 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 für 
die Durchführung des ARB Nr. 3/80 gilt, überflüssig gewesen. Nach dieser Regelung 
war in dem Fall, in dem ein deutscher Träger zuständig für die Gewährung von Fami-
lienleistungen nach Titel III Kapitel 7 der Verordnung ist, nur derjenige als Arbeit-
nehmer im Sinne des Art. 1 Buchstabe a der Verordnung anzusehen, der für den Fall 
der Arbeitslosigkeit pflichtversichert ist oder im Anschluss an diese Versicherung 
Krankengeld oder entsprechende Leistungen erhält. Wäre zur Annahme der Arbeit-
nehmereigenschaft stets für jeden Zweig einzeln danach zu beurteilen, ob eine risiko- 
und systemspezifische Versicherung vorliegt, wäre die genannte Einschränkung nicht 
notwendig gewesen.  
 
Aus der genannten Regelung im Anhang I der VO Nr. 1408/71 Buchstabe D. 
(Deutschland) kann sich auch keine Einschränkung des Arbeitnehmerbegriffes im 
Rahmen des hier untersuchten Art. 3 ARB Nr. 3/80 ergeben. Der EuGH hat zunächst 
festgehalten, dass die Einschränkung ausschließlich für die Gewährung von Fami-
lienleistungen im Sinne des Titel III Kapitel 7 der VO (EWG) Nr. 1408/71 gilt832. Titel 
III der VO 1408/71 war mit „Besondere Vorschriften für die einzelnen Leistungsarten“ 
überschrieben. Kapitel 7 umfasste nach seiner Überschrift „Familienleistungen und –
                                                 
829
 EuGH, Urteil vom 04.04.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 85; EuGH, Urteil vom 
03.05.1990, Rs. C-2/89, Slg. 1990 I, 1755, Kits van Heijningen, Rn. 10. 
830
 EuGH, Urteil vom 04.04.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 77.  
831
 EuGH, Urteil vom 04.04.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 77. 
832
 EuGH, Urteil vom 04.04.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 89; EuGH, Urteil vom 
12.05.1998, Rs. C-85/96, Slg. 1998 I, 2691, Martínez Sala, Rn. 43. 
151 
 
beihilfen für Arbeitnehmer und Arbeitslose“. Das gesamte Kapitel betraf dabei grenz-
überschreitende Tatbestände und insbesondere die Fragen, wie Beschäftigungszei-
ten, die in unterschiedlichen Mitgliedstaaten zurückgelegt wurden, zusammen ge-
rechnet werden und nach den Rechtsvorschriften welchen Staates und durch wel-
chen Träger die Familienleistungen zu gewähren sind, wenn die Familienangehöri-
gen in einem anderen Mitgliedstaat leben als der Arbeitnehmer. Es handelte sich 
demnach bei den Vorschriften des Titel III Kapitel 7 der VO Nr. 1408/71 durchgängig 
um Koordinierungsvorschriften. Vorliegend geht es aber um die Arbeitnehmereigen-
schaft im Sinne des Diskriminierungsverbotes aus Art. 3 ARB 3/80 und nicht im Sin-
ne einer etwaigen Koordinierungsvorschrift. Die Koordinierungsvorschriften des ARB 
Nr. 3/80 sind nicht unmittelbar anwendbar833. Die Einschränkung im Anhang I der VO 
Nr. 1408/71 Buchstabe D. (Deutschland) spielt demnach für den Arbeitnehmerbegriff 
in Art. 3 ARB Nr. 3/80 keine Rolle. 
 
Fraglich ist, ob die Definition in Anlehnung an den Arbeitnehmerbegriff der VO Nr. 
1408/71 weiterhin gelten kann, da die VO Nr. 1408/71 durch die VO Nr. 883/2004 
aufgehoben wurde und letztere keine Definition des Arbeitnehmerbegriffes enthält. In 
Art. 1 Buchstabe a der VO Nr. 883/2004 ist lediglich der Begriff der Beschäftigung 
definiert. Dies folgt aus dem unterschiedlich festgelegten Regelungsbereich der bei-
den Verordnungen. Die VO Nr. 1408/71 betraf nach ihrem Titel die „Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern“. Der Titel der VO Nr. 883/2004 ist weiter ge-
fasst und beinhaltet nur die „Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit“. Die 
Tatsache, dass die VO Nr. 883/2004 den Arbeitnehmerbegriff nicht mehr definiert, ist 
dem Umstand geschuldet, dass die VO Nr. 883/2004 nach ihrem in Art. 2 festgeleg-
ten persönlichen Geltungsbereich „für Staatsangehörige eines Mitgliedstaats, Staa-
tenlose und Flüchtlinge mit Wohnort in einem Mitgliedstaat, für die die Rechtsvor-
schriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, sowie für ihre Fami-
lienangehörigen und Hinterbliebenen“ und „für Hinterbliebene von Personen, für die 
die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten galten, und zwar ohne 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit dieser Personen, wenn die Hinterbliebenen 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sind oder als Staatenlose oder Flüchtlinge in 
einem Mitgliedstaat wohnen“ gilt und somit einen weiteren persönlichen Anwen-
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dungsbereich hat als die VO Nr. 1408/71. Aus der fehlenden Definition des Arbeit-
nehmerbegriffes in der VO Nr. 883/2004 kann daher nicht der Schluss gezogen wer-
den, dass die im Rahmen der VO Nr. 1408/71 entwickelte Definition für den Arbeit-
nehmerbegriff im Rahmen des ARB Nr. 3/80 keine Bedeutung mehr haben kann. Sie 
spielt nur für den persönlichen Anwendungsbereich der VO Nr. 882/2004 keine Rolle, 
da dieser einen größeren Personenkreis umfasst, welcher Arbeitnehmer im Sinne der 
VO Nr. 1408/71 per se beinhaltet.  
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH ist es unerheblich, ob die betroffene Person in 
einem Arbeitsverhältnis steht oder nicht834. Diese Feststellung ist eine Folge aus der 
vom EuGH festgestellten Definition des Arbeitnehmerbegriffes im Sinne des ARB Nr. 
3/80. Schließlich ist auch unerheblich, wann die Arbeitnehmereigenschaft entstanden 
ist. Es ist daher insbesondere nicht erforderlich, dass der Betroffene bereits als Ar-
beitnehmer in den Mitgliedstaat eingereist ist835 
 
b. Familienangehöriger 
Der persönliche Geltungsbereich des ARB Nr. 3/80 umfasst laut Art. 2, 3. Spiegel-
strich die Familienangehörigen der türkischen Arbeitnehmer, die im Gebiet eines Mit-
gliedstaats wohnen. Gemäß Art. 1 Buchstabe a) hat der Ausdruck „Familienangehö-
riger“ die Bedeutung, wie sie in Artikel 1 der VO Nr. 1408/71 definiert ist. Wie bereits 
dargestellt, wurde die VO Nr. 1408/71 zunächst abgeändert und schließlich durch die 
VO Nr. 883/2004 ersetzt. Es stellt sich also die Frage, ob dies Auswirkungen auf die 
Definition des Familienangehörigen im Sinne des ARB Nr. 3/80 hat. Gemäß Art. 90 
Abs. 1 Buchstabe c) VO Nr. 883/2004 bleibt die VO Nr. 1408/71 anwendbar auf Ab-
kommen, die auf die VO Nr. 1408/71 Bezug nehmen und die nicht infolge der VO Nr. 
833/2004 geändert worden sind. Das Assoziierungsabkommen selbst nimmt nicht 
Bezug auf die VO Nr. 1408/71. Der ARB Nr. 3/80 ist auf der Grundlage des Assoziie-
rungsabkommens EWG/Türkei ergangen und nimmt Bezug auf die VO Nr. 1408/71. 
Weder das Assoziierungsabkommen EWG/Türkei noch der ARB Nr. 3/80 ist infolge 
der VO 883/2004 abgeändert worden. Man könnte bereits aus diesem Grund davon 
ausgehen, dass die VO Nr. 1408/71 im Rahmen des ARB Nr. 3/80 weiter Bestand 
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 EuGH, Urteil vom 04.04.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 85; EuGH, Urteil vom 
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 BVerwG, Urteil vom 06.12.2001, BVerwG 3 C 25.01, Rn. 25 mit Verweis auf EuGH, Urteil vom 30.09.1997, 
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haben muss. Maßgeblich ist aber eine andere Überlegung: Würde man Änderungen, 
welche die VO Nr. 1408/71 betreffen, ohne Weiteres für den ARB Nr. 3/80 gelten las-
sen, so würde der ARB Nr. 3/80 durch eine Änderung bzw. Ersetzung des VO Nr. 
1408/71 abgeändert, obwohl für eine solche Änderung gemäß Art. 8 und 22 AssAbk 
ausschließlich der Assoziationsrat zuständig ist836. Der EuGH hat mit derselben Ar-
gumentation festgestellt, dass bei Bezugnahmen des ARB Nr. 3/80 auf die VO Nr. 
1408/71 immer auf diese Verordnung in ihrer zum Zeitpunkt der Fassung des ARB 
Nr. 3/80 gültigen, also ihrer ursprünglichen Fassung abzustellen ist837. Auch nach-
dem die VO Nr. 1408/71 durch die VO Nr. 883/2004 aufgehoben wurde, ist daher bei 
Bezugnahmen des ARB Nr. 3/80 weiter auf die VO 1408/71 in ihrer ursprünglichen 
Fassung abzustellen. Einschränkungen können sich nur dann ergeben, wenn die 
Heranziehung der VO Nr. 1408/71 anstelle der VO Nr. 883/2004 zu einem Verstoß 
gegen das Besserstellungsverbot aus Art. 59 ZP führen würde. 
 
Gemäß Artikel 1 Buchstabe f) VO Nr. 1408/71 ist ein Familienangehöriger grundsätz-
lich jede Person, die in den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewährt 
werden, als Familienangehöriger bestimmt, anerkannt oder als Haushaltsangehöriger 
bezeichnet ist. Hat nach diesen Rechtsvorschriften die Person nur dann die Eigen-
schaft als Familien- oder Haushaltsangehöriger, wenn sie mit dem Arbeitnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, ist zur Annahme der häuslichen Lebensgemeinschaft 
ausreichend, wenn der Unterhalt der Person überwiegend von dem Arbeitnehmer 
geleistet wird.  
 
Insoweit stimmen die Definitionen des Begriffs des Familienangehörigen in Art. 1 
Buchstabe f) VO Nr. 1408/71 und Art. 1 Buchstabe i) VO Nr. 883/2004 überein. 
 
Fraglich ist, wie weit der Begriff des Familienangehörigen geht, wenn in einer Vor-
schrift nicht zwischen Familienangehörigen und anderen Personen unterschieden 
wird. Die VO Nr. 1408/71 in ihrer ursprünglichen Fassung macht dazu keine Anga-
ben. Art. 1 Buchstabe f) i) der VO Nr. 1408/71 in der konsolidierten Fassung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 118/97 des Rates vom 2. Dezember 1996838 verweist dazu auf die 
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 Vgl. zur Auswirkung der Abänderung der VO (EWG) Nr. 1407/71 auf den ARB Nr. 3/80: EuGH, Urteil vom 
26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas,  Rn. 91. 
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 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 91. 
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Definitionen, die dem Begriff des Familienangehörigen in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten laut Anhang I zur VO Nr. 1408/71 in im Einzelnen aufgeführten Bestimmungen 
gegeben wird. Für Deutschland enthält der Anhang I zur VO Nr. 1408/71 dabei keine 
Regelung. In Bezug auf Leistungen für Behinderte, die unabhängig von der Eigen-
schaft als Familienangehöriger gewährt werden, sind nach Art. 1 Buchstabe f) ii) der 
VO Nr. 1408/71 „wenigstens der Ehegatte, die minderjährigen Kinder sowie die un-
terhaltsberechtigten volljährigen Kinder“ unter den Begriff des Familienangehörigen 
zu fassen. Es wird somit ein Mindeststandard festgelegt in Bezug auf die Frage, wer 
als Familienangehöriger im Rahmen von Leistungen für Behinderte angesehen wer-
den kann839. Fraglich ist, ob dies bedeutet, dass dieser Mindeststandart grundsätzlich 
überschritten werden kann oder ob dies nur durch die sozialrechtlichen Vorschriften 
der einzelnen Mitgliedstaaten möglich ist. Aus dem systematischen Zusammenhang 
des Art. 1 Buchstabe f) Ziffer ii) VO Nr. 1408/71 mit Art. 1 Buchstabe f) Ziffer i) VO 
Nr. 1408/71 könnte man letzteres schließen840. Dies hätte zur Folge, dass in den Fäl-
len, in denen die Leistungen für Behinderte unabhängig vom Status des Familienan-
gehörigen gewährt werden und in denen die entsprechende Vorschrift somit keine 
eigene Definition des Familienangehörigen enthält, der Kreis der Familienangehöri-
gen auf den Mindeststandard beschränkt wäre841. Generalanwalt Alber hat sich in 
der Rechtssache Mesbah842 ausführlich mit dem Begriff des Familienangehörigen im 
Rahmen der VO Nr. 1408/71 auseinandergesetzt und hält dieses Ergebnis für unver-
einbar mit der historischen Zwecksetzung von Artikel 1 Buchstabe f Ziffer ii der VO 
Nr. 1408/71. Insbesondere aus der zweiten Begründungserwägung der VO Nr. 
1247/92(48), welche die VO Nr. 1408/71 abändert, folge, dass der Mindeststandard 
nicht nur durch einzelstaatliche Bestimmungen, sondern auch durch Gemeinschafts-
recht erweitert werden könne843. Die zweite Begründungserwägung zur VO Nr. 
1247/92 lautet “Es ist erforderlich, die Definition für „Familienangehöriger“ in der VO 
(EWG) Nr. 1408/71 in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu 
der Auslegung dieses Begriffes zu erweitern“. Nach der maßgeblichen Rechtspre-
chung des EuGH in den Rechtssachen Eheleute F.844 und Inzirillo845 ist die Definition 
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 GA Alber, Schlussanträge vom 18.05.1999 in der Rs. C-179/98, Slg. 1999 I, 7955, Mesbah, Rn. 76. 
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844
 EuGH, Urteil vom 17.06.1975, Rs. C-7/75, Slg. 1975, 679, Eheleute F. 
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155 
 
des Familienangehörigen nach einzelstaatlichem Recht nicht ausreichend846. Der 
Begriff des Familienangehörigen wird auf volljährige Kinder erweitert, denen der Ar-
beitnehmer Unterhalt gewährt847. Generalanwalt Alber folgert daraus, dass die Frage, 
welche Personen unter den Familienbegriff des Art. 1 Buchstabe f) Ziffer ii der VO Nr. 
1408/71 fallen, nicht abschließend geregelt ist und grundsätzlich auch Personen-
gruppen einbezogen sein können, die nicht ausdrücklich genannt sind848. Der EuGH 
erweitert den Begriff des Familienangehörigen in der Sache Mesbah, in der es um 
den Familienbegriff im Rahmen des Art. 41 des Kooperationsabkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko ging, auf 
die Schwiegermutter des Arbeitnehmers849. Der EuGH setzt sich dabei nicht im Ein-
zelnen mit der Frage auseinander, an welchen Familienbegriff sich der Familienbe-
griff des Art. 41 des Kooperationsabkommens anlehnt.  
 
Fraglich ist aber, ob diese erweiternde Auslegung nach Wirksamwerden der VO Nr. 
883/2004 noch gelten kann. Ein Mindeststandart ist dort nicht mehr festgelegt. 
Grundsätzlich richtet sich der Familienbegriff nach den einschlägigen nationalen Vor-
schriften. Art. 1 Buchstabe b) Ziffer 2. legt fest, dass in den Fällen, in denen die 
Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewährt werden, nicht zwischen Fa-
milienangehörigen und anderen Personen, auf die diese Rechtsvorschriften anwend-
bar sind, unterscheiden, der Ehegatte, die minderjährigen Kinder und die unterhalts-
berechtigten volljährigen Kinder als Familienangehörige angesehen werden. Diese 
Definition lässt keinen Raum für eine Erweiterung durch Gemeinschaftsrecht und 
kann als Klarstellung der Rechtslage verstanden werden. Die Beschränkung der Fa-
milienangehörigen auf die genannten Personengruppen muss auch im Rahmen des 
ARB Nr. 3/80 gelten. Ein anderes Verständnis würde auch zu einem Verstoß gegen 
Art. 59 ZP führen, da türkische Staatsangehörige besser behandelt würden als 
Staatsangehörige der EU-Mitgliedstaaten.  
 
Vom persönlichen Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 sind nur Familienangehöri-
ge umfasst, die im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen. Der Begriff „wohnen“ ist in 
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Art. 1 Buchstabe 1) ARB Nr. 3/80 nicht näher geregelt. Dort ist aber bestimmt, dass 
„Wohnort“, die gleiche Bedeutung hat, wie in der VO Nr. 1408/71 festgelegt. Gemäß 
Art. 1 Buchstabe h) bezeichnet der Wohnort den Ort des gewöhnlichen Aufenthaltes. 
Da wohnen und einen Wohnort innehaben synonym sind, ist die Voraussetzung des 
Wohnens in einem Mitgliedstaat dann erfüllt, wenn man in einem Mitgliedstaat seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Zu klären ist, ob ein „Wohnen“, d.h. der gewöhnliche 
Aufenthalt verlangt, dass der Betroffene sich rechtmäßig in dem Mitgliedstaat aufhält, 
d.h. über ein Aufenthaltsrecht verfügt. Diese Frage soll unter den Voraussetzungen 
des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 geklärt werden850, da das Wohnen in dem Mitglied-
staat  dort Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Diskriminierungsverbotes so-
wohl bei den türkischen Arbeitnehmern als auch bei ihren Familienangehörigen ist.  
 
c. Hinterbliebene 
Auch die Definition des Hinterbliebenen richtet sich gemäß Art. 1 Buchstabe 1) des 
ARB Nr. 3/80 nach der Definition dieses Begriffs in der VO Nr. 1408/71. In deren Art. 
1 Buchstabe g) wird als Hinterbliebener jede Person bezeichnet, die in den Rechts-
vorschriften, nach denen die Leistungen gewährt werden, als Hinterbliebener be-
stimmt oder anerkannt ist. Sofern die Hinterbliebeneneigenschaft in der Vorschrift 
davon abhängig gemacht wird, dass die betroffene Person mit dem Verstorbenen in 
häuslicher Lebensgemeinschaft gelebt hat, so wird diese Voraussetzung bejaht, 
wenn der Unterhalt der betroffenen Person überwiegend von dem Verstorbenen si-
chergestellt wurde. Diese Definition ist auch nach der Änderung der VO Nr. 1408/71 
aufgrund der VO Nr. 1247/92 gleich geblieben. Die VO Nr. 883/2004 enthält keine 
Definition des Begriffes des Hinterbliebenen mehr. Soweit ersichtlich, liegt noch keine 
Rechtsprechung des EuGH zum Hinterbliebenenbegriff vor. Es liegt aber nahe, für 
den Fall, dass die Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewährt werden, 
keinen Aufschluss über den Hinterbliebenenbegriff geben, jedenfalls die Personen 
als Hinterbliebene anzusehen, die bis zum Tod des Arbeitnehmers als dessen Fami-
lienangehörige gemäß Art. 1 Buchstabe b) Ziffer 2 VO Nr. 883/2004 anzusehen wa-
ren. 
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d. Wanderung innerhalb der EU nicht erforderlich 
Der persönliche Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 enthält nicht das Erfordernis, 
dass der betroffene Arbeitnehmer oder seine Familienangehörigen oder Hinterblie-
benen innerhalb der EU oder aus der Türkei in die EU gewandert sind. Zunächst er-
mächtigt Art. 217 AEUV dazu, Assoziationsbestimmungen zu erlassen, welche türki-
sche Arbeitnehmer unabhängig von einem Wanderungselement begünstigen851. Der 
EuGH hat in seiner Entscheidung Sürül852 nicht geprüft, ob die Klägerin innerhalb der 
EU gewandert ist. Hieraus lässt sich zunächst schließen, dass eine Binnenwande-
rung innerhalb der EU nicht erforderlich ist853. Darüber hinaus ist aber auch nicht er-
forderlich, dass der Betroffene aus der Türkei in den Mitgliedstaat gewandert ist. 
Nach dem Wortlaut des Art. 2 ARB Nr. 3/80 gilt der ARB Nr. 3/80 unter anderem für 
„Arbeitnehmer, für welche die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaa-
ten gelten oder galten“. Daraus, dass es ausreicht, wenn für den Betroffenen die 
Rechtsvorschriften eines Rechtsbereiches gelten oder galten, könnte man bereits 
schließen, dass ein Wanderungselement nicht erforderlich ist. Allerdings enthielt der 
Art. 2 der VO Nr. 1408/71 denselben Wortlaut, obwohl die Anwendung der VO Nr. 
1408/71 die Wanderung des Arbeitnehmers innerhalb der EU voraussetzte854. Die 
VO Nr. 1408/71 verlangte aber schon nach ihrem Titel „über die Anwendung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige sowie deren Fa-
milienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern“ für ihre An-
wendung ein Wanderungselement. Der ARB Nr. 3/80 enthält keine entsprechende 
Voraussetzung in seinem Titel „über die Anwendung der sozialen Sicherheit der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auf die türkischen Arbeitnehmer und 
auf deren Familienangehörige“. Auch im Übrigen ergibt sich aus ARB Nr. 3/80 nicht, 
dass für seine Anwendung grundsätzlich das Vorliegen eines Wanderungselementes 
Voraussetzung ist. Der ARB Nr. 3/80 ist daher grundsätzlich auch anwendbar, wenn 
der türkische Arbeitnehmer bzw. sein Familienangehöriger oder Hinterbliebener in 
Deutschland geboren ist855.  
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e. Rechtmäßiger Aufenthalt 
Nach seinem Wortlaut setzt der persönliche Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 
nicht voraus, dass sich die Betroffenen rechtmäßig im Mitgliedstaat aufhalten. Inso-
weit müssten beispielsweise auch Personen, die in dem Mitgliedstaat lediglich gedul-
det sind und damit nicht über einen rechtmäßigen Aufenthalt verfügen, in den per-
sönlichen Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 fallen können. Möglicherweise fal-
len aber Familienangehörige wegen des Erfordernisses des Wohnens im Mitglied-
staat nur dann in den persönlichen Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80, wenn sie 
sich rechtmäßigerweise in dem Mitgliedstaat aufhalten. Jedenfalls nach der deut-
schen Rechtsprechung setzt das Wohnen im Bundesgebiet voraus, dass sich der 
Betroffene rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält856. Die Frage, ob das Wohnen einen 
rechtmäßigen Aufenthalt voraussetzt, soll im Rahmen der Voraussetzungen des Art. 
3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 näher untersucht werden857, da es sich dort für alle potentiell 
Berechtigten um eine Voraussetzung dafür handelt, dass sie in den Genuss des Dis-
kriminierungsverbotes gelangen. 
 
3. Sachlicher Geltungsbereich 
Der sachliche Geltungsbereich des ARB Nr. 3/80 ist in Artikel 4 ARB Nr. 3/80 festge-
legt. Nach dessen Absatz 1 gilt der Beschluss für alle Rechtsvorschriften über Zwei-
ge der sozialen Sicherheit in Bezug auf  
„i) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft;  
ii) Leistungen bei Invalidität einschließlich der Leistungen, die zur Erhaltung oder 
Besserung der Erwerbsfähigkeit bestimmt sind; 
iii) Leistungen bei Alter; 
iv) Leistungen an Hinterbliebene; 
v) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten; 
vi) Sterbegeld; 
vii) Leistungen bei Arbeitslosigkeit;  
vii) Familienleistungen.“ 
 
Gemäß Art. 4 Abs. 2 ARB Nr. 3/80 sind die allgemeinen und die besonderen, die auf 
Beiträgen beruhenden und die beitragsfreien Systeme der sozialen Sicherheit sowie 
die Systeme, nach denen die Arbeitgeber, einschließlich der Reeder, zu den genann-
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ten Leistungen verpflichtet sind, umfasst. Die konkrete Ausgestaltung und Finanzie-
rung der nationalen Sozialsysteme ist somit unerheblich858. Nach Art. 4 Abs. 3 ARB 
Nr. 3/80 berührt Titel III des ARB Nr. 3/80, welcher besondere Vorschriften für die 
einzelnen Leistungsarten umfasst, nicht die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Verpflichtungen eines Reeders. Gemäß Art. 4 Abs. 4 ARB Nr. 3/80 gilt der 
Beschluss nicht für die Sozialhilfe und für Leistungssysteme für Opfer des Krieges 
und seiner Folgen. Anders als Leistungen der sozialen Sicherheit ist die Sozialhilfe in 
der Regel bedarfsabhängig, aber unabhängig von einer Vorleistung und oft in das 
Ermessen des Leistungsträgers gestellt859.  
 
Der sachliche Geltungsbereich des ARB Nr. 3/80 stimmt somit wörtlich mit dem sach-
lichen Geltungsbereich der VO Nr. 1408/71 in ihrer ursprünglichen Fassung, wie er 
sich aus deren Art. 4 ergibt, überein. Der sachliche Geltungsbereich der VO Nr. 
1408/71 wurde erstmalig durch Art. 1 Abs. 2 der VO Nr. 1247/92 vom 30.04.1992 zur 
Änderung der VO Nr. 1408/71860, die zum 01.06.1992 in Kraft getreten ist,  in Art. 4 
Abs. 2 a um besondere beitragsunabhängige Geldleistungen ergänzt. Beitragsunab-
hängig sind Leistungen dann, wenn ihre Finanzierung durch öffentliche Mittel und 
nicht durch Beiträge des Versicherten sichergestellt wird861. Eine besondere Leistung 
oder Sonderleistung in diesem Sinne liegt vor, wenn ihr Zweck darin besteht, eine 
Leistung der sozialen Sicherheit zu ersetzen oder zu ergänzen und sie gleichzeitig 
den Charakter einer Sozialhilfeleistung aufweist, die aus wirtschaftlichen und sozia-
len Gründen gerechtfertigt ist862. Schließlich muss nach einer Regelung, die objektive 
Kriterien festlegt, über sie entschieden werden863. Nach erneuter Änderung des Art. 2 
a VO Nr. 1408/71 durch Art. 1 Nr. 2 der VO Nr. 647/2005864 umfasste der sachliche 
Geltungsbereich der VO Nr. 1408/71 „besondere beitragsunabhängige Geldleistun-
gen, die nach Rechtsvorschriften gewährt werden, die aufgrund ihres persönlichen 
Geltungsbereichs, ihrer Ziele und/oder ihrer Anspruchsvoraussetzungen sowohl 
Merkmale der in Art. 4 Abs. 1 VO Nr. 1408/71 genannten Rechtsvorschriften der so-
                                                 
858
 Zu Art. 4 VO 1408/71: EuGH, Urteil vom 03.06.1992, Rs. C-45/90, Slg. 1992 I, 3423, Paletta, Rn. 18; 
EuGH, Urteil vom 24.02.1987, Rs. 379 bis 381/85 und 93/86, Slg. 1987, 955 Tampan u.a., Rn. 7; Höller, Soziale 
Rechte Drittstaatsangehöriger nach europäischem Gemeinschaftsrecht, S. 292. 
859
 EuGH, Urteil vom 27.03.1985, Rs. C-249/83, Slg. 1985, 973, Hoeckx, Rn. 13; Bergmann, NZS 2003, 175, 
182; Fuchs in Fuchs: Europäisches Sozialrecht, S. 131, Teil 2, Rn. 33 ff; Höller, Soziale Rechte Drittstaatsange-
höriger nach europäischem Gemeinschaftsrecht, S. 292. 
860
 ABl. L 136 vom 19.05.1992, S. 1-6. 
861
 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-160/02, Slg. 2004 I, 5613, Skalka, Rn. 28 ff. 
862
 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-160/02, Slg. 2004 I, 5613, Skalka, Rn. 25. 
863
 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-160/02, Slg. 2004 I, 5613, Skalka, Rn. 25. 
864
 ABl. L 117 vom 04.05.2005, S. 1-12. 
160 
 
zialen Sicherheit als auch Merkmale der Sozialhilfe aufweisen“. Gemäß Art. 2 b VO 
1408/71 waren hiervon die in Anhang II Teil III der VO Nr. 1408/71 genannten bei-
tragsunabhängigen Sonderleistungen, deren Geltung auf einen Teil des Gebietes 
dieses Mitgliedstaats beschränkt ist, ausgenommen. Danach sind lediglich für 
Deutschland und Österreich die aufgrund der Rechtsvorschriften der Bundesländer 
an Behinderte und insbesondere an Blinde gewährten Leistungen ausgenommen. 
Der sachliche Anwendungsbereich der VO Nr. 883/2004 ist um Leistungen bei Vater-
schaft, die den Leistungen bei Mutterschaft gleichgestellt sind, und um Vorruhe-
standsleistungen erweitert, entspricht im übrigen aber dem sachlichen Anwendungs-
bereich der VO Nr. 1408/71.  
 
a. Leistungen der sozialen Sicherheit 
Gemäß Art. 1 Buchstabe a) ARB Nr. 3/80 hat der Ausdruck „Leistungen“ dieselbe 
Bedeutung, wie sie in Art. 1 VO Nr. 1408/71 festgelegt ist. Gemäß Art. 1 Buchstabe t) 
umfasst der Begriff „Leistungen“ grundsätzlich sämtliche Leistungen einschließlich 
aller ihrer Teile aus öffentlichen Mitteln, aller Zuschläge, Anpassungsbeträge und 
Zulagen und Beitragserstattungen. Ausnahmen können sich aus Titel III der VO Nr. 
1408/71 in Bezug auf bestimmte Leistungen ergeben. 
 
Wie dargelegt, sind nur Leistungen der sozialen Sicherheit umfasst. Eine Leistung 
wird dann als eine Leistung der sozialen Sicherheit bezeichnet, „wenn sie den Be-
günstigten aufgrund eines gesetzlich umschriebenen Tatbestands ohne jede im Er-
messen liegende individuelle Prüfung der persönlichen Bedürftigkeit gewährt wird 
und wenn sie sich auf eines der in Art. 4 Abs. 1 der VO Nr. 1408/71 ausdrücklich 
aufgezählten Risiken bezieht“865. Diese Definition gilt entsprechend für die Definition 
der Leistungen der sozialen Sicherheit gemäß Art. 4 ARB Nr. 3/80866. Der EuGH hat 
festgestellt, dass aus dem Erfordernis einer einheitlichen Anwendung des Unions-
rechts folgt, dass sich die im Rahmen der verschiedenen Leistungen verwendeten 
Begriffe nicht nach dem nationalen Recht richten, sondern dass sie anhand objekti-
ver Kriterien zu bestimmen sind, die in einem unionsrechtlichen Rahmen festgelegt 
                                                 
865
 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 32; EuGH, Urteil vom 
11.09.2008, Rs. C-228/07, Slg. 2008 I, 6989, Petersen, Rn. 19; EuGH, Urteil vom 18.12.2007, Rs. C-396/05, 
C419/05 und C-450/05, Slg. 2007 I, 11895, Habelt u.a., Rn. 63; EuGH, Urteil vom 21.02.2006, Rs. C-286/03, 
Slg. 2006 I, 1771, Hosse, Rn. 37; vgl. auch EuGH, Urteil vom 10.10.1996, Rs. C-245/94 und 312/94, Slg. 1996 
I, 4895, Hoever und Zachow, Rn. 18. 
866
 BVerwG, Urteil vom 06.12.2001, 3 C 25/01, juris, Rn. 39 f. 
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wurden867. Zur Bestimmung der Frage, welche Leistung in Rede steht, sei daher 
maßgeblich, welche Bestandteile der Leistungen durch die unionsrechtlichen Regeln 
festgelegt werden868. 
 
b. Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft 
Die Begriffe Krankheit und Mutterschaft sind weder im ARB Nr. 3/80 noch in der VO 
Nr. 1408/71 oder in der VO Nr. 883/2004 definiert.  
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH deckt eine Leistung bei Krankheit im Sinne von 
Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a der VO Nr. 1408/71 das Risiko eines krankhaften Zu-
stands, der dazu führt, dass der Betroffene seine Tätigkeit vorübergehend aus-
setzt869. Dies beinhaltet insbesondere Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, der medizinischen Rehabilitation und die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall870. 
Darunter fallen auch die Leistungen bei Pflegebedürftigkeit871 und damit das Pflege-
geld872.  
 
Der Begriff der Mutterschaft erfordert neben der rechtlichen nicht zwingend auch die 
biologische Mutterschaft. Dies lässt sich aus der Rechtsprechung des EuGH ablei-
ten. In neueren Entscheidungen hat er nicht in Frage gestellt, dass auch bei einer so 
genannten Bestellmutter, die im Rahmen einer Ersatzmuttervereinbarung ein Kind 
erhalten hat, eine Mutterschaft vorliegt873. Das Gleiche muss dann auch für Adoptiv-
mütter gelten. Eine andere Frage ist, ob Leistungen bei Mutterschaft auch dann, 
wenn lediglich eine rechtliche Mutterschaft vorliegt, in vollem Umfang zu gewähren 
sind. Rechtsprechung zu der Frage, wie Leistungen bei Mutterschaft zu definieren 
sind, liegt soweit ersichtlich nicht vor. Abgrenzungsprobleme kann es bei der Frage 
geben, ob eine Leistung als Leistung bei Mutterschaft oder als Familienleistung an-
zusehen ist, insbesondere bei der Beurteilung von Erziehungsleistungen874. Der 
                                                 
867
 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 35. 
868
 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 35. 
869
 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 37. 
870
 Brechmann in Calliess/Ruffert, Art. 48 AEUV, Rn. 26. 
871
 Brechmann in Calliess/Ruffert, Art. 48 AEUV, Rn. 26. 
872
 EuGH, Urteil vom 21.02.2006, Rs. C-286/03, Slg. 2006, I-1771, Hosse, Rn. 48; EuGH, Urteil vom 
08.03.2001, Rs. C-215/99, Slg. 2001, I-1901, Jauch, Rn. 24 ff. und 31 ff; EuGH, Urteil vom 05.03.1998, Rs. C-
160/96, Slg: 1998, I-843, Molenaar, Rn. 25 ff. und 44; Brechmann in Calliess/Ruffert, Art. 48 AEUV, Rn. 26.  
873
 EuGH, Urteil vom 18.03.2014, Rs. C-363/12, zitiert nach juris; EuGH, Urteil vom 18.03.2014, Rs. C-167/12, 
zitiert nach juris. 
874
 Spiegel, ZIAS 2006, 85, 99. 
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EuGH hat in der Sache Kuusijärvi875 festgestellt, dass eine Leistung, die die Betreu-
ung des Kindes in dessen erster Lebensphase durch einen Elternteil ermöglichen 
soll, d.h. im Prinzip als Vergütung dieser Betreuung anzusehen ist, mit einer Fami-
lienleistung im Sinne der Artikel 1 Buchstabe u Ziffer i und Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe 
h) VO Nr. 1408/71 gleichzustellen ist. Aus der 19. Begründungserwägung zu VO Nr. 
883/2004 lassen sich Anhaltspunkte für das Verständnis von Leistungen bei Mutter-
schaft entnehmen. Danach werden Leistungen bei Mutterschaft im engeren Sinne 
(und die ihnen gleichgesetzten Leistungen bei Vaterschaft) lediglich in den ersten 
Monaten nach der Geburt des Kindes gewährt. Anders als Erziehungsleistungen 
werden die Leistungen bei Mutterschaft in der Regel nur kurzfristig und damit im un-
mittelbaren Zusammenhang mit der Geburt des Kindes gewährt. Es spricht nichts 
dagegen, dieses Merkmal auch im Rahmen der Leistungen bei Mutterschaft gemäß 
Art. 4 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 gelten zu lassen. Wird eine Leistung bei Mutterschaft ge-
währt, um dem körperlichen Zustand der Mutter nach der Geburt Rechnung zu tra-
gen oder ist Voraussetzung für ihre Gewährung die Entbindung, können rein rechtli-
che Mütter von den Leistungen ausgeschlossen werden. So hat der EuGH bei-
spielsweise einen Anspruch der Bestellmutter auf Mutterschaftsurlaub abgelehnt876. 
 
In Anbetracht der Tatsache, dass der sachliche Anwendungsbereich des VO Nr. 
883/2004 ausdrücklich auch die den Leistungen bei Mutterschaft gleichgestellten 
Leistungen bei Vaterschaft umfasst, stellt sich die Frage, ob auch der persönliche 
Anwendungsbereich der VO Nr. 1408/71 bzw. der persönliche Anwendungsbereich 
des ARB Nr. 3/80 auf diese Leistungen ausgeweitet werden kann. Dagegen spricht, 
dass der EuGH mehrfach ausgeführt hat, dass die Aufzählung der umfassten Leis-
tungen in Art. 4 Abs. 1 VO Nr. 1408/71 abschließend ist877. Eine Ausweitung des 
sachlichen Anwendungsbereiches auf die Leistungen bei Vaterschaft würde eine Än-
derung des ARB Nr. 3/80 durch die VO 883/2004 bedeuten, obwohl hierfür der Asso-
ziationsrat zuständig ist. Leistungen bei Vaterschaft fallen daher nicht in den sachli-
chen Anwendungsbereich des Art. 4 Abs. 1 ARB Nr. 3/80. 
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 EuGH, Urteil vom 11.06.1998, C-275/96, Slg. 1998 I, 3419, Kuusijärvi, Rn. 60 f. 
876
 EuGH, Urteil vom 18.03.2014, Rs. C-363/12, juris; EuGH, Urteil vom 18.03.2014, Rs. C-167/12, juris. 
877
 Vgl. EuGH, Urteil vom 05.03.1998, Rs. C-160/96, Slg. 1998 I, 843, Molenaar, Rn. 20; EuGH, Urteil vom 
27.03.1985, Rs. C-249/83, Slg. 1985, 973, Hoeckx, Rn. 12.  
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c. Leistungen bei Invalidität einschließlich der Leistungen, die zur Erhaltung der   
    Besserung der Erwerbstätigkeit bestimmt sind 
Der Begriff der Invalidität ist weder in ARB Nr. 3/80 noch in der VO Nr. 1408/71 oder 
der VO Nr. 883/2004 definiert. Nach der Rechtsprechung des EuGH sollen die Leis-
tungen bei Invalidität das Risiko der Erwerbsunfähigkeit eines bestimmten Grades 
decken, wenn anzunehmen ist, dass die Erwerbsunfähigkeit von Dauer ist878. Ein 
Arbeitsunfähigkeitsgeld sei auch dann als Leistung bei Invalidität anzusehen, wenn 
das Arbeitsunfähigkeitsgeld in zwei Schritten gewährt wird und die Bewilligung des 
ersten Teils zeitlich befristet ist, sofern bereits bei Antragstellung feststeht, dass die 
Invalidität bleibend oder dauerhaft ist879. Zu den Leistungen bei Invalidität gehören 
neben den Rentenansprüchen auch Leistungen zur Erhaltung und Besserung der 
Erwerbsfähigkeit880. 
 
d. Leistungen bei Alter 
Leistungen bei Alter sind weder im ARB Nr. 3/80 noch in der VO Nr. 1408/71 oder 
der VO Nr. 883/2004 definiert. Eine Leistung bei Alter hat grundsätzlich das Ziel, ei-
ner Person, die aufgrund des Erreichens einer bestimmten Altersgrenze ihre Er-
werbstätigkeit aufgibt, den Lebensunterhalt sicher zu stellen881. Typischerweise wer-
den diese Leistungen aufgrund eigener Beiträge erworben und auch aus diesen Bei-
trägen finanziert882. Die Höhe der Leistungen richtet sich in der Regel nach der Dauer 
der Zugehörigkeit zu dem Versicherungssystem883. Dies ist jedoch nicht zwingende 
Voraussetzung, der Zweck der Leistung spielt bei deren Qualifizierung Leistung bei 
Alter eine größere Rolle884. Typische Leistung bei Alter ist die Altersrente. Wird eine 
Leistung aus denselben Mitteln wie die Altersrente finanziert, ist dies ein Hinweis da-
rauf, dass es sich bei der Leistung ebenfalls um eine Leistung bei Alter handelt885. 
Das gleiche gilt für eine Leistung, die ausschließlich den Empfängern einer Alters- 
und / oder Hinterbliebenenrente gewährt wird886. 
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 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, C-503/09, Slg. 2001 I, 6497, Stewart, Rn. 38. 
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 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, C-503/09, Slg. 2001 I, 6497, Stewart, Rn. 45. 
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 Brechmann in Calliess/Ruffert, Art. 48 AEUV, Rn. 35. 
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 EuGH, Urteil vom 05.07.1983, Rs. 171/82, Slg. 1983, 2157, Valentini, Rn. 14 
882
 EuGH, Urteil vom 05.07.1983, Rs. 171/82, Slg. 1983, 2157, Valentini, Rn. 14. 
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 EuGH, Urteil vom 05.07.1983, Rs. 171/82, Slg. 1983, 2157, Valentini, Rn. 14. 
884
 EuGH, Urteil vom 20.01.2005, Rs.C-101/04,  Noteboom, Slg. 2005 I, 771, Rn. 29. 
885
 EuGH, Urteil vom 20.01.2005, Rs. C-101/04, Noteboom, Slg, 2005 I, 771, Rn. 27. 
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 EuGH, Urteil vom 20.01.2005, Rs. C-101/04, Noteboom, Slg. 2005 I, 771, Rn. 27. 
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e. Leistungen an Hinterbliebene 
Gemäß Art. 1 Buchstabe a) ARB Nr. 3/80 hat der Ausdruck „Hinterbliebener“ die Be-
deutung, wie sie in Artikel 1 der VO Nr. 1408/71 definiert ist. Artikel Buchstabe g) VO 
Nr. 1408/71 bezeichnet als „Hinterbliebenen“  
 
„jede Person, die in den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewährt 
werden, als Hinterbliebener bestimmt oder anerkannt ist; wird nach diesen Rechts-
vorschriften eine Person jedoch nur dann als Hinterbliebener angesehen, wenn sie 
mit dem Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft gelebt hat, so gilt diese Voraus-
setzung als erfüllt, wenn der Unterhalt der betreffenden Person überwiegend von 
dem Verstorbenen bestritten worden ist.“ 
 
Typischer Fall für eine Leistung an Hinterbliebene ist die Hinterbliebenenrente. Die 
Hinterbliebenenrente beruht auf der Zugehörigkeit des Ehegatten des Hinterbliebe-
nen zu dem Rentensystem. Der Hinterbliebene erwirbt den Rentenanspruch auf-
grund des Beschäftigungsverhältnisses zwischen seinem Ehegatten und dessen Ar-
beitgeber887.  
 
f. Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
Die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sind weder im ARB Nr. 
3/80 noch in der VO Nr. 1408/71 und der VO Nr. 883/2004 definiert. Soweit ersicht-
lich existiert zu diesen Begriffsbestimmungen noch keine Rechtsprechung des 
EuGH.  
 
Die Begriffe Arbeitsunfall und Berufskrankheit sind im nationalen deutschen Recht in 
§ 8 und § 9 SGB VII festgelegt. Nach § 8 Abs. 1 SGB VII sind Arbeitsunfälle „Unfälle 
von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz nach § 2, 3, oder 6 begrün-
denden Tätigkeit (versicherte Tätigkeit)“. Unfälle sind nach dieser Vorschrift „zeitlich 
begründete, von außen auf den Körper einwirkende Ereignisse, die zu einem Ge-
sundheitsschaden oder zum Tod führen.“ 
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 EuGH, Urteil vom 09.10.2001, Rs. C-379/99, Slg. 2001 I, 7275, Menauer, Rn. 18; EuGH, Urteil vom 
17.04.1997, Rs. C-147/95, Slg. 1997 I, 2057, Evrenopoulos, Rn. 22; EuGH, Urteil vom 28.09.1994, Rs. C-
200/91, Slg. 1994 I, 4389, Coloroll Trustees, Rn. 18; EuGH, Urteil vom 06.10.1993, Rs. C-109/91, Slg. 1993 I, 
4879, Ten Oever, Rn. 13. 
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Nach § 9 Abs. 1 SGB VII sind Berufskrankheiten „Krankheiten, die die Bundesregie-
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als Berufskrankhei-
ten bezeichnet und die Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach § 2, 
3 oder 6 begründenden Tätigkeit erleiden“. Allerdings hat der EuGH in Bezug auf die 
Begriffe „Leistungen bei Krankheit“ und „Leistungen bei Invalidität“ entschieden, dass 
aus dem Erfordernis einer einheitlichen Anwendung des Unionsrechtes folgt, dass 
sich diese Begriffe nicht nach den nationalen Vorschriften sondern nach objektiven 
Kriterien richten, die in einem unionsrechtlichen Rahmen festzulegen sind888. Das-
selbe dürfte für die Begriffe Leistungen bei Arbeitsunfällen und bei Berufskrankheiten 
gelten. Die genannten Vorschriften des SGB VII sind daher nicht zur Begriffsbestim-
mung heranzuziehen. Jedenfalls enthält § 8 Abs. 1 SGB VII aber eine vom nationa-
len Recht unabhängige und verallgemeinerungsfähige Definition eines Unfalls.  
 
g. Sterbegeld 
Gemäß Art. 1 Buchstabe a) ARB Nr. 3/80 hat der Ausdruck „Sterbegeld“ die Bedeu-
tung, wie sie in  Art. 1 VO Nr. 1408/71 festgelegt ist. Nach Art. 1 Buchstabe v) in Ver-
bindung mit Art. 1 Buchstabe t) VO Nr. 1408/71 umfasst das Sterbegeld jede einma-
lige Zahlung im Todesfall, mit Ausnahme von Kapitalabfindungen, die an die Stelle 
einer Rente treten.  
 
h. Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
Der Begriff der Leistungen bei Arbeitslosigkeit ist weder im ARB Nr. 3/80 noch in den 
VO Nr. 1408/71 und Nr. 883/2004 definiert. Die Leistungen bei Arbeitslosigkeit sollen 
vor allem den entgangenen Arbeitslohn ersetzen, um für den Unterhalt des Betroffe-
nen zu sorgen889. Charakteristisch für eine Leistung bei Arbeitslosigkeit ist, dass ihre 
Entstehung und ihre Höhe von der Dauer der Arbeitslosigkeit abhängen890 und dass 
sie regelmäßig gezahlt wird891. Umfasst sind auch die Leistungen zur Förderung der 
beruflichen Fortbildung892. Dies gilt aber nur dann, wenn der Betroffene entweder 
bereits arbeitslos ist oder für ihn die konkrete Gefahr besteht, arbeitslos zu wer-
den893. Erforderlich ist, dass der Betroffene bereits erwerbstätig gewesen ist894. 
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 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 35. 
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 EuGH, Urteil vom 27.11.1997, Rs. C-57/96, Slg. 1997 I, 6689, Meints, Rn. 27; EuGH, Urteil vom 
08.07.1992, Rs. C-102/91, Slg. 1992 I, 4341, Knoch, Rn. 44f. 
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 EuGH, Urteil vom 27.11.1997, Rs. C-57/96, Slg. 1997 I, 6689, Meints, Rn. 30. 
891
 EuGH, Urteil vom 27.11.1997, Rs. C-57/96, Slg. 1997 I, 6689, Meints, Rn. 31. 
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 EuGH, Urteil vom 04.06.1987, Rs. C-375/85, Slg. 1987, 2387, Campana, Rn. 10 ff. 
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 EuGH, Urteil vom 04.06.1987, Rs. C-375/85, Slg. 1987, 2387, Campana, Rn. 12. 
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Art. 1 Buchstabe a) ARB Nr. 3/80 verweist zur Bestimmung des Begriffs der Fami-
lienleistungen auf die Definition in Artikel 1 VO Nr. 1408/71. Nach Art. 1 Buchstabe u) 
Ziffer i) VO Nr. 1408/71 versteht man unter Familienleistungen alle Sach- oder Geld-
leistungen, die zum Ausgleich von Familienlasten bestimmt sind, ausgenommen sind 
die im  Anhang II aufgeführten besonderen Geburts- oder Adoptionsbeihilfen. In An-
hang II, II. sind für die einzelnen Mitgliedstaaten die ausgenommenen besonderen 
Geburts- oder Adoptionsbeihilfen aufgeführt. Deutschland nimmt keine Geburts- oder 
Adoptionsbeihilfen von den Familienleistungen aus.  
 
Um als Familienleistung angesehen zu werden, muss eine Leistung demnach den 
Zweck verfolgen, Familienlasten auszugleichen.  
 
Unstreitig handelt es sich bei dem deutschen Kindergeld um Familienleistungen im 
Sinne des Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe h) ARB Nr. 3/80896. Es dient dem Zweck, Fami-
lienlasten auszugleichen, indem es die mit der Kindererziehung verbundenen finan-
zielle Last mindert. Für die Qualifizierung als Familienleistung spricht auch, dass es 
abhängig von der Anzahl der Kinder geleistet wird.  
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH fällt auch das deutsche Erziehungsgeld unter 
die Familienleistungen in diesem Sinne897. Der EuGH begründet dies damit, dass das 
Erziehungsgeld zum einen nur dann gezahlt wird, wenn Kinder zur Familie des Be-
troffenen gehören und dass es in Bezug auf seine Höhe abhängig ist von dem Alter 
und der Anzahl der Kinder sowie vom Einkommen der Eltern898. Zum anderen vergü-
te das Erziehungsgeld die Erziehung des Kindes und gleiche die anderen Betreu-
                                                                                                                                                        
894
 Rönsberg, Die gemeischaftsrechtliche Koordinierung von Leistungen bei Arbeitslosigkeit, Die VO (EWG) 
Nr. 1408/71 und ihre Reformbedürftigkeit, S. 36.  
895
 EuGH, Urteil vom 12.09.1996, Rs. C-278/94, Slg. 1996 I, 4307, Kommission/Belgien, Rn. 40; EuGH, Urteil 
vom 01.12.1977, Rs. C-66/77, Slg. 1977, 2311, Kuyken, Rn 14/19 ff; Rönsberg, Die gemeischaftsrechtliche 
Koordinierung von Leistungen bei Arbeitslosigkeit, Die VO (EWG) Nr. 1408/71 und ihre Reformbedürftigkeit, 
S. 37. 
896
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 75. 
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 EuGH, Urteil vom 12.05.1998, Rs. C-85/96, Slg. 1998 I, 2691, Martínez Sala, Rn. 28; EuGH, Urteil vom 
10.10.1996, Rs. C 245/94 und 312/94, Slg. 1996 I, 4895, Hoever und Zachow, Rn. 27. 
898
 EuGH, Urteil vom 10.10.1996, Rs. C 245/94 und 312/94, Slg. 1996 I, 4895, Hoever und Zachow, Rn. 24. 
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ungs- und Erziehungskosten sowie gegebenenfalls die finanziellen Nachteile aus, die 
sich aus dem Verzicht auf ein Vollerwerbseinkommen zu Gunsten der Kinderbetreu-
ung ergeben899. Das Elterngeld, welches das Erziehungsgeld abgelöst hat, dient 
demselben Zweck und ist daher ebenfalls als Familienleistung anzusehen900.  
 
Der EuGH hat auch den Unterhaltsvorschuss als Familienleistung im Sinne des Art. 4 
Abs. 1 Buchstabe h) VO Nr. 1408/71 angesehen901. Der Unterhaltsvorschuss sei zu-
nächst als Leistung der sozialen Sicherheit anzusehen, da er nicht von einer persön-
lichen Bedürftigkeit abhänge, sondern aufgrund eines gesetzlichen Tatbestandes 
gewährt würde902. Unerheblich sei, dass Anspruchsberechtiger das Kind sei, da bei 
Familienleistungen nicht zwischen eigenen und abgeleiteten Rechten zu unterschei-
den sei903. Auch die Rechtsnatur der Leistung habe keine Auswirkung auf ihre Ein-
ordnung als Familienleistung904. Dass der Unterhaltsvorschuss dem Familienrecht 
zuzuordnen sei, wirke sich daher nicht aus905. Familienleistungen dienten dazu, Ar-
beitnehmer mit Familienlasten durch Beteiligung der Allgemeinheit an diesen Lasten 
zu unterstützen906. Diese Voraussetzung sei bei dem Unterhaltsvorschuss gege-
ben907. Der Ausdruck „Ausgleich von Familienlasten“ in Artikel 1 Buchstabe u) Ziff. I) 
VO Nr. 1408/71 erfasse „einen staatlichen Beitrag zum Familienbudget, der die Kos-
ten des Unterhalts von Kindern verringern soll“908. Grund für die Gewährung von Un-
terhaltsvorschuss sei, dass dem allein erziehenden Elternteil nicht auch noch aufge-
bürdet werden soll, den Unterhalt für das Kind bei dem säumigen Unterhaltsverpflich-
teten einzutreiben909. Darüber hinaus solle die Liquidität der Familie unmittelbar ver-
bessert werden910. Der berechtigte Elternteil erhalte die Leistungen auch endgültig, 
da der Unterhaltsvorschuss unabhängig davon gezahlt wird, ob er anschließend von 
dem säumigen Elternteil eingetrieben werden kann oder nicht911. Gegen die Einord-
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Urteil vom 04.07.1985, Rs. 104/84, Slg. 1985, 2205, Kromhout, Rn. 14. 
907
 EuGH, Urteil vom 15.03.2001, Rs. C-85/99, Slg. 2001 I, 2261, Offermanns, Rn. 42. 
908
 EuGH, Urteil vom 15.03.2001, Rs. C-85/99, Slg. 2001 I, 2261, Offermanns, Rn. 41. 
909
 EuGH, Urteil vom 15.03.2001, Rs. C-85/99, Slg. 2001 I, 2261, Offermanns, Rn. 42.  
910
 EuGH, Urteil vom 15.03.2001, Rs. C-85/99, Slg. 2001 I, 2261, Offermanns, Rn. 43. 
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 EuGH, Urteil vom 15.03.2001, Rs. C-85/99, Slg. 2001 I, 2261, Offermanns, Rn. 44. 
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nung als Familienleistung spreche auch nicht, dass der Unterhaltsvorschuss neben 
der Linderung der finanziellen Lasten des allein erziehenden Elternteils der Be-
schleunigung des Verfahrens zur Durchsetzung der Unterhaltspflicht diene, eine 
Doppelfunktion schließe die Einordnung als Familienleistung nicht aus912.  
 
Anders regelt dies die VO Nr. 883/2004 in ihrem Art. 1 Ziff. z), welcher die im Anhang 
I zur VO Nr. 883/2004 enthaltenen Unterhaltsvorschüsse ausdrücklich von den Fami-
lienleistungen ausnimmt. Nach diesem Anhang sind für Deutschland die nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz gewährten Unterhaltsvorschüsse von den Familienleis-
tungen ausgeschlossen. In der Begründungserwägung Nr. 36 der VO Nr. 883/2004 
wird ausgeführt, dass Unterhaltsvorschüsse nicht als Familienleistungen angesehen 
werden sollen. Es handele sich bei den Unterhaltsvorschüssen vielmehr um zurück 
zu zahlende Vorschüsse, die einen Ausgleich dafür schaffen sollen, dass ein Eltern-
teil seiner familienrechtlichen Verpflichtung zur Zahlung von Unterhalt für sein Kind 
nicht nachkommt. 
 
Da im Rahmen des ARB Nr. 3/80 aber weiterhin die Verweise auf die VO Nr. 1408/71 
gelten, ist hier grundsätzlich weiter die Rechtsprechung des EuGH zu 1 Buchstabe u 
Ziff. i) VO Nr. 1408/71 maßgeblich, wonach Unterhaltsvorschüsse von Familienleis-
tungen umfasst sind913. Allerdings würde die weitere Einbeziehung von Unterhalts-
vorschüssen in den sachlichen Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 wohl einen 
Verstoß gegen das Besserstellungsverbot aus Art. 59 ZP darstellen, da wie darge-
stellt der Art. 1 Ziff. z) VO 883/2004 den Unterhaltsvorschuss ausdrücklich von der 
Famileinleistung ausnimmt. Die Argumente, mit welchen der EuGH in der Rechtssa-
che Akdas914 die Exportmöglichkeit von beitragsunabhängigen Sonderleistungen 
gemäß Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 ARB Nr. 3/80 auch in den Fällen annimmt, in denen 
diese Exportmöglichkeit für EU-Staatsangehörige ausgeschlossen werden kann915, 
und hierin keinen Verstoß gegen Art. 59 ZP sieht, greifen vorliegend nicht. Art. 6 Abs. 
1 Unterabs. 1 ARB Nr. 3/80 lautet:  
 
                                                 
912
 EuGH, Urteil vom 15.03.2001, Rs. C-85/99, Slg. 2001 I, 2261, Offermanns, Rn. 45 mit Verweis auf EuGH, 
Urteil vom 16.07.1992, Rs. C-78/91, Slg. 1992 I, 4839, Hughes, Rn. 19. 
913
 Vgl. Husmann, NZS 2013, 121, 123. 
914
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Slg. 2011 I, 4499, Akdas. 
915
 S. u. Teil 3 IX 4. 
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„Die Geldleistungen bei Invalidität, Alter oder für die Hinterbliebenen sowie die Ren-
ten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten, auf die nach den Rechtsvorschriften 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten Anspruch erworben worden ist, dürfen, sofern in 
diesem Beschluss nichts anderes bestimmt ist, nicht deshalb gekürzt, geändert, zum 
Ruhen gebracht, entzogen oder beschlagnahmt werden, weil der Berechtigte in der 
Türkei oder im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates wohnt, in dessen 
Gebiet der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat.“  
 
Die VO 1408/71 enthielt in ihrem Art. 10 Abs. 1 eine vergleichbare Aufhebung der 
Wohnortklauseln für EU-Staatsangehörige. Der Export bestimmter beitragsunabhän-
giger Sonderleistungen konnte aber gemäß Art. 10 a Abs. 1 VO Nr. 1408/71 ausge-
schlossen werden. Eine solche Ausschlussregelung enthält der ARB Nr. 3/80 nicht. 
Trotz der Tatsache, dass EU-Staatsangehörigen die genannten Leistungen entzogen 
werden können, wenn die EU-Staatsangehörigen sich nicht mehr in dem Mitglied-
staat aufhalten, der die Leistung bewilligt hat, sieht der EuGH in der Anwendung des 
Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 ARB Nr. 3/80 auf beitragsunabhängige Sonderleistungen 
keinen Verstoß gegen das Bessergestellungsverbot aus Art. 59 ZP916. Die Hauptar-
gumentation des EuGH in der Rechtssache Akdas, wonach die Situation von assozi-
ationsberechtigten türkischen Arbeitnehmern und ihren Familienangehörigen wegen 
der unterschiedlichen aufenthaltsrechtlichen Gegebenheiten nicht vergleichbar sei 
mit EU-Staatsangehörigen917, greift vorliegend nicht. Der EuGH hatte die fehlende 
Vergleichbarkeit damit begründet, dass türkische Staatsangehörige anders als EU-
Staatsangehörige nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit nicht das Recht haben, in dem 
EU-Mitgliedstaat zu verbleiben918. Das Freizügigkeitsrecht der türkischen Arbeitneh-
mer sei an deren Arbeitnehmerstatus gebunden919. Anders als EU-Staatsangehörige 
könnten türkische Arbeitnehmer dem Verlust der Ansprüche daher nicht ohne Weite-
res entgehen, indem sie in dem Mitgliedstaat verbleiben920. Bezüglich der Frage, ob 
Unterhaltsvorschüsse vom Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 bzw. von der VO 
Nr. 883/2004 ausgenommen sind, befinden sich türkische Staatsangehörige nicht in 
einer schlechteren Position als EU-Staatsangehörige, die sich daraus ergeben könn-
te, dass EU-Staatsangehörige freizügigkeitsberechtigt sind, türkische Staatsangehö-
                                                 
916
 EuGH, Urteil vom  26.05.2011, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 88. 
917
 S. o. Teil 3 IX 4. 
918
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 95. 
919
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 95. 
920
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 95. 
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rige und ihre Familienangehörigen dagegen nicht. Diese Frage ist nämlich gänzlich 
unabhängig von der aufenthaltsrechtlichen Situation der Betroffenen. Unterhaltsvor-
schüsse fallen somit wegen des Besserstellungsverbotes in Art. 59 ZP nicht als Fa-
milienleistungen in den sachlichen Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80. 
 
j. Umfasste Systeme der sozialen Sicherheit 
Nach Art. 4 Abs. 2 ARB Nr. 3/80 sind von dem Beschluss die allgemeinen und die 
besonderen, die auf Beiträgen beruhenden und die beitragsfreien Systeme der sozia-
len Sicherheit sowie die Systeme, nach denen die Arbeitgeber einschließlich der 
Reeder, zu Leistungen gemäß Absatz I verpflichtet sind, umfasst. Nach Art. 4 Abs. 4 
ARB Nr. 3/80 ist der Beschluss nicht anwendbar auf die Sozialhilfe und auf Leis-
tungssysteme für Opfer des Krieges und seiner Folgen. Der EuGH hat im Rahmen 
der VO Nr. 1408/71 entschieden, dass eine Leistung dann als eine Leistung der so-
zialen Sicherheit bezeichnet wird, „wenn sie den Begünstigten aufgrund eines ge-
setzlich umschriebenen Tatbestands ohne jede im Ermessen liegende individuelle 
Prüfung der persönlichen Bedürftigkeit gewährt wird und wenn sie sich auf eines der 
in Art. 4 Abs. 1 der VO Nr. 1408/71 ausdrücklich aufgezählten Risiken bezieht“921. 
Nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH zu dem Geltungsbereich in Art. 4 VO 
Nr. 1408/71 hängt die Einordnung einer Leistung in den Geltungsbereich der Verord-
nung nicht davon ab, ob sie nach dem nationalen Recht als Leistung der sozialen 
Sicherheit angesehen wird, sondern davon, ob die Leistung nach ihren Wesens-
merkmalen, ihrem Zweck und den Voraussetzungen ihrer Gewährung als Leistung 
der sozialen Sicherheit anzusehen ist922. Der EuGH hatte noch keine Veranlassung, 
die Merkmale einer Leistung der sozialen Sicherheit im Rahmen des ARB Nr. 3/80 
näher zu bestimmen, da in seinen bisher zur Auslegung des ARB Nr. 3/80 ergange-
nen Urteilen unstreitig war, dass es um eine Leistung der sozialen Sicherheit ging. Es 
ist jedoch kein Grund ersichtlich, aus welchem eine Leistung der sozialen Sicherheit 
gemäß Art. 4 ARB Nr. 3/80 anders definiert werden sollte als im Rahmen des Art. 4 
VO Nr. 1408/71.  
 
                                                 
921
 EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 32; EuGH, Urteil vom 
11.09.2008, Rs. C-228/07, Slg. 2008 I, 6989, Petersen, Rn. 19; EuGH, Urteil vom 18.12.2007, verb. Rs. C-
396/05, C419/05, C-450/05, Slg. 2007 I, 11895, Habelt u.a., Rn. 63; EuGH, Urteil vom 21.02.2006, Rs. C-
286/03, Slg. 2006 I, 1771, Hosse, Rn. 37. 
922
 EuGH, Urteil vom 18.01.2007, Rs. C-332/05, Slg. 2007 I, 563, Celozzi, Rn. 16; EuGH, Urteil vom 
10.10.1996, verb, Rs. C-245/94 und C-312/94, Slg. 1996 I, 4895, Hoever und Zachow, Rn. 17; EuGH, Urteil 
vom 16.07.1992, Rs. C-78/91, Slg. 1992 I, 4839, Hughes, Rn. 14; EuGH, Urteil vom 27.03.1985, Rs. C-249/83, 
Slg. 1985, 973, Hoecks, Rn. 11. 
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Nach der in Art. 4 Abs. 2 ARB Nr. 3/80 erfolgten Aufzählung ist es unerheblich, ob 
diese Leistungen von einer Beitragszahlung abhängen oder nicht bzw. auf welcher 
Grundlage die Finanzierung erfolgt und ob die Leistungen allgemein oder nur be-
stimmen Bevölkerungsgruppen gewährt werden. 
 
Fraglich ist, ob die ausdrückliche Aufnahme der besonderen beitragsunabhängigen 
Geldleistungen in Art. 4 Abs. 2 a VO Nr. 1408/71 Auswirkungen auf die von dem 
ARB Nr. 3/80 umfassten Systeme der sozialen Sicherung hat. Beitragsunabhängig 
sind Leistungen dann, wenn ihre Finanzierung durch öffentliche Mittel und nicht 
durch Beiträge des Versicherten sichergestellt wird923. Eine besondere Leistung oder 
Sonderleistung in diesem Sinne liegt vor, wenn ihr Zweck darin besteht, eine Leis-
tung der sozialen Sicherheit zu ersetzen oder zu ergänzen und sie gleichzeitig den 
Charakter einer Sozialhilfeleistung aufweist, die aus wirtschaftlichen und sozialen 
Gründen gerechtfertigt ist924. Schließlich muss nach einer Regelung, die objektive 
Kriterien festlegt, über sie entschieden werden925. Festzuhalten ist, dass der EuGH 
diese Leistungen ohne Weiteres als vom sachlichen Anwendungsbereich des ARB 
Nr. 3/80 umfasst sah926. Der EuGH hat die Regelung des Art. 4 Abs. 2 a VO Nr. 
1408/71 also offenbar lediglich als Klarstellung aufgefasst. Es ist daher davon aus-
zugehen, dass auch der sachliche Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/80 die bei-
tragsunabhängigen Geldleistungen umfasst. 
 
k. Ausschluss von Sozialhilfe und Leistungssysteme für Opfer des Krieges  
    und seiner Folgen 
Gemäß Art. 4 Abs. Abs. 4 ARB Nr. 3/80 sind Sozialhilfe und Leistungssysteme für 
Opfer des Krieges und seiner Folgen nicht vom sachlichen Anwendungsbereich des 
ARB Nr. 3/80 umfasst. Dass Sozialhilfe nicht umfasst ist, ergibt sich schon aus der 
Definition der Leistungen der sozialen Sicherheit, welche beinhaltet, dass die Leis-
tungen ohne im Ermessen liegende individuelle Prüfung der Bedürftigkeit gewährt 
werden927. Wesensmerkmal der Sozialhilfe ist aber gerade, dass diese nur im Falle 
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 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-160/02, Slg. 2004 I, 5613, Skalka, Rn. 28 ff. 
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 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-160/02, Slg. 2004 I, 5613, Skalka, Rn. 25. 
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 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-160/02, Slg. 2004 I, 5613, Skalka, Rn. 25. 
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 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 77, 83 ff.. 
927
 Vgl. EuGH, Urteil vom 21.07.2011, Rs. C-503/09, Slg. 2011 I, 6497, Stewart, Rn. 32; EuGH, Urteil vom 
11.09.2008, Rs. C-228/07, Slg. 2008 I, 6989, Petersen, Rn. 19; EuGH, Urteil vom 18.12.2007, verb. Rs. C-
396/05, C419/05, C-450/05, Slg. 2007 I, 11895, Habelt u.a., Rn. 63; EuGH, Urteil vom 21.02.2006, Rs. C-
286/03, Slg. 2006 I, 1771, Hosse, Rn. 37. 
172 
 
der Bedürftigkeit und nach einer Einzelfallprüfung gewährt wird. Neben der Voraus-
setzung der Bedürftigkeit und der Gewährung ohne Einzelfallprüfung sieht der EuGH 
als wesentliches Merkmal der Sozialhilfe an, dass zu ihrer Gewährung keinerlei Be-
rufstätigkeits-, Mitgliedschafts- oder Beitragszeiten erforderlich sind928. Der EuGH hat 
aber früh erkannt, dass es zu Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen Sozialhilfe und 
Leistungen der sozialen Sicherheit kommen kann, wenn eine Rechtsvorschrift ihrem 
persönlichen Anwendungsbereich, ihren Zielen und den Einzelheiten ihrer Anwen-
dung nach Elemente beider Leistungsarten aufweist929. In diesem Zusammenhang 
hat der EuGH entschieden, dass zur Bestimmung, ob eine der VO Nr. 1408/71 unter-
liegende Leistung der sozialen Sicherheit oder eine vom Anwendungsbereich der VO 
Nr. 1408/71 ausgenommene Sozialhilfe vorliegt, hauptsächlich auf die Wesens-
merkmale der einzelnen Leistung und insbesondere auf ihre Zweckbestimmung und 
die Voraussetzungen für ihre Gewährung abzustellen ist930. Der EuGH hat in der 
Rechtssache Frilli die Abgrenzung, ob eine Leistung der sozialen Sicherheit oder So-
zialhilfe vorliegt, wesentlich auf die Frage gestützt, ob eine Einzelfallprüfung vorge-
nommen wird oder nicht931. Soweit keine Einzelfallprüfung erfolgt, hat der EuGH eine 
Leistung der sozialen Sicherheit dann auch in dem Fall angenommen, in welchem 
die Leistung die Bedürftigkeit als wesentliche Voraussetzung und keinerlei Berufstä-
tigkeits-, Mitgliedschafts- oder Beitragszeiten fordert932. Im Zweifelsfall ist damit die 
Einzelfallprüfung das entscheidende Element. Ist eine solche erforderlich, kann keine 
Leistung der sozialen Sicherheit vorliegen. Darüber hinaus hat der EuGH im Rahmen 
der Abgrenzungsproblematik noch einmal deutlich gemacht, dass nur dann eine 
Leistung der sozialen Sicherheit vorliegen kann, wenn sie einen Bezug zu einer der 
ausdrücklich in dem sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung aufgeführten 
Risiken hat933.  
 
                                                 
928
 EuGH, Urteil vom 22.06.1972, Slg. 1972, 457, Rs. 1/72, Frilli, Rn. 14/15; EuGH, Urteil vom 05.05.1983, Rs. 
139/82, Slg. 1983, 1427, Piscitello, Rn. 11; Vgl. Fuchs in Fuchs, Europäisches Sozialrecht, Teil 2 Rn. 35, S. 131. 
929
 EuGH, Urteil vom 22.06.1972, Rs. 1/72, Slg. 1972, 457, Frilli, Rn. 11/13. 
930
 EuGH, Urteil vom 05.05.1983, Rs. 139/82, Slg. 1983, 1427, Piscitello, Rn. 10. 
931
 EuGH, Urteil vom 22.06.1972, Slg. 1972, 457, Rs. 1/72, Frilli, Rn. 14/15. 
932
 EuGH, Urteil vom 22.06.1972, Rs. 1/72, Slg. 1972, 457, Frilli, Rn. 14/15. 
933
 EuGH, Urteil vom 27.03.1985, Rs. 249/83, Slg. 1985, 973, Hoeckx, Rn. 12. 
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4. Voraussetzungen des Art. 3 ARB Nr. 3/80 
 
a. Personen, für die der ARB Nr. 3/80 gilt 
Das Diskriminierungsverbot schützt nach dem Wortlaut des Art. 3 ARB Nr. 3/80 die 
Personen, für die dieser Beschluss gilt, d. h. die Personen, die gemäß Art. 2 ARB Nr. 
3/80 von dem persönlichen Geltungsbereich des ARB Nr. 3/80934 umfasst sind.  
 
b. Wohnsitz im Gebiet eines Mitgliedstaates 
Weitere Voraussetzung ist, dass diese Personen ihren Wohnsitz in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union haben. Der Begriff des Wohnortes in diesem Sinne 
richtet sich gemäß Art. 1 ARB Nr. 3/80 nach der Definition in Art. 1 Buchstabe h) VO 
Nr. 1408/71. Danach ist der Wohnort der Ort des gewöhnlichen Aufenthaltes. Maß-
geblich ist der Begriff des Wohnortes, wie er im Gemeinschaftsrecht interpretiert 
wird935. Ein Rückgriff auf das nationale Recht ist nicht zulässig, da der Wohnortbegriff 
in den verschiedenen Staaten andernfalls unterschiedlichen Inhalt haben könnte936. 
Diese Auffassung legt auch die Rechtsprechung des EuGH in der Sache Sürül na-
he937. Der EuGH hat hier das Vorliegen des gewöhnlichen Aufenthaltes der Klägerin 
in der Bundesrepublik bejaht, ohne auf das nationale Recht einzugehen938. Festzu-
stellen ist, dass der EuGH in der Rechtssache Öztürk das Wohnsitzerfordernis auf-
geweicht hat. Der EuGH hat in dieser Rechtssache entschieden, dass das Diskrimi-
nierungsverbot aus Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 von jedem Mitgliedstaat, in welchem 
der Betroffene Rechte im Rahmen der sozialen Sicherheit erworben hat oder sozial-
rechtlich relevante Zeiten zurück gelegt hat, zu berücksichtigen ist, unabhängig vom 
aktuellen Wohnsitz des Betroffenen939.  
 
Fraglich ist, ob das Innehaben eines Wohnsitzes bzw. der gewöhnliche Aufenthalt 
voraussetzt, dass die Betroffenen ihren Wohnsitz rechtmäßigerweise in dem Mit-
gliedstaat begründet haben müssen, d. h., ob sie im Besitz einer Aufenthaltserlaub-
nis sein müssen. Hiergegen lässt sich im Rahmen des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 
zunächst einwenden, dass der Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 nur vom Wohnen und nicht 
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 S. o. Teil 3 VII 2. 
935
 BSG, Urteil vom 05.10.2006, B 10 EG 6/04 R, juris, Rn. 36. 
936
 BSG, Urteil vom 05.10.2006, B 10 EG 6/04 R, juris, Rn. 37, mit Verweis auf BSG, Urteil vom 13.07.2004, B 
1 KR 33/02 R, juris, Rn. 33. 
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 BSG, Urteil vom 05.10.2006, B 10 EG 6/04 R, juris, Rn. 38. 
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 BSG, Urteil vom 05.10.2006, B 10 EG 6/04 R, juris, Rn. 38. 
939
 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-273/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 51. 
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wie beispielsweise Art. 9 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 vom ordnungsgemäßen Wohnen 
spricht. Der Wortlaut der Vorschrift deutet also bereits darauf hin, dass ein Aufent-
haltsrecht zur Begründung des Wohnsitzes nicht erforderlich ist. Wenn man für den 
gewöhnlichen Aufenthalt auch den auf Dauer angelegten tatsächlichen Aufenthalt als 
ausreichend erachtet, werden auch die nach deutschem Recht möglichen sinnwidri-
gen Ergebnisse vermieden, dass sich Personen zum Teil seit Jahrzehnten geduldet 
im Bundesgebiet aufhalten, ein gewöhnlicher Aufenthalt aber mangels Aufenthaltser-
laubnis verneint wird. Für das Erfordernis der Rechtmäßigkeit des Aufenthaltes wird 
vorgebracht, dass die Begründung eines gewöhnlichen Aufenthaltes nach dem euro-
päisch-türkischen Assoziationsrecht die Berechtigung zum Aufenthalt in dem Mit-
gliedstaat voraussetze, da türkische Staatsangehörige keine Freizügigkeit in der 
Gemeinschaft genießen940. Das Erfordernis des Besitzes eines irgendwie gearteten 
Aufenthaltsrechtes ist nach der Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Sürül941 
aber gerade nicht gegeben942. Der EuGH hat dort in seinem ersten Entscheidungs-
satz festgehalten: 
 
„Art. 3 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 3/80 des Assoziationsrates vom 19. September 
1980 über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften auf die türkischen Arbeitnehmer und auf deren 
Familienangehörige verbietet es einem Mitgliedstaat, den Anspruch eines türkischen 
Staatsangehörigen, für den dieser Beschluss gilt und dem er den Aufenthalt in sei-
nem Hoheitsgebiet gestattet hat, der jedoch dort nur eine zu einem bestimmten 
Zweck erteilte, befristete Aufenthaltsbewilligung besitzt, auf Kindergeld für sein Kind, 
das in diesem Mitgliedstaat mit ihm zusammenwohnt, vom Besitz einer Aufenthalts-
berechtigung oder Aufenthaltserlaubnis abhängig zu machen, während Inländer in-
soweit nur ihrem Wohnsitz in diesem Mitgliedstaat haben müssen.“ 
 
Es läge also eine verbotene Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit vor, 
wenn die Gewährung der sozialen Leistungen vom Vorliegen eines Aufenthaltstitels 
oder eines bestimmten Aufenthaltstitels abhängig gemacht würde, während dies bei 
Inländern naturgemäß nicht der Fall ist. Die Gewährung der Leistungen darf von kei-
nen zusätzlichen Kriterien abhängig gemacht werden im Vergleich zu Inländern. Es 
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 BSG, Urteil vom 05.10.2006, B 10 EG 6/04 R,  juris, Rn. 41. 
941
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül. 
942
 Hofmann, InfAuslR 2000, 265, 265 f. 
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wäre also widersinnig zu verlangen, dass der Betroffene seinen Wohnsitz in dem je-
weiligen Mitgliedstaat insoweit rechtmäßig genommen hat, als er über eine entspre-
chende Aufenthaltserlaubnis verfügt943. Demnach können auch Personen, die in dem 
Mitgliedstaat lediglich über eine Duldung oder eine Aufenthaltsgestattung zur Durch-
führung des Asylverfahrens und damit nicht über einen Aufenthaltstitel verfügen, in 
den Genuss des Diskriminierungsverbotes aus Art. 3 ARB Nr. 3/80 kommen944.  
 
5. Soweit dieser Beschluss nichts anderes bestimmt 
Der Art. 3 ARB Nr. 3/80 garantiert die Gleichbehandlung nur „soweit dieser Be-
schluss nichts anderes bestimmt“. Der ARB Nr. 3/80 enthält an keiner Stelle aus-
drücklich eine Bestimmung, welche das Gleichbehandlungsgebot in Bezug auf die in 
Art. 4 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 gewährten Rechte einschränkt oder modifiziert. Eine prak-
tische Bedeutung dieses Zusatzes ist insofern nicht zu erkennen. Für die Familien- 
leistungen hat der EuGH ausdrücklich festgestellt, dass der ARB Nr. 3/80 keine Aus-
nahmen oder Einschränkungen des Diskriminierungsverbotes aufstellt945. In der 
Rechtssache Öztürk hat der EuGH eine solche ausdrückliche Aussage für die dort in 
Rede stehende Leistung bei Alter nicht getroffen. Da er aber letztlich zu dem Ergeb-
nis kommt, dass die fragliche Leistung zu gewähren ist, muss er ohne Weiteres da-
von ausgegangen sein, dass der ARB Nr. 3/80 auch bezüglich der Leistungen bei 
Alter keine Ausnahmen oder Einschränkungen des Diskriminierungsverbotes enthält. 
 
Der EuGH hat allerdings in der Rechtssache Akdas festgestellt, dass Art. 6 Abs. 1 
Unterabs. 1 ARB Nr. 3/80, welcher den Export von Geldleistungen bei Invalidität, Al-
ter oder für die Hinterbliebenen sowie die Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufs-
krankheiten ermöglicht, eine andere Bestimmung im Sinne des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 
3/80 darstellt946. In Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 ARB Nr. 3/80 ist mit der Ermöglichung 
des Exportes bestimmter Leistungen aber auch keine Einschränkung, sondern eher 
                                                 
943
 LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 23.11.2004, L 11 EG 948/02, juris, Rn. 24 f. 
944
 So auch  Runderlass der Bundesagentur für Arbeit vom 19.02.2001 betreffend Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz (EStG) und dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) i.V.m. über- und zwischenbstaatlichen 
Rechtsvorschriften; Ansprüche von ausländischen Staatsangehörigen ohne Aufenthaltserlaubgnis oder Aufent-
haltserechtigung, hier: Umsetzung neuerer Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) und des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH), Geschäftszeichen: IIb2 – 7601 (3) – A-/7504/9020/9320/2112; LSG Baden Würt-
temberg, Urteil vom 23.11.2004, L 11 EG 948/02, Rn. 21 ff. 
945
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 68. 
946
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011. Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 99 f.  
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eine Konkretisierung des in Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 enthaltenen Diskriminierungs-
verbotes zu sehen947.  
 
6. Rechtsfolgen und Reichweite des Diskriminierungsverbotes 
Im Folgenden wird dargelegt, welche Rechtsfolgen und welche Reichweite das Dis-
kriminierungsverbot aus Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 hat. 
 
a. Rechtsfolgen des Diskriminierungsverbotes 
Gemäß Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 haben die durch diese Vorschrift berechtigten 
Personen die gleichen Rechte und Pflichten aufgrund der Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats wie die Staatsangehörigen dieses Staates, soweit dieser Beschluss 
nichts anderes bestimmt. Zur Reichweite des Diskriminierungsverbotes aus Art. 3 
Abs. 1 ARB Nr. 3/80 hat der EuGH in der Rechtssache Sürül folgende rechtlichen 
Ausführungen gemacht: 
 
„Zunächst bedeutet das in Artikel 3 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/80 aufgestellte 
Verbot jeder Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit im Geltungsbe-
reich dieses Beschlusses, dass ein türkischer Staatsangehöriger, für den der  Be-
schluss gilt, ebenso behandelt werden muss wie die Staatsangehörigen des  Auf-
nahmemitgliedstaats, so dass die Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates die Ge-
währung eines Anspruchs an einen solchen türkischen Staatsangehörigen nicht von 
zusätzlichen oder strengeren Voraussetzungen abhängig machen dürfen, als sie für 
die Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaates gelten“948.  
 
b. Reichweite wie die Diskriminierungsverbote aus Art. 3 Abs. 1 VO 1408/71 bzw.  
    Art. 4 VO 883/2004 und aus den Europa-Mittelmeer-Abkommen mit den Maghreb- 
    staaten 
Der EuGH hat zur Feststellung der Reichweite des Diskriminierungsverbotes aus Art. 
3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 auf seine entsprechende Rechtsprechung zur Tragweite der 
Diskriminierungsverbote aus Art. 7 EWGV und Art. 41 Kooperationsabkommen 
EWG/Marokko949 verwiesen950. Hieraus lässt sich zunächst schließen, dass in Bezug 
                                                 
947
 Dazu s. u. Teil 3 IX 4. 
948
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 97. 
949
 Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko 
vom 27. April 1976, Abl. EG L 264/1978, S. 1, im Folgenden: Kooperationsabkommen EWG/Marokko, abgelöst 
durch das Europa-Mittelmeer-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemein-
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auf die Reichweite des Diskriminierungsverbotes aus Art. 3 ARB Nr. 3/80 grundsätz-
lich auf die Rechtsprechung des EuGH zu Art. 3 VO Nr. 1408/71, welcher den Art. 7 
EWG-Vertrag bzw. jetzt Art. 18 AEUV konkretisierte, und zu den Diskriminierungs-
verboten aus den Europa-Mittelmeer-Abkommen mit den Maghrebstaaten zurück 
gegriffen werden kann. Für eine übereinstimmende Tragweite des Art. 3 Abs. 1 ARB 
Nr. 3/80 und der Diskriminierungsverbote in den Europa-Mittelmeer-Abkommen 
spricht weiterhin, dass der EuGH zur Begründung der unmittelbaren Anwendbarkeit 
des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 auf die Diskriminierungsverbote in den Europa-
Mittelmeer-Abkommen Bezug genommen hat951. Für die übereinstimmende Ausle-
gung des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 und des Art. 3 VO Nr. 1408/71 bzw. Art. 4 VO 
883/2004 in Bezug auf ihre Reichweite spricht, dass der Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 
dem Art. 3 VO Nr. 1408/71 nachgebildet ist952 und dass beide Vorschriften die glei-
che Zielrichtung haben953. Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 stellt wie Art. 3 VO Nr. 1408/71 
bzw. Art. 4 VO Nr. 883/2004 die Durchführung und Konkretisierung des allgemeinen 
Verbotes der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit für den besonde-
ren Bereich der sozialen Sicherheit dar954. Lediglich in Fällen, in welchen das Diskri-
minierungsverbot zu Gunsten EU-Staatsangehöriger zu einem Beschränkungsverbot 
erweitert wurde, ist die Übertragung der Rechtsprechung zu dem gemeinschafts-
rechtlichen Diskriminierungsverbot auf das assoziationsrechtliche Diskriminierungs-
verbot nicht möglich955. Die Erweiterung des Diskriminierungsverbotes zu einem Be-
schränkungsverbot bedeutet, dass alle innerstaatlichen Rechtsvorschriften verboten 
sind, welche die Freizügigkeit der Arbeitnehmer beschränken. Es ist dabei unerheb-
lich, ob die Bestimmung an die Staatsangehörigkeit des Betroffenen anknüpft oder 
nicht. Nach den durch den EuGH aufgestellten Grundsätzen kann eine Bestimmung 
bereits dann eine unzulässige Beschränkung des Freizügigkeitsrechtes darstellen, 
wenn sie geeignet ist, einen Staatsangehörigen davon abzuhalten, von seinem 
Recht, sein Herkunftsland zu verlassen und sein Recht auf Freizügigkeit wahrzu-
                                                                                                                                                        
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Königreich Marokko andererseits vom 26. Februar 1996, 
ABl. EG L 70/2000, im Folgenden: Europa-Mittelmeer-Abkommen/Marokko. 
950
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 97 mit Verweis auf EuGH, Urteil 
vom 02.02.1989, Rs. 187/87, Slg. 1989, 195, Cowan, Rn. 10; EuGH, Urteil vom 03.10.1996, Rs. C-126/95, Slg. 
1996 I, 4807, Hallouzi-Choho, Rn. 35 und 36; EuGH, Urteil vom 31.01.1991, Rs. C-18/90, Slg. 1991 I, 199, 
Kziber, Rn. 28. 
951
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 65. 
952
 Husmann, ZESAR 2010, 97, 100. 
953
 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 08.02.2001, 1 S 287/00, juris, Rn. 22. 
954
 Vgl. EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 64. 
955
 S. o. Teil 2 IV 4. 
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nehmen, Gebrauch zu machen956. Diese Ausweitung des Diskriminierungsverbotes 
zu einem Beschränkungsverbot knüpft aber unmittelbar an die gemeinschaftsrechtli-
che Freizügigkeit an. Da diese den türkischen Arbeitnehmern und ihren Familienan-
gehörigen noch nicht zusteht957, kann das assoziationsrechtliche Diskriminierungs-
verbot nicht entsprechend ausgedehnt werden958.  
 
c. Allgemeine Grundsätze 
Der EuGH hat in Bezug auf die sozialen Rechte von EU-Staatsangehörigen mehr-
fach festgehalten, dass es zunächst Sache des nationalen Gesetzgebers ist, die Sys-
teme der sozialen Sicherung zu gestalten und dass er in dieser Ausgestaltung frei ist, 
sofern es dabei nicht zu einer Diskriminierung von EU-Staatsangehörigen im Ver-
gleich zu Inländern kommt959. Dieser Grundsatz muss auch für das Diskriminierungs-
verbot aus Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 gelten.  
 
Das Diskriminierungsverbot gilt für alle Rechte, welche der sachliche Anwendungs-
bereich des ARB Nr. 3/80 umfasst. Wie bei den gemeinschaftsrechtlichen Diskrimi-
nierungsverboten verbietet der Art. 3 ARB Nr. 3/80 unmittelbare und mittelbare Dis-
kriminierungen960. Das Diskriminierungsverbot ist von jedem Mitgliedstaat zu berück-
sichtigen, in dem der Betroffene Rechte im Rahmen der sozialen Sicherheit erworben 
hat oder sozialrechtlich relevante Zeiten zurück gelegt hat, unabhängig vom aktuel-
len Wohnsitz des Betroffenen961. 
 
Der EuGH hat in seinem Urteil in der Rechtssache Sürül die zeitliche Wirkung des 
Urteils dahingehend beschränkt, dass es nur Wirkungen in Bezug auf solche Rechts-
verhältnisse entfalten kann, die vor Erlass des Urteils noch nicht rechtskräftig gere-
gelt waren962. Der EuGH hat in diesem Fall eine Ausnahme von dem Grundsatz ge-
macht, dass die Auslegung, die im Rahmen eines Vorabentscheidungsersuchens 
durch den EuGH erfolgt, auch auf Rechtsverhältnisse, die vor Erlass des Urteils ent-
standen sind, Anwendung findet, wenn alle sonstigen Voraussetzungen für die Anru-
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 S. o. Teil 2 III 5 e. 
957
 S. o. Teil 1 I 4 b. 
958
 S. o. Teil 2 IV 4.  
959
 EuGH, Urteil vom 24.04.1980, Rs. C-110/79, Slg. 1980, 1445, Coonan, Rn. 12. 
960
 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 54; EuGH, Urteil vom 14.03.2000, 
Rs. 102/98 und C-211/98, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs, Rn. 39. 
961
 EuGH, Urteil vom 29.04.2004, Rs. C-273/02, 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 51;  
962
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 111 f. 
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fung der zuständigen Gerichte in Bezug auf die entsprechende Streitfrage vorlie-
gen963. Der EuGH begründet dies damit, dass er in der Rechtssache Sürül erstmalig 
mit der Auslegung des Art. 3 ARB Nr. 3/80 befasst war und dass das Urteil in der 
Rechtssache Taflan Met bei vernünftiger Betrachtung Ungewissheit über die unmit-
telbare Anwendbarkeit des Art. 3 ARB Nr. 3/80 entstehen lassen konnte964. Infolge-
dessen schlössen es zwingende Erwägungen der Rechtssicherheit aus, die bereits 
vor Erlass des Urteils rechtskräftig gewordenen Rechtsverhältnisse nachträglich in 
Frage zu stellen965. 
 
d. Bisherige Entscheidungen des EuGH zu Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 
Konkrete Rechte aus Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 zu Gunsten türkischer Staatsange-
höriger hat der EuGH bisher in zwei Fällen abgeleitet. In der Rechtssache Sürül 
kommt der EuGH zu dem Ergebnis, dass ein türkischer Arbeitnehmer in gleicher 
Weise wie ein Angehöriger des betreffenden Mitgliedstaates einen Anspruch auf 
Zahlung von Kindergeld hat. Der EuGH qualifiziert das Kindergeld hierbei als Fami-
lienleistung im Sinne des Art 4 Abs. 1 viii) ARB Nr. 3/80966. Der Entscheidung lag der 
Sachverhalt zu Grunde, dass die deutsche Familienkasse die Gewährung des Kin-
dergeldes versagt hatte, da die Klägerin, eine türkische Staatsangehörige, über keine 
Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis verfügte, dies nach den maßgeb-
lichen deutschen Vorschriften aber Voraussetzung für den Bezug von Kindergeld 
war. Von Inländern wurde eine Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis 
naturgemäß nicht verlangt. Einen Verstoß gegen Art. 3 ARB Nr. 3/80 sieht der EuGH 
hier darin, dass die Gewährung von Kindergeld für die Klägerin von strengeren Vo-
raussetzungen abhängig gemacht wurde als bei Inländern, ohne dass diese Un-
gleichbehandlung gerechtfertigt sei967. In der Rechtssache Öztürk stellt der EuGH 
fest, dass die Versagung einer vorgezogenen Rente bei Langzeitarbeitslosigkeit mit 
der Begründung, der Betroffene erfülle nicht die Voraussetzung, vor einem bestimm-
ten Stichtag über einen festgesetzten Mindestzeitraum eine andere Sozialleistung in 
demselben Mitgliedstaat bezogen zu haben, gegen das Diskriminierungsverbot aus 
Art. 3 ARB Nr. 3/80 verstößt, wenn die Berücksichtigung des Umstandes ausge-
schlossen ist, dass der Betroffene innerhalb eines maßgeblichen Zeitraumes vor  
                                                 
963
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 107 ff. 
964
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 109 f. 
965
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 111. 
966
 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 75. 
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 EuGH, Urteil vom 04.05.1999, Rs. C-262/96, Slg. 1999 I, 2685, Sürül, Rn. 103 ff. 
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dem Stichtag diese Sozialleistung in einem anderen Mitgliedstaat bezogen hat 968. 
Die Entscheidung betraf den Sachverhalt, dass der Betroffene türkische Staatsange-
hörige zunächst für einige Jahre in Österreich und anschließend für einige Jahre in 
Deutschland gearbeitet hatte. Nach längerer Arbeitslosigkeit beantragte er sowohl in 
Deutschland als auch in Österreich eine vorgezogene Altersrente bzw. Alterspension 
wegen Arbeitslosigkeit. In Deutschland wurde sie ihm gewährt, in Österreich dage-
gen abgelehnt mit der Begründung, er erfülle nicht die Voraussetzung, innerhalb der 
letzten fünfzehn Monate vor dem Stichtag Leistungen aus der österreichischen Ar-
beitslosenversicherung bezogen zu haben und sich auch nicht auf einen dem Bezug 
dieser Leistung gleichgestellten Tatbestand berufen zu können969. Der EuGH nimmt 
hier eine mittelbare Diskriminierung an, da bei ausländischen Arbeitnehmern die 
Wahrscheinlichkeit höher sei, dass sie einen Teil ihres Arbeitslebens in einem ande-
ren Mitgliedstaat verbracht haben970. Zur Bejahung einer mittelbaren Diskriminierung 
reiche hier die Annahme, dass die in Rede stehende Vorschrift geeignet ist, einen 
wesentlichen größeren Anteil der Wanderarbeitnehmer zu treffen971. In dieser Ent-
scheidung hat sich der EuGH nicht ausdrücklich mit dem sachlichen Anwendungsbe-
reich des Art. 3 ARB Nr. 3/80 befasst, die fragliche Leistung aber als Rente und da-
mit als Leistung bei Alter im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Buchst. iii) ARB Nr. 3/80 aufge-
fasst972.  
 
Mit dem Diskriminierungsverbot in Art. 3 ARB Nr. 3/80 vereinbar sieht der EuGH in 
den verbundenen Rechtssachen Kocak und Örs973 dagegen die Regelung des § 33 a 
SGB I an, wonach bei altersabhängigen Rechten oder Pflichten stets das Alter maß-
geblich ist, welches sich aus der ersten Altersangabe des Betroffenen gegenüber 
dem Sozialleistungsträger ergibt. Die Entscheidung betraf den Fall, dass zwei türki-
sche Staatsangehörige dagegen klagten, dass die deutschen Behörden in Bezug auf 
die Altersrente der Kläger das in ihrem Sozialversicherungsausweis enthaltene un-
richtige anstelle des von einem türkischen Gericht festgestellte berichtigte Alter be-
rücksichtigten. In Rede stand eine mittelbare Diskriminierung dadurch, dass diese 
Regelung besonders häufig türkische Staatsangehörige benachteilige, da die türki-
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 EuGH, Urteil vom 28.04.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, 1. Entscheidungssatz. 
969
 EuGH, Urteil vom 28.04.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 29. 
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 EuGH, Urteil vom 28.04.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 36. 
971
 EuGH, Urteil vom 28.04.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 57. 
972
 EuGH, Urteil vom 28.04.2004, Rs. C-373/02, Slg. 2004 I, 3605, Öztürk, Rn. 66. 
973
 EuGH, Urteil vom 14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211/98, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs. 
181 
 
schen Personenstandsregistereintragungen nicht selten unzuverlässig seien und da-
her besonders häufig nachträgliche Berichtigungen erforderlich seien974. Der EuGH 
stellt hier zwar noch einmal fest, dass auch mittelbare Diskriminierungen von dem 
Diskriminierungsverbot des Art. 3 ARB Nr. 3/80 umfasst sind. Vorliegend rührten die 
Schwierigkeiten für türkische Arbeitnehmer aber allein aus den türkischen Vorschrif-
ten über die Führung der Personenstandsregister und aus den Besonderheiten ihrer 
praktischen Anwendung975. Von einem Mitgliedstaat könne aber nicht verlangt wer-
den, bei der Festlegung, welches Alter für die Gewährung einer Altersrente maßgeb-
lich sei, auf die Besonderheiten der türkischen Personenstandsregisterführung Rück-
sicht zu nehmen976. Der EuGH verneint mit dieser Begründung das Vorliegen einer 
auch nur mittelbaren Diskriminierung977.  
 
e. Gleichstellung von Leistungen, Einkünften, Sachverhalten oder Ergeignissen? 
In der VO Nr. 883/2004, der Nachfolgeverordnung zur VO Nr. 1408/71, ist mit Art. 5 
VO Nr. 883/2004 eine ausdrückliche Verpflichtung zur Gleichstellung von Leistungen, 
Einkünften, Sachverhalten oder Ereignissen, welche ihren Ursprung in einem ande-
ren Mitgliedstaat als demjenigen haben, in welchem Leistungen geltend gemacht 
werden, enthalten. Art. 5 VO Nr. 883/2004 lautet:  
 
„Sofern in dieser Verordnung nicht anders bestimmt ist, gilt unter Berücksichtigung 
der besonderen Durchführungsbestimmungen Folgendes: 
a) Hat nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats der Bezug von 
Leistungen der sozialen Sicherheit oder sonstigen Einkünfte bestimmte Rechtswir-
kungen, so sind die entsprechenden Rechtsvorschriften auch bei Bezug von nach 
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats gewährten gleichartigen Leis-
tungen oder bei Bezug von in einem andern Mitgliedstaat erzielten Einkünften an-
wendbar. 
b) Hat nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats der Eintritt be-
stimmter Sachverhalte oder Ergeinisse Rechtswirkungen, so berücksichtigt dieser 
Mitgliedstaat die in einem anderen Mitgliedstaat eingetretenen entsprechenden 
Sachverhalte oder Ereignisse, als ob sie im eigenen Hoheitsgebiet eigetreten wären“. 
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 EuGH, Urteil vom 14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211/98, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs, Rn. 45. 
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 EuGH, Urteil vom 14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211/98, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs, Rn. 50. 
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 EuGH, Urteil vom 14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211/98, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs, Rn. 51. 
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 EuGH, Urteil vom 14.03.2000, Rs. C-102/98 und C-211/98, Slg. 2000 I, 1287, Kocak und Örs, Rn. 51. 
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Weder der ARB Nr. 3/80 noch die VO Nr. 1408/71 enthalten eine vergleichbare Re-
gelung. Eine Gleichstellung von Leistungen, Einkünften, Sachverhalten oder Ereig-
nissen ließe sich im Rahmen des ARB Nr. 3/80 daher allenfalls direkt aus Art. 3 ARB 
Nr. 3/80 ableiten. Hiervon ist jedoch nicht auszugehen. Mangels ausdrücklicher Re-
gelung sind die Mitgliedstaaten nicht grundsätzlich verpflichtet, die in einem anderen 
Mitgliedstaat verwirklichten Sachverhalte bei der Frage des Rechtserwerbs zu be-
rücksichtigen978. Nur in Ausnahmefällen kann sich aus dem Diskriminierungsverbot 
eine Pflicht zur Gleichstellung von Leistungen, Einkünften, Sachverhalten oder Er-
eignissen ergeben. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn nach den nationalen 
Vorschriften auch für die eigenen Staatsangehörigen zur Entstehung einer Leistung 
ohne Weiteres auch die Leistungen, Einkünfte, Sachverhalte oder Ereignisse zu be-
rücksichten sind, die sich in einem anderen Mitgliedstaat ereignet haben979. Der 
EuGH hat im Rahmen des Art. 3 VO Nr. 1408/71 in mehreren Entscheidungen weite-
re Ausnahmefälle angenommen980. Wegen der grundsätzlich übereinstimmenden 
Auslegung von Art. 3 ARB Nr. 3/80 und Art. 3 VO Nr. 1408/71 kann zur Bestimmung, 
in welchen Fällen sich aus Art. 3 ARB Nr. 3/80 die Pflicht zur Gleichstellung von Leis-
tungen, Einkünften, Sachverhalten oder Ergnissen ergibt, auf die Rechtsprechung 
des EuGH zu Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1408/71 zurück gegriffen werden. Beispielsweise 
muss aus Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 ebenso wie aus Art. 3 Abs. VO Nr. 1408/71 fol-
gen, dass „ein Mitgliedstaat den in einem anderen Mitgliedstaat geleisteten Wehr-
dienst den nach seinen eigenen Rechtsvorschriften geleisteten Wehrdienst gleich-
stellen muss, wenn seine Rechtsvorschriften für Rentenempfänger, deren Ausbildung 
durch die Ableistung des Wehrdienstes unterbrochen worden ist, die Verlängerung 
des Anspruchs auf eine Waisenrente über die Vollendung des 25. Lebensjahres hin-
aus vorsehen“981. Eine Übertragung der Rechtsprechung des EuGH zu Art. 3 Abs. 1 
VO 1408/71 auf Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 ist allerdings nicht möglich bei den Ent-
scheidungen, welche die Gleichstellung aus der Ausweitung des Diskriminierungs-  
zu einem Beschränkungsverbot ableiten982. Dies folgt daraus, dass die Ausweitung 
des Diskriminierungsverbotes zu einem Beschränkungsverbot im Rahmen der asso-
ziationsrechtlichen Diskriminierungsverbote nicht möglich ist, da auch assoziations-
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 So zu Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1408/71: Husmann, ZESAR 2010, 97, 103.  
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 EuGH, Urteil vom 09.11.2006, Rs. C-346/07, Slg. 2006 I, 10951, Chateignier, Rn. 29 ff.; Husmann, ZESAR 
2010, 103. 
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 Vgl. die bei Husmann, ZESAR 2010, 97, 104 f aufgeführte Rechtsprechung. 
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 EuGH, Urteil vom 25.06.1997, Rs. C-131/96, Slg. 1997 I, 3659, Mora Romero, Rn. 36. 
982
 Dazu s. o. Teil 2 IV 4. 
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berechtigte türkische Staatsangehörige noch nicht über ein dem gemeinschaftsrecht-
lichen Freizügigkeitsrecht entsprechendes Recht verfügen983. Im Übrigen darf die 
Anwendung des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 nicht zur Umgehung speziellerer Rege-
lungen des ARB Nr. 3/80 führen. Dies folgt bereits aus der Einschränkung in Art. 3 
Abs. 1 ARB Nr. 3/80 selbst „soweit dieser Beschluss nichts anderes bestimmt“.  
 
f. Zusammenrechnung von Versicherungszeiten? 
In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob über das Diskriminierungsverbot 
aus Art. 3 Abs. 1 Nr. 3/80 eine Zusammenrechnung von Versicherungszeiten, die in 
verschiedenen Mitgliedstaaten zurückgelegt wurden, erreicht werden kann. Dies 
könnte die Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache Öztürk nahe legen. Wie 
dargelegt, hat der EuGH dort entschieden, dass bei der Frage, ob der Betroffene vor 
der Beantragung einer vorgezogenen Altersrente über den erforderlichen Zeitraum 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung bezogen hat, auch die Zeiten zu be-
rücksichtigen sind, in denen die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung in ei-
nem anderen Staat bezogen wurden. Aus dieser Rechtsprechung könnte der 
Schluss gezogen werden, dass bei der Berechnung von Leistungen grundsätzlich die 
in verschiedenen Mitgliedstaaten zurück gelegten Versicherungszeiten zusammen zu 
rechnen sind. So ist die Entscheidung des EuGH aber nicht zu verstehen. In dem 
Verfahren hatte die österreichische Regierung geltend gemacht, dass auf die im ARB 
Nr. 3/80 enthaltenen technischen Vorschriften über die Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten zurück gegriffen werden müsse, wenn die in Deutschland zu-
rück gelegten Zeiten Berücksichtigung finden sollten984. Diesen technischen Vor-
schriften über die Zusammenrechnung habe der EuGH in der Rechtssache Taflan-
Met die unmittelbare Anwendbarkeit aber gerade abgesprochen985. Dieser Auffas-
sung ist der EuGH entgegengetreten mit der Begründung, das Ausgangsverfahren 
beträfe nicht ein Problem der Anrechnung von Beitragszeiten in der Rentenversiche-
rung, von deren Zurücklegung der Erwerb des Anspruchs auf die Altersrente oder 
deren Bemessung abhängen würde, sondern nur die Frage der Berücksichtigung 
eines Mindestreferenzzeitraums, in dem der Betroffene Leistungen bei Arbeitslosig-
keit bezogen haben muss, um überhaupt einen Anspruch auf die vorgezogene Al-
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tersrente wegen Arbeitslosigkeit geltend machen zu können986. Der Mindestreferenz-
zeitraum könne nicht als Versicherungszeit angesehen werden, welche im Hinblick 
auf den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben von Rentenansprü-
chen von den technischen Vorschriften über die Zusammenrechnung der in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten zurück gelegten Zeiten erfasst wird987. Durch den Min-
destreferenzzeitraum solle nur sicher gestellt werden, dass der Betroffene tatsächlich 
über einen längeren Zeitraum arbeitslos war und seine Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt auf Schwierigkeiten stieß988. Die Vorschrift betreffe somit nicht die kon-
krete Berechnung des Anspruchs auf Altersrente und sei in vollem Umfang an Art. 3 
Abs. 1 ARB Nr. 3/80 zu messen989. Der EuGH hat in dieser Entscheidung deutlich 
gemacht, dass mit dem Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 nicht die in dem ARB Nr. 3/80 
enthaltenen Vorschriften über die Zusammenrechnung der Versicherungszeiten um-
gangen werden können, sondern dass nur in bestimmten Fällen Sachverhalte, die in 
einem Mitgliedstaat entstanden sind, auch in dem Mitgliedstaat, in welchem Rechte 
geltend gemacht werden, so zu berücksichtigen sind, wie wenn sie dort entstanden 
wären990. Bei der Prüfung, ob ein Sachverhalt, der sich in einem anderen Mitglied-
staat ereignet hat als demjenigen, in welchem der Anspruch geltend gemacht wird, 
von dem Diskriminierungsverbot umfasst ist, ist also danach zu unterscheiden, ob 
lediglich die Zusammenrechnung von Versicherungszeiten erreicht werden soll oder 
ob die Berücksichtigung des Sachverhaltes aus einem darüber hinausgehenden 
Grund erfolgt. Allein die Zusammenrechnung von Versicherungszeiten kann über das 
Diskriminierungsverbot nicht erreicht werden. Geht es bei der Berücksichtigung des 
Sachverhaltes aber darum, eine darüber hinaus gehende Voraussetzung für die Ge-
währung der Leistungen zu belegen, so ist die Berücksichtung des Sachverhaltes 
aufgrund des Diskriminierungsverbotes möglich. So hat der EuGH beispielsweise zu 
Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1408/71 entschieden, dass die Weigerung eines Mitgliedstaates, 
bei der Gewährung des in einem Mitgliedstaat gewährten Kinderbetreuungsgeldes 
den Zeitraum, in dem der Lebensgefährte der Betroffenen eine vergleichbare Leis-
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tung in einem anderen Mitgliedstaat bezogen hat, zu berücksichtigen, einen Verstoß 
gegen das Diskriminierungsverbot darstellen kann991.  
 
Die Anrechnung von Versicherungszeiten, die in einem anderen Mitgliedstaat zurück 
gelegt worden sind, kann aber dann über den Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 erreicht 
werden, wenn die in einem anderen Mitgliedstaat zurück gelegten Zeiten nach den 
nationalen Vorschriften auch bei Inländern angerechnet werden. Der EuGH hat ent-
schieden, dass die Anwendung des Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 1408/71 grundsätzlich nicht 
zu einer Zusammenrechnung von Versicherungszeiten führt, dass aber eine Anrech-
nung von Versicherungszeiten, die in einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegt wur-
den, erfolgen muss, wenn diese auch bei Inländern als Versicherungszeiten ange-
rechnet werden992. Aufgrund der grundsätzlich einheitlichen Auslegung der Diskrimi-
nierungsverbote aus Art. 3 VO Nr. 1408/71 bzw. Art. 4 VO 883/2004 und Art. 3 Abs. 
1 ARB Nr. 3/80 muss diese Rechtsprechung auch für das assoziationsrechtliche Dis-
kriminierungsverbot gelten. 
 
VIII. Diskriminierungsverbot in Bezug auf das Wahlrecht in Art. 3 Abs. 2 ARB  
       Nr. 3/80 
Gemäß Art. 3 Abs. 2 ARB Nr. 3/80 gilt Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 auch für das aktive 
Wahlrecht bei der Wahl der Mitglieder der Organe der Träger der sozialen Sicherheit 
und für das Recht, sich an ihrer Benennung zu beteiligen. Davon unberührt bleiben 
die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wählbarkeit und die Art der Be-
nennung der genannten Personen für diese Organe. Soweit ersichtlich hatten weder 
der EuGH noch die nationalen deutschen Gerichte bisher Veranlassung, sich mit die-
ser Vorschrift auseinander zu setzen. Dies liegt vermutlich daran, dass die direkte 
Anwendung des Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 zu den gleichen rechtlichen Ergebnissen 
führt993. 
 
IX. Aufhebung der Wohnortklausel in Art 6 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 
Auch in der Aufhebung der Wohnortklauseln durch Art. 6 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 ist ein 
Diskriminierungsverbot zu sehen. Diese Vorschrift bestimmt, dass die Geldleistungen 
bei Invalidität, Alter oder für die Hinterbliebenen sowie die Renten bei Arbeitsunfällen 
                                                 
991
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oder Berufskrankheiten, auf die nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten Anspruch erworben worden ist, nicht deshalb gekürzt, geändert, zum 
Ruhen gebracht, entzogen oder beschlagnahmt werden, weil der Berechtigte in der 
Türkei oder im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates wohnt, in dessen 
Gebiet der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat. Dies gilt unter dem Vor-
behalt, dass in dem ARB Nr. 3/80 nichts anderes bestimmt ist. Ein Verstoß gegen 
diese Vorschrift würde eine mittelbare Diskriminierung wegen der Staatsangehörig-
keit darstellen. Es werden vor allem türkische Staatsangehörige sein, die ihren 
Wohnsitz nach Beendigung ihrer Erwerbstätigkeit in die Türkei verlegen. Würde man 
an der Wohnortklausel festhalten, wären daher vor allem diese türkischen Staatsan-
gehörigen benachteiligt. 
 
1. Unmittelbare Anwendbarkeit 
Unter Zugrundelegung seiner ständigen Rechtsprechung, dass eine Bestimmung 
eines von der Gemeinschaft mit Drittländern geschlossenen Abkommens als unmit-
telbar anwendbar anzusehen ist, wenn sie unter Berücksichtigung ihres Wortlauts 
und im Hinblick auf den Gegenstand und die Natur des Abkommens eines klare und 
eindeutige Verpflichtung enthält, deren Erfüllung oder deren Wirkungen nicht vom 
Erlass eines weiteren Akts abhängen, hat der EuGH in der Rechtssache Akdas994 
entschieden, dass der Art. 6 Abs. 1 Unterabschnitt 1 ARB Nr. 3/80 unmittelbare Wir-
kung hat995. Diese Vorschrift begründe eine Ergebnisverpflichtung indem sie jede 
Beschränkung des Exports von Leistungen, auf welche die betroffenen türkischen 
Staatsangehörigen nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats einen Anspruch 
erworben haben, verbiete996. Diese Verpflichtung könne von dem Einzelnen in An-
spruch genommen werden, ohne dass es noch ergänzender Durchführungsbestim-
mungen bedürfe997. Der Vorbehalt „soweit in diesem Beschluss nichts anderes be-
stimmt ist“ ändert nach Auffassung des EuGH nichts an der unmittelbaren Anwend-
barkeit der Vorschrift, da der Beschluss keine abweichende Bestimmung enthält998.  
                                                 
994
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas 
995
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 67 f. 
996
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 69. 
997
 EuGH, Urteil vom 26.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 69. 
998




Das Diskriminierungsverbot betrifft Geldleistungen bei Invalidität, Alter oder für die 
Hinterbliebenen sowie die Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten, auf die 
nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten Anspruch erwor-
ben worden ist. Zur Bestimmung der verschiedenen Leistungen kann auf die obigen 
Ausführungen999 verwiesen werden.  
 
3. Rechtsfolgen 
Die Leistungen dürfen nicht deshalb gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, entzo-
gen oder beschlagnahmt werden, weil der Berechtigte in der Türkei oder im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaats als des Staates wohnt, in dessen Gebiet der zur Zah-
lung verpflichtete Träger seinen Sitz hat. Der Schutz der Leistungen ist demnach um-
fassend und verbietet jegliche Form der Verschlechterung der Leistungen. Der § 113 
Abs. 3 SGB VI beispielsweise, wonach bei der Berechnung der Höhe der Rente für 
berechtigte Drittstaatsangehörige, die im Ausland leben, nur 70 % der persönlichen 
Entgeltpunkte berücksichtigt werden, ist daher auf die nach Art. 6 Abs. 1 ARB Nr. 
3/80 berechtigten Personen unanwendbar1000.  
 
4. Verstoß gegen Art. 59 ZP bei beitragsunabhängigen Sonderleistungen? 
Im Rahmen des Art. 6 ARB Nr. 3/80 stellte sich dem EuGH in der Rechtssache Ak-
das die Frage, ob die Exportmöglichkeit von beitragsunabhängigen Sonderleistungen 
nach dieser Vorschrift einen Verstoß gegen das Besserstellungsverbot aus Art. 59 
ZP darstellen könnte. Diese Frage ergab sich daraus, dass gemäß Art. 10 a Abs. 1 
VO Nr. 1408/71 die Exportmöglichkeit für die in Art. 4 Abs. 2 a VO Nr. 1408/71 ent-
haltenen beitragsunabhängigen Sonderleistungen ausgeschlossen werden konnte. 
Diese Vorschrift wurde durch Art. 1 Abs. 4 der VO Nr. 1247/92 in die VO Nr. 1408/71 
eingefügt. Trotz der Tatsache, dass EU-Staatsangehörigen die genannten Leistun-
gen entzogen werden können, wenn die EU-Staatsangehörigen sich nicht mehr in 
dem Mitgliedstaat aufhalten, der die Leistungen bewilligt hat, sieht der EuGH keinen 
Verstoß gegen das Besserstellungsverbot aus Art. 59 ZP1001. Der EuGH begründet 
dies zum einen damit, dass Art. 39 Abs. 4 ZP die Ausfuhr bestimmter Leistungen der 
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sozialen Sicherheit vorsieht1002. Art. 39 Abs. 4 ZP lautet: „Für die Alters-, Hinterblie-
benen- und Invaliditätsrenten, die aufgrund von nach Abs. II erlassenen Bestimmun-
gen erworben wurden, muss die Möglichkeit einer Ausfuhr bestehen.“ Weiterhin sei 
bereits nach dem Anwendungsbereich des Art. 2 erster Gedankenstrich ARB Nr. 
3/80 nur erforderlich, dass die Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer „gelten oder 
galten“1003. Deren Familienangehörigen kämen dagegen gemäß Art. 2 zweiter Ge-
dankenstrich ARB Nr. 3/80 nur in den Genuss der Rechte aus dem ARB Nr. 3/80, 
wenn sie im Gebiet eines Mitgliedstaates wohnen1004. Arbeitnehmer fielen somit ohne 
weiteres in den Anwendungsbereich des ARB Nr. 3/801005. Würde man die den Ex-
port einschränkenden Vorschriften der VO Nr. 1408/71, welche nachträglich einge-
führt wurden, auf assoziationsberechtigte türkische Arbeitnehmer anwenden, würde 
dies schließlich eine Änderung des ARB Nr. 3/80 bedeuten, für welche gemäß Art. 8 
und 22 AssAbk allein der Assoziationsrat zuständig sei1006. Schließlich sei die Situa-
tion türkischer Arbeitnehmer, welche arbeitsunfähig geworden sind, nicht mit der Si-
tuation EU-Staatsangehöriger, welche sich in derselben Situation befinden, ver-
gleichbar1007. Türkische Arbeitnehmer hätten nämlich anders als EU-staatsangehöri-
ge Arbeitnehmer nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit nicht das Recht, in dem EU-
Mitgliedstaat zu verbleiben, da das Freizügigkeitsrecht der türkischen Arbeitnehmer 
an deren Arbeitnehmerstatus gebunden sei1008. Arbeitsunfähige türkische Arbeit-
nehmer hätten somit nicht die Möglichkeit, dem Verlust der Ansprüche dadurch zu 
entgehen, dass sie in dem Mitgliedstaat verbleiben, da sie mit Verlassen des Ar-
beitsmarktes grundsätzlich ihr assoziationsrechtliches Aufenthaltsrecht verlören1009. 
Die Entscheidung des EuGH in der Sache Akdas betrifft eine Rente bei Arbeitsunfall, 
muss aber genauso für die Ansprüche auf beitragsunabhängige Sonderleistungen 
bei Invalidität, Alter und für die Renten bei Berufskrankheiten gelten, da der Arbeit-
nehmer in allen Fällen den Arbeitsmarkt verlässt und somit grundsätzlich sein Auf-
enthaltsrecht in dem Mitgliedstaat verliert. Auch für die Hinterbliebenen muss der Ex-
port der Leistungen gemäß Art. 6 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 möglich sein. Zunächst ist 
nach dem persönlichen Anwedungsbereich des ARB Nr. 3/80 auch für die Hinterblie-
                                                 
1002
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 89. 
1003
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 90. 
1004
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 90. 
1005
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 90. 
1006
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 91. 
1007
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 93ff. 
1008
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 95. 
1009
 EuGH, Urteil vom 25.05.2011, Rs. C-485/07, Slg. 2011 I, 4499, Akdas, Rn. 95. 
189 
 
benen nicht erforderlich, dass sie in dem Mitgliedstaat wohnen. Da die Hinterbliebe-
nen nach dem Tod des Familienangehörigen, von welchem sie ihr Aufenthaltsrecht 
ableiten, grundsätzlich nicht mehr über ein assoziationsrechtliches Aufenthaltsrecht 
in dem betreffenden Mitgliedstaat verfügen, liefen ihre Ansprüche auf beitragsunab-
hängige Sonderleistungen an Hinterbliebene auch in der Regel leer, wenn sie bei 
einer Rückkehr in die Türkei ihre Ansprüche verlören.  
 
5. Vorrang vor Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 
Art. 6 Abs. 1 Unterabschnitt 1 ARB Nr. 3/80 ist vorrangig vor Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 





Aufenthaltsrechte aus den assoziationsrechtlichen Diskriminie-
rungsverboten in Art. 9 und 10 ARB Nr. 1/80 
 
Im Folgenden wird die  Frage erörtert, ob sich aus den Diskriminierungsverboten 
selbst Aufenthaltsrechte ableiten lassen. In Rechtsprechung und Literatur wird vor 
allem diskutiert, ob das Verbot der Diskriminierung hinsichtlich des Arbeitsentgeltes 
und der sonstigen Arbeitsbedingungen in Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ein Aufent-
haltsrecht nach sich ziehen kann. Diese Bestimmung wird hier daher vorrangig un-
tersucht. Auch das Gleichbehandlungsgebot in Bezug auf die Unterstützung der Ar-
beitsämter bei der Beschaffung eines Arbeitsplatzes in Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 
kann aufenthaltsrechtlich relevant sein. Die Frage, ob sich ein Aufenthaltsrecht aus 
dem Diskriminierungsverbot hinsichtlich des Zugangs zur schulischen und berufli-
chen Ausbildung in Art. 9 ARB Nr. 1/80 ergeben kann, ist noch gänzlich ungeklärt.  
 
I. Aufenthaltsrecht aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
Nach dem Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 sind die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft nur 
verpflichtet, den türkischen Arbeitnehmern, die ihrem regulären Arbeitsmarkt angehö-
ren, eine Regelung einzuräumen, „die gegenüber den Arbeitnehmern aus der Ge-
meinschaft hinsichtlich des Arbeitsentgeltes und der sonstigen Arbeitsbedingungen 
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jede Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit ausschließt“. Heftig umstritten 
ist nun, ob sich aus diesem Diskriminierungsverbot auch ein Aufenthaltsrecht ablei-
ten lässt. 
 
1. Die Rechtsprechung des EuGH in den Rechtssachen El-Yassini und Gattoussi 
Die Frage, ob sich aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ein Aufenthaltsrecht ergeben 
kann, kam in Folge der Rechtsprechung des EuGH in den Rechtssachen El-Yassini 
und Gattoussi auf. Hier hatte der EuGH aus den in dem am 27.04.1976 in Rabat un-
terzeichneten und durch die Verordnung (EWG) Nr. 2211/78 des Rates vom 
26.09.1978 im Namen der Gemeinschaft genehmigten Kooperationsabkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marok-
ko1011 bzw. in dem Europa-Mittelmeer-Abkommen vom 26.01.1998 zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaa-
ten einerseits und der Tunesischen Republik andererseits1012 enthaltenen Diskrimi-
nierungsverboten ein Aufenthaltsrecht zu Gunsten marokkanischer bzw. tunesischer 
Arbeitnehmer abgeleitet. Voraussetzung hierfür war nach den Entscheidungen des 
EuGH, dass die Arbeitnehmer im Besitz einer Arbeitsgenehmigung waren, welche 
ihre Aufenthaltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht überstieg, und dass sie im Zeitpunkt 
des Ablaufs ihrer Aufenthaltserlaubnis dem regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaa-
tes angehörten. Den Rechtssachen lagen folgende Sachverhalte zu Grunde: Herr El-
Yassini, ein marokkanischer Staatsangehöriger, war mit einer britischen Staatsange-
hörigen verheiratet und lebte mit ihr zusammen im Vereinigten Königreich. Er erhielt 
aufgrund der Eheschließung eine befristete Aufenthaltserlaubnis. Gleichzeitig wurde 
das Verbot der Beschäftigung aufgehoben. Nach einiger Zeit trennte sich Herr El-
Yassini von seiner Ehefrau. Das zuständige Secretary of State for the Home Depart-
ment lehnte die beantragte Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ab. Herr El-
Yassini stand zu diesem Zeitpunkt in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis. Der 
Rechtssache Gattoussi lag ein vergleichbarer Sachverhalt zu Grunde: Herrn Gat-
toussi, einem tunesischen Staatsangehörigen, war aufgrund der Eheschließung mit 
einer deutschen Staatsangehörigen von der Ausländerbehörde eine befristete Auf-
enthaltserlaubnis und von dem Arbeitsamt nach der damaligen Rechtslage eine un-
befristete Arbeitsgenehmigung erteilt worden. Herr Gattoussi trennte sich von seiner 
Ehefrau noch bevor nach dem deutschen Ausländergesetz ein eheunabhängiges 
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eigenständiges Aufenthaltsrecht entstanden war. Die Aufenthaltserlaubnis wurde 
nach Bekanntwerden der Trennung nachträglich befristet und Herr Gattoussi wurde 
zur Ausreise aufgefordert. Zu diesem Zeitpunkt ging er einer Beschäftigung nach.  
 
Der EuGH entschied in der Sache El-Yassini, dass es einem Mitgliedstaat grundsätz-
lich nicht untersagt sei, die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abzulehnen, wenn 
der ursprüngliche Grund für deren Erteilung entfallen ist1013. Die praktische Wirksam-
keit des Art. 40 Abs. 1 Kooperationsabkommen EWG/Marokko erfordere es aber, 
dass „ein marokkanischer Staatsangehöriger, dem ordnungsgemäß die Erlaubnis 
erteilt wurde, im Gebiet eines Mitgliedstaates für eine bestimmte Zeit eine Beschäfti-
gung auszuüben, während dieser gesamten Zeit seine Rechte aus dieser Bestim-
mung ausüben kann“1014. Art. 40 Abs. 1 Kooperationsabkommen EWG/Marokko lau-
tet:  
 
„Jeder Mitgliedstaat gewährt den Arbeitnehmern marokkanischer Staatsangehörig-
keit, die in seinem Hoheitsgebiet beschäftigt sind, eine Behandlung, die hinsichtlich 
der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen keine auf der Staatsangehörigkeit beru-
hende Benachteiligung gegenüber seinen eigenen Staatsangehörigen bewirkt. Ma-
rokko gewährt den in seinem Hoheitsgebiet beschäftigten Arbeitnehmern, die 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten sind, die gleiche Behandlung“.  
 
Eine Ausnahme hiervon könne nur dann gemacht werden, wenn die Ablehnung der 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Si-
cherheit und Gesundheit gerechtfertigt sei1015. Das Diskriminierungsverbot verbiete 
es demnach, die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis abzulehnen, „wenn dem 
Betroffenen durch ein derartiges Vorgehen das Recht auf tatsächliche Ausübung ei-
ner Beschäftigung, das ihm durch eine von der zuständigen nationalen Behörde ord-
nungsgemäß erteilte Arbeitserlaubnis erteilt wurde, die länger als die Aufenthaltser-
laubnis war, entzogen würde, ohne dass Gründe des Schutzes eines berechtigten 
Interesses des Staates, namentlich Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit, dies  rechtfertigten1016. Es sei dabei „Sache des nationalen Gerichtes, zu 
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 EuGH, Urteil vom 02.03.1999, Rs. C-416/96, Slg. 1999 I, 1209, El-Yassini, Rn. 62. 
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beurteilen, ob dies der Fall ist“1017. Der EuGH hat diese Rechtsprechung in der 
Rechtssache Gattoussi zu dem Diskriminierungsverbot aus Art. 64 Europa-
Mittelmeer-Abkommen/Tunesien, bestätigt. Art. 64 Europa-Mittelmeer-
Abkommen/Tunesien lautet:  
 
„(1) Jeder Mitgliedstaat gewährt den Arbeitnehmern tunesischer Staatsangehörigkeit, 
die in seinem Hoheitsgebiet beschäftigt sind, eine Behandlung, die hinsichtlich der 
Arbeits-, Entlohnungs- und Kündigungsbedingungen keine auf der Staatsangehörig-
keit beruhende Benachteiligungen gegenüber seinen eigenen Staatsangehörigen 
bewirkt.  
(2) Abs. 1 gilt hinsichtlich der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen für alle tunesi-
schen Arbeitnehmer, die dazu berechtigt sind, im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
eine befristete nichtselbständige Erwerbstätigkeit auszuüben. 
(3) Tunesien gewährt den in seinem Hoheitsgebiet beschäftigen Arbeitnehmern, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind, die gleiche Behandlung.“ 
 
Zu dem Diskriminierungsverbot im Europa-Mittelmeer-Abkommen/Tunesien existiert 
eine Gemeinsame Erklärung der Vertragsparteien1018, welche lautet: 
 
„Was die nichtdiskriminierende Behandlung bei der Entlassung betrifft, so kann Art. 
64 Abs. 1 nicht in Anspruch genommen werden, um die Verlängerung einer Aufent-
haltsgenehmigung zu erwirken. Für die Erteilung, die Verlängerung oder die Verwei-
gerung einer Aufenthaltsgenehmigung sind ausschließlich die Rechtsvorschriften der 
einzelnen Mitgliedstaaten sowie die bilateralen Übereinkünfte…maßgeblich“.  
 
Gemäß Art. 91 Europa-Mittelmeer-Abkommen/Tunesien ist die Gemeinsame Erklä-
rung Bestandteil des Abkommens. 
 
Der EuGH hat festgestellt, dass nicht angenommen werden könne, „dass die Mit-
gliedstaaten über das Diskriminierungsverbot des Art. 64 des Europa-Mittelmeer-
Abkommen/Tunesien verfügen, indem sie dessen praktische Wirksamkeit durch 
Bestimmungen des nationalen Rechtes beschränken. Eine solche Möglichkeit würde 
zum einen die Bestimmungen eines von der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
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geschlossenen Abkommens beeinträchtigen und zum anderen die einheitliche An-
wendung dieses Verbotes in Frage stellen“1019. Der in der Rechtssache aufgestellte 
Grundsatz, dass die Situation des Wanderarbeitnehmers, dem der Mitgliedstaat im 
Hinblick auf seine Arbeitserlaubnis weitergehende Rechte eingeräumt hat als in Be-
zug auf seinen Aufenthalt, nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit in Frage gestellt werden kann, müsse aus Gründen des Vertrauens-
schutzes und der Rechtssicherheit erst recht gelten, wenn der Aufnahmemitglied-
staat die Aufenthaltserlaubnis nachträglich befristet1020 
 
2. Die Kritik an der Rechtsprechung des EuGH 
An dieser Rechtsprechung des EuGH wurde zum Teil grundlegende Kritik geübt. Die 
Argumentation des EuGH wurde als Zirkelschluss bezeichnet1021. Nach der Recht-
sprechung des EuGH umfasse die Verpflichtung zur Gleichbehandlung mit Inländern 
bei den Arbeitsbedingungen weder ein Aufenthalts- noch ein Beschäftigungs-
recht1022. Dann könne aber auch die nach nationalem Recht erfolgende Beendigung 
dieser Rechte keinen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot enthalten1023. Im 
Übrigen sei nach dem deutschen Aufenthaltsrecht sowohl vor als auch nach Inkraft-
treten des Zuwanderungsgesetzes die Arbeitsgenehmigung vom Bestand der Auf-
enthaltsgenehmigung abhängig, so dass ein überschießendes Beschäftigungsrecht 
gar nicht erst entstehe1024. Wenn der EuGH in einem solchen Fall aus dem Grund-
satz des Vertrauensschutzes dennoch ein überschießendes Beschäftigungsrecht 
ableite, so verkenne er die Systematik des Arbeitserlaubnisrechtes1025. Gegen die 
Rechtsprechung des EuGH wird weiter vorgebracht, es sei nicht nachzuvollziehen, 
dass die Ausländerbehörde an die Entscheidung des Arbeitsamtes über die Befris-
tung der Arbeitserlaubnis gebunden sein soll1026. Genauso gut könne eine Bindung 
der Arbeitsverwaltung an die Entscheidung der Ausländerbehörde angenommen 
werden1027. Es stelle sich die Frage, wie bei arbeitserlaubnisfreien Tätigkeiten zu ver-
fahren wäre1028. Nach der bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes gelten-
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den Rechtslage ergäbe sich eine nicht zu rechtfertigende Besserstellung von Ehegat-
ten deutscher Staatsangehöriger im Vergleich zu Ehegatten anderer EU-
Staatsangehöriger. Dies folge daraus, dass Ehegatten deutscher Staatsangehöriger 
gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 ArGV (a. F.) einen Anspruch auf eine für jede beliebige Tä-
tigkeit gültige Arbeitserlaubnis hatten, Ehegatten anderer EU-Staatsangehöriger aber 
für die Dauer der Ehe zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit nur eine EG-
Aufenthaltserlaubnis benötigten und erst ab dem Zeitpunkt der Scheidung eine Ar-
beitsgenehmigung erforderlich war1029. Ehegatten anderer EU-Staatsangehöriger 
könnten demnach nach Scheidung nicht von der Rechtsprechung des EuGH zur auf-
enthaltsrechtlichen Wirkung des Diskriminierungsverbotes profitieren, da ihnen nach 
der geltenden Rechtslage keine überschießende Arbeitsgenehmigung erteilt wur-
de1030. Zum Teil wurde die Rechtsprechung des EuGH im Ergebnis gutgeheißen, es 
wurde aber der Rückgriff auf das Diskriminierungsverbot in Frage gestellt1031. Statt-
dessen ergebe sich das Aufenthaltsrecht aus dem Einwand des „venire contra fac-
tum proprium“1032. Wenn eine staatliche Stelle einer Person Rechte gewährt, müsse 
es dieser Person gleichzeitig auch ermöglicht werden, diese Rechte wahrzuneh-
men1033. Die Wahrnehmung des Beschäftigungsrechtes sei also durch Gewährung 
eines Aufenthaltsrechtes zu gewährleisten1034. Schließlich wurde die Entscheidung 
des EuGH in der Sache El-Yassini kritisiert, da sie sich über den eindeutigen Wort-
laut der Gemeinsamen Erklärungen der Vertragsparteien zu Art. 64 Europa-
Mittelmeer-Abkommen/Tunesien hinwegsetze1035. Danach seien für Entscheidungen 
in Bezug auf Aufenthaltserlaubnisse ausschließlich die Mitgliedstaaten verantwortlich 
und das Diskriminierungsverbot in Bezug auf die Arbeitsbedingungen könne nicht 




Die Kritik an der Rechtsprechung des EuGH ist nicht gerechtfertigt. Insbesondere ist 
der Vorwurf des Zirkelschlusses nicht haltbar. Das Diskriminierungsverbot betrifft 
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seinem Wortlaut nach die Gleichbehandlung in Bezug auf die Beschäftigung. Dem-
entsprechend ist es folgerichtig, wenn der EuGH feststellt, dass das Diskriminie-
rungsverbot es einem Mitgliedstaat grundsätzlich nicht verbietet, die Verlängerung 
einer Aufenthaltserlaubnis abzulehnen oder eine Aufenthaltserlaubnis nachträglich 
zu befristen, wenn die Erteilungsvoraussetzungen wegfallen. Unmittelbar betrifft das 
Diskriminierungsverbot eben nicht das Aufenthaltsrecht. Vorliegend geht es darum, 
dass der Betroffene den Schutz vor Diskriminierung, der ihm im Zusammenhang mit 
der Arbeitsgenehmigung entstanden ist, auch tatsächlich wahrnehmen kann. In den 
durch den EuGH entschiedenen Fällen war den betroffenen Personen in einem eige-
nen Verwaltungsakt eine Arbeitsgenehmigung erteilt worden. Diese Arbeitsgenehmi-
gung war im Gegensatz zu der von einer anderen Stelle erteilten Aufenthaltserlaub-
nis unbefristet. Das Recht zur Beschäftigung war damit zunächst unbefristet entstan-
den. Wenn eine Person durch eine solche Arbeitserlaubnis legitimiert einer Beschäf-
tigung nachgeht, fällt sie grundsätzlich in den Anwendungsbereich des beschäfti-
gungsbezogenen Diskriminierungsverbotes. Auch dieses Recht entsteht entspre-
chend der zeitlich nicht limitierten Arbeitserlaubnis unbefristet. An der Wahrnehmung 
seiner Rechte aus dem Diskriminierungsverbot wäre der Arbeitnehmer aber gehin-
dert, wenn ihm der weitere Aufenthalt in dem EU-Mitgliedstaat verwehrt würde. Das 
Diskriminierungsverbot liefe in diesem Falle leer. Folgerichtig hat der EuGH im Sinne 
des Grundsatzes der praktischen Wirksamkeit gefordert, dass der Mitgliedstaat in 
den konkreten Fällen ein Aufenthaltsrecht erteilt. Bei dieser Anwendung des Diskri-
minierungsverbotes handelt es sich also nicht um einen Zirkelschluss bzw. um den 
Versuch, dem Diskriminierungsverbot unter allen Umständen eine aufenthaltsrechtli-
che Bedeutung zukommen zu lassen. Im Vordergrund der Rechtsprechung des 
EuGH stehen das beschäftigungsrechtliche Diskriminierungsverbot und das Bestre-
ben, diesem praktische Wirksamkeit zukommen zu lassen. Der Rückgriff auf das 
Diskriminierungsverbot ist daher auch nicht entbehrlich. Es handelt sich bei dieser 
Anwendung des Diskriminierungsverbotes durch den EuGH auch um eine konse-
quente Weiterführung der Grundsätze aus seiner Rechtsprechung zu Art. 6 und 7 
ARB Nr. 1/80. Nach ihrem Wortlaut gewähren diese Vorschriften türkischen Arbeit-
nehmern bzw. ihren Familienangehörigen auch nur Arbeitserlaubnisse in Abhängig-
keit von einer bestimmten Beschäftigungs- bzw. Aufenthaltszeit. Auch diese Beschäf-
tigungsrechte führen nach der Rechtsprechung des EuGH im Ergebnis zu einem 
Aufenthaltsrecht des Betroffenen, da er andernfalls die ihm durch Art. 6 und 7 ARB 
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Nr. 1/80 gewährten Rechte nicht wahrnehmen könnte. Der Einwand, es sei nicht ein-
zusehen, dass hier gerade eine Bindung der Ausländerbehörde an die Entscheidung 
der Arbeitsverwaltung bestehe und nicht umgekehrt1037, kann nicht durchgreifen. Er 
verkennt, dass in den relevanten Fallgestaltungen das Beschäftigungsrecht ja gerade 
eigenständig im Verhältnis zu der Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde. Der Betroffene 
kann grundsätzlich darauf vertrauen, dass ihm die gewährten Rechte nicht wieder 
entzogen werden. Wenn aber in einem solchen Fall das Beschäftigungsrecht weiter 
besteht und der Betroffene einer Beschäftigung nachgeht, ist weiterhin ein Sachver-
halt gegeben, welcher dem Diskriminierungsverbot unterfällt. Es geht bei dem Auf-
enthaltsrecht aus dem Diskriminierungsverbot darum, dass dem Betroffenen die Ge-
legenheit gegeben werden muss, diese Rechte effektiv wahrzunehmen. Dies ist aber 
nur dann möglich, wenn er sich im dem betreffenden Mitgliedstaat weiter aufhalten 
kann. Infolge dieser Überlegungen kann es auch nicht ausschlaggebend sein, dass 
drittstaatsangehörige Ehegatten von deutschen Staatsangehörigen nach der frühe-
ren Rechtslage besser behandelt wurden als drittstaatsangehörige Ehegatten von 
Unionsbürgern, da letztere keine überschießende Arbeitsgenehmigung erhielten. 
Zum einen stellt sich hier eher die Frage, ob nicht das Recht der drittstaatsangehöri-
gen Ehegatten von Unionsbürgern ausgedehnt werden muss. Zum anderen besteht 
diese unterschiedliche Behandlung seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes 
nicht mehr, da nunmehr auch die drittstaatsangehörigen Ehegatten deutscher 
Staatsangehöriger keine von der Aufenthaltserlaubnis unabhängige Arbeitserlaubnis 
mehr erhalten. Stattdessen beinhaltet die dem Ehegatten eines deutschen Staatsan-
gehörigen erteilte Aufenthaltserlaubnis gemäß § 28 Abs. 5 AufenthG per se eine Ar-
beitserlaubnis. Dass jedenfalls nach der Rechtslage vor Inkrafttreten des Zuwande-
rungsgesetzes ein von der Arbeitserlaubnis unabhängiges überschießendes Be-
schäftigungsrecht erteilt wurde, wird unten1038 näher ausgeführt. 
 
Gegen den Vorwurf des Verstoßes gegen die Gemeinsamen Erklärungen zu Art. 64 
Europa-Mittelmeer-Abkommen/Tunesien ist festzuhalten, dass die Vertragsparteien 
nicht generell erklärt haben, dass sich aus dem arbeitsrechtlichen Diskriminierungs-
verbot kein Anspruch auf Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis ergeben kön-
ne1039. Die gemeinsame Erklärung betrifft zunächst ausdrücklich den Fall einer Kün-
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digung1040. Im Übrigen ist der Argumentation des EuGH zu folgen, wonach die Mit-
gliedstaaten nicht befugt sind, die Wirksamkeit und einheitliche Anwendung des Dis-
kriminierungsverbotes durch nationale Regelungen zu beeinträchtigen.  
 
4. Die Rechtsprechung des EuGH in der Sache Güzeli 
Die vorgehend skizzierte Rechtsprechung betrifft die Diskriminierungsverbote aus 
den Kooperationsabkommen EWG/Marokko bzw. Europa-Mittelmeer-
Abkommen/Tunesien. In der Rechtssache Güzeli hat sich der EuGH erstmalig mit 
der Frage der aufenthaltsrechtlichen Wirkung des Diskriminierungsverbotes aus Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 befasst. Die Rechtssache Güzeli beruht auf einem Vorabent-
scheidungsersuchen des VG Aachen1041 an den EuGH mit folgenden Fragen: 
 
„1. Verbietet es das Diskriminierungsverbot des Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 
1/80 einem Mitgliedstaat, den weiteren Aufenthalt eines türkischen Arbeitnehmers in 
der Situation des Klägers, der im Zeitpunkt des Ablaufs der ihm ursprünglich erteilten 
nationalen Aufenthaltserlaubnis dem regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates an-
gehörte und im Besitz eines unbefristeten Beschäftigungsrechtes war, für die Dauer 
der Beschäftigung zu versagen? 
Ist in diesem Zusammenhang erheblich, dass die dem türkischen Wanderarbeitneh-
mer erteilte Arbeitserlaubnis 
- nach innerstaatlichem Recht ohne zeitliche Befristung erteilt wurde, 
- nach innerstaatlichem Recht in Abhängigkeit vom Fortbestand der ursprünglichen 
Arbeitserlaubnis erteilt worden war, sie aber nicht automatisch mit dem Ablauf der 
Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsgenehmigung erlischt, sondern so lange Geltung hat, 
bis der Ausländer sich auch nicht mehr vorläufig im Mitgliedstaat aufhalten darf? 
2. Ist es dem Mitgliedstaat im Licht des Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 er-
laubt, den Aufenthalt des türkischen Arbeitnehmers zu versagen, wenn dieser nach 
dem Zeitpunkt des Ablaufs der ihm zuletzt erteilten Aufenthaltserlaubnis als Saison-
arbeitnehmer tätig, d.h. in den Zeiten zwischen den Beschäftigungen ohne Arbeit ist? 
3. Hat ein nach dem Zeitpunkt des Ablaufs der ursprünglich erteilten Aufenthaltser-
laubnis erfolgte Änderung der rechtlichen Ausgestaltung des nationalen Arbeitsge-
nehmigungsrechtes Einfluss auf das aus Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 
resultierende Verbot, den Aufenthalt zu versagen?“ 
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Der EuGH stellt zunächst fest, dass sich auf die Rechte aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 nur berufen kann, wer zum maßgeblichen Zeitpunkt dem regulären Arbeitsmarkt 
des Mitgliedstaates angehört1042. Der EuGH führt weiter aus, dass Herr Güzeli sich in 
seiner Stellungnahme vor dem Gerichtshof auf die Auslegung der „vergleichbaren“ 
Vorschrift des Art. 64 Europa-Mittelmeer-Abkommen/Tunesien beruft, „demzufolge 
es einem Mitgliedstaat zwar grundsätzlich nicht untersagt ist, die Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis eines marokkanischen Staatsangehörigen, dem dieser Mitglied-
staat die  Einreise und die Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt hatte, abzulehnen, 
wenn der ursprüngliche Grund für die Gewährung des Aufenthaltsrechtes bei Ablauf 
der Aufenthaltserlaubnis nicht mehr besteht, es sich jedoch anders verhält, wenn der 
Aufnahmemitgliedstaat dem marokkanischen Wanderarbeitnehmer in Bezug auf die 
Ausübung einer Beschäftigung weitergehende Rechte als in Bezug auf den Aufent-
halt verliehen hatte“1043. Es sei „Sache des vorlegenden Gerichtes festzustellen, ob 
eine solche Fallgestaltung im Ausgangsverfahren vorlag, wobei insbesondere die 
Verurteilung von Herrn Güzeli wegen Verstoßes gegen die in seiner Arbeitserlaubnis 
enthaltenen Auflagen zu berücksichtigen ist“1044. 
 
5. Die Schlussanträge des Generalanwaltes L. A. Geelhoed in der Rechtssache   
    Güzeli 
Der Generalanwalt Geelhoed lehnte in seinen Schlussanträgen in der Rechtssache 
Güzeli die aufenthaltsrechtliche Wirkung des Diskriminierungsverbotes aus Art. 10 
ARB Nr. 1/80 zu Gunsten türkischer Arbeitnehmer ab. Der Generalanwalt bezweifelte 
bereits aufgrund des Wortlautes des Art. 10 ARB Nr. 1/80, dass sich hieraus eine 
aufenthaltsrechtliche Wirkung ableiten lasse. Dem Wortlaut nach verbiete der Art. 10 
ARB Nr. 1/80 lediglich Diskriminierungen im Bereich des Arbeitsentgeltes und der 
Arbeitsbedingungen1045. Im Wesentlichen stützte der Generalanwalt aber seine Auf-
fassung auf die Argumentation, die Aufenthaltsrechte türkischer Arbeitnehmer seien 
abschließend in Art. 6 ARB Nr. 1/80 geregelt1046. Dessen Funktion würde untermi-
niert, wenn sich derjenige, der dessen Voraussetzungen nicht erfüllt, sich zur Be-
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gründung eines Aufenthaltsrechtes auf das Diskriminierungsverbot berufen kön-
ne1047. 
 
6. Die deutsche Rechtsprechung 
Im Folgenden soll dargestellt werden, wie die deutsche Rechtsprechung die Recht-
sprechung des EuGH in der Rechtssache Güzeli aufgefasst hat bzw. welche 
Schlussfolgerungen daraus gezogen wurden. Unterschieden wird dabei zwischen der 
rechtlichen Situation wie sie bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes be-
standen hat und der rechtlichen Situation nach Inkrafttreten des Zuwanderungsge-
setzes. Ein wesentlicher Unterschied besteht nämlich darin, dass bis zum Inkrafttre-
ten  des Zuwanderungsgesetzes die Aufenthaltserlaubnis zur Familienzusammenfüh-
rung von der Ausländerbehörde befristet erteilt wurde, der ausländische Ehegatte 
von dem Arbeitsamt gleichzeitig gemäß § 2 Abs. 2 ArGV a. F. eine unbefristete Ar-
beitsgenehmigung erhielt. Seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes erfolgt keine 
eigenständige Entscheidung durch das Arbeitsamt bzw. die Agentur für Arbeit über 
die Erteilung einer Arbeitserlaubnis mehr. Vielmehr berechtigt die  Aufenthaltserlaub-
nis zur Familienzusammenführung gemäß Art. 28 Abs. 5 AufenthG per se zur Er-
werbstätigkeit. Die Aufenthaltserlaubnis wird demgemäß mit dem Vermerk „Erwerbs-
tätigkeit gestattet“ erteilt. Seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes gilt eine zuvor 
erteilte unbefristete Arbeitserlaubnis bzw. Arbeitsberechtigung gemäß § 105 Abs. 2 
AufenthG nur noch als verwaltungsinterne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
zur Aufnahme einer Beschäftigung fort. 
 
a. Zur rechtlichen Situation bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes 
In seinen Entscheidungen vom 01.07.20031048 ging das Bundesverwaltungsgericht 
noch davon aus, dass sich nach deutschem Recht generell kein Aufenthaltsrecht aus 
einem Diskriminierungsverbot ergeben könne. Dies hat das Bundesverwaltungsge-
richt in den genannten Entscheidungen zunächst für das Diskriminierungsverbot aus 
Art. 64 Europa-Mittelmeer-Abkommen/Marokko festgestellt. Begründet hat das Bun-
desverwaltungsgericht seine Auffassung damit, dass auch eine bis zum Inkrafttreten 
des Zuwanderungsgesetzes gemäß §  2 Abs. 2 ArGV unbefristet erteilte Arbeitser-
laubnis keine die Aufenthaltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht überschießenden Rechte 
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eingeräumt hätte, da die Arbeitserlaubnis von der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
abhängig gewesen sei1049. Eine unbefristete Arbeitsgenehmigung hätte kein von der 
Aufenthaltserlaubnis unabhängiges Recht auf Fortsetzung der Beschäftigung verm-
mittelt1050. Dies ergebe sich aus § 284 Abs. 5 SGB III a. F., wonach die Arbeitsge-
nehmigung nur erteilt werden durfte, wenn der Ausländer eine Aufenthaltsgenehmi-
gung nach § 5 AuslG besaß1051. Dieser Vorrang der Aufenthaltserlaubnis gelte auch 
für den Fortbestand der Arbeitsgenehmigung1052. Dies folge aus § 8 Abs. 1 Nr. 1 
ArGV, welcher bestimmt, dass die Arbeitserlaubnis erlischt, wenn keine der Voraus-
setzungen des § 5 ArGV mehr erfüllt werde1053. § 5 ArGV regelt die Fälle, in denen 
sich der Betroffene aufgrund verfahrensrechtlicher Vorschriften noch vorläufig vo-
rübergehend weiter im Bundesgebiet aufhalten darf. Dieser Auffassung haben sich 
einige Oberverwaltungsgerichte angeschlossen1054. Der VGH Mannheim führt in ei-
nem Beschluss vom 30.03.20091055 darüber hinaus aus, es sei angesichts der Tatsa-
che, dass sich der EuGH in seiner Entscheidung in der Sache Güzeli nicht mit den in 
den Schlussanträgen geltend gemachten systematischen Einwänden auseinander-
gesetzt hat und sich auch nicht ausführlich mit Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 befasst, 
fraglich, ob der EuGH mit seiner Entscheidung schon abschließend über die Über-
tragbarkeit der in den Rechtssachen El-Yassini und Gattoussi entwickelten Grund-
sätze auf Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 entschieden habe1056. Nach der Auffassung 
des OVG Hamburg ist dagegen die Tatsache unerheblich, dass nach deutschem 
Recht die Arbeitserlaubnis abhängig ist vom Aufenthaltsrecht1057. Der EuGH habe in 
der Rechtssache Gattoussi entschieden, dass sich für den Betroffenen aus dem Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 Aufenthaltsrechte ergeben können, obwohl ihm die deutsche 
Rechtslage bekannt war1058. Aus der Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache 
Gattoussi folge, dass die Mitgliedstaaten nicht das Recht hätten, über das Diskrimi-
nierungsverbot zu verfügen, indem sie dessen praktische Wirksamkeit durch Best-
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immungen des nationalen Rechtes beschränkten1059. Andernfalls drohe eine Beein-
trächtigung der Bestimmungen des entsprechenden Abkommens und dessen ein-
heitliche Anwendung sei gefährdet1060. Der EuGH habe in den Rechtssachen Gat-
toussi und El-Yassini entschieden, dass der Aufnahmemitgliedstaat die Situation ei-
nes Wanderarbeitnehmers, dem urspünglich in Bezug auf die Ausübung einer Be-
schäftigung  weitergehende Rechte eingeräumt wurden als in Bezug auf den Aufent-
halt, nur aus Gründen eines berechtigten Interessen des Staates wie öffentliche Ord-
nung, Sicherheit oder Gesundheit in Frage stellen könne1061. Der EuGH habe den 
nationalen Gerichten lediglich die Entscheidung überlassen, ob eine Situation gege-
ben ist, die der Ausgangslage der Rechtssachen El-Yassini, Gattoussi und Güzeli 
vergleichbar ist und ob berechtigte Interessen des Staates vorliegen, aus denen die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abgelehnt werden kann bzw. die Aufenthalts-
erlaubnis nachträglich befristet werden kann, obwohl eine überschießende Arbeits-
genehmigung erteilt worden war1062. Die nationalen Gerichte seien dagegen nicht 
befugt, die Wirksamkeit des Diskriminierungsverbotes dadurch auszuhöhlen, dass 
sie einer ordnungsgemäß erteilten Arbeitsgenehmigung, welche in ihrer Dauer die 
Aufenthaltsgenehmigung übersteigt, generell und unter Berufung auf nationale Vor-
schriften, eine aufenthaltsrechtliche Wirkung absprechen1063. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hält an seiner Auffassung, dass sich nach deutschem 
Recht generell kein Aufenthaltsrecht aus einem Diskriminierungsverbot ergeben kön-
ne, nicht mehr fest. In seiner Entscheidung vom 18.12.20091064 hat es die Möglich-
keit, ein Aufenthaltsrecht aus dem Diskriminierungsverbot aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 abzuleiten, jedenfalls nicht mehr mit der oben dargelegten Begründung abge-
lehnt. Es hat zwar nicht ausdrücklich festgestellt, dass eine unbefristete Arbeitser-
laubnis bzw. Arbeitsberechtigung bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes 
ein Aufenthaltsrecht vermitteln kann, wenn die Arbeitserlaubnis die ursprünglich er-
teilte Aufenthaltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht übersteigt, tendiert aber aufgrund der 
Rechtsprechung des EuGH in der Sache Güzeli offenbar in diese Richtung1065. Das 
                                                 
1059
 OVG Hamburg, Urteil vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 61. 
1060
 OVG Hamburg, Urteil vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 61 unter Bezugnahme auf EuGH, Urteil vom 
14.12.2006, Rs. C-97/05, Slg. 2006 I, 11917, Gattoussi, Rn. 39. 
1061
 OVG Hamburg, Urteil vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris,  Rn. 61. 
1062
 OVG Hamburg, Urteil vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 69. 
1063
 OVG Hamburg, Urteil vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 69. 
1064
 BVerwG, Urteil vom 08.12.2009, 1 C 16.08, juris. 
1065
 BVerwG, Urteil vom 08.12.2009, 1 C 16.08, juris, Rn. 14. 
202 
 
Bundesverwaltungsgericht deutet an, dass sich Aufenthaltsrechte möglicherweise 
nur aus den besonderen Regelungen der Art. 6 ff ARB Nr. 1/80 ergeben könnten, 
räumt aber ein, dass der EuGH es nicht von vornherein für ausgeschlossen hält, 
dass sich ein türkischer Arbeitnehmer zur Begründung eines Aufenthaltsrechtes auf 
Art. 10 ARB Nr. 1/80 beruft1066. Das Bundesverwaltungsgericht führt aus, dass sich 
das Aufenthaltsrecht nicht aus einem gemeinschaftsrechtlich begründeten Anspruch 
auf Ausübung einer Beschäftigung herleite, sondern auf einer sich aus nationalem 
Recht ergebenden überschießenden beschäftigungsrechtlichen Position in Verbin-
dung mit dem effet utile des Diskriminierungsverbotes beruhe1067. Es sei Sinn und 
Zweck der aufenthaltsrechtlichen Wirkung des Diskriminierungsverbotes, es dem 
Mitgliedstaat zu untersagen, die praktische Wirksamkeit des Diskriminierungsverbo-
tes dadurch zu unterlaufen, dass durch nach nationalem Recht zulässige aufent-
haltsbeschränkende Maßnahmen die Ausübung des ursprünglich eingeräumten 
Rechtes zur Beschäftigung verhindert wird, wenn dies nicht zum Schutz eines be-
rechtigten Interesses des Staates, wie der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Ge-
sundheit geboten ist1068. Ohne nähere Begründung nimmt das Bundesverwaltungs-
gericht an, dass das Diskriminierungsverbot aber nur das konkrete Beschäftigungs-
verhältnis schützt, welches der Betroffene im Vertrauen auf die ihm erteilte unbefris-
tete Arbeitsgenehmigung aufgenommen hat1069. Der 13. Senat des VGH Mannheim 
entnimmt zunächst der Tatsache, dass der EuGH Art. 40 des Kooperationsbkommen 
EWG/Marokko und Art. 10 ARB Nr. 1/80 als vergleichbare Vorschriften bezeichnet, 
dass die Auslegung beider Diskriminierungsverbote übereinstimmend vorzunehmen 
ist1070. Der Tatsache, dass der EuGH ohne weitere Problematisierung ausführe, es 
sei Sache des nationalen Gerichtes festzustellen, ob eine der Fallgestaltung in der 
Sache El-Yassini entsprechende Fallgestaltung vorliege, entnimmt der VGH Mann-
heim, dass der EuGH die in der Sache El-Yassini aufgestellten Grundsätze für Art. 
10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 übernimmt1071. Hierfür spreche auch der übereinstimmende 
Wortlaut beider Vorschriften1072. Darüber hinaus verfolge der ARB Nr. 1/80 ein höhe-
res Integrationsziel als das Europa-Mittelmeer-Abkommen/Marokko. Das Diskriminie-
rungsverbot aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 müsse daher erst recht aufenthalts-
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rechtliche Wirkungen entfalten können1073. Es bestehe auch kein Grund, Art. 6 ARB 
Nr. 1/80 als abschließende aufenthaltsrechtliche Regelung im Rahmen des ARB Nr. 
1/80 zu sehen1074. Art. 6 ARB Nr. 1/80 und die aufenthaltsrechtlichen Folgen aus Art. 
10 ARB Nr. 1/80 beträfen unterschiedliche Konstellationen. Art. 6 ARB Nr. 1/80 bein-
halte ein originäres Aufenthalts- und Beschäftigungsrecht mit dem Ziel der schrittwei-
sen Integration türkischer Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt des Aufnahmemitglied-
staates. Art. 10 ARB Nr. 1/80 führe nur dazu, dass ein Beschäftigungsrecht, welches 
ein Mitgliedstaat nach seinen nationalen Vorschriften erteilt hat, als Annex ein Auf-
enthaltsrecht nach sich ziehen muss, wenn die erteilte Arbeitserlaubnis die ursprüng-
lich erteilte Aufenthaltserlaubnis übersteigt1075.  
 
b. Zur rechtlichen Situation ab Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes 
Anders bewertet das Bundesverwaltungsgericht die rechtliche Situation ab Inkrafttre-
ten des Zuwanderungsgesetzes. Wie dargelegt, gilt die ursprünglich erteilte Arbeits-
berechtigung gemäß § 105 Abs. 2 AufenthG nur noch als verwaltungsinterne Zu-
stimmung zur Aufnahme einer Beschäftigung fort. Das Bundesverwaltungsgericht 
spricht dieser Zustimmung als bloßem Verwaltungsinternum jegliche Möglichkeit ab, 
aufenthaltsrechtliche Wirkungen auf der Grundlage des Diskriminierungsverbotes 
nach sich zu ziehen, da diese Zustimmung dem Betroffenen keine im Vergleich zum 
Aufenthaltsrecht zeitlich überschießenden Beschäftigungsrechte verleihe1076.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht sieht in der Änderung der Rechtslage in Bezug auf 
die Erteilung der Arbeitsgenehmigung auch keinen Verstoß gegen das Standstillge-
bot aus Art. 13 ARB Nr. 1/80. Diese Bestimmung lautet: „Die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und die Türkei dürfen für Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, 
deren Aufenthalt und Beschäftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemäß sind, 
keine neuen Beschränkungen der Bedingungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt 
einführen.“ Das Bundesverwaltungsgericht bezweifelt, lässt aber im Ergebnis offen, 
ob bei einem Günstigkeitsvergleich in Bezug auf die unterschiedlichen nationalen 
Rechtslagen ein gemeinschaftsrechtlicher Anspruch aus Art. 10 ARB Nr. 1/80 einzu-
beziehen ist1077. Im Ergebnis verneint das Bundesverwaltungsgericht in dem konkre-
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ten Fall einen Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot mit dem Argument, der 
Kläger stünde auch unter Zugrundelegung der Rechtslage, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des ARB Nr. 1/80 am 01.12.1980 galt, nicht besser1078. Zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des ARB Nr. 1/80 hätte der Betroffene nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 S. 1 AEVO eine auf fünf Jahre befristete besondere Arbeitserlaubnis er-
halten. Da auch eine solche zu dem für die Entscheidung über das Aufenthaltsrecht 
maßgeblichen Zeitpunkt bereits abgelaufen wäre, stünde der Betroffene nicht besser 
als unter Zugrundelegung der aktuellen Rechtslage1079. Das OVG Hamburg ist ande-
rer Auffassung. Es hat dem EuGH mit Beschluss vom 19.05.20011080 unter anderem 
folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
 
„Ist Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 dahin auszulegen, dass die Stillhalteklausel es 
einem Mitgliedstaat auch verbietet, einem dem regulären Arbeitsmarkt angehörenden 
türkischen Arbeitnehmer durch eine normative Regelung (hier: durch das Gesetz 
über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bun-
desgebiet vom 30.07.2004) die Möglichkeit zu nehmen, sich auf einen Verstoß ge-
gen das Diskriminierungsverbot in Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 im Hin-
blick auf die ihm zuvor erteilte, die Dauer der Aufenthaltserlaubnis übersteigende Ar-
beitsgenehmigung zu berufen?“ 
„Ist Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 weiter dahin auszulegen, dass von die-
ser Vorschrift ausschließlich diejenige Beschäftigung erfasst wird, die ein türkischer 
Arbeitnehmer, der im Besitz einer ihm von den nationalen Behörden ordnungsgemäß 
erteilten unbefristeten und sachlich nicht eingeschränkten Arbeitserlaubnis ist, in dem 
Zeitpunkt ausübt, in dem seine für einen anderen Zweck erteilte befristete Aufent-
haltserlaubnis endet, und dass ein türkischer Arbeitnehmer in dieser Situation des-
halb nicht verlangen kann, dass die nationalen Behörden auch nach endgültiger Auf-
gabe dieser Beschäftigung seinen weiteren Aufenthalt für eine neue Beschäftigung – 
gegebenenfalls nach einer für die Stellensuche notwendigen zeitlichen Unterbre-
chung - erlauben?“ 
„Ist Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 weiter dahin auszulegen, dass das Dis-
kriminierungsverbot es den nationalen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats (nur) 
untersagt, gegenüber einem dem regulären Arbeitsmarkt angehörenden türkischen 
                                                 
1078
 BVerwG, Urteil vom 08.12.2009, 1 C 16.08, juris,  Rn. 25. 
1079
 BVerwG, Urteil vom 08.12.2009, 1 C 16.08, juris, Rn. 25 f. 
1080
 OVG Hamburg, Beschluss vom 19.05.2001, juris, 4 Bf 88/10. 
205 
 
Staatsangehörigen, dem er ursprünglich in Bezug auf die Ausübung einer Beschäfti-
gung weitergehende Rechte als in Bezug auf seinen Aufenthalt verliehen hat, nach 
dem Ablauf der zuletzt erteilten Aufenthaltserlaubnis aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen zu ergreifen, sofern diese Maßnahmen nicht dem Schutz eines berechtigten 
Interesses des Staates dienen, sie nicht jedoch dazu verpflichtet, eine Genehmigung 
zum Aufenthalt zu erteilen?“  
 
Das OVG Hamburg hat in seiner Begründung dieses Vorabentscheidungsersuchens 
seine Rechtsauffassung dargelegt und die hier aufgeworfenen Fragen zu Gunsten 
der türkischen Arbeitnehmer beantwortet. Das OVG Hamburg ist der Auffassung, 
dass die Änderung der deutschen Rechtslage in Bezug auf die Erteilung der Arbeits-
erlaubnis eine neue Beschränkung im Sinne von Art. 13 ARB Nr. 1/80 darstelle und 
daher auf türkische Arbeitnehmer unanwendbar sei1081. Das OVG Hamburg bezieht 
sich dabei auf die Rechtsprechung des EuGH in den Rechtssachen Toprak und 
Oguz1082. Der EuGH habe danach als Ziel des Art. 13 ARB Nr. 1/80 festgelegt „güns-
tige Bedingungen für die schrittweise Verwirklichung der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer, des Niederlassungsrechtes und des freien Dienstleistungsverkehrs dadurch 
zu schaffen, dass den innerstaatlichen Stellen verboten werde, neue Hindernisse für 
diese Freiheiten einzuführen, um die schrittweise Herstellung dieser Freiheiten zwi-
schen den Mitgliedstaaten und der Republik Türkei nicht zu erschweren“1083. Nach 
dieser Rechtsprechung erstrecke sich die Tragweite der Stillhalteverpflichtung aus 
Art. 13 ARB Nr. 1/80 auf „sämtliche neuen Hindernisse für die Ausübung der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit, die eine Verschärfung der zu einem bestimmten Zeitpunkt be-
stehenden Begründung darstellen“1084. Das OVG Hamburg verweist darauf, dass 
nach der Rechtsprechung des EuGH gewährleistet sein muss, dass sich die Mit-
gliedstaaten nicht von dem dargelegten Ziel des Art. 13 ARB Nr. 1/80 entfernen, in-
dem sie Regelungen ändern, welche sie nach Inkrafttreten des ARB Nr. 1/80 zu 
Gunsten der Freizügigkeit türkischer Arbeitnehmer erlassen haben1085. Nach der Auf-
fassung des OVG spricht in vorliegendem Fall auch nichts dagegen, die Auswirkun-
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gen des assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbotes in den Günstigkeitsver-
gleich mit einzubeziehen1086. Das Diskriminierungsverbot aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 und das nationale Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht bildeten eine Einheit, 
die als „in dem betreffenden Hoheitsgebiet geltende Regelung“ im Sinne der Recht-
sprechung des EuGH anzusehen sei1087. Es sei daher auch dann eine neue Be-
schränkung im Sinne des Art. 13 ARB Nr. 1/80 gegeben, wenn durch die Änderung 
der nationalen Bestimmung eine Voraussetzung für die Geltendmachung einer uni-
onsrechtlichen Position entfällt1088. Das OVG Hamburg ist anders als das Bundes-
verwaltungsgericht der Auffassung, dass nicht nur das aktuelle Beschäftigungsver-
hältnis des Betroffenen zum Zeitpunkt des Ablaufs seiner letzten Aufenthaltserlaub-
nis geschützt ist, sondern dass der Betroffene sich zur Geltendmachung eines Auf-
enthaltsrechtes auch weiter auf das Diskriminierungsverbot stützen kann, wenn er 
anschließend sein Arbeitsverhältnis wechselt1089. Dies schließt das OVG Hamburg 
aus der Rechtsprechung des EuGH in der Sache Güzeli1090, nach deren Sachverhalt 
der betroffene Herr Güzeli seine Arbeitsstelle nach Ablauf seiner Aufenthaltserlaub-
nis gewechselt hatte, und dies vom EuGH nicht als Hindernis für die Ableitung eines 
Aufenthaltsrechtes aus der überschießenden Arbeitserlaubnis angesehen wurde1091. 
Schließlich leitet das OVG Hamburg aus dem Diskriminierungsverbot einen Anspruch 
auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis und nicht nur auf Aussetzung der Abschie-
bung ab1092. Es bestehe die Gefahr, dass die Erteilung einer Duldung bereits faktisch 
nicht ausreiche, um die Erwerbstätigkeit des türkischen Arbeitnehmers weiter zu er-
möglichen, da der Arbeitgeber möglicherweise die Weiterbeschäftigung bzw. die Ein-
stellung ablehne, wenn der Betroffene lediglich im Besitz einer Duldung ist1093. Wei-
terhin könne auch die Rechtsprechung des EuGH in den Rechtssachen El-Yassini 
und Gattoussi für einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis angeführt 
werden, da der EuGH in beiden Fällen von einer „aufenthaltsrechtlichen Wirkung“ 
des Diskriminierungsverbotes spreche1094. Auch die Formulierung des EuGH in den 
Rechtssachen El-Yassini und Gattoussi wonach die Diskriminierungsverbote es den 
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Aufnahmemitgliedstaaten grundsätzlich nicht untersagten, die Verlängerung der Auf-
enthaltserlaubnis abzulehnen bzw. die Aufenthaltserlaubnis nachträglich zu befristen, 
es sich aber „anders verhielte“, wenn der Betroffene im Besitz einer Arbeitserlaubnis 
wäre, welche die Aufenthaltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht übersteige, spreche dafür, 
dass der EuGH in diesem zweiten Fall von der Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ausginge1095. Der EuGH hat über das Vorabent-
scheidungsersuchen des OVG Hamburg bereits mit Urteil vom 08.12.20121096 ent-
schieden, hat allerdings keine der vom OVG Hamburg aufgeworfenen Fragen beant-
wortet, da der EuGH davon ausging, dass der Betroffene entgegen der Auffassung 
des OVG Hamburg bereits ein Aufenthaltsrecht aus Art. 6 ARB Nr. 1/80 ableiten 
konnte. Der EuGH sah sich daher nicht mehr veranlasst, zu den einzelnen Vorlage-
fragen konkret Stellung zu nehmen. 
 
7. Stellungnahme 
Die grundsätzlichen Zweifel, ob sich aus einer überschießenden Arbeitserlaubnis in 
Verbindung mit dem Diskriminierungsverbot aus Art. 10 ARB Nr. 1/80 ein Aufent-
haltsrecht ergeben kann, sind nicht gerechtfertigt. Insbesondere stehen dieser An-
nahme nicht die Regelungen der Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/80 als etwaige abschließen-
de aufenthaltsrechtliche Bestimmungen entgegen. Zunächst ist festzuhalten, dass 
auch diese nicht ausdrücklich Aufenthaltsrechte verschaffen, sondern ihrem Wortlaut 
nach auch nur Beschäftigungsrechte umfassen. Aufgrund der Tatsache, dass diese 
Beschäftigungsrechte wirkungslos sind, wenn aus ihnen nicht auch gleichzeitig Auf-
enthaltsrechte abgeleitet werden können, hat der EuGH den Art. 6 und 7 ARB Nr. 
1/80 aufenthaltsrechtliche Wirkung beigemessen1097. Weiter ist nicht ersichtlich, aus 
welchem Grund diese Vorschriften die aufenthaltsrechtliche Position türkischer Ar-
beitnehmer und ihrer Familienangehörigen abschließend regeln sollten. Die Art. 6 
und 7 ARB Nr. 1/80 führen letztlich zu Privilegierungen türkischer Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen, wenn sie bestimmte Beschäftigungs- bzw. Aufenthaltszei-
ten zurückgelegt haben. Sie betreffen damit bestimmte Konstellationen, in denen die 
Betroffenen begünstigt sein sollen. Dass sich Aufenthaltsrechte aber ausschließlich 
                                                 
1095
 OVG Hamburg, Beschluss vom 19.5.2011, 4 Bf 88/10, juris, Rn. 77. 
1096
 EuGH, Urteil vom 08.11.2012, C-268/11, veröffentlicht in der digitalen Sammlung (Allgemeine Sammlung), 
Gülbahce.  
1097
 Zu Art. 6 ARB Nr. 1/80: EuGH, Urteil vom 16.12.1992, Rs. C-237/91, Slg. 1992 I, 6781, Kus, Rn. 29 ff; 
EuGH, Urteil vom 20.09.1990, Rs. C-192/89, Slg. 1990 I, 3461, Sevince, Rn. 29; zu Art. 7 ARB Nr. 1/80: 
EuGH, Urteil vom 05.10.1994, Rs. 355/93, Slg. 1994 I, 5113, Eroglu, Rn. 20. 
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in diesen Konstellationen ergeben sollen ist weder dem Wortlaut der Vorschriften zu 
entnehmen, noch lässt sich diese Annahme sinnvoll mit dem Regelungszweck des 
ARB 1/80 begründen. Weiterhin widerspräche auch die Annahme, dass die Art. 6 
und 7 ARB Nr. 1/80 die aufenthaltsrechtliche Position türkischer Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen abschließend regeln sollen, der Vorgabe, dass primäres 
Assoziationsrecht nicht durch sekundäres Assoziationsrecht eingeschränkt werden 
darf. Das primäre Assoziationsrecht enthält mit Art. 37 ZP nämlich ein im Wesentli-
chen gleich lautendes Diskriminierungsverbot wie in Art. 10 ARB Nr. 1/80. Dieses 
primärrechtliche Diskriminierungsverbot kann nicht durch sekundärrechtliche Rege-
lungen wie die Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/80 eingeschränkt werden. Es würde aber einen 
nicht zu erklärenden Widerspruch bedeuten, wenn das Diskriminierungsverbot aus 
Art. 10 ARB Nr. 1/80 in seiner Reichweite durch die Regelungen der Art. 6 und 7 
ARB Nr. 1/80 beschränkt werden würde1098. Auch ein Vergleich der Ziele des Koope-
rationsabkommens EWG/Marokko und des Europa-Mittelmeerabkommens/Tunesien 
auf der einen Seite und des Assoziierungsabkommens EWG/Türkei auf der anderen 
Seite kann nur dazu führen, dass auch dem Art. 10 ARB Nr. 1/80 aufenthaltsrechtli-
che Wirkung beigemessen wird. Das Assoziierungsabkommen zielt auf die Vorberei-
tung der Türkei zum EU-Beitritt und in diesem Rahmen auf die schrittweise Herstel-
lung der Arbeitnehmerfreizügigkeit ab. Das Kooperationsabkommen EWG/Marokko 
bzw. jetzt das Europa-Mittelmeerabkommen/Marokko und das Europa-Mittelmeer-
Abkommen/Tunesien zielen nur auf eine Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, politi-
schen und sozialen Bereich ab. Ein EU-Beitritt und die Herstellung der Arbeitnehmer-
freizügigkeit sind nicht vorgesehen. Es wäre daher widersinnig, dem Diskriminie-
rungsverbot aus Art. 10 ARB Nr. 1/80 eine geringere Tragweite zukommen zu lassen 
als den nahezu gleich lautenden Diskriminierungsverboten aus Art. 40 Kooperations-
abkommen EWG/Marokko und Art. 64 Europa-Mittelmeer-Abkommen/Tunesien. Es 
kann auch nicht bezweifelt werden, dass der EuGH von der grundsätzlichen Möglich-
keit, aus einer überschießenden Arbeitserlaubnis in Verbindung mit dem Diskriminie-
rungsverbot aus Art. 10 ARB Nr. 1/80 Aufenthaltsrechte abzuleiten, ausgeht. In der 
Rechtssache Güzeli hat er dies vorausgesetzt und festgestellt, dass es den nationa-
len Gerichten überlassen bleibt, zu ermitteln, ob in dem zu entscheidenden Fall die 
erforderliche Konstellation vorliegt1099.  
 
                                                 
1098
 Vgl. Dienelt, NVwZ 2003, 54. 
1099
 EuGH, Urteil vom 26.10.2006, Rs. C-4/05, Slg. 2006 I, 10279, Güzeli, Rn. 53. 
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Die gemäß § 2 ArGV erteilte Arbeitsberechtigung stellt auch ein überschießendes 
Beschäftigungsrecht im Sinne der Rechtsprechung des EuGH in den Rechtssachen 
El-Yassini, Gattoussi und Güzeli dar. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist die 
Frage maßgeblich, ob die Arbeitsgenehmigung ursprünglich zeitlich weitergehender 
war als die Aufenthaltserlaubnis. Der EuGH hat in der Rechtssache Gattoussi fol-
gende Feststellung getroffen: 
 
„Insbesondere kann, wie der Gerichtshof bereits in der Rs. El-Yassini entschieden 
hat, der Aufnahmemitgliedstaat dann, wenn er dem Wanderarbeitnehmer ursprüng-
lich in Bezug auf die Ausübung einer Beschäftigung weitergehende Rechte als in Be-
zug auf den Aufenthalt verliehen hatte, die Situation dieses Arbeitnehmers nicht aus 
Gründen in Frage stellen, die nicht dem Schutz eines berechtigen Interesses des 
Staates, wie die öffentliche Ordnung, Sicherheit und Gesundheit dienen“1100.  
 
Er stellt also auf die ursprüngliche Situation ab. Ist eine weitergehende Arbeitsge-
nehmigung erteilt, kann die Aufenthaltserlaubnis nachträglich nur noch aufgrund ei-
nes berechtigten Interesses des Staates beschränkt werden. Dem EuGH wurde so-
wohl in der Rechtssache Gattoussi als auch in der Rechtssache Güzeli die nach 
deutschem Recht geltende rechtliche Beziehung zwischen Aufenthalts- und Beschäf-
tigungsrecht dargelegt. Dennoch ist der EuGH grundsätzlich davon ausgegangen, 
dass sich für den jeweils betroffenen Arbeitnehmer ein Aufenthaltsrecht aus einer 
überschießenden Arbeitserlaubnis in Verbindung mit dem Diskriminierungsverbot 
ergeben könne. Zwar stellt der EuGH fest, dass es Sache des nationalen Gerichtes 
sei zu klären, ob in dem konkreten Fall ein überschießendes Aufenthaltsrecht vorlie-
ge. Dies kann aber nur die Frage betreffen, ob die Arbeitsgenehmigung bei ihrer Er-
teilung in Bezug auf ihren Geltungszeitraum die Aufenthaltsgenehmigung überschrei-
tet und ob die weitergehende Arbeitsgenehmigung aus berechtigten Interessen des 
Mitgliedstaates nachträglich beschränkt werden kann. Der Hinweis des OVG Ham-
burg1101 ist zutreffend: Der EuGH hat entschieden, dass die Mitgliedstaaten nicht 
über das Diskriminierungsverbot verfügen dürfen, „indem sie dessen praktische 
Wirksamkeit durch Bestimmungen des nationalen Rechtes beschränken“1102. Das 
                                                 
1100
 EuGH, Urteil vom 14.12.2006, Rs. C-97/05, Slg. 2006 I, 11917, Gattoussi, Rn. 40. 
1101
 OVG Hamburg, Urteil vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 67. 
1102
 EuGH, Urteil vom 14.12.2006, Rs. C-97/05, Slg. 2006 I, 11917, Gattoussi, Rn. 39; OVG Hamburg, Urteil 
vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 61. 
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Erfordernis der einheitlichen Anwendung der Abkommen lässt dies nicht zu1103. Mit 
der ursprünglichen Erteilung der unbefristeten Arbeitsgenehmigung und der Aufnah-
me der Beschäftigung ist auch das beschäftigungsbezogene Diskriminierungsverbot 
unbefristet entstanden. Solange der Betroffene dem Arbeitsmarkt angehört, unterfällt 
er auch weiter diesem Diskriminierungsverbot. Ist aber ein solcher Schutz durch das 
Diskriminierungsverbot gegeben, ist es im Sinne der einheitlichen Anwendung und 
des Effektivitätsgebotes ausgeschlossen, dass die Mitgliedstaaten diese Wirkung 
unter Berufung auf nationale Vorschriften aushebeln. Bei Bestehen einer die Aufent-
haltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht übertreffende Arbeitsgenehmigung kann die Auf-
enthaltserlaubnis daher nur aus einem berechtigten Interesse des Staates, wie öf-
fentliche Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit beschränkt werden1104. 
 
Bei der Prüfung, ob eine die Aufenthaltserlaubnis zeitlich übertreffende Arbeitsge-
nehmigung vorliegt ist also der Zeitpunkt maßgeblich, zu dem die Arbeitsgenehmi-
gung erteilt wurde1105. Zum Erteilungszeitpunkt war die Arbeitsgenehmigung nach 
altem Recht aber zeitlich weitergehender als die Aufenthaltserlaubnis. Nach dem vor 
Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes geltenden Recht wurde die Aufenthaltser-
laubnis befristet erteilt, die Arbeitsgenehmigung dagegen von Anfang an unbefristet. 
Aufenthaltserlaubnis und Arbeitsgenehmigung wurden auch von zwei verschiedenen 
Stellen in demgemäß getrennten Verwaltungsakten erteilt. Die Ausländerbehörde 
erteilte die Aufenthaltserlaubnis, die Arbeitsberechtigung wurde durch das Arbeits-
amt, heute Agentur für Arbeit, erteilt. Aus oben Gesagtem folgt, dass eine nachträgli-
che Befristung des Aufenthaltsrechtes und damit auch des Beschäftigungsrechts in 
diesem Fall nur dann zulässig ist, wenn andernfalls ein berechtigtes Interesse des 
Staates wie öffentliche Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit beeinträchtigt wäre. 
 
Auch nach Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes entfaltet das Diskriminierungs-
verbot aus Art. 10 ARB Nr. 1/80 in Verbindung mit der Erteilung einer Arbeitserlaub-
nis nach Eheschließung aufenthaltsrechtliche Wirkung. Hier sind zwei Situationen 
denkbar: Zum einen stellt sich die Frage, welche Auswirkungen die Tatsache hat, 
dass die nach altem Recht erteilten Arbeitsberechtigungen gemäß § 105 Abs. 2 Auf-
                                                 
1103
 EuGH, Urteil vom 14.12.2006, Rs. C-97/05, Slg. 2006 I, 11917, Gattoussi, Rn. 39; OVG Hamburg, Urteil 
vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 61. 
1104
 EuGH, Urteil vom  02.03.1999, Rs. C-416/96, Slg. 1999 I, 1209, El-Yassini, Rn. 61; OVG Hamburg, Urteil 
vom 29.05.2008, 4 Bf 232/07, juris, Rn. 61. 
1105
 EuGH, Urteil vom  02.03.1999, Rs. C-416/96, Slg. 1999 I, 1209, El-Yassini, Rn. 40. 
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enthG nur noch als verwaltungsinterne Zustimmung zur Aufnahme einer Beschäfti-
gung fortgelten. Zum anderen ist die Situation zu beurteilen, dass die Arbeitsgeneh-
migung seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes nicht mehr in einem eigenen 
Verwaltungsakt und zeitlich unbefristet erteilt wird, sondern stattdessen nur die Auf-
enthaltserlaubnis erteilt wird und diese per Gesetz zur Erwerbstätigkeit berechtigt 
und einen entsprechenden Vermerk enthält. Letztlich dürfen beide Änderungen nicht 
dazu führen, dass sich für türkische Staatsangehörige keine Aufenthaltsrechte mehr 
aus dem Diskriminierungsverbot ergeben. Andernfalls läge ein Verstoß gegen das 
Gebot des Standstill aus Art. 13 ARB Nr. 1/80 vor. Hier ist die von dem OVG Ham-
burg in seinem Vorabentscheidungsersuchen vom 19.05.20111106 dargelegte Auffas-
sung überzeugend. Die dargelegten Änderungen stellen unzweifelhaft eine neue Be-
schränkung der Bedingungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt dar. Vor Gesetzes-
änderung erhielten die Betroffenen beispielsweise aufgrund ihrer Eheschließung mit 
einem deutschen Staatsangehörigen eine unbefristete und damit zeitlich die Aufent-
haltserlaubnis übertreffende Arbeitsgenehmigung. Aus dem Diskriminierungsverbot 
des Art.10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ergab sich für sie in Verbindung mit dieser unbefriste-
ten Arbeitserlaubnis das weitere Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet für den Fall, 
dass sie sich von ihrem deutschen Ehegatten trennten, wenn sie zu dem Zeitpunkt 
dem regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates angehörten. Indem diese unbefriste-
te Arbeitserlaubnis nur noch als verwaltungsinterne Zustimmung zur Aufnahme einer 
Beschäftigung fortgalt bzw. ab dem 01.01.2005 gar nicht mehr erteilt wurde, wurde 
den türkischen Staatsangehörigen dieses Recht genommen, was ihnen den Zugang 
zum Arbeitsmarkt erschweren bzw. in dem konkreten Fall sogar unmöglich machen 
würde. Die Änderungen können daher für türkische Staatsangehörige keine Wirkung 
entfalten. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der Tatsache, dass türkischen 
Staatsangehörigen auch zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des ARB Nr. 1/80 aufgrund 
der Eheschließung mit einem deutschen Staatsangehörigen keine unbefristete Auf-
enthaltsgenehmigung zustand. Der EuGH hat nämlich entschieden, dass für türki-
sche Staatsangehörige jeweils die günstigste Rechtslage zu gelten hat, die seit In-
krafttreten des ARB Nr. 1/80 existierte. In seinem Urteil in der Rechtssache Toprak 
und Oguz1107 hat der EuGH festgestellt: 
 
                                                 
1106
 OVG Hamburg, Beschluss vom 19.05.2011, 4 Bf 88/10, juris. 
1107
 EuGH, Urteil vom 09.12.2010, C-300/09 und C-301/09, Slg. 2010 I, 12845, Toprak und Oguz. 
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„Es muss daher auch gewährleistet sein, dass sich die Mitgliedstaaten nicht von dem 
verfolgten Ziel entfernen, indem sie von Bestimmungen abgehen, die sie in ihrem 
Gebiet nach Inkrafttreten des Beschlusses Nr. 1/80 zu Gunsten der Freizügigkeit tür-
kischer Arbeitnehmer erlassen haben1108. In Fällen wie den Ausgangsverfahren ist 
deshalb der Bezugszeitpunkt für die Beurteilung, ob die Einführung neuer Regeln zu 
„neuen Beschränkungen“ führt, der Zeitpunkt des Erlasses solcher Bestimmun-
gen“1109.  
 
Mit dieser Feststellung ist die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes, es sei für 
den Günstigkeitsvergleich auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des ARB Nr. 1/80 ab-
zustellen1110, nicht zu vereinbaren. Der EuGH stellt zur Beurteilung der Frage, ob ein 
Verstoß gegen die Stillhalteklausel vorliegt, unzweifelhaft auf die günstigste Rechts-
lage ab, die seit Inkrafttreten des ARB Nr. 1/80 bestanden hat. Dementsprechend 
muss in Bezug auf die Frage, in welcher Form die Arbeitserlaubnis für die begünstig-
ten türkischen Staatsangehörigen als erteilt gelten muss, auf die günstigste Rechts-
lage seit Inkrafttreten des ARB Nr. 1/80 abgestellt werden. Dies ist die Form der Ar-
beitserlaubnis, die in einem gesonderten Verwaltungsakt und für einen unbefristeten 
Zeitraum erteilt wurde. Die Änderungen in Bezug auf die Weitergeltung bzw. Ertei-
lung der Arbeitserlaubnisse durch das Zuwanderungsgesetz haben für türkische 
Staatsangehörige damit keine Bedeutung. Sie sind weiter so zu behandeln, als wä-
ren sie im Besitz einer unbefristeten Arbeitsgenehmigung. Etwas Anderes folgt auch 
nicht daraus, dass sich die günstigere Regelung nicht aus dem nationalen Recht 
selbst, sondern erst im Zusammenspiel mit dem Diskriminierungsverbot aus Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ergibt. Wenn die Änderung des nationalen Rechtes dazu führt, 
dass die sich aus dem Assoziationsrecht ergebenden Vorteile nicht mehr wahrge-
nommen werden können, dann stellt die Änderung des nationalen Rechtes genau so 
eine Beschränkung des Zugangs zum Arbeitsmarkt dar wie eine sich unmittelbar aus 
nationalem Recht ergebende Verschlechterung der Rechtsposition.  
                                                 
1108
 EuGH, Urteil vom 09.12.2010, C-300/09 und C-301/09, Slg. 2010 I, 12845, Toprak und Oguz, Rn. 55. 
1109
 EuGH, Urteil vom 09.12.2010, C-300/09 und C-301/09, Slg. 2010 I, 12845, Toprak und Oguz, Rn. 56. 
1110
 BVerwG, Urteil vom 08.12.2009, 1 C 16.08, juris, Rn. 27. 
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8. Voraussetzungen für das Aufenthaltsrecht aus dem Diskriminierungsverbot in   
    Verbindung mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis 
 
a. Arbeitnehmer 
Ausweislich des Wortlautes des Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 profitieren von dem Dis-
kriminierungsverbot nur die türkischen Arbeitnehmer. Ihre Familienangehörigen kön-
nen insoweit keine eigenen Aufenthaltsrechte aus einer überschießenden Arbeitser-
laubnis in Verbindung mit dem Diskriminierungsverbot ableiten. 
 
b. Überschießende Arbeitserlaubnis 
Wie dargelegt, ergibt sich aus dem Diskriminierungsverbot nur dann ein Aufenthalts-
recht, wenn der Betroffene über eine überschießende Arbeitserlaubnis verfügt bzw. 
wenn ihm nach einer zu irgendeinem Zeitpunkt ab Inkrafttreten des ARB Nr. 1/80 
geltenden Regelung eine überschießende Arbeitserlaubnis zu erteilen gewesen wäre 
und ihm diese nach ihrer ursprünglichen Geltungsdauer auch zum maßgeblichen 
Zeitpunkt noch zustehen würde. Eine überschießende Arbeitserlaubnis liegt dann 
vor, wenn die Arbeitserlaubnis die Aufenthaltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht über-
steigt. 
 
c. Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt 
Der türkische Arbeitnehmer muss zu dem Zeitpunkt, zu dem seine ursprüngliche 
Aufenthaltserlaubnis ihre Gültigkeit verliert, dem regulären Arbeitsmarkt angehören. 
Er muss also tatsächlich einer Beschäftigung nachgehen oder er muss nach Beendi-
gung seines vorangegangenen Beschäftigungsverhältnisses die begründete Aussicht 
auf ein neues Beschäftigungsverhältnis innerhalb eines angemessenen Zeitraumes 
haben. Hierzu muss er alle in dem Mitgliedstaat vorgesehenen Formalitäten für Ar-
beit Suchende einhalten1111.  
 
d. Keine entgegenstehenden berechtigten Interessen des Staates 
Wie dargelegt steht das Diskriminierungsverbot aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 nur 
dann der Aufenthaltsbeendigung entgegen, wenn keine Gründe des Schutzes eines 
                                                 
1111
 Zu dem Begriff Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt s.o. Teil 3 IV 3. 
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berechtigten Interesses der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit entge-
genstehen1112.  
 
aa. Ordre public-Vorbehalt 
Zu untersuchen ist, was unter „keine entgegenstehenden berechtigten Interessen 
des Staates“ zu verstehen ist. Vom Wortlaut her entspricht diese Voraussetzung dem 
ordre public-Vorbehalt in Art. 14 ARB Nr. 1/80 und in Art. 45 Abs. 3 AEUV. Gemäß 
Art. 14 ARB Nr. 1/80 gilt der Abschnitt 1 des zweiten Kapitels des ARB Nr. 1/80, in 
welchem auch der Art. 10 ARB Nr. 1/80 enthalten ist, „vorbehaltlich der Beschrän-
kungen, die aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit ge-
rechtfertigt sind“. Art. 45 Abs. 3 AEUV stellt die Freizügigkeit ebenfalls unter den 
Vorbehalt der Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit. Der 
EuGH hat in seinem Urteil in der Rechtssache Gattoussi ausgeführt: „Der Begriff der 
öffentlichen Ordnung setzt nach ständiger Rechtsprechung voraus, dass eine tat-
sächliche und hinreichend schwere Gefährdung vorliegt, die ein Grundinteresse der 
Gesellschaft berührt“. Der EuGH verweist dabei auf seine Urteile in den Rechtssa-
chen Rutili1113, Nazli1114 und MIRAX1115. Der EuGH nimmt also insoweit Bezug auf 
seine Auslegung des ordre public-Vorbehaltes aus Art. 14 ARB Nr. 1/80 und Art. 39 
Abs. 3 EG bzw. jetzt Art. 45 Abs. 3 AEUV. Ist also mit „berechtigtem Interesse der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit“ der ordre public-Vorbehalt aus 
Art. 14 ARB Nr. 1/80 gemeint? Dagegen spricht, dass die Aufstellung dieses Kriteri-
ums dann überflüssig wäre, da Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 in dem Fall, in dem es 
um seine aufenthaltsrechtliche Wirkung geht ja sowieso unter dem ordre public-
Vorbehalt des Art. 14 ARB Nr. 1/80 steht1116. Dafür lässt sich aber die Entscheidung 
des EuGH anführen, die zur Auslegung dieser Einschränkungsmöglichkeit ausdrück-
lich auf den ordre public-Vorbehalt aus Art. 14 ARB Nr. 1/80 Bezug nimmt. Zum an-
deren spricht dafür, dass es keine sinnvolle Erklärung dafür geben sollte, dass inner-
halb eines Abschnittes des ARB Nr. 1/80 eine wortgleiche Formulierung unterschied-
lich interpretiert werden sollte.  
 
                                                 
1112
 EuGH zu Art. 40 Abs. 1 Abkommen EWG/Marokko: Urteil vom  02.03.1999, Rs. C-416/96, Slg. 1999 I, 
1209, El-Yassini Rn. 67; EuGH zu Art. 64 Europa-Mittelmeer-Abkommen/Tunesien: Urteil vom 14.12.2006, Rs. 
C-97/05, Slg. 2006 I, 11917, Gattoussi, Rn. 40.  
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 EuGH, Urteil vom 28.10.1974, Rs. 36/75, Slg. 1975 I, 1279, Rutili, Rn. 28. 
1114
 EuGH, Urteil vom 10.02.2000, Rs. C-340/97, Slg. 2000 I, 957, Nazli, Rn. 57. 
1115
 EuGH, Urteil vom 25.07.2002, Rs. C-459/99, Slg. 2002 I, 6591, MIRAX, Rn. 79. 
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 S. o. Teil 3, IV, 5. 
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Es ist also grundsätzlich auf die Auslegung des ordre public-Vorbehaltes aus Art. 14 
ARB Nr. 1/80 abzustellen.  
 
bb. Umfang des ordre public-Vorbehaltes 
Hierzu hat der EuGH zunächst ausgeführt, „dass bei der Bestimmung des Umfangs 
der in Artikel 14 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 vorgesehenen Ausnahme der öf-
fentlichen Ordnung darauf abzustellen ist, wie die gleiche Ausnahme im Bereich der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die Angehörige der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft sind, ausgelegt wird“1117.  
 
Ganz grundsätzlich hat der EuGH entschieden, dass Einschränkungsmöglichkeiten 
des assoziationsrechtlichen Freizügigkeitsrechtes eng auszulegen sind1118. In seiner 
Rechtsprechung in der Rechtssache Nazli hat der EuGH festgehalten, dass der Be-
griff der öffentlichen Ordnung voraussetzt, „dass außer der Störung der öffentlichen 
Ordnung, die jede Gesetzesverletzung darstellt, eine tatsächliche und hinreichend 
schwere Gefährdung vorliegt, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt“1119. 
Die der strafrechtlichen Verurteilung zu Grunde liegenden Umstände müssen dabei 
„ein persönliches Verhalten erkennen lassen, das eine gegenwärtige Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung darstellt“1120. Daraus folgt für den EuGH, dass eine Ausweisung 
nicht aus generalpräventiven Zwecken erlassen werden darf1121. Es sind jeweils alle 
Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen und vollumfängliche Ermessenserwä-
gungen anzustellen1122.  
 
aaa. Regelungen der Art. 27, 28 Abs. 2 und 3 RL 2004/38/EG anwendbar? 
Insoweit entspricht die Auslegung des Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 der Auslegung 
des Art. 45 Abs. 3 AEUV. Fraglich ist aber, wie weitgehend eine einheitliche Ausle-
gung der ordre public-Vorbehalte vorzunehmen ist. Lange Zeit ungeklärt war insbe-
sondere, ob die Regelungen der Art. 27, 28 Abs. 2 und 3 der RL 2004/38/EG über 
                                                 
1117
 EuGH, Urteil vom 10.02.2000, C-340/97, Slg. 2000 I, 957, Nazli, Rn. 56. 
1118
 EuGH, Urteil vom 22.12.2010, Rs. C-303/08, Slg. 2010 I, 13445, Bozkurt, Rn. 55 f; Gutmann in GK-
AufenthG, IX – 1 Art. 14 ARB Nr. 1/80,  Rn. 5. 
1119
 EuGH, Urteil vom 10.02.2000, C-340/97, Slg. 2000 I, 957, Nazli, Rn. 57 mit Verweis auf EuGH, Urteil vom 
27.10.1977, Rs. 30/77, Slg. 1977, 1999, Bouchereau, Rn. 35. 
1120
 EuGH, Urteil vom 10.02.2000, C-340/97, Slg. 2000 I, 957, Nazli, Rn. 58, mit Verweis auf EuGH, Urteil vom 
19.01.1999, Rs. C-348/96, Slg. 1999 I, 11, Calfa, Rn. 22 bis 24. 
1121
 EuGH, Urteil vom 10.02.2000, C-340/97, Slg. 2000 I, 957, Nazli, Rn. 59, mit Verweis auf EuGH, Urteil vom 
26.02.1975, Rs. 67/74, Slg. 1975, 297, Bonsignore, Rn. 7. 
1122
 BVerwG, Urteil vom 03.08.2004, 1 C 29/07, juris, Rn. 13 ff. 
216 
 
das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet 
der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten1123, im Rahmen des Art. 14 ARB 
Nr. 1/80 Berücksichtigung finden müssen. Kapitel VI der RL 2004/38/EG trägt die 
Überschrift „Beschränkungen des Einreise- und Aufenthaltsrechts aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit“ und konkretisiert den Art. 45 Abs. 
3 AEUV. Art. 27 RL 2004/38/EG formuliert dabei allgemeine Grundsätze, anhand 
welcher Kriterien eine Beschränkung des Einreise- und Aufenthaltsrechtes aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit geprüft werden dür-
fen. Danach darf eine Ausweisung nicht allein auf wirtschaftliche Zwecke gestützt 
werden und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist zu berücksichtigen. Eine straf-
rechtliche Verurteilung allein reicht nicht. Vielmehr muss das persönliche Verhalten 
des Betroffenen eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr darstellen, 
die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt. Die Ausweisung darf nicht auf gene-
ralpräventive Erwägungen gestützt werden. Der Art. 28 RL 2004/38/EG enthält ein 
Stufensystem in Bezug auf die Prüfung einer Ausweisung aus Gründen der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit: Die Voraussetzungen für eine Ausweisung sind um so 
enger, je länger sich der Betroffene in dem Mitgliedstaat aufhält. Gemäß Art. 28 Abs. 
1 RL 2004/38/EG sind bei der Prüfung einer Ausweisung grundsätzlich die Dauer 
des Aufenthaltes des Betroffenen im Mitgliedstaat, sein Alter, sein Gesundheitszu-
stand, seine familiäre und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integrati-
on im Aufnahmemitgliedstaat und das Ausmaß seiner Bindungen zum Herkunftsstaat 
zu berücksichtigen. Gemäß Art. 28 Abs. 2 RL 2004/38/EG darf eine Ausweisung bei 
Unionsbürgern oder ihren Familienangehörigen, die ein Daueraufenthaltsrecht er-
worben haben, das heißt grundsätzlich nach einem fünfjährigen rechtmäßigen Auf-
enthalt im Mitgliedstaat, nur aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung verfügt werden. Unionsbürger, die sich in den letzten zehn Jahren 
im Bundesgebiet aufgehalten haben, dürfen gemäß Art. 28 Abs. 3 Buchst. a RL 
2004/38/EG nur aus zwingenden Gründen der öffentlichen Sicherheit, die von den 
Mitgliedstaaten festzulegen sind, ausgewiesen werden. Vor allem im Hinblick auf 
diese letzte Stufe war lange Zeit streitig, ob auch die Ausweisung assoziationsbe-
rechtigter türkischer Staatsangehöriger, die sich seit mindestens zehn Jahren im Mit-
                                                 
1123
 Unionsbürgerrichtlinie, Abl. L 158 vom 30.04.2004, S. 77-123. 
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gliedstaat aufhalten, nur unter den Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 3 Buchst. a RL 
2004/38/EG erfolgen darf1124.  
 
Zunächst könnte man bezweifeln, dass die Frage der Anwendbarkeit des Art. 28 Abs. 
3 Buchst. a RL 2004/38/EG für den Erwerb eines Aufenthaltsrechtes aus Art. 10 ARB 
Nr. 1/80 in Verbindung mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis bzw. mit dem 
Standstill-Gebot von Bedeutung sein kann. Dies ist deshalb zweifelhaft, da Perso-
nen, die sich bereits seit zehn Jahren legal im Mitgliedstaat aufhalten, ihr Aufenthalts-
recht in der Regel aus dem nationalen Aufenthaltsrecht ableiten können und nicht auf 
das assoziationsrechtliche Aufenthaltsrecht angewiesen sind. Es sind jedoch Fälle 
denkbar, in denen es trotz langjährigen rechtmäßigen Aufenthaltes auf das assozia-
tionsrechtliche Aufenthaltsrecht aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ankommt. Es kann 
beispielsweise der Fall konstruiert werden, dass ein türkischer Staatsangehöriger 
zunächst mit einer deutschen Staatsangehörigen verheiratet ist und Aufenthalts- so-
wie Arbeitserlaubnis erhält. Noch vor Entstehen eines eigenen Aufenthaltsrechtes 
trennen sich die Eheleute. Der türkische Staatsangehörige ist anschließend über 
lange Jahre im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 Abs. 4 oder 5 Auf-
enthG, da er aus gesundheitlichen Gründen nicht abgeschoben werden kann. Eine 
Niederlassungserlaubnis gemäß § 26 Abs. 4 AufenthG hat er mangels ausreichender 
Sprachkenntnisse und / oder aufgrund strafrechtlicher Verurteilungen nicht erhalten. 
Nach Wiederherstellung der Gesundheit nimmt der Betroffene eine Beschäftigung 
auf. Mit Wiederherstellung der Gesundheit ist das Abschiebungshindernis und damit 
der Grund für die Aufenthaltserlaubnis weggefallen. Hier kommt die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 in Verbindung mit der über-
schießenden Arbeitserlaubnis bzw. aus dem Standstillgebot in Betracht. Wenn der 
Betroffene sich strafbar gemacht hat, stellt sich die Frage, welches Ausmaß der ordre 
public-Vorbehalt aus Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 in diesem Fall hat. Die Ablehnung 
des assoziationsrechtlichen Aufenthaltsrechtes aus Gründen der öffentlichen Ord-
nung und Sicherheit wäre deutlich schwieriger, wenn die Art. 28 Abs. 3 Buchst. a der 
RL 2004/38/EG in diesem Fall anwendbar wären als wenn dies nicht der Fall wäre. 
Gegen die entsprechende Anwendbarkeit des Art. 28 RL 2004/38/EG wurde vorge-
bracht, dass der Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 keinen Hinweis enthalte, dass im Rah-
men des ordre public-Vorbehaltes eine abgestufte Ausweisungsregelung gelten soll-
                                                 
1124
 BVerwG, Vorabentscheidungsersuchen vom 25.08.2009, Az. 1 C 25/08. 
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te1125. Die gestufte Ausweisungsregelung stehe in untrennbarem Zusammenhang mit 
den verfestigten Aufenthaltsrechten der EU-Staatsangehörigen nach fünf bzw. zehn 
Jahren1126. Das Assoziationsrecht sehe aber kein Daueraufenthaltsrecht für türkische 
Arbeitnehmer vor, deren Aufenthaltsrecht sei von der fortbestehenden Zugehörigkeit 
zum Arbeitsmarkt abhängig1127.  
 
Es sprechen hingegen gute Gründe für die Anwendbarkeit dieses Stufensystems 
auch auf türkische Staatsangehörige, welche assoziationsrechtlich begünstigt sind: 
Der EuGH hat zunächst auch in diesem Zusammenhang festgestellt, dass die 
Grundsätze, die im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit 
gelten, so weit wie möglich auf die durch das Assoziationsrecht EWG/Türkei berech-
tigten Personen anzuwenden sind1128. Er hat weiter festgestellt, dass dabei nicht nur 
das gemeinschaftliche Primärrecht zu berücksichtigen ist, sondern dass gleicherma-
ßen auch das Sekundärrecht, welches zur Konkretisierung der primärrechtlichen 
Vorschriften ergangen ist, heranzuziehen ist1129. Der dem Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 im Wesentlichen wortgleiche Art. 45 Abs. 3 AEUV wird durch Art. 28 RL 
2004/38/EG konkretisiert. Insoweit liegt eine Berücksichtigung dessen Regelungen 
auch im Rahmen des Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 nahe. Andernfalls ergäbe sich aus 
Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 auch ein niedrigeres Schutzniveau als aus Art. 45 Abs. 3 
AEUV. Dies widerspräche aber dem Ziel des Art. 14 ARB Nr. 1/801130. 
 
Der EuGH hat in der Rechtssache Ziebell jedoch anders entschieden1131. Die Unan-
wendbarkeit des Art. 28 Abs. 3 Buchst. a RL 2004/38/EG ergäbe sich aus dem 
Zweck und dem Kontext des Assoziierungsabkommens1132. Ziel des Assoziierungs-
abkommens sei es nach dessen Art. 2 Abs. 1, durch die Freizügigkeit der Arbeitneh-
mer eine beständige und ausgewogene Verstärkung der Handels- und Wirtschafts-
beziehungen zu fördern1133. Die Assoziation EWG/Türkei verfolge damit einen aus-
                                                 
1125
 Hailbronner, Kommentar zum Ausländerrecht, Art. 14 ARB 1/80, D 5.2, Rn. 13. 
1126
 Hailbronner, Kommentar zum Ausländerrecht, Art. 14 ARB 1/80, D 5.2, Rn. 14.  
1127
 Hailbronner, Kommentar zum Ausländerrecht, Art. 14 ARB 1/80, D 5.2, Rn. 14. 
1128
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 58. 
1129
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 58. 
1130
 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 14 ARB Nr. 1/80, Rn. 23.11; vgl. auch GA Poiares Maduro, Schluss-
antrag vom 21.10. 2004, Rs. C-136/03, Slg. 2005 I, 4759, Dörr und Ünal, Rn. 59. 
1131
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 60. 
1132
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 62 ff.  
1133
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08 Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 63. 
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schließlich wirtschaftlichen Zweck1134. Diese Zielrichtung würde auch dadurch festge-
legt, dass das Assoziierungsabkommen in seinem Art. 12 auf die Art. 39, 40 und 41 
EGV1135 verweise, in welchem die Freizügigkeit der Arbeitnehmer geregelt ist. 
Dadurch, dass gerade Bezug genommen wird auf das Freizügigkeitsrecht der Arbeit-
nehmer, welches aus einer wirtschaftlichen Betätigung erfolgt, würde deutlich, dass 
der Assoziation ein ausschließlich wirtschaftlicher Zweck zu Grunde liegt1136. Die RL 
2004/38/EG betreffe aber das unionsrechtliche Freizügigkeitsrecht, das heißt das 
„den Unionsbürgern unmittelbar aus dem Vertrag erwachsene elementare und per-
sönliche Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und auf-
zuhalten“1137 und sei damit nicht auf ein rein wirtschaftliches Ziel beschränkt1138. Dar-
aus folge, dass die RL 2004/38/EG eine erheblich verstärkte Regelung zum Schutz 
vor Ausweisungsmaßnahmen schaffe, deren Garantien umso weit reichender sind, je 
besser die Unionsbürger in den Aufnahmemitgliedstaat integriert sind1139. Im Übrigen 
finde der Begriff der „zwingenden Gründe“ der öffentlichen Sicherheit, wie er in Art. 
28 Abs. 3 Buchst. a der RL 2004/38/EG enthalten ist, in Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
keine Entsprechung1140.  
 
Generalanwalt Yves Bot legt in seinen Schlussanträgen in der Rechtssache Ziebell 
im Wesentlichen dieselbe Rechtsauffassung wie der EuGH dar1141. Darüber hinaus 
ist der Generalanwalt der Auffassung, dass die Anwendung des Art. 28 RL 
2004/38/EG auf türkische Arbeitnehmer zur Schaffung neuer Rechte zu Gunsten der 
türkischen Staatsangehörigen führe1142. Hiermit würde der Gerichtshof seine Befug-
nisse überschreiten, da es allein Sache des Assoziationsrates sei, die Regelungen 
zur schrittweisen Herstellung der assoziationsrechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit 
zu ändern1143.  
 
Der EuGH bleibt damit zunächst bei seiner Auffassung, die Grundsätze des Gemein-
schaftsrechts und des auf dessen Grundlage ergangenen Sekundärrechtes seien so 
                                                 
1134
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 64. 
1135
 Jetzt Art. 45, 46, 47 AEUV.  
1136
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 68. 
1137
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 69. 
1138
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 69.  
1139
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 70. 
1140
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 71. 
1141
 GA Yves Bot, Schlussanträge vom 14.04.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell. 
1142
 GA Yves Bot, Schlussanträge vom 14.04.2011, C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 55. 
1143
 GA Yves Bot, Schlussanträge vom 14.04.2011, C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 55. 
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weit wie möglich auf das Assoziationsrecht zu übertragen. Er geht aber dann offen-
bar davon aus, dass dies im Falle des Art. 28 RL 2004/38/EG nicht möglich sei. Die 
hierfür gegebene Begründung überzeugt indes nicht. Das wesentliche Argument, das 
Assoziationsrecht verfolge ausschließlich einen wirtschaftlichen Zweck, kann bezwei-
felt werden. Zunächst gewährt der ARB Nr. 1/80 nicht nur türkischen Arbeitnehmern 
ein Aufenthaltsrecht. Vielmehr stehen auch deren Familienangehörigen aus Art. 7 
ARB Nr. 1/80 nach dort festgelegten Zeiten eigene Aufenthaltsrechte zu. Zwar wer-
den die Aufenthaltssrechte für die Familienangehörigen zunächst gewährt, um die 
Integration des Arbeitnehmers in den Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates zu verbes-
sern1144. Die Aufenthaltsrechte der Familienangehörigen sind nach Ablauf einer fest-
gelegten Aufenthaltsdauer aber unabhängig von dem Arbeitnehmer und dessen Er-
werbstätigkeit und auch nicht von der eigenen Zugehörigkeit des Familienangehöri-
gen zum Arbeitsmarkt abhängig. Vielmehr hat der EuGH entschieden, dass die ge-
mäß Art. 7 ARB Nr. 1/80 erworbenen Rechte nur dann verloren gehen, wenn der Be-
troffene das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates für einen nicht unerheblichen Zeit-
raum ohne besondere Gründe verlässt oder wenn Gründe der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung dem weiteren Aufenthalt entgegenstehen1145. Das Argument, die durch 
den ARB Nr. 1/80 gewährten Aufenthaltsrechte seien stets von einer wirtschaftlichen 
Betätigung abhängig, trägt somit nicht. Allerdings betraf die Entscheidung des EuGH 
in der Rechtssache Ziebell gerade den Fall eines türkischen Staatsangehörigen, der 
sein Aufenthaltsrecht in Deutschland aus Art. 7 ARB Nr. 1/80 ableitete. Im Übrigen ist 
es zwar richtig, dass das Ziel des ARB Nr. 1/80 ist, durch die stufenweise Schaffung 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen der Türkei 
mit der EU zu fördern. Dies erfolgt aber vor dem Hintergrund des weitergehenden 
Zieles der Assoziierung, den EU-Beitritt der Türkei vorzubereiten1146. Nach der vier-
ten Begründungserwägung des Assoziierungsabkommens dient die Assoziierung der 
Erleichterung des späteren EU-Beitritts der Türkei. Dieses Ziel ist nicht nur rein wirt-
schaftlicher Art, sondern zielt im Ergebnis auf die Übernahme der gemeinschafts-
rechtlichen Regelungen durch die Türkei ab und geht damit weit über einen rein wirt-
schaftlichen Zweck hinaus. Auch das Argument, durch die Anwendung des Art. 28 
                                                 
1144
 EuGH, Urteil vom 17.04.1997, Rs. C-351/95, Slg. 1997 I, 2133,  Kadiman, Rn. 34 
1145
 EuGH, Urteil vom 08.12.2011, C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 49; EuGH, Urteil vom 16.06.2011, 
C-484/07, Slg. 2001 I, 5203, Pehlivan, Rn. 62; EuGH, Urteil vom 22.12.2010, C-303/08, Slg. 2010 I, 13445, 
Bozkurt, Rn. 42; EuGH, Urteil vom 18.12.2008, C-377/07, Slg. 2008 I, 10323, Altun, Rn. 62; EuGH, Urteil vom 
25.09.2008, C- 453/07, Slg. 2008 I, 7299, Er, Rn. 30. 
1146
 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 14 ARB Nr. 1/80, Rn. 16. 
221 
 
RL 2004/38/EU im Rahmen des Art. 14 ARB Nr. 1/80 würde neues Recht geschaffen 
und dies sei unzulässig, da hierfür der Assoziationsrat zuständig sei, greift nicht. Die 
RL 2004/38/EG konkretisiert den Art. 45 AEUV. Nr. 22 der Begründungserwägungen 
zu RL 2004/38/EG lautet:  
 
„Der Vertrag sieht Beschränkungen des Rechts auf Freizügigkeit und Aufenthalt aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit vor. Um eine genaue-
re Definition der Umstände und Verfahrensgarantien sicherzustellen, unter denen 
Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen die Erlaubnis zur Einreise verweigert 
werden kann oder unter denen sie ausgewiesen werden können, sollte die vorlie-
gende Richtlinie die Richtlinie 64/221/EWG des Rates vom 25. Februar 1964 zur Ko-
ordinierung der Sondervorschriften für die Einreise und den Aufenthalt von Auslän-
dern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit 
gerechtfertig sind, ersetzen.“ 
 
Die Richtlinie ist also dazu da, die Voraussetzungen für die Beschränkung des Frei-
zügigkeitsrechtes nach dem Vertrag, in Frage kommt hier Art. 45 Abs. 3 AEUV, zu 
konkretisieren. Die Richtlinie schafft somit kein eigenes Recht. Daher greift auch das 
Argument des Generalanwaltes nicht, es würde in Bezug auf die assoziationsrechtli-
chen Regelungen neues Recht geschaffen. Auch diesbezüglich würde nur eine Kon-
kretisierung der assoziationsrechtlichen Vorschriften vorliegen.  
 
bbb. Umfang des Art. 14 ARB Nr. 1/80 bei langjährig im Mitgliedstaat lebenden 
        türkischen Staatsangehörigen 
Wenn man mit dem EuGH der Auffassung ist, dass der Art. 28 der RL 2004/38/EG 
nicht auf türkische Arbeitnehmer anwendbar ist, stellt sich die Frage, welche Kriterien 
im Rahmen des Art. 14 ARB Nr. 1/80 dann bei denjenigen assoziationsberechtigten 
türkischen Staatsangehörigen gelten, die sich langjährig in dem Mitgliedstaat aufhal-
ten.  
 
Der EuGH hat in seiner Entscheidung Ziebell zu der Frage, welche Kriterien bei der 
Ausweisung langjährig in einem Mitgliedstaat lebender assoziationsberechtigter tür-
kischer Staatsangehöriger anzulegen sind, darauf hingewiesen, dass er diesbezüg-
lich bisher auf die in der RL 64/221/EWG des Rates vom 25. Februar 1964 zur Koor-
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dinierung der Sondervorschriften für die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, 
soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit ge-
rechtfertigt sind1147 festgelegten Grundsätze abgestellt hat1148. Diese Richtlinie wurde 
jedoch durch die RL 2004/38/EG aufgehoben. Gemäß Art. 38 Abs. 3 der RL 
2004/38/EG gelten Bezugnahmen auf die RL 64/221EWG als Bezugnahmen auf die 
RL 2004/38/EG. Nach den vorangegangenen Ausführungen des EuGH kann aber 
diese Bezugnahme vorliegend keine Bedeutung haben, da nach seiner Auffassung 
die maßgeblichen Vorschriften der RL 2004/38/EG keine Anwendung finden1149. 
Stattdessen stellt der EuGH in dem von ihm in der Rechtssache Ziebell zu beurtei-
lenden Fall, dass der Betroffene sich seit mehr als zehn Jahren rechtmäßig im Mit-
gliedstaat aufhält, auf die Regelung des Art. 12 der RL 2003/109/EG, welche die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen regelt, 
ab1150. Nach dessen Abs. 1 können langfristig Aufenthaltsberechtigte nur dann aus-
gewiesen werden, wenn sie eine gegenwärtige, hinreichend schwere Gefahr für die 
öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit darstellen. Weiter ist in Art. 12 RL 
2003/109/EG geregelt, dass eine Ausweisungsverfügung nicht auf wirtschaftlichen 
Überlegungen beruhen darf und dass bei der Entscheidung die Dauer des Aufenthal-
tes des Betroffenen im Mitgliedstaat, das Alter der betreffenden Person, die Folgen 
für diese Person und seine Familienangehörigen sowie die Bindungen zum Aufent-
haltsstaat oder fehlende Bindungen zum Herkunftsstaat zu berücksichtigen sind. Der 
EuGH stellt weiter fest, dass die Ausnahme der öffentlichen Ordnung im Bereich der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit im Assoziationsrecht ebenso wie im Gemeinschaftsrecht 
im engeren Sinne eng auszulegen ist und nicht einseitig von den Mitgliedstaaten 
festgelegt werden kann1151. Hieraus zieht der EuGH das Erfordernis einer Einzelfall-
prüfung dahingehend, ob das individuelle Verhalten des Betroffenen eine gegenwär-
tige, hinreichend schwere Gefahr für ein Grundinteresse der Gesellschaft dar-
stellt1152. Hierbei müssten die Behörden den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit so-
wie die Grundrechte des Betroffenen, insbesondere sein Recht auf Achtung des Pri-
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 ABl. Nr. 56 vom 04.04.1964, S. 850–857. 
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 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 76. 
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 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 78. 
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 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell, Rn. 79. 
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vat- und Familienlebens wahren1153. Zum maßgeblichen Zeitpunkt für die Beurteilung 
der vorgenannten Kriterien hat der EuGH darauf hingewiesen, dass die Gerichte 
auch nach der letzten Behördenentscheidung eingetretene Umstände zu berücksich-
tigen haben1154. 
 
In seinem Entscheidungssatz in der Rechtssache Ziebell hat der EuGH festgestellt, 
dass der Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 „dem nicht entgegensteht, dass eine auf Grün-
de der öffentlichen Ordnung gestützte Ausweisungsmaßnahme gegen einen türki-
schen Staatsangehörigen getroffen wird, der eine Rechtsposition nach Art. 7 Abs. 1 
zweiter Gedankenstrich dieses Beschlusses besitzt, sofern das persönliche Verhal-
ten des Betroffenen gegenwärtig eine tatsächliche und hinreichend schwere Gefahr 
für ein Grundinteresse der Gesellschaft des Aufnahmemitgliedstaats darstellt und die 
Maßnahme für die Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist“1155. Das Erfordernis 
der Unerlässlichkeit taucht in den vorangegangenen Ausführungen in dem Urteil 
nicht auf und es stellt sich die Frage, ob hiermit ein besonderes Kriterium für die Prü-
fung der Ausweisung assoziationsberechtiger türkischer Staatsangehöriger aufge-
stellt werden sollte. Hiergegen spricht, dass der EuGH das Kriterium weder beson-
ders begründet noch definiert. Dafür spricht, dass es sich bei der Unerlässlichkeit um 
ein Kriterium handelt, welches der EuGH im Zusammenhang mit Ausweisungen bis-
her noch nicht so aufgestellt hat und nicht anzunehmen ist, dass der EuGH diese 
Wortwahl ohne Grund getroffen hat. Andernfalls würden sich die Kriterien für die 
Ausweisung türkischer Staatsangehöriger, die sich langjährig im Mitgliedstaat aufhal-
ten, und derjenigen türkischen Staatsangehörigen, bei denen dies nicht der Fall ist, 
nicht unterscheiden. Es ist daher davon auszugehen, dass der EuGH die Hürde für 
die Ausweisung assoziationsberechtiger türkischer Staatsangehöriger mit dieser 
Wortwahl erhöhen wollte. 
 
ccc. Öffentliche Gesundheit 
Zum Begriff der Öffentlichen Gesundheit, welche der Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis entgegen stehen kann, kann hier auf Art. 29 RL 2004/38/EG zurück gegriffen 
werden. Es ist nicht ersichtlich, dass dieser Begriff unterschiedlich verstanden wer-
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den könnte, je nachdem ob er im Rahmen des Freizügigkeitsrechtes von EU-
Staatsangehörigen oder im Rahmen des assoziationsrechtlichen Freizügigkeitsrech-
tes türkischer Arbeitnehmer geprüft wird. Als Gefahr für die öffentliche Gesundheit im 
Sinne des Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 kommt damit gemäß Art. 29 Abs. 1 RL 
2004/38/EG nur eine Krankheit in Betracht, die über ein epidemisches Potenzial im 
Sinne der einschlägigen Rechtsinstrumente der Weltgesundheitsorganisation verfügt 
und sonstige übertragbare, durch Infektionserreger oder Parasiten verursachte 
Krankheiten, sofern gegen diese Krankheiten Maßnahmen zum Schutz der Staats-
angehörigen des Aufnahmemitgliedstaats getroffen werden. Gemäß Art. 29 Abs. 2 
RL 2004/38/EG können Krankheiten nicht mehr berücksichtigt werden, die nach Ab-
lauf einer Frist von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Einreise auftreten. 
 
9. Umfang der Aufenthaltsrechte 
Das Diskriminierungsverbot in Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 schützt zunächst das ak-
tuelle Arbeitsverhältnis. Das Diskriminierungsverbot in Verbindung mit einer über-
schießenden Arbeitserlaubnis muss aber auch dann weiter zu einem Aufenthalts-
recht führen, wenn der Betroffene seine Arbeitsstelle wechselt. Die entgegenstehen-
de Annahme des Bundesverwaltungsgerichtes1156 lässt sich nicht begründen. Eine 
Begründung gibt auch das Bundesverwaltungsgericht nicht. Es geht bei dem Diskri-
minierungsverbot darum, dass der Betroffene seine Rechte aus der Arbeitserlaubnis 
diskriminierungsfrei wahrnehmen kann. Hierzu gehört auch, sich sein Arbeitsverhält-
nis wählen zu können. Im Übrigen hat der EuGH in der Rechtssache Güzeli als Vo-
raussetzung für das Aufenthaltsrecht aus dem Diskriminierungsverbot in Verbindung 
mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis nur aufgestellt, dass der Betroffene dem 
regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates angehört1157. Dem regulären Arbeitsmarkt 
gehört aber auch an, wer nach Beendigung seines letzten Arbeitsverhältnisses für 
einen angemessenen Zeitraum und Erfolg versprechend eine neue Arbeitsstelle 
sucht1158. Im Ergebnis ist das OVG Hamburg in seinem Vorabentscheidungsersu-
chen an den EuGH vom 19.05.2012 ebenfalls der Auffassung, dass nicht nur das 
aktuelle Arbeitsverhältnis geschützt ist, sondern auch Arbeitsverhältnisse, die der 
Betroffene neu aufnimmt, gegebenenfalls auch nach einer angemessenen Unterbre-
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chung der Erwerbstätigkeit, in welcher er Arbeit suchend war1159. Das OVG Hamburg 
verweist dazu im Wesentlichen auf die Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssa-
che Güzeli, in welcher ebenfalls die Situation gegeben war, dass der betroffene Herr 
Güzeli nach Ablauf seiner ursprünglichen Aufenthaltserlaubnis mehrfach das Arbeits-
verhältnis gewechselt hatte, zeitweilig sogar Arbeit suchend gewesen war, und der 
EuGH dennoch angenommen hat, dass ihm ein Aufenthaltsrecht aus dem Diskrimi-
nierungsverbot in Verbindung mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis zustehen 
könne1160. Anders sei es lediglich dann, wenn die überschießende Arbeitserlaubnis 
von Anfang an nur für ein bestimmtes Arbeitsverhältnis erteilt worden ist. In diesem 
Falle sei nur dieses konkrete Arbeitsverhältnis geschützt1161. Diese Einschränkung ist 
nachzuvollziehen. Andernfalls wären die Rechte des Betroffenen aus dem Diskrimi-
nierungsverbot in Verbindung mit der überschießenden Arbeitserlaubnis weitreichen-
der als die Rechte, die sich aus der ursprünglich erteilten Aufenthalts- und Arbeitser-
laubnis ergaben. Dies wäre nicht zu begründen.  
 
Das Diskriminierungsverbot erfordert auch die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. 
Die Aussetzung der Abschiebung bzw. die Erteilung einer Duldung ist nicht ausrei-
chend. Zum einen würde die Erteilung einer Duldung zum Schutz der Rechte aus der 
überschießenden Arbeitserlaubnis nicht ausreichen. Dies folgt daraus, dass es für 
den Betroffenen faktisch schwierig wäre, einen Arbeitsvertrag zu erhalten, wenn er 
lediglich über eine Duldung verfügt, die ja letztlich nichts anderes besagt, als dass 
der Betroffene ausreisepflichtig ist, diese Ausreisepflicht nur im Moment nicht durch-
gesetzt wird1162. Im Übrigen ist die Duldung jedenfalls nach deutschem Recht in der 
Regel mit vielen Einschränkungen verbunden, beispielsweise mit dem Verbot, das 
Residenzbundesland zu verlassen. Die Erteilung einer Duldung kann somit für die 
diskriminierungsfreie Gewährung gleicher Arbeitsbedingungen nicht ausreichen. 
Auch die Rechtsprechung des EuGH in den Rechtssachen El Yassini und Gattoussi 
legt dieses Ergebnis nahe1163. Der EuGH hatte darüber zu entscheiden, ob es den 
Mitgliedstaaten erlaubt ist, eine Aufenthaltserlaubnis nachträglich zu befristen bzw. 
die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abzulehnen, wenn der ursprüngliche 
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Grund für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis weggefallen ist. Der EuGH ent-
schied, dass dies grundsätzlich möglich ist und dass dem auch nicht entgegensteht, 
dass der Betroffene in diesem Fall gezwungen wäre, seine Beschäftigung aufzuge-
ben. Der EuGH führt weiter aus, dass es sich „anders verhielte“, wenn der Betroffene 
über eine überschießende Arbeitserlaubnis verfügt. Hieraus ist zu schließen, dass 
der EuGH die Mitgliedstaaten in dem Fall einer überschießenden Arbeitserlaubnis 
verpflichtet sieht, die Arbeitserlaubnis zu verlängern bzw. dass es ihnen untersagt ist, 
die Aufenthaltserlaubnis nachträglich zu befristen1164. Der EuGH leitet aus dem Dis-
kriminierungsverbot in Verbindung mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis also 
ein Aufenthaltsrecht ab und nicht lediglich einen Anspruch darauf, nicht abgeschoben 
zu werden1165 
 
10. Verlust der Aufenthaltsrechte 
Das Aufenthaltsrecht aus dem Diskriminierungsverbot gemäß Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 in Verbindung mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis geht zunächst dann 
verloren, wenn der Betroffene den Arbeitsmarkt verlässt. Der Arbeitnehmer verlässt 
den Arbeitsmarkt auch nach Beendigung seines aktuellen Beschäftigungsverhältnis-
ses zunächst nicht, wenn er ein neues Beschäftigungsverhältnis sucht und alle For-
malitäten erfüllt, die dazu in dem betreffenden Mitgliedstaat vorgeschrieben sind, in-
dem er sich zum Beispiel Arbeit suchend meldet und der Arbeitsverwaltung dieses 
Mitgliedstaates während des dort vorgeschriebenen Zeitraums zur Verfügung 
steht1166. Dem Betroffenen ist nach Verlust seines Arbeitsverhältnisses eine ange-
messene Frist zur Arbeitsuche einzuräumen. Dies folgt auch aus der Rechtspre-
chung des EuGH in der Sache Güzeli. Auch hier hatte der EuGH die grundsätzliche 
Möglichkeit des Herrn Güzeli angenommen, aus dem Diskriminierungsverbot in Ver-
bindung mit einer überschießenden Arbeitserlaubnis ein Aufenthaltsrecht abzuleiten, 
obwohl er nach Ablauf seiner ursprünglichen Aufenthaltserlaubnis die Arbeitsstelle 
gewechselt hat und zeitweilig ohne Arbeit war1167. Wenn man richtigerweise davon 
ausgeht, dass nicht nur das aktuelle sondern auch zukünftige Arbeitsverhältnisse 
geschützt sind1168, dann kann dieses Recht auch nur dann effektiv wahrgenommen 
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werden, wenn dem Betroffenen ein angemessener Zeitraum zur Arbeitsuche einge-
räumt wird. Von Bedeutung ist dann weiter die Frage, welcher Zeitraum zur Arbeitsu-
che als angemessen zu erachten ist. In seinem Urteil in der Rechtssache Tetik1169 
hat der EuGH entschieden, dass einem Arbeitnehmer, welcher Rechte aus Art. 6 
ARB Nr. 1/80 erworben hat, nach Beendigung seines Arbeitsverhältnisses ein ange-
messener Zeitraum eingeräumt werden muss, um eine neue Arbeitsstelle zu fin-
den1170. Er hat in diesem Zusammenhang auf seine Rechtsprechung in der Rechts-
sache Antonissen1171 verwiesen, wonach sich auch aus dem Freizügigkeitsrecht von 
EU-Staatsangehörigen das Recht ergibt, für einen angemessenen Zeitraum eine Ar-
beitsstelle zu suchen1172. Dabei hat der EuGH einmal mehr darauf verwiesen, dass 
hierbei die Grundsätze aus Art. 48, 49 und 50 des Vertrages1173 so weit wie möglich 
auf assoziationsberechtigte türkische Staatsangehörige anzuwenden sind1174. Der 
EuGH hat keine konkreten Angaben dazu gemacht, welcher Zeitraum als angemes-
sen anzusehen ist. Er hat lediglich ausgeführt, dass der Zeitraum lang genug sein 
muss, um das Recht aus Art. 6 ARB Nr. 1/80 nicht wirkungslos zu machen und die 
Chancen des türkischen Arbeitnehmers auf eine neue Beschäftigung nicht zu beein-
trächtigen1175. In den Fällen, in denen das nationale Recht einen konkreten Zeitraum 
nicht vorsehe, sei es Aufgabe der nationalen Gerichte, im Lichte der im Einzelfall vor-
liegenden Umstände den angemessenen Zeitraum zu bestimmen1176. Ein Zeitraum 
von lediglich einigen Tagen reiche hierfür jedenfalls nicht aus1177. In der Rechtssache 
Antonissen hat der EuGH im Rahmen des gemeinschaftsrechtlichen Freizügigkeits-
rechtes festgestellt, dass ein Zeitraum von sechs Monaten zur Arbeitsuche grund-
sätzlich angemessen erscheine1178. Weise der Betroffene jedoch auch nach Ablauf 
dieses Zeitraums nach, dass er weiterhin und mit begründeter Aussicht auf Erfolg 
Arbeit sucht, so dürfe er nicht ausgewiesen werden1179. Es ist kein Grund ersichtlich, 
aus welchem diese Vorgabe nicht auch in Bezug auf assoziationsberechtigte türki-
sche Staatsangehörige gelten sollte. Im Übrigen widerspräche auch ein kürzerer Zeit-
raum zur Arbeitsuche für türkische Arbeitnehmer deren Recht auf gleiche Arbeits-
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vermittlung aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/801180. Weitere Voraussetzung ist, dass der 
Betroffene alle in dem Mitgliedstaat vorgesehenen Formalitäten erfüllt indem er sich 
zum Beispiel Arbeit suchend meldet und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht1181. 
Besteht jedoch keine Aussicht, innerhalb eines angemessenen Zeitraums ein neues 
Arbeitsverhältnis einzugehen, gehört der Betroffene nicht mehr dem Arbeitsmarkt des 
Mitgliedstaates an. Dies bedeutet den Verlust des Aufenthaltsrechtes aus dem Dis-
kriminierungsverbot in Verbindung mit der überschießenden Arbeitserlaubnis. 
 
a. Verlassen der EU ohne besonderen Grund 
Ebenso wie bei den Aufenthaltsrechten aus Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/80 muss das Ver-
lassen der EU für einen nicht unerheblichen Zeitraum ohne besonderen Grund1182 
den Verlust des Aufenthaltsrechtes aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 bedeuten. Die 
gleiche Folge ergibt sich hier aber auch schon daraus, dass in diesem Fall von einem 
Verlassen des Arbeitsmarktes auszugehen ist1183. 
 
b. Art. 14 ARB Nr. 1/80 
Das Aufenthaltsrecht steht unter dem ordre public-Vorbehalt des Art. 14 Abs. 1 ARB 
Nr. 1/801184. Dieser ermöglicht also jederzeit die Prüfung, ob der Betroffene eine Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit, Ordnung oder Gesundheit darstellt. Die Kriterien für 
den Verlust des Aufenthaltsrechtes nach Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 wurden oben 
bereits dargelegt1185. Neben den oben dargestellten Meinungsverschiedenheiten in 
Bezug auf die maßgeblichen Kriterien, ist in diesem Zusammenhang ungeklärt, ob 
bei der Prüfung einer Ausweisung assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehö-
riger die Verfahrensgarantien der Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 64/221/EWG des Rates 
vom 25. Februar 1964 zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise und 
den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind1186, trotz Aufhebung der Richtlinie, 
weiter Geltung haben müssen. Art. 9 Abs. 1 der RL 64/221/EWG lautet: 
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„Sofern keine Rechtsmittel gegeben sind oder die Rechtsmittel nur die Gesetzmäßig-
keit der Entscheidung betreffen oder keine aufschiebende Wirkung haben, trifft die 
Verwaltungsbehörde die Entscheidung über die Verweigerung der Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis oder über die Entfernung eines Inhabers einer Aufenthaltser-
laubnis aus dem Hoheitsgebiet außer in dringenden Fällen erst nach Erhalt der Stel-
lungnahme einer zuständigen Stelle des Aufnahmelandes, vor der sich der Betroffe-
ne entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften verteidigen, unterstützen 
oder vertreten lassen kann. Diese Stelle muss eine andere sein als diejenige, welche 
für die Entscheidung über die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis oder über die 
Entfernung aus dem Hoheitsgebiet zuständig ist.“ 
 
Diese Vorschrift beinhaltet damit das so genannte „Vier-Augen-Prinzip“, wonach die 
Zweckmäßigkeit der Ablehnung der Verlängerung oder Befristung einer Aufenthalts-
erlaubnis und einer Ausweisung von einer unabhängigen Stelle zu überprüfen ist. 
Der EuGH kam in seiner Entscheidung in der Rechtssache Dörr und Ünal1187 zu dem 
Ergebnis, dass das Vier-Augen-Prinzip aus Art. 9 Abs. 1 RL 64/221/EWG auf assozi-
ationsberechtigte türkische Staatsangehörige zu übertragen ist1188. Die Richtlinie 
64/221/EWG wurde durch Art. 38 Abs. 2 RL 2004/38/EG zum 30.04.2006 aufgeho-
ben. Ungeklärt ist weiterhin, ob das Vier-Augen-Prinzip dennoch zu Gunsten assozia-
tionsberechtigter türkischer Staatsangehöriger fort zu gelten hat. Im deutschen Recht 
ist dies vor allem deshalb häufig entscheidungserheblich, da in vielen Bundesländern 
das Widerspruchsverfahren abgeschafft wurde und eine Zweckmäßigkeitskontrolle 
durch eine unabhängige Stelle nicht mehr erfolgt.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht sieht diese Frage durch die Entscheidung des EuGH 
in der Sache Ziebell als geklärt an1189. In seiner Entscheidung vom 10.07.2012 führt 
das Bundesverwaltungsgericht aus, es sei nur noch Art. 12 der RL 2003/109/EG als 
unionsrechtlicher Bezugsrahmen für die Anwendung des Art. 14 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
heranzuziehen1190. Nach Art. 12 Abs. 4 RL 2003/109/EG stehe langfristig Aufent-
haltsberechtigten zur Überprüfung einer Ausweisung der Rechtsweg offen, eine 
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Zweckmäßigkeitskontrolle durch eine unabhängige Stelle sei nicht vorgesehen1191. 
Der EuGH begründe die Übertragbarkeit der Verfahrensgarantien aus Art. 9 Abs. 1 
RL 64/221/EWG damit, dass die im Rahmen von Art. 48 EGV eingeräumten Rechts-
positionen so weit wie möglich auf assoziationsberechtigte türkische Staatsangehöri-
ge zu übertragen seien und dass die sich hieraus ergebenden materiellen Rechte 
aus Effektivitätsgründen untrennbar mit den Verfahrensgarantien verbunden sei-
en1192. Hieraus folge, dass die Rechtsprechung des EuGH, welche den türkischen 
Staatsangehörigen mit dieser Argumentation Rechte zubilligt, von vornherein offen 
sei für Rechtsänderungen, welche die Stellung von Unionsbürgern betreffen1193. Die 
Verfahrensrechte für Unionsbürger ergäbe sich nunmehr aus Art. 31 Abs. 3 S. 1 RL 
2004/38/EG. Da dieser keine behördliche Kontrolle im Vier-Augen-Prinzip vorsehe 
könnten auch assoziationsberechtigte türkische Staatsangehörige diese Verfahrens-
garantien nicht mehr beanspruchen1194. In seiner Entscheidung vom 13.12.2012 führt 
das Bundesverwaltungsgericht aus, es könne offen bleiben, ob sich die Vorgaben für 
das Ausweisungsverfahren gegen assoziationsberechtigte türkische Staatsangehöri-
ge nunmehr aus Art. 12 Abs. 4 RL 2003/109/EWG betreffend langfristig Aufenthalts-
berechtigte oder aus Art. 31 RL 2004/38/EG betreffend Unionsbürger ergebe1195. In 
keiner sei das Erfordernis einer Zweckmäßigkeitsprüfung durch eine unabhängige 
Stelle enthalten1196. Etwas anderes folge auch nicht aus den Stillhalteklauseln in Art. 
13 ARB Nr. 1/80 und Art. 41 Abs. 1 ZP1197. Art. 13 ARB Nr. 1/80 untersagt es den 
Mitgliedstaaten und der Türkei, für Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, de-
ren Aufenthalt und Beschäftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemäß sind, neue 
Beschränkungen der Bedingungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt einzuführen. 
Art. 41 Abs. 1 ZP enthält ein entsprechendes Verbot im Rahmen der Niederlassungs-
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs. Dieses Verschlechterungsverbot führt 
nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes jedoch nicht dazu, dass die Ver-
fahrensgarantien in Art. 9 Abs. 1 RL 221/64/EWG für assoziationsberechtigte türki-
sche Staatsangehörige weiterhin Geltung behalten1198. Zum einen verpflichte Art. 13 
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 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, juris, Rn. 22. 
1192
 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, juris, Rn. 23. 
1193
 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, juris, Rn. 23. 
1194
 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, juris, Rn. 23.  
1195
 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 29. 
1196
 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 29. 
1197
 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 33f; BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, 
juris, Rn. 24. 
1198
 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 33f; BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, 
juris, Rn. 24, 42 f. 
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ARB 1/80 nach seinem Wortlaut nur die Mitgliedstaaten und nicht die EU1199. Art. 41 
Abs. 1 ZP beträfe sachlich keine aufenthaltsrechtliche Stellung, die der Arbeitneh-
merfreizügigkeit zuzurechnen sei sondern nur Beschränkungen der Niederlassungs-
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs1200. Weiterhin sei fraglich, ob die auf 
den Zugang zum Arbeits- bzw. Binnenmarkt zugeschnittenen Stillhalteklauseln über-
haupt Verfahrensregelungen bei der Aufenthaltsbeendigung erfassen und ob die 
Aufhebung des Vier-Augen-Prinzips tatsächlich eine merkliche Verschlechterung der 
Rechtsposition darstelle1201. Letztlich sei aber entscheidend, dass eine weitere An-
wendung der Verfahrensgarantien aus Art. 9 Abs. 1 RL 221/64/EWG auf assoziati-
onsberechtigte türkische Staatsangehörige ein Verstoß gegen das Besserstellungs-
gebot aus Art. 59 ZP darstelle, da den türkischen Staatsangehörigen dann eine 
günstigere Rechtsposition eingeräumt würde als EU-Staatsangehörigen1202. Von ei-
nigen Oberverwaltungsgerichten wird die Auffassung vertreten, der EuGH habe in 
seiner Entscheidung in der Rechtssache Ziebell konkludent mitentschieden, dass das 
Vier-Augen-Prinzip aus Art. 9 Abs. 1 RL 64/221/EWG auch auf assoziationsberech-
tigte türkische Staatsangehörige nicht mehr anwendbar sei1203. Begründet wird diese 
Auffassung damit, der EuGH sei nicht der Stellungnahme der Europäischen Kom-
mission in den Rechtssachen Polat1204 und Ziebell1205 gefolgt. Die Kommission ist 
danach der Auffassung, dass sich die Auslegung aufenthaltsrechtlicher Bestimmun-
gen des Assoziationsabkommens oder darauf gestützter Rechtsakte wie Art. 14 ARB 
Nr. 1/80 daran orientieren müsse, dass die Vertragsparteien in Bezug auf die Freizü-
gigkeit türkischer Arbeitnehmer das sich aus der Richtlinie 64/221/EWG ergebende 
Schutzniveau verwirklichen wollten. Daraus ist nach Auffassung der Kommission zu 
folgern, dass die Aufhebung der RL 64/221/EWG auf die Auslegung des Assoziati-
onsabkommens und der aufgrund dessen erlassenen Rechtsakte keinen Einfluss 
habe. Zwar ist richtig, dass der EuGH diese Argumentation nicht übernommen hat. 
Die Entscheidung des EuGH in der Sache Ziebell befasst sich insoweit jedoch aus-
                                                 
1199
 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 33; BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, C 19/11, juris, 
Rn. 25. 
1200
 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 33; BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, C 19/11, juris, 
Rn. 25. 
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 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 33; BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, juris, 1 C 
19/11, Rn. 25. 
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 BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 1 C 20/11, juris, Rn. 33; BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, 1 C 19/11, 
juris, Rn. 25. 
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 OVG NRW, Urteil vom 22.03.2012, 18 A 951/09, juris, Rn. 45; VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 
10.02.2012, 11 S 1361/11, juris, Rn. 35. 
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 EuGH, Urteil vom 04.10.2007, Rs. C-349/06, Slg. 2007 I, 8167, Polat. 
1205
 EuGH, Urteil vom 08.11.2011, Rs. C-371/08, Slg. 2011 I, 12735, Ziebell. 
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schließlich mit den materiellen Voraussetzungen einer Ausweisung assoziationsbe-
rechtigter türkischer Staatsangehöriger1206. Der EuGH begründet seine Auffassung, 
diese Ausweisungsverfügungen seien nicht unter denselben Kriterien zulässig wie 
der Entzug des Freizügigkeitsrechtes EU-Staatsangehöriger, damit, dass der Assozi-
ation ein ausschließlicher wirtschaftlicher Zweck zugrunde liege. In Bezug auf die 
Frage der Ausweisung assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehöriger hatte 
der EuGH in der Vergangenheit noch nicht festgestellt, ob dieselben Kriterien für eine 
Ausweisungsverfügung gegen assoziationsberechtigte türkische Staatsangehörige 
und den Entzug des Freizügigkeitsrechtes von EU-Staatsangehörigen gelten. Anders 
ist dies in Bezug auf die genannten Verfahrensrechte aus Artikel 9 der RL 
64/221/EWG. Da hier bereits ausdrücklich festgestellt wurde, dass diese Verfahrens-
garantien assoziationsberechtigten türkischen Staatsangehörigen zustehen, müssten 
einer Entscheidung darüber, ob diese Verfahrensgarantien für assoziationsberechtig-
te nach Aufhebung der RL 64/221/EWG fortgelten, weitergehende Überlegungen zu 
Grunde gelegt werden. Der EuGH hat sich mit dieser Frage jedoch nicht befasst. Ei-
ne Klärung dieser Rechtsfrage durch den EuGH ist in der Rechtssache Ziebell nicht 
erfolgt. Es ist auch nicht anzunehmen, dass der EuGH diese Rechtsfrage, welche die 
Gerichte lange Zeit beschäftigt hat, ohne konkrete Ausführungen, d.h. stillschwei-
gend mitklären wollte1207.  
 
Der Wegfall des Vier-Augen-Prinzips stellt hier einen Verstoß gegen die Stillhalte-
klausel aus Artikel § 13 ARB Nr. 1/80 dar. Das Argument, der Art. 13 ARB Nr. 1/80 
richte sich seinem Wortlaut nach nur an die Mitgliedstaaten, lässt sich mit der Natur 
des Assoziationsabkommens als gemischtes Abkommen entkräften. Als gemischtes 
Abkommen verpflichtet es sowohl die Mitgliedstaaten als auch die EU1208. Das Glei-
che muss dann auch für den auf der Grundlage des Assoziierungsabkommens er-
gangenen ARB Nr. 1/80 gelten1209. Verfahrensregelungen sind auch von der Stillhal-
teklausel umfasst. Wie dargelegt hat der EuGH entschieden, dass die Verfahrens-
rechte aus Art. 9 Abs. 1 RL 221/64/EWG untrennbar mit den materiellen Rechten, 
welche den türkischen Staatsangehörigen in Bezug auf ihren Aufenthalt gewährt 
werden, verbunden sind. Dem würde es widersprechen, wendete man die Stillhalte-
                                                 
1206
 von Auer, http://www.anwalt.de/rechtstipps/art-rl-ewg-assoziationsberechtigte-tuerkische-staatsangehoerige-
und-ziebell_026573.html. 
1207
 VG Berlin, Urteil vom 03.02.2012, 35 K 160.11, juris, Rn. 46. 
1208
 S. o. Teil 1 II 1 b. 
1209
 S. o. Teil 1 II 3 b. 
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klausel nur auf materielle Rechte an. Der Wegfall der Zweckmäßigkeitskontrolle kann 
nur als neue Beschränkung aufgefasst werden. Der Prüfungsumfang wird verringert. 
Dem Betroffenen wird darüber hinaus nicht die Gelegenheit gegeben, noch einmal 
darzulegen, aus welchen Gründen die Ausweisungsverfügung rechtswidrig ist. Eine 
neue Beschränkung ist auch bereits aus dem Grund gegeben, dass der Betroffene 
weniger Zeit hat, positive Voraussetzungen in Bezug auf eine Ausweisungsentschei-
dung zu schaffen.  
 
Die Fortgeltung der Verfahrensgarantien zu Gunsten assoziationsberechtigter türki-
scher Staatsangehöriger stellt hier auch keinen Verstoß gegen das Besserstellungs-
verbot aus Artikel 59 ZP dar. Eine Besserstellung kann hier bereits aus dem Grund 
nicht vorliegen, da es sich bei der Ausweisung assoziationsberechtigter türkischer 
Staatsangehöriger und dem Entzug des Freizügigkeitsrechtes von EU-Staatsangehö-
rigen um unterschiedliche Verfahren handelt. Wie gerade aus der Entscheidung des 
EuGH in der Sache Ziebell hervorgeht, richten sich beide Vorgänge nach unter-
schiedlichen Kriterien. EU-Staatsangehörige sind bereits aus dem Grund besser ge-
stellt, da an den Entzug des Freizügigkeitsrechtes strengere Anforderungen gestellt 
werden als an die Ausweisung assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehöri-
ger. Aus diesem Grund stellt die Beibehaltung des Vier-Augen-Prinzips zu Gunsten 
assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehöriger im Ergebnis keine Besserstel-
lung dar. Daher trägt auch der Einwand des OVG NRW nicht, dass eine andere Be-
trachtungsweise als die des OVG dazu führen würde, „dass sich für assoziationsbe-
rechtigte türkische Staatsangehörige im Laufe der Zeit ein gegenüber dem geltenden 
Recht der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten in unvertretbarer Weise verselb-
ständigtes Rechtsregime herausbilden würde“1210. Da das assoziationsrechtliche 
Freizügigkeitsrecht in Bezug auf seine Reichweite derzeit noch weit hinter dem EU-
Freizügigkeitsrecht zurückliegt und es sich damit noch um unterschiedliche Rechts-
bereiche handelt, ist eine unterschiedliche Behandlung hinzunehmen. Erst wenn das 
assoziationsrechtliche Freizügigkeitsrecht dem EU-Freizügigkeitsrecht entspricht, 
müssen beide Freizügigkeitsrechte vollumfänglich gleich behandelt werden. 
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 OVG Münster, Urteil vom 22.03.2012, 18 A 951/09, juris, Rn. 57. 
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II. Recht des Familienangehörigen auf Nachzug zum türkischen Arbeitnehmer  
    als abgeleitetes Recht aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
Wie unter Teil IV 4 d ausführlich erörtert, ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 
das abgeleitete Recht des Familienangehörigen, zu dem im Mitgliedstaat lebenden 
türkischen Staatsangehörigen nachzuziehen. Es handelt sich hierbei zunächst nicht 
um ein originäres Recht des Familienangehörigen. Vielmehr handelt es sich bei dem 
Familiennachzug um einen Teil der sonstigen Arbeitsbedingungen, die dem türki-
schen Arbeitnehmer gemäß Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 diskriminierungsfrei zu ge-
währleisten sind. Damit dieses Recht aber effektiv wahrgenommen werden kann, 
muss der Familienangehörige dieses auch im eigenen Namen geltend machen kön-
nen. So muss der Nachziehende beispielsweise einen Visumsantrag, den er nach 
deutschem Recht persönlich bei der deutschen Auslandsvertretung zu stellen hat, 
auf dieses Recht stützen können. Andernfalls wäre es ohne tatsächliche Auswirkun-
gen. Dies entspricht auch der Rechtsprechung des EuGH, wonach die Sozialleistun-
gen an Familienangehörige, die diesen als Teil der sozialen Vergünstigung des Ar-
beitnehmers selbst gewährt werden, von den Familienangehörigen in eigenem Na-
men geltend gemacht werden können1211. 
 
III. Aufenthaltsrecht aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 
Auch aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 kann sich ein Aufenthaltsrecht ergeben. Diese 
Bestimmung lautet:  
 
„Vorbehaltlich der Artikel 6 und 7 haben die in Absatz 1 genannten türkischen Arbeit-
nehmer und ihre Familienangehörigen in gleicher Weise wie die Arbeitnehmer aus 
der Gemeinschaft Anspruch auf die Unterstützung der Arbeitsämter bei der Beschaf-
fung eines Arbeitsplatzes“.  
 
Auch dieses Recht kann nur effektiv wahrgenommen werden, wenn für die Dauer der 
Arbeitsplatzsuche das Recht zum Aufenthalt im Mitgliedstaat gewährt wird. Ein Auf-
enthaltsrecht aus dieser Vorschrift kann sich insbesondere in der Situation ergeben, 
                                                 
1211
  EuGH, Urteil vom 30.09.1975, Rs. C-32/75, Slg. 1985, 1085, Cristini, Rn. 10/13; EuGH, Urteil vom 
16.12.1976, Rs. C-63/76, Slg. 1976, 2057, Inzirillo, Rn. 18/21; EuGH, Urteil vom 12.07.1984, Rs. C-261/83, 
Slg. 1984, 3199, Castelli, Rn. 11; EuGH, Urteil vom 06.06.1985, Rs. 157/84, Slg. 1985, 1739, Frascogna, Rn. 
25; EuGH, Urteil vom 18.06.1987, Rs. C-316/85, Slg. 1987, 2811, Lebon, Rn. 12; EuGH, Urteil vom 
14.06.2012, Rs. C-542/09, veröffentlicht in der digitalen Sammlung (Allgemeine Sammlung), Kommission / 
Niederlande, Rn. 34 f; EuGH, Urteil vom 26.02.1992, Rs. C-3/90, Slg. 1992 I, 1071, Bernini, Rn. 25 f; und s. o. 
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in welcher der Betroffene bereits ein Aufenthaltsrecht gemäß Art. 6 dritter Spiegel-
strich ARB Nr. 1/801212 erworben hat und aktuell Arbeit suchend ist. Aus Art. 10 Abs. 
2 ARB Nr. 1/80 hat er das Recht auf Unterstützung bei der Arbeitsuche durch die 
Arbeitsämter und mithin das Recht, sich dazu für einen angemessenen Zeitraum1213 
im Bundesgebiet aufzuhalten1214. Das Recht zum Aufenthalt zur Arbeitsuche steht 
unter dem ordre public-Vorbehalt des Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80. Im primären Assozia-
tionsrecht gibt es keine dem Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 entsprechende Vorschrift. 
Darüber hinaus würde eine schrankenlose Gewährung des Rechtes zur Arbeitsuche 
auch dem Besserstellungsverbot aus Art. 59 ZP widersprechen, da auch das Freizü-
gkeitsrecht zur Arbeitsuche von EU-Staatsangehörigen unter dem ordre public-
Vorbehalt steht1215. 
 
IV. Aufenthaltsrecht aus Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 
 
1. Aufenthaltsrechtliche Wirkung des Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80? 
Zu untersuchen ist, ob sich aus Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 Aufenthaltsrechte 
ergeben können. Seinem Wortlaut nach garantiert diese Vorschrift türkischen Kin-
dern, die in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft ordnungsgemäß bei ihren Eltern 
wohnen, welche dort ordnungsgemäß beschäftigt sind oder waren, die Zulassung 
zum allgemeinen Schulunterricht, zur Lehrlingsausbildung und zur beruflichen Bil-
dung unter Zugrundelegung derselben Qualifikationen wie die Kinder von Staatsan-
gehörigen dieses Mitgliedstaates. Geregelt ist damit zunächst nur, dass die begüns-
tigten Kinder unter der Bedingung derselben Qualifikation gleichberechtigten Zugang 
zur Aufnahme der Ausbildung wie die Kinder von Staatsangehörigen des Mitglied-
staates haben und dass ihnen dieselben sozialen Vergünstigungen zustehen wie den 
Staatsangehörigen des Mitgliedstaates, in welchem sie ihre Ausbildung absolvieren. 
Weiter könnte man aus dem Erfordernis des ordnungsgemäßen Wohnens bei den 
Eltern ableiten, dass der rechtmäßige Aufenthalt gerade Voraussetzung dafür ist, in 
den Genuss der Rechte aus Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 zu gelangen1216. Gut-
mann führt die Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache El-Yassini als Argu-
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 Dazu, dass die höchste Stufe des Art. 6 ARB Nr. 1/80 erreicht sein muss, s. o. Teil 3 V 3. 
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ment für eine aufenthaltsrechtliche Wirkung des Diskriminierungsverbotes aus Art. 9 
Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 an1217. Die Bedingungen für den Zugang zur Bildung seien 
unterschiedlich, wenn die vorzeitige Beendigung der Ausbildung und ihr Abbruch von 
den durch Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 begünstigten Kindern aufgrund des Ab-
laufs ihrer Aufenthaltserlaubnis verlangt werden könne1218. Zur Begründung der auf-
enthaltsrechtlichen Wirkung des Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 verweist Gutmann 
aber auch auf die Rechtsprechung des EuGH in  der Sache Kadiman1219. Hierin be-
fasst sich der EuGH mit der aufenthaltsrechtlichen Wirkung des Art. 7 S. 1 ARB Nr. 
1/80. Dieser lautet: 
 
„Die Familienangehörigen eines dem regulären Arbeitsmarkt eines Mitgliedstaats 
angehörenden türkischen Arbeitnehmers, die die Genehmigung erhalten haben, zu 
ihm zu ziehen,  
haben vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft einzuräumenden Vorrangs das Recht, sich auf jedes Stellenange-
bot zu bewerben, wenn sie dort seit mindestens drei Jahren ihren ordnungs-
gemäßen Wohnsitz haben 
haben freien Zugang zu jeder von ihnen gewählten Beschäftigung im Lohn- 
oder Gehaltsverhältnis, wenn sie dort seit mindestens fünf Jahren ihren ord-
nungsgemäßen Wohnsitz haben.“ 
 
Der EuGH hat hierzu entschieden, dass ein Mitgliedstaat, der dem Familienangehö-
rigen die Genehmigung zur Einreise zur Familienzusammenführung zu einem türki-
schen Arbeitnehmer erteilt hat, dem Familienangehörigen auch während der ersten 
drei Jahre dessen Aufenthaltes nicht das Recht verweigern darf, sich weiter zu Zwe-
cken der Familienzusammenführung bei dem Arbeitnehmer aufzuhalten1220. Der Mit-
gliedstaat sei aber berechtigt, das Aufenthaltsrecht des Familienangehörigen an Be-
dingungen zu knüpfen, welche gewährleisten, „dass die Anwesenheit des Familien-
angehörigen in seinem Hoheitsgebiet dem Geist und dem Regelungszweck des Art. 
7 S. 1 ARB Nr. 1/80 entspricht“1221. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist Zweck 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 28. 
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 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 28. 
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des Art. 7 S. 1 ARB Nr. 1/80, die Beschäftigung und den Aufenthalt des türkischen 
Arbeitnehmers, welcher dem regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates angehört, 
dadurch zu fördern, dass ihm in diesem Mitgliedstaat die Aufrechterhaltung seiner 
familiären Bande ermöglicht wird1222. Nach Gutmann müsse dieser Gedanke auch für 
den Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 gelten1223. Auch dieser bezwecke die Förderung der 
dauerhaften Eingliederung der Familie der türkischen Arbeitnehmer in dem Aufnah-
memitgliedstaat1224 Gutmann geht also offenbar davon aus, dass die Kinder zunächst 
nur dann in den Genuss der Rechte aus Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 kommen 
können, wenn sie bereits im Besitz eines Aufenthaltsrechtes sind, dass Art. 9 Abs. 1 
S. 1 ARB Nr. 1/80 aber dann ein Aufenthaltsrecht implizieren muss, wenn andernfalls 
die Ausbildung wegen des zwischenzeitlichen Ablaufs der Aufenthaltserlaubnis  be-
endet werden müsste. Im Ergebnis genauso sieht es auch das VG Karlsruhe1225. Es 
bezieht sich dazu auf die Rechtsprechung des EuGH zu der aufenthaltsrechtlichen 
Wirkung der Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/801226. Für Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 könne 
nichts anderes gelten. Es sei widersinnig, dem türkischen Kind den weiteren Aufent-
halt zu verwehren, wenn es unter den Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB 
Nr. 1/80 zur Ausbildung zugelassen worden sei1227. Zwar obliege es weiterhin den 
Mitgliedstaaten, die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt türkischer Fa-
milienangehöriger festzulegen. Halte sich aber ein Kind ordnungsgemäß im Bundes-
gebiet auf, könne die Fortsetzung des Aufenthaltes nur noch von den weiteren Vo-
raussetzungen des Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80, d. h. Wohnen bei den Eltern und 
deren ordnungsgemäßer Beschäftigung abhängig gemacht werden1228. Das OVG 
Münster lässt offen, ob dem Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 grundsätzliche aufent-
haltsrechtliche Bedeutung zukommt, lehnt eine solche aber jedenfalls für den Fall ab, 
dass das Kind erst zur Ausbildung nach Deutschland eingereist ist1229. Das OVG 
Münster begründet diese Auffassung damit, dass es den Mitgliedstaaten zusteht, 
Regelungen für die Familienzusammenführung zu treffen, bis die Familienangehöri-
gen ein eigenständiges Aufenthaltsrecht nach dem ARB Nr. 1/80 erworben ha-
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1229
 OVG Münster, Urteil vom 03.04.2001, 18 B 204/00, juris, Rn. 36. 
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ben1230. Im Zusammenhang mit einer Ausbildung würden türkische Familienangehö-
rige ein eigenständiges Aufenthaltsrecht gemäß Art. 7 S. 2 ARB Nr. 1/80 erst nach 
Abschluss der Ausbildung erhalten1231. In einer älteren Entscheidung spricht das 
OVG Münster dem Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 grundsätzlich aufenthaltsrechtli-
che Wirkung zu, begrenzt diese aber auf ein auf den Ausbildungszweck begrenztes 
Aufenthaltsrecht1232.  
 
Zunächst spricht die Rechtsprechung des EuGH, den im ARB Nr. 1/80 gewährten 
Beschäftigungsrechten implizit Aufenthaltsrechte abzuleiten, auch für ein implizites 
Aufenthaltsrecht aus Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80. Ebenso wie Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/80 
ist Art. 9 ARB Nr. 1/80 in Kapitel II Abschnitt 1 des ARB Nr. 1/80 enthalten, welcher 
die Überschrift „Fragen betreffend die Beschäftigung und die Freizügigkeit der Ar-
beitnehmer“ trägt. Es spricht nichts dafür, das Recht auf Zugang zur Ausbildung an-
ders zu behandeln als das Recht zur Beschäftigung. Auch das Recht auf gleichbe-
rechtigten Zugang zur Ausbildung kann nur dann effektiv wahrgenommen werden, 
wenn ihm auch aufenthaltsrechtliche Wirkung zukommt. Auch die Zielsetzung der in 
Kapitel II Abschnitt 1 ARB Nr. 1/80 enthaltenen Regelungen spricht für die aufent-
haltsrechtliche Wirkung des Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80. Die Regelungen haben grund-
sätzlich zum Ziel, die Integration des türkischen Arbeitnehmers in den Arbeitsmarkt 
des Mitgliedstaates weiter zu fördern. Die Regelungen, welche die Familienangehöri-
gen betreffen, sollen die Integration des Arbeitnehmers in den Arbeitsmarkt des Mit-
gliedstaates dadurch gewährleisten, dass sie den Aufenthalt und die Beschäftigung 
des türkischen Arbeitnehmers dadurch fördern, dass es ihnen erleichtert wird, mit 
ihren Familienangehörigen im Mitgliedstaat zu leben. Die Förderung der Ausbildung 
der Kinder der Arbeitnehmer stellt einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung die-
ses Ziels dar. Sie erleichtert aufgrund der in der Regel gezahlten Ausbildungsvergü-
tung den Aufenthalt des türkischen Arbeitnehmers im Mitgliedstaat. Zum anderen 
erhöht sich dadurch die Wahrscheinlichkeit, dass sich auch der Familienangehörige 
in den Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates integrieren kann, was sich häufig auch auf 
die Bindung des türkischen Arbeitnehmers an den Mitgliedstaat auswirken wird.  
 
                                                 
1230
 OVG Münster, Urteil vom 03.04.2001, 18 B 204/00, juris, Rn. 38. 
1231
 OVG Münster, Urteil vom 03.04.2001, 18 B 204/00, juris, Rn. 40. 
1232
 OVG Münster, Beschluss vom 30.12.1997, 17 B 1437/96, juris, Rn. 16. 
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Der Grund für den ursprünglich ordnungsgemäßen Aufenthalt des Familienangehöri-
gen bzw. der Grund der Einreise kann dabei keine Rolle spielen. Insbesondere ist 
nicht zwingend Voraussetzung, dass sich der rechtmäßige Aufenthalt aus einem Vi-
sum bzw. einer Aufenthaltserlaubnis zur Familienzusammenführung ergibt. Zunächst 
hat der EuGH festgestellt, dass auch diejenigen Familienangehörigen jedenfalls in 
den Genuss der Rechte aus Art. 7 S. 2 ARB Nr. 1/80 kommen können, die ihren Auf-
enthalt nicht ausdrücklich aus einem Aufenthaltsrecht ableiten, welches zur Familien-
zusammenführung erteilt wurde1233. Vielmehr ist auch derjenige Familienangehörige 
grundsätzlich berechtigt, der sich beispielsweise mit einer Aufenthaltserlaubnis zu 
Studienzwecken in dem Mitgliedstaat aufhält1234. Art. 9  S. 1 ARB Nr. 1/80 setzt sei-
nem Wortlaut nach ebenso wie Art. 7 S. 2 ARB Nr. 1/80 keine Aufenthaltserlaubnis 
voraus, die zum Familiennachzug erteilt wurde, sondern spricht nur von dem ord-
nungsgemäßen Wohnen bei den Eltern. Art. 9 S. 1 ARB 1/80 ist also allgemein ge-
fasst und lässt nicht erkennen, dass ein bestimmtes Aufenthaltsrecht gefordert wäre. 
Dass die Vorschrift dennoch den Zweck erfüllt, die Integration des türkischen Arbeit-
nehmers in den Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates zu fördern, wird durch die Voraus-
setzung „Wohnen bei den Eltern“ gewährleistet. Nur wenn die Kinder bei den Eltern 
wohnen, kann die Versagung des Zugangs zur Ausbildung einen Einfluss auf die In-
tegration der türkischen Arbeitnehmer haben. Aus diesem Grund ist eine aufenthalts-
rechtliche Wirkung des Art. 9 S.1 ARB Nr. 1/80 auch dann möglich, wenn das türki-
sche Kind die Erlaubnis zur Einreise nach Deutschland zur Aufnahme einer Ausbil-
dung und nicht zur Familienzusammenführung erhalten hat. Im Übrigen wäre es wi-
dersinnig gerade in dem Fall, in dem das Kind zur Ausbildung nach Deutschland ein-
gereist ist, deren Fortsetzung unmöglich zu machen, weil zwischenzeitlich die Auf-
enthaltserlaubnis abgelaufen ist.  
 
Fraglich ist, wie die Situation zu beurteilen ist, in dem der Aufenthalt des Kindes zu-
nächst rechtmäßig ist, die Aufenthaltserlaubnis aber vor Beginn der beabsichtigten 
Ausbildung abläuft. Denkbar ist hier zum Beispiel der Fall, dass das Kind türkischer 
Arbeitnehmer eine Aufenthaltserlaubnis zur Familienzusammenführung zu seinen 
Eltern besitzt, diese aber mit Eintritt der Volljährigkeit und vor Beginn der beabsichtig-
ten Ausbildung abläuft. Ein Vergleich mit der Rechtsprechung des EuGH in den 
Rechtssachen El-Yassini und Gattoussi bzw. Güzeli spricht gegen das Entstehen 
                                                 
1233
 EuGH, Urteil vom 05.10.1994, Rs. C-355/93, Slg. 1994 I, 5113, Eroglu, Rn. 22. 
1234
 EuGH, Urteil vom 05.10.1994, Rs. C-355/93, Slg. 1994 I, 5113, Eroglu, Rn. 22. 
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eines Aufenthaltsrechtes bis zur Ausbildung. Auch in den genannten Fällen, in denen 
es um ein Aufenthaltsrecht aus einem Diskriminierungsverbot in Verbindung mit einer 
überschießenden Arbeitserlaubnis geht, ist stets Voraussetzung, dass der Betroffene 
im Zeitpunkt des Ablaufs bzw. der Befristung seiner ursprünglichen Aufenthaltser-
laubnis dem regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaats bereits angehört. Genauso 
geht es bei den Aufenthaltserlaubnissen, die aufgrund der Art. 6 und 7 ARB Nr. 1/80 
entstehen, grundsätzlich um die Fortsetzung schon bestehender Aufenthaltsrechte. 
Es wäre nicht zu erklären, warum sich gerade aus Art. 9 Abs. 1 ARB Nr.1/80 bereits 




a. Kinder türkischer Arbeitnehmer 
Nach seinem Wortlaut begünstigt Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 türkische Kinder. Dass es 
sich bei dieser Formulierung um ein Redaktionsversehen handeln muss, wurde 
oben1235 bereits dargelegt. Es ist davon auszugehen, dass auch der Art. 9 S. 1 ARB 
Nr. 1/80 Kinder türkischer Arbeitnehmer begünstigen will. Auf die Staatsangehörigkeit 
der Kinder kann es nicht ankommen. Eine Altersbeschränkung enthält der Art. 9 S. 1 
ARB Nr. 1/80 nicht. Somit können auch volljährige Kinder türkischer Arbeitnehmer in 
den Genuss seiner Rechte kommen1236.  
 
b. Wohnen bei Eltern 
Die Kinder müssen bei den Eltern wohnen. Dies bedeutet zunächst, dass sie dort 
grundsätzlich ihren Lebensmittelpunkt haben müssen1237. Ausreichend ist natürlich 
der Wohnsitz bei einem Elternteil1238. Es reicht aus, wenn der Nebenwohnsitz bei den 
Eltern ist1239. Nach dem Gesetzeswortlaut muss der Wohnsitz bei den Eltern „ord-
nungsgemäß“ und damit rechtmäßig sein. Wie oben dargelegt, ist aber nur erforder-
lich, dass das Kind zunächst seinen Wohnsitz rechtmäßigerweise bei seinen Eltern 
genommen hat, also im Besitz eines Aufenthaltstitels gewesen ist. Wie ausgeführt 
                                                 
1235
 S.o. Teil 3 VI 2. 
1236
 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 8; VG Frankfurt, Beschluss vom 19.12.1996, 9 
G 3832/96 (2), NVwZ RR 1997, 299.  
1237
 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 10.1 
1238
 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 11. 
1239
 EuGH, Urteil vom 07.07.2005, Rs. C-374/03, Slg. 2005 I, 6199, Gürol, Rn. 29 ff. 
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ergibt sich aus Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 gerade ein Aufenthaltsrecht, wenn die be-
gonnene Ausbildung andernfalls abgebrochen werden müsste. 
 
c. Eltern, die im Mitgliedstaat ordnungsgemäß beschäftigt sind oder waren 
Die Eltern bzw. ein Elternteil müssen im Mitgliedstaat beschäftigt sein oder beschäf-
tigt gewesen sein. Die Dauer der Beschäftigung ist unerheblich1240.  
 
3. Umfang der Aufenthaltsrechte 
Das Aufenthaltsrecht muss für die Dauer der Ausbildung gelten, um die Rechte aus 
Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 effektiv zu gewährleisten. Wie dargelegt, gewährt Art. 9 S. 1 
ARB Nr. 1/80 aber nur dann ein Recht zum Aufenthalt, wenn die Ausbildung bereits 
begonnen wurde und andernfalls mangels weiter fortbestehenden Aufenthaltsrechtes 
abgebrochen werden müsste. 
 
4. Verlust der Aufenthaltsrechte 
Das Aufenthaltsrecht aus Art. 9 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 steht ebenfalls unter dem ordre 
public-Vorbehalt des Art. 14 ARB Nr. 1/80. Art. 9 ARB Nr. 1/80 befindet sich in Ab-
schnitt I des ARB Nr. 1/80 für welchen Art. 14 ARB Nr. 1/80 gilt. Die Rechte aus Art. 
9 ARB Nr. 1/80 sind im primären Assoziationsrecht nicht enthalten. Sie können dort 
somit nicht unbeschränkt gewährt werden. Andernfalls läge auch ein Verstoß gegen 
das Besserstellungsverbot aus Art. 59 ZP vor, da auch das Freizügigkeitsrecht von 






I. Zusammenfassung und Ergebnisse 
 
1. Zusammenfassung und Ergebnisse Teil 1 
    Die assoziationsrechtlichen Grundlagen 
Es war und ist ein historisch und politisch langwieriger und noch nicht abgeschlosse-
ner Prozess, das Assoziationsrecht zu entwerfen, weiterzuentwickeln und seine Mög-
                                                 
1240
 Gutmann in GK-AufenthG, IX – 1 Art. 9 ARB Nr. 1/80, Rn. 13. 
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lichkeiten zu erkennen. Hierbei ging es zunächst ganz grundlegend darum, die Ziel-
richtung der Assoziierung der Türkei mit der EU festzulegen. Im Ergebnis beinhaltet 
bereits dass Assoziierungsabkommen von 1963 das Ziel, den späteren EU-Beitritt 
der Türkei vorzubereiten. Dies soll auf dem Weg der Verbesserung der Wirtschafts-
beziehungen zwischen der EU und der Türkei, der Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung in der Türkei und mittels der Einrichtung einer Zollunion erfolgen. Auch 
die stufenweise Verwirklichung der Freizügigkeit ist bereits im Assoziierungsabkom-
men vorgesehen. Es enthält ein Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staats-
angehörigkeit und verweist dabei auf das entsprechende Diskriminierungsverbot im 
EWG-Vertrag. Dieser Verweis sowie die Formulierung in Art. 12 AssAbk, dass sich 
die Vertragsparteien bei der Herstellung der Freizügigkeit von den Art. 48, 49 und 50 
des Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft leiten lassen, spielt bei der Ausle-
gung der assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbote eine entscheidende Rolle.  
 
Das Zusatzprotokoll von 1970 enthält in seinem Art. 37 bereits eine Konkretisierung 
des allgemeinen Diskriminierungsverbotes aus Gründen der Staatsangehörigkeit in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen und das Entgelt.  
 
Zur Verwirklichung der Ziele des Assoziierungsabkommens räumt dieses den Ver-
tragsparteien die Möglichkeit ein, in einem Assoziationsrat zusammen zu treten und 
Beschlüsse zu fassen. Dies führte unter anderem zu den ARB Nr. 2/76, 1/80 und 
3/80. ARB Nr. 2/76 sollte die erste Stufe zur Herstellung der Arbeitnehmerfreizügig-
keit festlegen. Der ARB Nr. 1/80 übernimmt und erweiterte die Regelungen des ARB 
Nr. 2/76 und enthält in seinem Art. 9 ein Gebot zur Gleichbehandlung „türkischer 
Kinder“ in Bezug auf den Zugang zur Schul- und  Berufsausbildung und wiederholt in 
seinem Art. 10 das Diskriminierungsverbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen und das Entgelt. Der ARB Nr. 3/80 betrifft die so-
ziale Sicherheit und enthält in seinem Art. 3 ein Gleichbehandlungsgebot und in sei-
nem Art. 6 ein Verbot, bestimmte Geldleistungen zu vermindern oder zu entziehen, 
weil der Berechtigte seinen Wohnsitz in die Türkei oder in einen anderen Mitglied-





Der EuGH hatte in Bezug auf das Assoziierungsabkommen und die Assoziations-
ratsbeschlüsse zunächst grundlegende Fragen zu klären. Hierbei ging es wesentlich 
um die innergemeinschaftliche Geltung und die unmittelbare Anwendbarkeit der 
Bestimmungen des Assoziierungsabkommens und der Assoziationsratsbeschlüsse. 
Im Ergebnis ist die innergemeinschaftliche Geltung zu bejahen und die unmittelbare 
Anwendbarkeit der einzelnen Bestimmungen jeweils anhand der Frage zu klären, ob 
sie unter Berücksichtigung ihres Wortlauts und im Hinblick auf den Sinn und Zweck 
des Abkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung enthalten, deren Erfüllung 
oder deren Wirkungen nicht vom Erlass eines weiteren Aktes abhängen.  
 
Von besonderer Bedeutung ist die Frage, nach welchen Grundsätzen das Assoziati-
onsrecht auszulegen ist. Diese Frage stellt sich, da es sich bei dem Assoziations-
recht einerseits um Völkerrecht, andererseits um einen integrierenden Bestandteil 
der Gemeinschaftsrechtsordnung handelt. Grundsätzlich ist das Assoziationsrecht 
nach völkerrechtlichen Auslegungsregeln zu beurteilen. Maßgeblich für die Ausle-
gung der Bestimmung ist danach zunächst deren Wortlaut und deren Zielsetzung 
sowie die Zielsetzung des Vertrages, in welchem die Bestimmung enthalten ist. Er-
gänzend zur Zielsetzung können die vorbereitenden Arbeiten und die Umstände des 
Vertragsschlusses berücksichtigt werden. Je mehr sich die Zielsetzungen der asso-
ziationsrechtlichen und der entsprechenden gemeinschaftsrechtlichen Bestimmung 
gleichen, desto mehr ist eine übereinstimmende Auslegung vorzunehmen. Aufgrund 
des erklärten Zieles der Assoziierung, den späteren EU-Beitritt der Türkei vorzuberei-
ten und somit den Gemeinschaftsrechtsbestand zu übernehmen, sind auch gemein-
schaftsrechtliche Auslegungsprinzipien wie die Berücksichtigung der praktischen 
Wirksamkeit anzuwenden. Dabei ist eine integrations- und europafreundliche Ausle-
gung angezeigt. Unter Berücksichtigung dieser Auslegungsregeln sind die assoziati-
onsrechtlichen Diskriminierungsverbote grundsätzlich analog der ihnen entsprechen-
den gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbote auszulegen. Zur Bestimmung 
der Reichweite der assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbote kann in der Re-
gel auch das zu den gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverboten ergangene 
Sekundärrecht herangezogen werden. 
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2. Zusammenfassung und Ergebnisse Teil 2 
    Verbotene Diskriminierung 
Diskriminierungsverbote bzw. Gleichbehandlungsgebote spielen in der Rechtswis-
senschaft schon lange eine bedeutende Rolle. Im Gemeinschaftsrecht im engeren 
Sinne hat sich sowohl die Rechtsprechung als auch die Literatur eingehend mit dem 
Begriff der Diskriminierung und mit den Voraussetzungen einer verbotenen Diskrimi-
nierung auseinander gesetzt. Aufgrund der grundsätzlich einheitlichen Auslegung 
von gemeinschaftsrechtlichen und assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverboten 
sind aber die Definitionen und Voraussetzungen, wie sie in Bezug auf gemein-
schaftsrechtliche Diskriminierungsverbote entwickelt wurden, auf assoziationsrechtli-
che Diskriminierungsverbote zu übertragen.  
 
Der Verstoß gegen ein Diskriminierungsverbot setzt grundsätzlich voraus, dass ver-
gleichbare Sachverhalte ungleich bzw. nicht vergleichbare Sachverhalte gleich be-
handelt werden. Die Diskriminierungsverbote schützen nicht nur vor unmittelbaren 
sondern auch vor mittelbaren Diskriminierungen. Unmittelbare Diskriminierungen 
knüpfen direkt an das verbotene Differenzierungskriterium an. Mittelbare Diskriminie-
rungen entstehen dadurch, dass sie zur unterschiedlichen Behandlung zwar an ein 
neutrales, d.h. nicht ausdrücklich verbotenes Kriterium anknüpfen, dadurch aber zu 
dem gleichen Ergebnis führen, als wenn sie direkt an das verbotene Kriterium an-
knüpfen würden. Nur solche mittelbaren Diskriminierungen sind zu rechtfertigen, 
wenn sie zur Erreichung eines berechtigten Zweckes zum Schutz zwingender Grün-
de des Allgemeininteresses geeignet und erforderlich sind und wenn ihre Auswirkun-
gen zu dem Zweck in einem angemessenen Verhältnis stehen. Unmittelbare Diskri-
minierungen sind grundsätzlich nicht zu rechtfertigen. Anderes gilt nur, wenn in der 
Rechtsgrundlage, in welchem das Diskriminierungsverbot enthalten ist, oder in einer 
auf der Grundlage dieser Rechtsgrundlage erlassenen Bestimmung ausdrücklich ei-
ne Ausnahme festgelegt ist.  
 
Wesentlich bei der Prüfung, ob eine verbotene Diskriminierung vorliegt, ist die Frage, 
ob die unterschiedlich behandelten Sachverhalte gleich bzw. die gleich behandelten 
Sachverhalte unterschiedlich sind. Es ist jeweils im Einzelfall zu entscheiden welche 
Merkmale für die betreffenden Sachverhalte kennzeichnend sind und daher zur Fest-
stellung der Vergleichbarkeit herangezogen werden müssen. Dabei müssen Ziel und 
245 
 
Zweck der Bestimmung, welche zu der unterschiedlichen Behandlung führt, und des 
gesamten Regelungsbereiches, aus welchem sich die Bestimmung ergibt, berück-
sichtigt werden. Die Ungleichbehandlung muss auf die Maßnahme ein und dessel-
ben Hoheitsträgers zurückgehen. Die Diskriminierungsverbote schützen nicht nur vor 
intendierten Ungleichbehandlungen sondern auch vor solchen, die sich zufällig aus 
einer Regelung ergeben. Erforderlich ist aber, dass die Diskriminierung den Betroffe-
nen tatsächlich benachteiligt. Eine de minimis-Grenze besteht dabei nicht. 
 
Die gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbote und die Diskriminierungsver-
bote aus dem primären Assoziationsrecht richten sich nicht nur an die Mitgliedstaa-
ten und an die Gemeinschaftsgesetzgeber sondern können auch Privaten entgegen 
gehalten werden. Im Rahmen der unspezifischen Diskriminierungsverbote aus Grün-
den der Staatsangehörigkeit ist aber zu fordern, dass der Dritte zumindest eine fakti-
sche Machtstellung innehat. Eine generelle Geltung eines solchen Diskriminierungs-
verbotes im Rahmen privater Verträge würde die Privatautonomie unverhältnismäßig 
beschränken. Im Assoziationsrecht sind nur primärrechtliche Diskriminierungsverbo-
te, d.h. die Diskriminierungsverbote aus Art. 9 AssAbk und Art. 37 ZP in der Lage, 
Drittwirkung zu entfalten.  Der ARB Nr. 1/80 ist kein formelles Gesetz und nicht veröf-
fentlicht und entfaltet aus diesem Grund keine Drittwirkung. Der ARB Nr. 3/80 ist 
zwar veröffentlicht, aufgrund seines Regelungsbereiches kann das dort enthaltene 
Diskriminierungsverbot aber ebenfalls keine Drittwirkung haben. 
 
3. Zusammenfassung und Ergebnisse Teil 3 
    Beschäftigungsbezogene und soziale Rechte türkischer Arbeitnehmer und ihrer  
    Familienangehörigen aus assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverboten 
Es ergeben sich sowohl aus den primärrechtlichen als auch aus den sekundärrechtli-
chen Diskriminierungsverboten beschäftigungsbezogene und soziale Rechte türki-
scher Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen. 
 
Art. 9 AssAbk ist unmittelbar anwendbar, spielt aber in Bezug auf beschäftigungsbe-
zogene und soziale Rechte eine untergeordnete Rolle, da er subsidiär zu den Art. 9 
und 10 ARB Nr. 1/80 und Art. 3 und 6 ARB Nr. 3/80 ist. Art. 37 ZP ist ebenfalls unmit-
telbar anwendbar und verbietet die Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit 
in Bezug auf die Arbeitsbedingungen und das Entgelt. Er ist fast wortgleich mit Art. 
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10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, entfaltet aber anders als dieser als veröffentlichtes Recht 
Drittwirkung. Eine besondere Machtposition des Dritten ist dazu nicht erforderlich. 
Die Drittwirkung beschränkt sich aber auf den Inhalt des Arbeitsvertrages. Sie führt 
nicht dazu, dass türkische Arbeitnehmer bevorzugt eingestellt werden müssen. 
 
Auch der dem Art. 37 ZP im Wesentlichen entsprechende Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 
1/80 ist unmittelbar anwendbar. Der Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 begünstigt unmittel-
bar nur türkische Arbeitnehmer. Familienanagehörige, die keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen, und denen der türkische Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, sind durch ihn 
aber mittelbar begünstigt. Die Ausweitung des Diskriminierungsverbotes auf die Fa-
milienangehörigen ist als soziale Vergünstigung zu Gunsten des türkischen Arbeit-
nehmers anzusehen. Dies gilt sowohl für türkische als auch für drittstaatsangehörige 
Familienangehörige. Erwerbstätige türkische Familienangehörige profitieren unmit-
telbar von Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80, da sie selbst Arbeitnehmer sind. Erwerbstäti-
ge drittstaatsangehörige Familienangehörige sind nicht, auch nicht mittelbar begüns-
tigt.  
 
Maßgeblich zur Bestimmung des Umfangs des Diskriminierungsverbotes in Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist der hierin enthaltene Begriff der „sonstigen Arbeitsbedingun-
gen“. Dieser Begriff ist weit zu verstehen. Umfasst sind nicht nur die Beschäftigungs- 
und Arbeitsbedingungen sondern auch alle sozialen und steuerlichen Vergünstigun-
gen im Sinne des Art. 7 Abs. 2 VO 492/2011. Die Anwesenheit der Familienangehö-
rigen des türkischen Arbeitnehmers in dem Mitgliedstaat, in welchem er einer Be-
schäftigung nachgeht, ist Teil der sonstigen Arbeitsbedingungen. Aus Art. 10 Abs. 1 
ARB Nr. 1/80 lässt sich somit ein Recht zur Familienzusammenführung ableiten. 
 
Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 ist ebenfalls unmittelbar anwendbar. Aus ihm ergibt sich 
für türkische Arbeitnehmer und unmittelbar auch für deren Familienangehörige ein 
Anspruch auf Gleichbehandlung mit den Arbeitnehmern aus der Gemeinschaft und 
ihren Familienangehörigen in Bezug auf die Unterstützung durch die Arbeitsämter bei 
der Beschaffung eines Arbeitsplatzes. Voraussetzung ist, dass der Arbeitnehmer 
bzw. der Familienangehörige jeweils die höchste Verfestigungsstufe des Art. 6 bzw. 
Art. 7 ARB Nr. 1/80, d.h. jeweils Zugang zum gesamten Arbeitsmarkt erreicht hat. In 
der Rechtsprechung hat diese Vorschrift bisher keine Relevanz. Als Familienangehö-
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rige im Sinne des Art. 10 ARB Nr. 1/80 sind der Ehegatte sowie der Lebenspartner 
des Arbeitnehmers, Verwandte des Arbeitnehmers, seines Ehegatten oder Lebens-
partners in absteigender Linie, die noch nicht 21 Jahre alt sind oder denen Unterhalt 
gewährt wird, und die Verwandten des Arbeitnehmers, des Ehegatten oder Lebens-
partners in aufsteigender Linie, denen der Arbeitnehmer Unterhalt gewährt, anzuse-
hen. In Bezug auf die Unterhaltsgewährung ist maßgeblich, ob ein Unterhaltsbedarf 
besteht und Unterhalt gewährt wird. Ein Unterhaltsanspruch ist nicht Voraussetzung. 
Erfüllt der Arbeitnehmer bzw. der Familienangehörigen die Voraussetzungen des Art. 
10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80 ist er in Bezug auf die Unterstützung der Arbeitsämter bei der 
Beschaffung eines Arbeitsplatzes letztlich wie ein Inländer zu behandeln. Er hat da-
her einen Anspruch auf gleiche Vermittlungsbemühungen und -bedingungen, berufli-
che Wiedereingliederungsmaßnahmen, Arbeitslosengeld und Förderung der berufli-
chen Qualifikation wie ein Inländer.  
 
Sowohl Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 als auch Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80, welche den dis-
kriminierungsfreien Zugang zu Schul- und Ausbildung betreffen, sind unmittelbar an-
wendbar. Begünstigt sind entgegen seinem Wortlaut nicht nur Kinder mit türkischer 
Staatsangehörigkeit sondern auch drittstaatsangehörige Kinder türkischer Arbeit-
nehmer. Erforderlich ist, dass zumindest ein Elternteil in dem betreffenden Mitglied-
staat lebt und dort erwerbstätig ist oder war. Eine Altersgrenze ist nicht festgelegt, so 
dass auch volljährige Kinder in den Genuss der Rechte aus Art. 9 ARB Nr. 1/80 
kommen können. Die Voraussetzung des ordnungsgemäßen, d.h. rechtmäßigen 
Wohnens bei den Eltern ist großzügig auszulegen. Ausreichend ist ein Nebenwohn-
sitz. Art. 9 S. 1 ARB Nr. 1/80 gewährt den diskriminierungsfreien Zugang zum allge-
meinen Unterricht. Umfasst ist neben Schul-, Vorschul- und Berufsausbildung auch 
das Universitätsstudium inklusive Studienaufenthalte im Ausland. Art. 9 S. 1 ARB Nr. 
1/80 umfasst auch das Recht auf gleiche Ausgestaltung des Unterrichts sowie auf 
Erteilung einer Arbeitserlaubnis, sofern eine solche für die Ausbildung erforderlich ist. 
Art. 9 S. 2 ARB Nr. 1/80 gewährt den Kindern türkischer Arbeitnehmer dieselben so-
zialen Vergünstigungen im Rahmen der Ausbildung, wie sie auch inländischen Kin-
dern gewährt werden. Dies umfasst auch die für die jeweilige Ausbildung vorgesehe-




Das Gleichbehandlungsgebot in Art. 3 ARB Nr. 3/80 ist unmittelbar anwendbar. Be-
günstigt sind Arbeitnehmer sowie deren Familienangehörige und Hinterbliebene. Die 
Arbeitnehmereigenschaft ist bereits dann zu bejahen, wenn eine Person nur gegen 
ein einziges Risiko in einem allgemeinen oder besonderen System der sozialen Si-
cherheit pflichtversichert oder freiwillig versichert ist. Familienangehörige sind zum 
einen die Personen, die in den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen ge-
währt werden, als Familienangehörige bestimmt, anerkannt oder als Haushaltsange-
hörige bezeichnet sind. Fehlt es an einer solchen Festlegung, sind als Familienange-
hörige der Ehegatte, die minderjährigen Kinder und die unterhaltsberechtigten voll-
jährigen Kinder anzusehen. Hinterbliebene sind alle Personen, die in den Rechtsvor-
schriften, nach denen die Leistungen gewährt werden, als Hinterbliebene bestimmt 
oder anerkannt sind. Sofern eine solche Bestimmung nicht getroffen ist, sind diejeni-
gen als Hinterbliebene anzusehen, die bis zu dem Tod des Arbeitnehmers als seine 
Familienangehörigen zu gelten hatten. Der Art. 3 ARB Nr. 3/80 setzt nicht voraus, 
dass der Berechtigte innerhalb der EU oder aus der Türkei in die EU gewandert ist. 
Anders als in dem entsprechenden Gemeinschaftsrecht ist ein Wanderungselement 
daher nicht gefordert. In Art. 4 ARB Nr. 3/80 ist der sachliche Geltungsbereich des 
ARB Nr. 3/80 festgelegt. Dieser umfasst alle Rechtsvorschriften über Zweige der so-
zialen Sicherheit in Bezug auf Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Invalidität 
einschließlich der Leistungen, die zur Erhaltung oder Besserung der Erwerbsfähigkeit 
bestimmt sind, Leistungen bei Alter, Leistungen an Hinterbliebene, Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, Sterbegeld, Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
und Familienleistungen. Ausgenommen sind Sozialhilfe und Leistungssysteme für 
Opfer des Krieges und seiner Folgen. Voraussetzung, um in den Genuss der Rechte 
aus Art. 3 ARB Nr. 3/80 zu kommen, ist nur der gewöhnliche Aufenthalt in dem Mit-
gliedstaat. Der Besitz einer Aufenthaltserlaubnis ist nicht erforderlich, so dass bei-
spielsweise auch geduldete Personen durch das Diskriminierungsverbot des Art. 3 
ARB Nr. 3/80 geschützt sein können. Folge dieses Diskriminierungsverbotes ist, dass 
der Berechtigte in Bezug auf die vom sachlichen Geltungsbereich des ARB Nr. 3/80 
umfassten Leistungen der sozialen Sicherheit genauso behandelt werden müssen 
wie die Staatsangehörigen des Aufnahmemitgliedstaats. Die Rechtsvorschriften die-
ses Mitgliedstaates dürfen die Gewährung der Leistungen nicht von zusätzlichen  
oder strengeren Voraussetzungen abhängig machen, als sie für die Staatsangehöri-
gen dieses Mitgliedstaates gelten. Zur Bestimmung der Tragweite des Diskriminie-
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rungsverbotes aus Art. 3 ARB Nr. 3/80 kann grundsätzlich auf die Rechtsprechung 
des EuGH zu den Diskriminierungsverboten aus Art. 3 Abs. 1 VO 1408/71 bzw. jetzt 
Art. 4 VO 883/2004 und aus den Europa-Mittelmeer-Abkommen mit den Maghreb-
staaten zurückgegriffen werden. Auch der Art. 3 ARB Nr. 3/80 verbietet unmittelbare 
und mittelbare Diskriminierungen. Nur in Ausnahmefällen kann sich aus dem Diskri-
minierungsverbot eine Pflicht zur Gleichstellung von Leistungen, Einkünften, Sach-
verhalten oder Ereignissen, welche ihren Ursprung in einem anderen Mitgliedstaat 
als demjenigen haben, in welchem Leistungen geltend gemacht werden, ergeben. 
Das Diskriminierungsverbot ist von jedem Mitgliedstaat zu berücksichtigen, in dem 
der Betroffene Rechte im Rahmen der sozialen Sicherheit erworben oder sozialrecht-
lich relevante Zeiten zurückgelegt hat. Dies gilt unabhängig vom aktuellen Wohnsitz 
des Betroffenen. Dies bedeutet aber nicht, dass über das Diskriminierungsverbot aus 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 3/80 unmittelbar eine Zusammenrechnung von Versicherungszeiten 
erreicht werden kann, die der Arbeitnehmer in verschiedenen Mitgliedstaaten zu-
rückgelegt hat. Der Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 führt nur dazu, dass in bestimmten 
Fällen Sachverhalte, die in einem anderen Mitgliedstaat entstanden sind, auch von 
dem Mitgliedstaat, in welchem die Rechte geltend gemacht werden, zu berücksichti-
gen sind. Es geht hierbei um Fälle, in denen durch die Berücksichtigung des in dem 
anderen Mitgliedstaat entstandenen Sachverhaltes eine andere Voraussetzung für 
die Gewährung der betreffenden Leistung nachgewiesen werden soll als allein die 
erforderliche Dauer der Versicherungszeit. Eine Zusammenrechnung der Versiche-
rungszeiten hat aber aufgrund des Diskriminierungsverbotes des Art. 3 Abs. 1 ARB 
Nr. 3/80 dann zu erfolgen, wenn bei Inländern nach den nationalen Vorschriften eine 
Zusammenrechnung mit den in einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegten Versi-
cherungszeiten vorgenommen wird. 
  
Auch in der Wohnortklausel des Art. 6 Abs. 1 ARB Nr. 1/80 ist ein Diskriminierungs-
verbot zu sehen. Nach dieser Vorschrift dürfen Geldleistungen bei Invalidität, Alter 
oder für die Hinterbliebenen sowie die Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrank-
heiten, auf die nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten An-
spruch erworben worden ist, nicht deshalb gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, 
entzogen oder beschlagnahmt werden, weil der Berechtigte in der Türkei oder im 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates wohnt, in dessen Gebiet der zur 
Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat. Diese Vorschrift ist unmittelbar anwend-
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bar. Die Anwendung dieser Vorschrift führt nicht zu einem Verstoß gegen das Bes-
serstellungsverbot aus Art. 59 ZP bei beitragsunabhängigen Sonderleistungen. Zwar 
kann bei EU-Staatsangehörigen die Exportmöglichkeit für diese Leistungen ausge-
schlossen werden. EU-Staatsangehörige und türkische Staatsangehörige befinden 
sich diesbezüglich jedoch nicht in derselben Situation. EU-Staatsangehörigen ver-
bleibt ihr Freizügigkeitsrecht anders als türkischen Arbeitnehmern auch nach Eintritt 
der Arbeitsunfähigkeit bzw. dem Verlassen des Arbeitsmarktes durch Verrentung. 
Nur EU-Staatsangehörige können dem Verlust der Rechte daher ohne Weiteres 
durch weiteren Verbleib in dem betreffenden Mitgliedstaat entgehen.  
 
4. Zusammenfassung und Ergebnisse Teil 4 
    Aufenthaltsrechte aus Diskriminierungsverboten 
Türkische Staatsangehörige, denen eine Arbeitserlaubnis erteilt worden ist, welche 
ihr Aufenthaltsrecht in zeitlicher Hinsicht übersteigt, bzw. denen zu irgendeiner Zeit 
ab dem Inkrafttreten des ARB Nr. 1/80 eine solche überschießende Arbeitserlaubnis 
zu erteilen gewesen wäre, können aus dem Diskriminierungsverbot aus Art. 10 ARB 
Nr. 1/80 ein Aufenthaltsrecht ableiten. Weitere Voraussetzungen sind, dass die Ar-
beitserlaubnis nach ihrer ursprünglichen Erteilungsdauer weiterhin Gültigkeit hat bzw. 
hätte und dass die Betroffenen im Zeitpunkt des Ablaufs ihrer Aufenthaltserlaubnis 
dem regulären Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates angehören. Letzteres ist dann der 
Fall, wenn sie entweder in einem Arbeitsverhältnis stehen oder nach Verlust des Ar-
beitsplatzes alle in dem Mitgliedstaat vorgesehenen Formalitäten für Arbeit Suchen-
de erfüllen und die begründete Aussicht auf ein neues Arbeitsverhältnis innerhalb 
eines angemessenen Zeitraumes besteht. Vorbehaltlich anders lautender nationaler 
Regelungen ist als angemessen mindestens ein Zeitraum von sechs Monaten anzu-
sehen. Dieser Zeitraum kann aber unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles zu verlängern sein. Ein Aufenthaltsrecht aus einer überschießenden Ar-
beitserlaubnis kann sich in Deutschland sowohl für die Zeit vor als auch nach dem 
Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes ergeben. Die nach deutschem Recht auch 
bis zum Inkrafttreten gegebene Abhängigkeit der Arbeitserlaubnis von der Aufent-
haltserlaubnis ist unbeachtlich. Den EU-Mitgliedstaaten ist es untersagt, die prakti-
sche Wirksamkeit des Diskriminierungsverbotes dadurch zu unterlaufen, dass durch 
nach nationalem Recht zulässige aufenthaltsbeschränkende Maßnahmen die Aus-
übung des ursprünglich eingeräumten Rechtes zu Beschäftigung verhindert wird. 
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Anderes gilt nur, wenn dies zum Schutz eines berechtigten Interesses des Staates 
geboten ist. Die Änderungen durch das am 01.01.2005 in Kraft getretene Zuwande-
rungsgesetz sind unbeachtlich, da andernfalls ein Verstoß gegen das Standstill-
Gebot aus Art. 13 ARB Nr. 1/80 vorliegen würde. Nach den durch das Zuwande-
rungsgesetz eingeführten Regelungen gilt eine vor Inkrafttreten des Zuwanderunge-
setztes erteilte unbefristete Arbeitserlaubnis nur noch als verwaltungsinterne Zu-
stimmung zur Aufnahme einer Beschäftigung fort. Weiter wird ab dem 01.01.2005 
keine die Aufenthaltserlaubnis in zeitlicher Hinsicht übersteigende Arbeitserlaubnis 
mehr erteilt. Stattdessen entsteht die Arbeitserlaubnis in Abhängigkeit von der Auf-
enthaltserlaubnis per Gesetz bzw. wird von den Ausländerbehörden in einer einheitli-
chen Entscheidung zusammen mit der Aufenthaltserlaubnis erteilt. Diese Änderung 
entfaltet für türkische Arbeitnehmer aber keine Wirkung, da sie andernfalls entgegen 
dem Standstill-Gebot aus Art. 13 ARB Nr. 1/80 schlechter gestellt würden als nach 
den vor Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes geltenden Regelungen. Das sich 
aus dem Diskriminierungsverbot des Art. 10 ARB Nr. 1/80 ergebende Aufenthalts-
recht steht unter dem ordre public-Vorbehalt des Art. 14 ARB Nr. 1/80. Obwohl gute 
Gründe dafür sprechen würden sind nach der Rechtsprechung des EuGH die Rege-
lungen der Art. 27, 28 Abs. 2 und 3 RL 2004/38/EG, welche den Entzug des Freizü-
gigkeitsrechtes in Abhängigkeit von der Dauer des Betroffenen in dem Mitgliedstaat 
von strengeren Voraussetzungen abhängig machen, in diesem Rahmen nicht an-
wendbar. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist der Entzug der Aufenthaltserlaub-
nis nach Art. 14 ARB Nr. 1/80 anhand der Kriterien des Art. 12 der RL 2006/109 zu 
beurteilen, welche die Ausweisung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaats-
angehörigen regelt. Der EuGH hat weiterhin festgestellt, dass die Ausnahme der öf-
fentlichen Ordnung auch in Bezug auf die assoziationsrechtliche Freizügigkeit eng 
auszulegen ist und dass der Entzug des Freizügigkeitsrechtes zur Wahrung eines 
Grundinteresses der Aufnahmemitgliedstaates unerlässlich sein muss.  
 
Das Diskriminierungsverbot schützt zum einen das im Zeitpunkt des Ablaufs der Auf-
enthaltserlaubnis bestehende aktuelle Arbeitsverhältnis. Das Aufenthaltsrecht aus 
dem Diskriminierungsverbot des Art. 10 ARB Nr. 1/80 bleibt auch bestehen, wenn die 
Arbeitsstelle gewechselt wird. Es geht aber dann verloren, wenn der Arbeitnehmer 
dem Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates nicht mehr angehört. Auch wenn der Arbeit-
nehmer die EU ohne besonderen Grund verlässt geht das Aufenthaltsrecht aus dem 
252 
 
Diskriminierungsverbot verloren. Das Gleiche gilt, wenn der ordre public-Vorbehalt 
des Art. 14 ARB Nr. 1/80 dies erfordert. Im Rahmen des Entzuges des Aufenthalts-
rechtes ist weiterhin das Vier-Augen-Prinzip des Art. 9 Abs. 1 RL 64/221/EWG ein-
zuhalten. Dies bedeutet, dass der Wegfall des Widerspruchsverfahrens in einigen 
Bundesländern zur Rechtswidrigkeit der entsprechenden Entscheidungen führt. 
 
Auch aus Art. 10 Abs. 2 ARB Nr. 1/80, wonach türkischen Arbeitnehmern und ihren 
Familienangehörigen ein Anspruch auf Unterstützung der Arbeitsämter bei der Ar-
beitsplatzsuche zusteht wie einem gemeinschaftsangehörigen Arbeitnehmer, kann 
sich ein Aufenthaltsrecht ergeben. Dieses Recht entsteht dann, wenn der Arbeitneh-
mer oder der Familienangehörige bereits Rechte aus Art. 6 oder 7 ARB Nr. 1/80 er-
worben hat. Auch das Recht auf Unterstützung der Arbeitsämter bei der Arbeitsplatz-
suche kann nur dann effektiv wahrgenommen werden, wenn es einhergeht mit einem 
entsprechenden Aufenthaltsrecht.  
 
Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 kann ebenfalls ein Aufenthaltsrecht ermöglichen. 
Nach seinem Wortlaut betrifft diese Vorschrift das Recht auf Zulassung zum allge-
meinen Schulunterricht, zur Lehrlingsausbildung und zur beruflichen Bildung unter 
der Bedingung derselben Qualifikation wie die Kinder des Mitgliedstaates. Aus dieser 
Vorschrift ergibt sich kein Recht auf erstmalige Erteilung der Aufenthaltserlaubnis. 
Die Entscheidung hierüber bleibt grundsätzlich den Mitgliedstaaten überlassen. Droht 
dem Betroffenen aber der Abbruch der Schul- oder Berufsausbildung aufgrund des 
Ablaufs seiner Aufenthaltserlaubnis nach Beginn der Ausbildung, muss der Art. 9 
Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80 auch ein Aufenthaltsrecht beinhalten. Andernfalls könnte 
der Betroffene das dort enthaltene Recht nicht wirksam wahrnehmen. Im Übrigen 
widerspräche dies auch der Zielsetzung des Art. 9 Abs. 1 S. 1 ARB Nr. 1/80, die In-
tegration des Arbeitnehmers in den Arbeitsmarkt des Mitgliedstaates zu fördern. Der 
Grund für die ursprüngliche Einreise des Kindes in den Mitgliedstaat ist unerheblich. 
Das Aufenthaltsrecht muss für die Dauer der Ausbildung gelten.  
 
II. Fazit und Ausblick 
Die Untersuchung hat gezeigt, dass sich aus den assoziationsrechtlichen Diskrimi-
nierungsverboten weit reichende Rechte für türkische Arbeitnehmer und ihre Fami-
lienangehörigen ergeben können. Diese Rechte entsprechen in weiten Teilen denje-
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nigen, welche den EU-Staatsangehörigen zustehen, die in einem anderen Mitglied-
staat als ihrem Herkunftsstaat Wohnsitz genommen haben. Festzustellen ist aber 
auch, dass deutsche Gerichte oftmals bestrebt sind, die assoziationsrechtlichen Re-
gelungen möglichst restriktiv auszulegen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf et-
waige aufenthaltsrechtliche Ansprüche der Betroffenen. Nicht selten musste erst 
durch den EuGH klargestellt werden, dass die in Frage kommende Bestimmung 
überhaupt unmittelbare Anwendung findet und in welchem Sinne sie anzuwenden ist. 
Hierbei ist die Grundtendenz des EuGH auszumachen, den einzelnen Bestimmungen 
praktische Wirksamkeit zukommen zu lassen und sie entsprechend der vergleichba-
ren gemeinschaftsrechtlichen Regelung auszulegen. Dies gilt trotz der in neueren 
Entscheidungen des EuGH auszumachenden Neigung, den wirtschaftlichen Zweck 
der Assoziation in den Vordergrund zu rücken. Berücksichtigt man den Sinn und 
Zweck des Assoziierungsabkommens und der ARB Nr. 1/80 und Nr. 3/80 und wendet 
man die einschlägigen Auslegungsregeln konsequent an, kann man nur zu dem Er-
gebnis kommen, dass die assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverbote im Zweifel 
weit und entsprechend der gemeinschaftsrechtlichen Regelung auszulegen sind.  
 
Da der EU-Beitritt der Türkei nicht in der nächsten Zeit zu erwarten ist wird das As-
soziationsrecht für den Umfang der Rechte der türkischen Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen auf absehbare Zeit noch eine herausragende Bedeutung ha-
ben. Es ist damit zu rechnen, dass der EuGH sich noch häufig mit dem Assoziations-
recht wird befassen müssen. Dies gilt insbesondere für die Frage der aufenthalts-
rechtlichen Wirkung des Diskriminierungsverbotes aus Art. 10 Abs. 1 ARB Nr. 1/80. 
Aber auch die Frage, welche Rechte sich aus dem Diskriminierungsverbot in Art. 10 
Abs. 1 ARB Nr. 1/80 im Hinblick auf die „sonstigen Arbeitsbedingungen“ sowie aus 
dem sozialrechtlichen Diskriminierungsverbot in Art. 3 ARB Nr. 3/80 ergeben, dürfte 
sowohl die deutschen Gerichte als auch den EuGH noch beschäftigen.  
 
Wie bereits in der Einleitung angesprochen, können die vorliegend gefundenen Er-
gebnisse auch Bedeutung für die Auslegung von Diskriminierungsverboten in  weite-
ren Assoziierungsabkommen, welche die EU mit potentiellen Beitrittskandidaten ge-
schlossen hat, haben. Auch in anderen Assoziierungsabkommen sind in der Regel 
Diskriminierungsverbote enthalten. Voraussetzung für eine übereinstimmende Ausle-
gung ist, dass die Assoziierungsabkommen eine vergleichbare Zielsetzung haben. 
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Für eine Übertragung der vorliegend gefundenen Ergebnisse auf andere Abkommen 
kommen aktuell daher vor allem die Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen, 
welche die EU mit einigen westlichen Balkanländern geschlossen hat, in Frage. Das 
Assoziierungsabkommen mit der Türkei dient zur Vorbereitung des EU-Beitritts der 
Türkei. Bei den Assoziierungen mit Mazedonien, Albanien, Montenegro, Bosnien-
Herzegowina und Serbien handelt es sich ebenfalls um Beitrittsassoziierungen. Dies 
folgt jeweils aus den Begründungserwägungen der Abkommen, in denen die Staaten 
als potentielle Beitrittskandidaten bezeichnet werden. Mazedonien, Serbien und 
Montenegro haben auch mittlerweile den Kandidatenstatus erlangt. Die Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommen mit den genannten Staaten enthalten zwar kein 
allgemeines Diskriminierungsverbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit, verbieten 
aber durchgängig die Diskriminierung der Arbeitnehmer, die in einem Mitgliedglied-
staat legal beschäftigt sind, hinsichtlich der Arbeits-, Entlohnungs- und Kündigungs-
bedingungen. Eine Übertragbarkeit der zu den hier untersuchten entsprechenden 
assoziationsrechtlichen Diskriminierungsverboten gefundenen Ergebnisse kommt 
insoweit in Frage. Jedenfalls kann die vorliegende Untersuchung eine Anregung ge-
ben, auch die rechtlichen Auswirkungen der in anderen Assoziierungsabkommen 
enthaltenen Diskriminierungsverbote nicht zu vernachlässigen. 
 
